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d) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
- Drucksache 13/698 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

e) zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksachen 12/7538,12/8234 Nr. 1.3, 13/725 Nr. 58 - 

Zwischenbericht der Bundesregierung über die Möglichkeit, 
die Kraftfahrzeugsteuer für Kraftfahrzeuge mit einem verkehrsrechtlich 
zulässigen Gesamtgewicht zwischen 12 t und 16 t im Zusammenhang 
mit der Einführung einer Autobahngebühr ab 1. Januar 1995 abzusenken 

f) zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates 
- Drucksache 13/1071 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Senkung der Mineralölsteuer für erdgasbetriebene 
Fahrzeuge 

A. Problem 

a) Entwurf eines Jahressteuergesetzes 1996 (Drucksache 13/901) 

Aufgrund des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 
25. September 1992 soll das Existenzminimum von der Einkom-
mensteuer freigeste llt werden. Die mit dem Steueränderungsge-
setz 1992 begonnene und mit dem Standortsicherungsgesetz fo rt

-geführte Reform der Unternehmensbesteuerung soll in einer drit-
ten Stufe fortgesetzt werden. Das steuerliche Förderungsinstru-
mentarium für die neuen Bundesländer soll fortgeführt werden, 
bedarf aber der Konzentration und Straffung. Die gewachsene 
Kompliziertheit des Steuerrechts erfordert Maßnahmen zur Steu-
ervereinfachung. 

b) Bericht über die Höhe des Existenzminimums 
(Drucksache 13/381) 

Der Bericht der Bundesregierung über das Existenzminimum von 
Kindern und Familien kommt zu dem Ergebnis, daß das Existenz-
minimum im Jahre 1996 bei Alleinstehenden 11 874 DM, bei 
Haushalten mit zwei Erwachsenen 20 118 DM und bei Kindern 
6 288 DM beträgt. 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/1558 

c) Antrag „Für einen gerechten, verfassungsgemäßen 
und unbürokratischen Familienleistungsausgleich „ 

 (Drucksache 13/16) 

Die Antragsteller fordern die Bundesregierung zur Vorlage eines 
Gesetzentwurfs auf, der auf den Ersatz des steuerlichen Kinder-
freibetrags, des einkommensabhängigen Kindergelds und des 
Kindergeldzuschlags durch ein einheitliches Kindergeld von 
250 DM monatlich abzielt, das im Wege der sog. Finanzamts-
lösung als Abzug von der Steuerschuld berücksichtigt wird. Für 
kinderreiche Familien soll ein Familienzuschlag gezahlt werden. 
Der Splittingeffekt bei Ehegatten soll ab einem Bruttoeinkommen 
von 100 000 DM begrenzt werden. 

d) Antrag „Soziale und gerechte Einkommensteuerreform 1996 „ 
 (Drucksache 13/936) 

Die Antragsteller fordern die Bundesregierung auf, einen Gesetz-
entwurf vorzulegen, der einen tariflichen Grundfreibetrag von 
14 000 DM, den Ersatz des steuerlichen Kinderfreibetrags durch 
ein einheitliches Kindergeld von 300 DM, die Abschaffung des 
Ehegattensplittings, eine Reform des Einkommensteuertarifs und 
Maßnahmen zur Verbreiterung der Bemessungsgrundlage vor- 
sieht. 

e) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuer-
gesetzes (Drucksache 13/698) 

Die Koalitionsfraktionen halten es für erforderlich, die für den 
deutschen Güterkraftverkehr in der EU bestehenden steuerlichen 
Wettbewerbsverzerrungen durch eine Senkung der Kraftfahr-
zeugsteuer für sog. Altfahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtge-
wicht zwischen 12 t und 16 t zu mildern. 

f) Zwischenbericht über die Möglichkeit zur Senkung 
der Kraftfahrzeugsteuer für bestimmte Kraftfahrzeuge 
(Drucksachen 12/7538, 12/8234 Nr. 1.3, 13/725 Nr. 58) 

Die Bundesregierung hat in dem Zwischenbericht mitgeteilt, daß 
die von ihr erbetenen Untersuchungen über die Möglichkeit zur 
Senkung der Kraftfahrzeugsteuer für bestimmte Kraftfahrzeuge 
seinerzeit noch nicht abgeschlossen werden konnten. Ein von ihr 
in Auftrag gegebenes diesbezügliches Gutachten lag zum Zeit-
punkt der Erstattung des Zwischenberichts noch nicht vor. 

g) Entwurf eines Gesetzes zur Senkung der Mineralölsteuer für 
erdgasbetriebene Fahrzeuge (Drucksache 13/1071) 

Der Gesetzentwurf zielt darauf ab, den Mineralölsteuersatz für  

Erdgas als Kfz-Treibstoff für einen Zeitraum von 15 Jahren auf 
den EU-Mindeststeuersatz zu senken, um die rasche Einführung 
des umweltschonenden Erdgases als Kraftstoff zum Antrieb von 
Nutzfahrzeugen zu fördern. 
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B. Lösung 

a) Entwurf eines Jahressteuergesetzes 1996 (Drucksache 13/901) 

Annahme des Gesetzentwurfs in einer vom Ausschuß in erheb-
lichem Umfang veränderten Fassung. Der von den Koalitionsfrak-
tionen eingebrachte Gesetzentwurf sieht zahlreiche Steuerrechts-
änderungen vor, von denen insbesondere hervorzuheben sind: 

- Steuerfreistellung des Existenzminimums in Höhe von 
12 095 DM/24 191 DM (Alleinstehende/Verheiratete) außer

-

halb des Einkommensteuertarifs durch Einführung einer 
„Grundentlastung", die mit steigendem Einkommen stetig ab-
gebaut wird und bei einem zu versteuernden Einkommen von 
43 361 DM/86 723 DM 'ausläuft; zugleich Einführung eines 
neuen Einkommensteuertarifs, bei dem 

- die Steuerbelastung mit einem Anfangssatz von 2,82 v. H. 
„von der ersten Mark" an beginnt und linear bis zu einem 
Steuersatz von 19,5 v. H. bei einem zu versteuernden Ein-
kommen von 12 095 DM/24 191 DM ansteigt, 

- im Anschluß daran die Progression bei durchgehender Ab-
senkung der Grenzbelastung um 0,7 v. H.-Punkte parallel 
zum bisherigen Progressionsverlauf linear weitergefüh rt 

 wird, so daß sich eine Rechtsverschiebung dieses Teils der Ta-
rifkurve von 2 322 DM/4 644 DM ergibt, 

- der unveränderte Spitzensteuersatz von 53 v. H. bzw. 47 v H. 
bei gewerblichen Einkünften bei einem gleichfalls um 
2 322 DM/4 644 DM erhöhten zu versteuernden Einkommen 
von 122 364 DM/244 728 DM bzw. 102 546 DM/205 092 DM 
erreicht wird, 

- Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer, 

- Ausdehnung des Freibetrags bei der Gewerbeertragsteuer in 
Höhe von 48 000 DM auf jeden vollhaftenden Gesellschafter

-

Geschäftsführer einer Personengesellschaft; Spreizung der 
Meßzahlstufen für Einzelunternehmen und Personengesell-
schaften bei der Gewerbeertragsteuer von 24 000 DM auf 
30 000 DM; Senkung der Steuermeßzahl für den Gewerbeertrag 
einschließlich der Steuermeßzahlen im Bereich der Staffelung 
um jeweils 10 v. H., 

- Beteiligung der Gemeinden am Aufkommen der Umsatzsteuer 
in Höhe von 2,7 v. H., 

- Erhöhung der Einheitswertgrenze für die Inanspruchnahme 
der mittelstandsbezogenen Sonderabschreibung und Anspar-
abschreibung von 240 000 DM auf 300 000 DM, 

- Reduzierung der degressiven Abschreibung für bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens von 30 v. H. auf 
25 v. H., 

- Einführung eines Bewertungsabschlags von 25 v. H. für das 
den Freibetrag von 500 000 DM übersteigende Betriebsvermö-
gen sowie Einbeziehung der Anteile an Kapitalgesellschaften 
in den Freibetrag und den Bewertungsabschlag für das Be- 
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triebsvermögen bei wesentlichen Beteiligungen an Kapitalge-
sellschaften bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer, 

- Senkung der Sonderabschreibungen für Ausrüstungsinvesti-
tionen in den neuen Bundesländern von 50 v. H. auf 40 v. H. 
bei Verlängerung dieser Steuervergünstigung für die Jahre 
1997 und 1998, 

- Senkung der Sonderabschreibungen in den neuen Bundeslän-
dern für Betriebsgebäude im verarbeitenden Gewerbe von 
50 v. H. auf 40 v. H. bei eigenbetrieblicher Nutzung und auf 
20 v. H. bei fremdbetrieblicher Nutzung bei Verlängerung die-
ser Steuervergünstigung für die Jahre 1997 und 1998, 

- Senkung der Sonderabschreibungen in den neuen Bundeslän-
dern für Betriebsgebäude in den übrigen Wi rtschaftsbereichen 
von 50 v. H. auf 20 v. H. und Verlängerung dieser Steuerver-
günstigung für die Jahre 1997 und 1998, 

- Senkung der Sonderabschreibungen in den neuen Bundeslän-
dern für den Mietwohnungsbau von 50 v. H. auf 20 v. H. bei 
Verlängerung dieser Steuervergünstigung für die Jahre 1997 
und 1998, 

- Senkung der Sonderabschreibungen für die Modernisierung 
und Sanierung von Gebäuden in den neuen Bundesländern 
von 50 v. H. auf 40 v. H. bei Verlängerung dieser Steuervergün-
stigung für die Jahre 1997 und 1998, 

- Einführung einer Steuerermäßigung für Darlehen zur Verstär-
kung des haftenden Kapitals von Meinen und mittleren Betrie-
ben in den neuen Bundesländern für die Jahre 1996 bis 1998 in 
Anlehnung an den früheren § 16 des Berlinförderungsgesetzes 
bei einem Darlehens-Plafond von 500 Mio. DM, 

- Verlängerung der Investitionszulage von 5 v. H. in den neuen 
Bundesländern nur für das verarbeitende Gewerbe für die 
Jahre 1997 und 1998, 

- Verlängerung der Investitionszulage von 10 v. H. für das mittel-
ständische verarbeitende Gewerbe und Handwerk in den 
neuen Bundesländern für die Jahre 1997 und 1998, 

- Befristete Ausdehnung der steuerneutralen Wiederanlage be-
trieblicher Veräußerungsgewinne auf den Erwerb von Anteilen 
an mittelständischen Kapitalgesellschaften in den neuen Bun-
desländern und an Kapitalbeteiligungsgesellschaften, die sich 
an mittelständischen Unternehmen in den neuen Bundeslän-
dern beteiligen, 

- Verlängerung der Aussetzung der Vermögensteuer in den 
neuen Bundesländern bis einschließlich 1998, 

- Einführung einer Betriebsausgaben-Pauschale von 8 v. H. des 
Umsatzes bei kleineren Gewerbetreibenden und Freiberuflern 
und Schaffung einer Ermächtigung zur Einführung von Be- 
triebsausgaben-Pauschalen für kleinere Gewerbetreibende be-
stimmter Berufs- und Gewerbezweige und für Freiberufler in 
Höhe bestimmter Prozentsätze der Umsätze, 
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- Einführung einer Werbungskosten-Pauschale bei den Einkünf-
ten aus Vermietung und Verpachtung in Höhe von 42 DM/qm 
Wohnfläche, 

- Vereinheitlichung und Vereinfachung der Pauschalen für Ver-
pflegungsmehraufwand bei Dienstreisen, Einsatzwechseltätig-
keiten und Fahrtätigkeiten, 

- Einführung einer Kurzveranlagung zur Einkommensteuer mit 
einem zusätzlichen Sonderfreibetrag von 1 200 DM/2 400 DM, 

- Erhöhung des Pauschsteuersatzes von 15 v. H. auf 25 v. H. für 
im Ausland wohnende und im Inland tätige selbständige 
Künstler und Sportler und Anwendung der Lohnsteuertabelle 
für abhängig beschäftigte Künstler und Sportler, die im Aus-
land wohnen und im Inland tätig werden, 

- Einführung eines Wahlrechts, Steuererklärungen für zwei 
Jahre gemeinsam abzugeben, 

- Verlängerung der Frist für die Abgabe der Umsatzsteuer-Vor-
anmeldung vom 10. auf den 28. Tag nach Ablauf des Voranmel-
dungszeitraums und Wegfall der Dauerfristverlängerung, 

- Neuregelung des Umsatzsteuer-Voranmeldungsverfahrens bei 
Anhebung der Grenze für Monatszahler von 6 000 DM auf 
12 000 DM, 

- Förderung der Überlassung von Vermögensbeteiligungen auf-
grund tarifvertraglich zugelassener Betriebsvereinbarungen 
bei Anlagefreiheit zwischen allen Beteiligungsformen, 

- Anhebung der Einkommensgrenzen bei der Arbeitnehmer

-

Sparzulage von 27 000 DM/54 000 DM auf 35 000 DM/ 
30 000 DM. 

In Ergänzung bzw. Abänderung des Gesetzentwurfs empfiehlt 
der Ausschuß insbesondere folgende Maßnahmen: 

- Umgestaltung des Einkommensteuertarifs in der Form, daß 

- das - gegenüber dem Gesetzentwurf mit 12 095 DM/ 
24 191 DM unveränderte - steuerfreie Existenzminimum wie-
der  -in  Form eines Grundfreibetrages in den Ta rif integriert 

 wird, 

- der Eingangssteuersatz 25,9 v. H. statt 19,5 v. H. be trägt, 

- auf die durchgehende Absenkung der Grenzsteuerbelastung 
um 0,7 v. H.-Punkte verzichtet wird und 

- der Progressionsverlauf bei einem zu versteuernden Einkom-
men von rd. 55 700 DM/111400 DM wieder in den geltenden 
Tarif einmündet, 

- Neuregelung der Einkommensbesteuerung sog. Grenzpendler, 
die EU-Staatsangehörige sind und auch in einem EU-Mitglied-
staat wohnen, insbesondere durch Ausdehnung des Splitting-
Verfahrens, des Haushaltsfreibetrags für Alleinerziehende, des 
begrenzten Realsplittings und der Abzugsfähigkeit von Kinder-
betreuungskosten auf diesen Personenkreis; zugleich Anhe-
bung des Unterhaltsfreibetrags von 7 200 DM auf 12 000 DM 
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und Reduzierung des „Beamtenprivilegs" (§ 1 Abs. 3 EStG) auf 
an einen ausländischen Dienstort versetzte Angehörige des 
öffentlichen Dienstes ohne diplomatischen oder konsularischen 
Status, 

- grundlegende Neuordnung des zu einem Familienleistungs-
ausgleich fortentwickelten Familienlastenausgleichs durch al-
ternative Inanspruchnahme eines von 4 104 DM auf 6 264 DM 
erhöhten Kinderfreibetrags oder eines vom Elterneinkommen 
unabhängigen Kindergeldes, das auf monatlich 200 DM für 
erste und zweite Kinder, 300 DM für dritte und 350 DM für 
vierte und weitere Kinder erhöht wird, wobei 

- die Durchführung des Familienleistungsausgleichs der Bun-
desfinanzverwaltung übertragen und das Kindergeld im Ein-
kommensteuerrecht geregelt wird, 

- die Kindbegriffe des Einkommensteuer- und Kindergeld-
rechts harmonisiert werden, 

- der Kinderfreibetrag und das Kindergeld für über 18 Jahre 
alte Kinder bei eigenen Einkünften und Bezügen des Kindes 
in Höhe von 12 000 DM und mehr entfallen, 

- beim Kinderfreibetrag das Monatsprinzip eingeführt und das 
Kindergeld monatlich statt bisher zweimonatlich gezahlt 
wird, 

- die Auszahlung des Kindergeldes nicht nur im öffentlichen 
Dienst durch den Arbeitgeber erfolgt, sondern auch bei priva-
ten Arbeitsverhältnissen vom Arbeitgeber vorgenommen 
wird, 

- sichergestellt wird, daß bei Nichtberücksichtigung des Kin-
derfreibetrages für Zwecke der Zuschlagsteuern (Solidaritäts-
zuschlag, Kirchensteuer) bei der Ermittlung der Bemessungs-
grundlage stets ein fiktiver Kinderfreibetrag berücksichtigt 
wird, 

- Abkopplung der dritten Stufe der Unternehmenssteuerreform 
vom Gesetzentwurf, 

- Einführung einer auf 10 v. H. erhöhten Investitionszulage für 
Betriebe des Groß- und Einzelhandels in den neuen Bundeslän-
dern mit nicht mehr als 50 Beschäftigten für eine Investitions-
summe bis 250 000 DM pro Jahr, sofern der betreffende Betrieb 
nicht in einem Gewerbe-, Industrie- oder Sondergebiet liegt, 

- Einbeziehung von Betrieben in Ber lin (West) in die erhöhte In-
vestitionszulage von 10 v. H. für Bet riebe des verarbeitenden 
Gewerbes und des Handwerks mit nicht mehr als 250 Arbeit-
nehmern, 

- Einbeziehung von Betrieben in Berlin (West) mit nicht mehr als 
250 Arbeitnehmern in die Sonderabschreibungen bis zu 40 v. H. 
für Gebäude des verarbeitenden Gewerbes und bewegliche 
Wirtschaftsgüter im verarbeitenden Gewerbe und Handwerk, 

- Absenkung der Sonderabschreibungen in den neuen Bundes-
ländern für den Mietwohnungsbau statt auf 20 v. H. nur auf 
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25 v. H. bei Aufhebung des Kumulierungsverbots beim Moder-
nisierungsprogramm der Kreditanstalt für Wiederaufbau, 

- Steuerbefreiung der Einnahmen für häusliche Pflegeleistungen 
bis zur Höhe des Pflegegeldes nach § 37 SGB XI, sofern die Lei-
stungen von Angehörigen des Pflegebedürftigen oder anderen 
Personen ausgeführt werden, die damit eine sittliche Verpflich-
tung erfüllen; zugleich Sicherstellung der Schenkungsteuer-
freiheit dieser Be träge, 

- Anerkennung von Verpflegungsmehraufwand auch bei eintä-
gigen Dienstreisen und Beibehaltung des bisherigen Niveaus 
der Verpflegungspauschbeträge für mehrtägige Dienstreisen, 

- Anhebung der Freigrenze für steuerfreie Sachbezüge von 
30 DM auf 50 DM monatlich, 

- Verzicht auf die im Gesetzentwurf vorgesehenen Maßnahmen 
zur Förderung der Überlassung von Vermögensbeteiligungen 
aufgrund tarifvertraglich zugelassener Betriebsvereinbarungen 
und auf die Anhebung der Einkommensgrenzen bei der Ver-
mögensbildung, 

- Verzicht auf den Sonderfreibetrag von 1 200 DM/2 400 DM bei 
der Kurzveranlagung, 

- Umsetzung der Zweiten Umsatzsteuer-Vereinfachungs-Richtli-
nie in deutsches Recht, 

- Verzicht auf die Verlängerung der Abgabefrist für die Umsatz-
steuer-Voranmeldung und auf den Wegfall der Dauerfristver-
längerung. 

- Kfz-Steuerbefreiung für Fahrzeuge von gemeinnützigen oder 
mildtätigen Organisationen für die Zeit, in der sie ausschließ-
lich für humanitäre Hilfsgütertransporte in das Ausland oder 
für zeitlich damit zusammenhängende Vorbereitungsfahrten 
verwendet werden, 

- Senkung der Kraftfahrzeugsteuer für sog. Altfahrzeuge mit 
einem zulässigen Gesamtgewicht zwischen 12 t und 16 t auf 
den um 300 DM abgesenkten Steuertarif für Fahrzeuge der 
Geräuschklasse G 1, 

- Befreiung der Warentransportversicherung von der Versiche-
rungsteuer, sofern die Beförderung ausschließlich im Ausland 
oder im grenzüberschreitenden Verkehr stattfindet, 

- jährliche Durchführung der Umsatzsteuerstatistik anstelle der 
bisher nur jedes zweite Jahr vorzunehmenden Erstellung dieser 
Statistik, Durchführung einer Gewerbesteuerstatistik in drei-
jährigem Turnus und einer Erbschaft- und Schenkungsteuer-
statistik in fünfjährigem Turnus. 

Der Gesetzentwurf in der vom Ausschuß veränderten Fassung 
wurde mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der SPD-Fraktion, der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Gruppe PDS angenommen. Gleiches gilt für 
die vom Ausschuß empfohlenen Entschließungen (Seite 13). 
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b) Bericht über die Höhe des Existenzminimums 
(Drucksache 13/381) 

Kenntnisnahme des Berichts. 

Die Kenntnisnahme erfolgte einstimmig bei Abwesenheit der 
Gruppe PDS. 

c) Antrag „Für einen gerechten, verfassungsgemäßen 
und unbürokratischen Familienleistungsausgleich" 
(Drucksache 13/16) 

Ablehnung des Antrags. 

Die Ablehnung erfolgte mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen gegen die Stimmen der SPD-Fraktion bei Stimmenthal-
tung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und Abwesenheit 
der Gruppe PDS. 

d) Antrag „Soziale und gerechte Einkommensteuerreform 1996" 
(Drucksache 13/936) 

Ablehnung des Antrags. 

Die Ablehnung erfolgte mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der Gruppe PDS bei Stimmenthaltung der SPD-Frak-
tion. 

e) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuer-
gesetzes (Drucksache 13/698) 

Erledigterklärung des Gesetzentwurfs. Die in der Vorlage vorge-
sehene Senkung der Kraftfahrzeugsteuer für sog. Altfahrzeuge 
mit einem zulässigen Gesamtgewicht von 12 t bis 16 t wurde in 
die Ausschußfassung des Entwurfs eines Jahressteuergesetzes 
1996 übernommen. 

Die Erledigterklärung erfolgte einstimmig bei Abwesenheit der 
Gruppe der PDS. Die in die Ausschußfassung des Entwurfs eines 
Jahressteuergesetzes 1996 übernommene Senkung der Kra ft

-fahrzeugsteuer wurde mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der SPD-Fraktion und der Fraktion BOND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Gruppe PDS be-
schlossen. 

f) Zwischenbericht über die Möglichkeit zur Senkung 
der Kraftfahrzeugsteuer für bestimmte Kraftfahrzeuge 
(Drucksachen 12/7538, 12/8234 Nr. 1.3, 13/725 Nr. 58) 

Kenntnisnahme des Zwischenberichts. 

Die Kenntnisnahme erfolgte einstimmig bei Abwesenheit der 
Gruppe PDS. 
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g) Entwurf eines Gesetzes zur Senkung der Mineralölsteuer für 	• 
erdgasbetriebene Fahrzeuge (Drucksache 13/1071) 

Ablehnung des Gesetzentwurfs. 

Die Ablehnung erfolgte mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der SPD-Fraktion bei Abwesenheit der Gruppe PDS. 

C. Alternativen 

Insbesondere folgende Änderungsanträge zum Entwurf eines 
Jahressteuergesetzes 1996 fanden im Ausschuß keine Mehrheit: 

a) Anträge der SPD-Fraktion 

- Steuerfreistellung eines Existenzminimums von 13 000 DM bei 
Ledigen und 26 000 DM bei Verheirateten durch entsprechen-
de Anhebung des Grundfreibetrags im Einkommensteuertarif, 

- Antrag der SPD-Fraktion „Für einen gerechten, verfassungsge-
mäßen und unbürokratischen Familienleistungsausgleich" 
(Drucksache 13/16), 

- Weitergewährung der Sonderabschreibung für den Mietwoh- 
nungsbau in den neuen Bundesländern in Höhe von 40 v. H., 
jedoch nur für Anschaffungs- oder Herstellungskosten bis 
3 500 DM/qm, 

- Begrenzung  des  Steuervorteils für die Steuerermäßigung bei 
Hingabe von Darlehen für kleine und mittlere Bet riebe auf 
12 000 DM und Erhöhung des dabei vorgesehenen Plafonds 
von 500 Mio. DM auf 750 Mio. DM, 

- Verlängerung der Investitionszulage von 8 v. H. für Investitio-
nen, die nach dem 31. Dezember 1992 und vor dem 1. Juli 1994 
begonnen worden sind und vor dem 1. Januar 1999 abgeschlos-
sen werden, im Hinblick auf industrielle Großvorhaben, 

- Verzicht auf die Ausdehnung der steuerneutralen Wiederanla-
gebetrieblicher Veräußerungsgewinne auf den Erwerb von 
Anteilen an mittelständischen Kapitalgesellschaften in den 
neuen Bundesländern und an Kapitalbeteiligungsgesellschaf-
ten, die sich an mittelständischen Unternehmen in den neuen 
Bundesländern beteiligen, 

- Anerkennung eines Pauschbetrags für Verpflegungsmehrauf-
wendungen von 20 DM bei eintägiger Auswärtstätigkeit mit ei-
ner Abwesenheitsdauer von mehr als zehn Stunden, 

- aufkommensneutraler Ersatz der Kilometerpauschale durch 
eine verkehrsmittelunabhängige Entfernungspauschale von 
0,61 DM/km auf der Basis der kürzesten Straßenverbindung, 

- Abzugsverbot von Bestechungs- und Schmiergeldern, wenn 
die Zuwendung strafrechtlich geahndet werden kann, und bei 
Mandatsträgern und „ausländischen Bestechungen", 

- Verzicht auf eine vereinfachte Gewinnermittlung durch Pau-
schalierung von Betriebsausgaben, 
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- Verzicht auf die Einführung einer Werbungskosten-Pauschale 
bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung, 

- Streichung der Abzugsfähigkeit von Aufwendungen für haus-
wirtschaftliche Beschäftigungsverhältnisse als Sonderausga-
ben, 

- Streichung des Sonderausgabenabzugs von Schulgeldzahlun-
gen bei Privatschulen, 

- Streichung der Gesamtregelung zur Einführung einer Kurzver-
anlagung, 

- Streichung der Möglichkeit zur Abgabe der Steuererklärungen 
in zweijährigem Turnus, 

- Anhebung des Pauschsteuersatzes von 15 v. H. für im Ausland 
wohnende und im Inland tätige selbständige Künstler und 
Sportler u. a. auf 30 v. H. statt der im Gesetzentwurf vorgesehe-
nen 25 v. H., 

- Minderung der Bemessungsgrundlage „Einkommensteuer-
schuld" für den Solidaritätszuschlag des Jahres 1995 um 
840 DM pro Kind, 

- Ausdehnung der Beratungsbefugnis der Lohnsteuerhilfever-
eine beim begrenzten Realsplitting vom Unterhaltsverpflichte-
ten auf den Unterhaltsberechtigten, 

- Verzicht auf die Anhebung der Umsatzfreigrenze für Kleinun-
ternehmer von 25 000 DM auf 32 500 DM, 

- Verzicht auf die Einführung eines Bewertungsabschlags von 
25 v. H. für das den Freibetrag von 500 000 DM übersteigende 
Betriebsvermögen sowie auf die Einbeziehung der Anteile an 

 Kapitalgesellschaften in den Freibetrag und den Bewertungs-
abschlag für das Betriebsvermögen bei wesentlichen Beteili-
gungen an Kapitalgesellschaften bei der Erbschaft- und Schen-
kungsteuer, 

- Herabsetzung des Mineralölsteuersatzes für Erdgas, Flüssiggas 
und andere gasförmige Kohlenwasserstoffe, die als Kraftstoff in 
Fahrzeugen verwendet werden, im Sinne des Bundesrats-
entwurfs eines Gesetzes zur Senkung der Mineralölsteuer für 
erdgasbetriebene Fahrzeuge (Drucksache 13/1071). 

b) Anträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

- Nichtverlängerung der Steuervergünstigungen nach dem För-
dergebietsgesetz mit Ausnahme der Fördermaßnahmen für be-
wegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, für land- und 
forstwirtschaftliche Investitionen, für selbstgenutztes Wohn-
eigentum und für eigengenutzte Betriebsgebäude in der ge-
werblichen Wirtschaft;  statt  dessen Schaffung einer Steuerer-
mäßigung für Darlehen zur Finanzierung von Instandsetzung 
und Modernisierung von Gebäuden ostdeutscher Eigentümer 
in Anlehnung an die früheren §§. 17 BerlinFG und 7 c EStG, 
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- Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Soziale und 
gerechte Einkommensteuerreform 1996" (Drucksache 13/936), 
der als Gegenkonzept zum Entwurf eines Jahressteuergesetzes 
verstanden wird. 

D. Kosten 

Nach Abschluß der Ausschußberatungen ergeben sich gegenüber 
dem Gesetzentwurf in Drucksache 13/901 Steuermindereinnah-
men auf der Basis des Entstehungsjahres in Höhe von insgesamt 
4 510 Mio. DM. Eine detaillierte Übersicht über die finanziellen 
Auswirkungen der Ausschußfassung ist aus Anlage 1 ersichtlich. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. a) den. vom Finanzausschuß verabschiedeten Teil des Entwurfs 
eines Jahressteuergesetzes (JStG) 1996 - Drucksache 13/901-
in der anliegenden Fassung anzunehmen und den übrigen 
Teil des Gesetzentwurfs einer späteren Beschlußfassung vor-
zubehalten, 

b) folgende Entschließungen zu fassen: 

aa) Die im Jahressteuergesetz 1996 festgelegten Beträge für 
das Existenzminimum eines Erwachsenen und eines 
Kindes müssen - nach den Entscheidungen des Bundes-
verfassungsgerichts - jeweils den veränderten Bedin-
gungen angepaßt werden: 

1. Die Bundesregierung wird beauftragt, alle zwei Jahre 
einen Bericht über die Entwicklung des Existenzmini-
mums von Erwachsenen und Kindern vorzulegen. 

2. Wird der Kinderfreibetrag angehoben, wird der Betrag 
für das Kindergeld entsprechend erhöht. 

3. Wird der Grundfreibetrag angehoben, wird die Gren-
ze für eigene Einkünfte und Bezüge des Kindes, bei 
deren Überschreitung das Kindergeld bzw. der Kin-
derfreibetrag wegfallen, entsprechend erhöht. 

bb) Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung 
auf 

1. zu prüfen, ob die allein auf den Individualverkehr ab-
gestellte Kilometerpauschale in der Weise in eine Ent-
fernungspauschale umgewandelt werden kann, daß 
die Pendler in den Flächenstaaten, die keinen unmit-
telbaren Zugang zum öffentlichen Personennahver-
kehr haben, nicht benachteiligt sind; 

2. zu prüfen, welche Alternativen dazu möglich sind und 
welche haushaltsmäßigen Auswirkungen sie haben. 

2. die Unterrichtung „Bericht über die Höhe des Existenzmini-
mums von Kindern und Familien im Jahre 1996" - Drucksache 
13/381- zur Kenntnis zu nehmen, 

3. den Antrag „Für einen gerechten, verfassungsgemäßen und 
unbürokratischen Familienleistungsausgleich" - Drucksache 
13/16 - abzulehnen, 

4. den Antrag „Soziale und gerechte Einkommensteuerreform 
1996" - Drucksache 13/936 - abzulehnen, 

5. den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kraftfahrzeug

-

steuergesetzes - Drucksache 13/698 - für erledigt zu erklären, 
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6. die Unterrichtung „Zwischenbericht über die Möglichkeit zur 
Senkung der Kraftfahrzeugsteuer für bestimmte Kraftfahrzeu-
ge" - Drucksachen 12/7538, 12/8234 Nr. 1.3, 13/725 Nr. 58 - zur 
Kenntnis zu nehmen, 

7. den Entwurf eines Gesetzes zur Senkung der Mineralölsteuer 
für erdgasbetriebene Fahrzeuge - Drucksache 13/1071- abzu-
lehnen. 

Bonn, den 31. Mai 1995 

Der Finanzausschuß 

Carl-Ludwig Thiele 

Vorsitzender 

Gisela Frick 

Berichterstatte rin 

Hansgeorg Hauser (Rednitzhembach) 

Berichterstatter 

Dr. Barbara Hall 

Berichterstatterin 

Joachim PoB 

Berichterstatter 

Christine Scheel 

Berichterstatterin 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Jahressteuergesetzes 1996 

Vom... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 

Artikel 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 	1 
Neufassung des Bundeskindergeldgesetzes 	1 a 
Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 	1 b 
Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 	1 c 
Änderung des Wohngeldgesetzes 	 1 d 
Änderung des Wohngeldsondergesetzes 	1 e 
Änderung des Wohnungsbau-Prämiengesetzes 1 f 
Änderung der Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung 	 2 
Änderung der Lohnsteuer- 
Durchführungsverordnung 	 2 a 
Änderung des Auslandinvestment-Gesetzes 	3 
Änderung des Ausführungsgesetzes 
Grenzgänger Niederlande 	 4 
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 	5 
Änderung des Umwandlungssteuergesetzes 	6 
Änderung des Gewerbesteuergesetzes 	7 
Änderung des Investitionszulagengesetzes 	9 
Änderung des Fördergebietsgesetzes 	10 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes 	11 
Änderung der Umsatzsteuer- 
Durchführungsverordnung 	 12 
Änderung des Bewertungsgesetzes 13 
Änderung des Vermögensteuergesetzes 14 
Änderung des Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetzes 	 15 
Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 	16 
Änderung der Abgabenordnung 	 17 
Änderung des Einführungsgesetzes 
zur Abgabenordnung 	 18 
Änderung des Bodenschätzungsgesetzes 	19 
entfällt 	 20 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 21 
entfällt 	 22 
Änderung des D-Markbilanzgesetzes 	23 
entfällt 	 24 
Änderung des Heimarbeitsgesetzes 	25 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes 	26 
Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 	27 
Änderung des Steuerberatungsgesetzes 	28 
Änderung des Bundesausbildungs-
förderungsgesetzes 	 29 

Artikel 
Neufassung des Gesetzes über 
Steuerstatistiken 	 30 
Änderung des Versicherungsteuergesetzes 	31 
Änderung des Tabaksteuergesetzes 	31 a 
Neufassung der be troffenen Gesetze 
und Rechtsverordnungen, 
Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 32 
Inkrafttreten 	 33 

Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. September 1990 (BGBl. I 
S. 1898, 1991 I S. 808), zuletzt geändert durch Arti-
kel ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S....), wird wie 
folgt geändert: 

0. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Auf Antrag werden auch natürliche 
Personen als unbeschränkt einkommensteu-
erpflichtig behandelt, die im Inland weder ei-
nen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt haben, soweit sie inländische Ein-
künfte im Sinne des § 49 haben. Dies gilt nur, 
wenn ihre Einkünfte im Kalenderjahr minde-
stens zu 90 vom Hundert der deutschen Ein-
kommensteuer unterliegen oder die nicht der 
deutschen Einkommensteuer unterliegenden 
Einkünfte nicht mehr als 12 000 Deutsche 
Mark im Kalenderjahr be tragen; dieser Be trag 
ist zu kürzen, soweit es nach den Verhältnis-
sen im Wohnsitzstaat des Steuerpflichtigen 
notwendig und angemessen ist. Inländische 
Einkünfte, die nach einem Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung nur der 
Höhe nach beschränkt besteuert werden dür-
fen, gelten hierbei als nicht der deutschen 
Einkommensteuer unterliegend. Weitere Vor-
aussetzung ist, daß die Höhe der nicht der 
deutschen Einkommensteuer unterliegenden 
Einkünfte durch eine Bescheinigung der 
zuständigen ausländischen Steuerbehörde 
nachgewiesen wird. Der Steuerabzug nach 
§ 50a EStG ist ungeachtet der Sätze 1 bis 4 
vorzunehmen. " 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Natürliche Personen, die im Inl and we-
der einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen 
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Aufenthalt haben, sind vorbehaltlich der Ab-
sätze 2 und 3 und des § 1 a beschränkt ein-
kommensteuerpflichtig, wenn sie inländische 
Einkünfte im Sinne des § 49 haben." 

Oa. Nach § 1 wird folgender neuer § 1 a  eingefügt: 

„§1a 

(1) Für Staatsangehörige eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Union oder eines Staates, auf 
den das Abkommen über den Europäischen Wi rt

-schaftsraum anwendbar ist, die nach § 1 Abs. 1 
unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind 
und die Voraussetzungen des § 1 Abs. 3 Satz 2 
bis 4 erfüllen, oder die nach § 1 Abs. 3 als unbe-
schränkt einkommensteuerpflichtig zu behan-
deln sind, gilt bei Anwendung von § 10 Abs. 1 
Nr. 1, § 26 Abs. 1 Satz 1, § 32 Abs. 7 und § 33 c 
Abs. 1 hinsichtlich des Ehegatten und der Kinder 
folgendes: 

1. Unterhaltsleistungen an den geschiedenen 
oder dauernd getrennt lebenden Ehegatten 
(§ 10 Abs. 1 Nr. 1) sind auch dann als Sonder-
ausgaben abziehbar, wenn der Empfänger 
nicht unbeschränkt einkommensteuerpflich-
tig ist. Voraussetzung ist, daß der Empfänger 
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
halt im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied-
staates der Europäischen Union oder eines 
Staates hat, auf den das Abkommen über den 
Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung 
findet. Weitere Voraussetzung ist, daß die Be-
steuerung der Unterhaltszahlungen beim 
Empfänger durch eine Bescheinigung der 
zuständigen ausländischen Steuerbehörde 
nachgewiesen wird; 

2. der nicht dauernd getrennt lebende Ehegatte 
ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
im Inland wird auf Antrag für die Anwendung 
des § 26 Abs. 1 Satz 1 als unbeschränkt ein-
kommensteuerpflichtig behandelt. Nummer 1 
Satz 2 gilt entsprechend. Bei Anwendung des 
§ 1 Abs. 3 Satz 2 ist auf die Einkünfte beider 
Ehegatten abzustellen und der Be trag von 
12 000 Deutsche Mark zu verdoppeln; 

3. ein Haushaltsfreibetrag (§ 32 Abs. 7) wird 
auch abgezogen, wenn das Kind, für das dem 
Steuerpflichtigen ein Kinderfreibetrag oder 
Kindergeld zusteht, in der Wohnung des Steu-
erpflichtigen gemeldet ist, die nicht im Inland 
belegen ist. Nummer 1 Satz 2 gilt sinngemäß. 
Weitere Voraussetzung ist, daß der Steuer-
pflichtige, falls er verheiratet ist, von seinem 
Ehegatten dauernd getrennt lebt; 

4. Aufwendungen. für Dienstleistungen zur Be-
treuung eines zum Haushalt eines Alleinste-
henden gehörenden Kindes (§ 33 c Abs. 1) 
gelten auch dann als außergewöhnliche Bela-
stung, wenn das Kind nicht unbeschränkt ein-
kommensteuerpflichtig ist. Nummer 1 Satz 2 
gilt sinngemäß. Lebt der Steuerpflichtige, falls 
er verheiratet ist, von seinem Ehegatten nicht 
dauernd getrennt, ist § 33 c Abs. 5 anwend-
bar. 

(2) Für unbeschränkt einkommensteuerpflich-
tige Personen im Sinne des § 1 Abs. 3, die die 
Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 
2 erfüllen und an einem ausländischen Dienstort 
tätig sind, gelten die Regelungen des Absatzes 1 
Nr. 2 bis 4 entsprechend mit der Maßgabe, daß 
auf Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt, Woh-
nung oder Haushalt im Staat des ausländischen 
Dienstortes abzustellen ist. " 

Ob. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Das Einkommen, vermindert um den 
Kinderfreibetrag nach §§ 31 und 32, den 
Haushaltsfreibetrag nach § 32 Abs. 7 und um 
die sonstigen vom Einkommen abzuziehen-
den Beträge, ist das zu versteuernde Einkom-
men; dieses bildet die Bemessungsgrundlage 
für die tarifliche Einkommensteuer. Knüpfen 
andere Gesetze an den Beg riff des zu versteu-
ernden Einkommens an, ist für deren Zweck 
das Einkommen in allen Fällen des § 32 um 
den Kinderfreibetrag zu vermindern." 

b) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Die tarifliche Einkommensteuer, ver-
mindert um• den Entlastungsbetrag nach § 32 c, 
die anzurechnenden ausländischen Steuern 
und die Steuerermäßigungen, vermehrt um 
die Steuer nach § 34 c Abs. 5, die Nachsteuer 
nach § 10 Abs. 5 und den Zuschlag nach § 3 
Abs. 4 Satz 2 Forstschädenausgleichsgesetz, 
ist die festzusetzende Einkommensteuer. 
Wurde das Einkommen in den Fällen des § 31 
um den Kinderfreibetrag vermindert, ist für 
die Ermittlung der festzusetzenden Einkom-
mensteuer 

 
das erhaltene Kindergeld der tarif-

lichen Einkommensteuer hinzuzurechnen. " 

c) Absatz 7 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Besteht während eines Kalenderjahres so-
wohl unbeschränkte als auch beschränkte 
Einkommensteuerpflicht, so sind die während 
der beschränkten Einkommensteuerpflicht er-
zielten inländischen Einkünfte den während 
der unbeschränkten Einkommensteuerpflicht 
erzielten Einkünften hinzuzurechnen. " 

1. In § 2 a Abs. 3 wird folgender neuer Satz ange-
fügt: 

„Der am Schluß eines Veranlagungszeitraums 
nach den Sätzen 3 und 4 der Hinzurechnung un-
terliegende und noch nicht hinzugerechnete 
(verbleibende) Be trag ist gesondert festzustellen; 
§ 10d Abs. 3 gilt entsprechend." 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ 2. das Arbeitslosengeld, das Kurzarbeiter-
geld, das Schlechtwettergeld, die Arbeits-
losenhilfe, das Unterhaltsgeld und die 
übrigen Leistungen nach dem Arbeitsför-
derungsgesetz und den entsprechenden 
Programmen des Bundes und der Länder, 
soweit sie Arbeitnehmern oder Arbeit- 
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suchenden oder zur Förderung der Aus-
bildung oder Fortbildung der Empfänger 
gewährt werden, sowie Leistungen nach 
§ 55 a des Arbeitsförderungsgesetzes, Lei-
stungen auf Grund der in § 141 m Abs. 1 
und § 141 n Abs. 2 des Arbeitsförderungs-
gesetzes genannten Ansprüche, Leistun-
gen auf Grund der in § 115 Abs. 1 des 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch in Ver-
bindung mit § 117 Abs. 4 Satz 1 oder 
§ 134 Abs. 4 des Arbeitsförderungsgeset-
zes, § 160 Abs. 1 Satz 1 und § 166a des 
Arbeitsförderungsgesetzes genannten An- 
sprüche, wenn über das Vermögen des 
ehemaligen Arbeitgebers des Arbeitslo-
sen das Konkursverfahren oder Gesamt

-

vollstreckungsverfahren eröffnet worden 
ist oder einer der Fälle des § 141b Abs. 3 
des Arbeitsförderungsgesetzes vorliegt, 
und der Altersübergangsgeld-Ausgleichs-
betrag nach § 249e Abs. 4 a des Arbeits-
förderungsgesetzes; " 

b) Nummer 4 Buchstabe d wird wie folgt gefaßt: 

„d) der Geldwert der auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften gewährten Heilfürsorge; " 

c) In Nummer 13 wird Satz 2 wie folgt gefaßt: 

„Vergütungen für Verpflegungsmehraufwen-
dungen sind nur insoweit steuerfrei, als sie 
die Pauschbeträge nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 
nicht übersteigen;" 

d) Nummer 16 wird wie folgt gefaßt: 

„16. die Vergütungen, die Arbeitnehmer au-
ßerhalb des öffentlichen Dienstes von ih-
rem Arbeitgeber zur Erstattung von Rei-
sekosten, Umzugskosten oder Mehrauf-
wendungen bei doppelter Haushaltsfüh-
rung erhalten, soweit sie die beruflich 
veranlaßten Mehraufwendungen, bei 
Verpflegungsmehraufwendungen die 
Pauschbeträge nach § 4 Abs. 5 Satz 1 
Nr. 5 und bei Familienheimfahrten mit 
einem eigenen oder zur Nutzung über-
lassenen Kraftfahrzeug die Pauschbeträ-
ge nach § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 nicht 
übersteigen; " 

d0) Nummer 24 wird aufgehoben. 

dl) Folgende neue Nummer 36 wird eingefügt: 

„36. Einnahmen für Leistungen zur Grund-
pflege oder hauswirtschaftlichen Versor-
gung bis zur Höhe des Pflegegeldes 
nach § 37 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch, wenn diese Leistungen von 
Angehörigen des Pflegebedürftigen 
oder von anderen Personen, die damit 
eine sittliche Pflicht im Sinne des § 33 
Abs. 2 gegenüber dem Pflegebedürfti-
gen erfüllen, erbracht werden. Entspre-
chendes gilt, wenn der Pflegebedürftige 
Pflegegeld aus p rivaten Versicherungs-
verträgen nach den Vorgaben des Elften 
Buches Sozialgesetzbuch oder eine Pau

-

schalbeihilfe nach Beihilfevorschriften 
für häusliche Pflege erhält; " 

e) entfällt 

f) Folgende neue Nummer wird angefügt: 

„69. Leistungen an  durch Blut oder Blutpro-
dukte HIV-infizierte oder an  AIDS er-
krankte Personen durch das Programm 
„Humanitäre Soforthilfe "; " 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 4 wird folgender neuer Ab-
satz 4 a eingefügt: 

„(4 a) Steuerpflichtige, die den Gewinn aus 
Gewerbebetrieb oder aus selbständiger Ar-
beit als Überschuß der Betriebseinnahmen 
über die Betriebsausgaben ermitteln (§ 4 
Abs. 3), können einen Betrag in Höhe von 
8 vom Hundert der Umsätze im Sinne des § 1 
Abs. 1 Nr. 1 des Umsatzsteuergesetzes als Be-
triebsausgabe abziehen (Betriebsausgaben-
Pauschbetrag); Umsätze aus der Veräußerung 
von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens 
sind nicht zu berücksichtigen. Neben dem Be-
triebsausgaben-Pauschbetrag dürfen nur die 
folgenden Aufwendungen abgezogen wer-
den: 

1. die Anschaffungs- oder Herstellungsko-
sten für Wirtschaftsgüter des Umlaufver-
mögens zuzüglich der darauf entfallenden 
nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes ab-
ziehbaren Vorsteuerbeträge und der nach 
§ 9 b nicht den Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten der Wirtschaftsgüter zuzu-
rechnenden Teile der Vorsteuerbeträge, 

2. die Arbeitslöhne, 

3. die an das Finanzamt gezahlte Umsatz-
steuer und 

4. Absetzungen für Abnutzung und Sub-
stanzverringerung nach § 7 Abs. 4 bis 6, er-
höhte Absetzungen, Sonderabschreibun-
gen und Ansparabschreibungen sowie Ab-
zugsbeträge nach § 6 c. 

Bei der Veräußerung oder Entnahme abnutz-
barer Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 
sind die Anschaffungs- oder Herstellungsko-
sten oder der an ihre Stelle tretende We rt , ver-
mindert um die abgegoltenen oder in An-
spruch genommenen Absetzungen für Abnut-
zung, erhöhten Absetzungen oder Sonderab-
schreibungen, als Betriebsausgaben abzugs-
fähig; bei nicht abnutzbaren Wirtschaftsgü-
tern  des Anlagevermögens bleibt § 4 Abs. 3 
Satz 4 unberührt. Veräußerungskosten dürfen 
neben dem Betriebsausgaben-Pauschbetrag 
abgezogen werden. Der Steuerpflichtige 
kann im folgenden Veranlagungszeitraum zur 
Ermittlung der tatsächlichen Betriebsausga-
ben übergehen. In diesem Fall ist eine er-
neute Anwendung des Betriebsausgaben-
Pauschbetrags oder eines besonderen Be-
triebsausgaben-Pauschbetrags erst nach Ab-
lauf der vier folgenden Veranlagungszeit- 
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räume zulässig; §§ 140, 141 der Abgabenord-
nung bleiben unberührt. Wechselt der Steuer-
pflichtige zur Ermittlung der tatsächlichen Be-
triebsausgaben, sind die abnutzbaren Wi rt

-schaftsgüter des Anlagevermögens mit ihren 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten, ver-
mindert um die abgegoltenen oder in An-
spruch genommenen Absetzungen für Abnut-
zung, erhöhten Absetzungen oder Sonderab-
schreibungen in ein laufend zu führendes 
Verzeichnis aufzunehmen. § 4 Abs. 3 Satz 5 
bleibt unberührt." 

b) Absatz 5 Nr. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. Mehraufwendungen für die Verpflegung 
des Steuerpflichtigen, soweit in den fol-
genden Sätzen nichts anderes bestimmt 
ist. Wird der Steuerpflichtige vorüberge-
hend von seiner Wohnung und dem Mit-
telpunkt seiner dauerhaft angelegten be-
trieblichen Tätigkeit entfernt betrieblich 
tätig, ist für jeden Kalendertag, an dem 
der Steuerpflichtige wegen dieser vor-
übergehenden Tätigkeit von seiner Woh-
nung und seinem Tätigkeitsmittelpunkt 

a) 24 Stunden abwesend ist, ein Pausch-
betrag von 46 Deutsche Mark, 

b) weniger als 24 Stunden, aber minde-
stens 14 Stunden abwesend ist, ein 
Pauschbetrag von 20 Deutsche Mark, 

c) weniger als 14 Stunden, aber minde-
stens 10 Stunden abwesend ist, ein 
Pauschbetrag von 10 Deutsche Mark 

abzuziehen. Wird der Steuerpflichtige bei 
seiner individuellen bet rieblichen Tätig-
keit typischerweise nur an ständig wech-
selnden Tätigkeitsstätten oder auf einem 
Fahrzeug tätig, gilt Satz 2 entsprechend; 
dabei ist allein die Dauer der Abwesen-
heit von der Wohnung maßgebend. Bei ei-
ner Tätigkeit im Ausland treten an die 
Stelle des Pauschbetrags nach Satz 2 
Buchstabe a länderweise unterschiedliche 
Pauschbeträge, die mit 120 vom Hundert 
der höchsten Auslandstagegelder nach 
dem Bundesreisekostengesetz vom Bun-
desministerium der Finanzen im Einver-
nehmen mit den obersten Finanzbehör-
den der Länder festgesetzt werden. Bei ei-
ner längerfristigen vorübergehenden Tä-
tigkeit an  derselben Tätigkeitsstätte be-
schränkt sich der pauschale Abzug nach 
Satz 2 auf die ersten drei Monate. Die Ab-
zugsbeschränkung nach Satz 1, die 
Pauschbeträge nach Satz 2 und 4 sowie 
die Dreimonatsfrist nach Satz 5 gelten 
auch für den Abzug von Verpflegungs-
mehraufwendungen bei einer aus be-
trieblichem Anlaß begründeten doppelten 
Haushaltsführung; dabei ist für jeden Ka-
lendertag innerhalb der Dreimonatsfrist, 
an dem gleichzei tig eine Tätigkeit im 
Sinne der Sätze 2 oder 3 ausgeübt wird, 
nur der jeweils höchste in Be tracht kom

-

mende Pauschbetrag abzuziehen und die 
Dauer einer Tätigkeit im Sinne des Sat-
zes 2 an dem Beschäftigungsort, der zur 
Begründung der doppelten Haushaltsfüh-
rung geführt hat, auf die Dreimonatsfrist 
anzurechnen, wenn sie ihr unmittelbar 
vorausgegangen ist." 

4. § 4 d wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Zuwendungen an eine Unterstützungs-
kasse dürfen von dem Unternehmen, das die 
Zuwendungen leistet (Trägerunternehmen), 
als Betriebsausgaben abgezogen werden, so-
weit die Leistungen der Kasse, wenn sie vom 
Trägerunternehmen unmittelbar erbracht 
würden, bei diesem betrieblich veranlaßt wä-
ren und sie die folgenden Beträge nicht über-
steigen: 

1. bei Unterstützungskassen, die lebensläng
-lich laufende Leistungen gewähren: 

a) das Deckungskapital für die laufenden 
Leistungen nach der dem Gesetz als 
Anlage 1 beigefügten Tabelle. Lei-
stungsempfänger ist jeder ehemalige 
Arbeitnehmer des Trägerunterneh-
mens, der von der Unterstützungskasse 
Leistungen erhält; soweit die Kasse 
Hinterbliebenenversorgung gewährt, 
ist Leistungsempfänger der Hinterblie-
bene eines ehemaligen Arbeitnehmers 
des Trägerunternehmens, der von der 
Kasse Leistungen erhält. Dem ehemali-
gen Arbeitnehmer stehen andere Perso-
nen gleich, denen Leistungen der Al-
ters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebe-
nenversorgung aus Anlaß ihrer ehema-
ligen Tätigkeit für das Trägerunterneh-
men zugesagt worden sind; 

b) in jedem Wirtschaftsjahr für jeden Lei-
stungsanwärter, 

aa) wenn die Kasse nur Invaliditätsver-
sorgung oder nur Hinterbliebenen-
versorgung gewährt, jeweils 6 vom 
Hundert , 

bb) wenn die Kasse Altersversorgung 
mit oder ohne Einschluß von Invali-
ditätsversorgung oder Hinterblie-
benenversorgung gewährt, 25 vom 
Hundert 

der jährlichen Versorgungsleistungen, 
die der Leistungsanwärter oder, wenn 
nur Hinterbliebenenversorgung ge-
währt wird, dessen Hinterbliebene nach 
den Verhältnissen am Schluß des Wi rt

-schaftsjahrs der Zuwendung im letzten 
Zeitpunkt der Anwartschaft, spätestens 
im Zeitpunkt der Vollendung des 65. 
Lebensjahrs erhalten können. Lei-
stungsanwärter ist jeder Arbeitnehmer 
oder ehemalige Arbeitnehmer des Trä-
gerunternehmens, der von der Unter-
stützungskasse schriftlich zugesagte 
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Leistungen erhalten kann und am 
Schluß des Wirtschaftsjahrs, in dem die 
Zuwendung erfolgt, das 30. Lebensjahr 
vollendet hat; soweit die Kasse nur Hin-
terbliebenenversorgung gewährt, gilt 
als Leistungsanwärter jeder Arbeitneh-
mer oder ehemalige Arbeitnehmer des 
Trägerunternehmens, der am Schluß 
des Wirtschaftsjahrs, in dem die Zuwen-
dung erfolgt, das 30. Lebensjahr vollen-
det hat und dessen Hinterbliebene die 
Hinterbliebenenversorgung erhalten 
können. Das Trägerunternehmen kann 
bei der Berechnung nach Satz 1 statt 
des dort  maßgebenden Be trags den 
Durchschnittsbetrag der von der Kasse 
im Wirtschaftsjahr an Leistungsempfän-
ger im Sinne von Buchstabe a Satz 2 ge-
währten Leistungen zugrunde legen. In 
diesem Fall sind Leistungsanwärter im 
Sinne des Satzes 2 nur die Arbeitneh-
mer oder ehemaligen Arbeitnehmer des 
Trägerunternehmens, die am Schluß 
des Wirtschaftsjahrs, in dem die Zuwen-
dung erfolgt, das 50. Lebensjahr vollen-
det haben. Dem Arbeitnehmer oder 
ehemaligen Arbeitnehmer als Lei-
stungsanwärter stehen andere Personen 
gleich, denen schriftlich Leistungen der 
Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebe-
nenversorgung aus Anlaß ihrer Tätig-
keit für das Trägerunternehmen zuge-
sagt worden sind; 

c) den Betrag des Beitrags, den die Kasse 
an einen Versicherer zahlt, soweit sie 
sich die Mittel für ihre Versorgungslei-
stungen, die der Leistungsanwärter 
oder Leistungsempfänger nach den Ver-
hältnissen am Schluß des Wirtschafts-
jahrs der Zuwendung erhalten kann, 
durch Abschluß einer Versicherung ver-
schafft. Bei Versicherungen für einen 
Leistungsanwärter ist der Abzug des 
Beitrags nur zulässig, wenn der Lei-
stungsanwärter die in Buchstabe b 
Satz 2 und 5 genannten Voraussetzun-
gen erfüllt, die Versicherung für die 
Dauer bis zu dem Zeitpunkt abge-
schlossen ist, für den erstmals Leistun-
gen der Altersversorgung vorgesehen 
sind, mindestens jedoch bis zu dem 
Zeitpunkt, an  dem der Leistungsanwär-
ter das 55. Lebensjahr vollendet hat, 
und während dieser Zeit jährlich Beiträ-
ge gezahlt werden, die der Höhe nach 
gleichbleiben oder steigen. Das gleiche 
gilt für Leistungsanwärter, die das 30. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
für Leistungen der Invaliditäts- oder 
Hinterbliebenenversorgung, für Lei-
stungen der Altersversorgung unter der 
Voraussetzung, daß die Leistungsan-
wartschaft bereits unverfallbar ist. Ein 
Abzug ist ausgeschlossen, wenn die 
Ansprüche aus der Versicherung der Si

-

cherung eines Darlehens dienen. Lie-
gen die Voraussetzungen der Sätze 1 
bis 4 vor, sind die Zuwendungen nach 
den Buchstaben a und b in dem Verhält-
nis zu vermindern, in dem die Leistun-
gen der Kasse durch die Versicherung 
gedeckt sind; 

d) den Betrag, den die Kasse einem Lei-
stungsanwärter im Sinne von Buchstabe 
b Satz 2 und 5 vor Eintritt des Versor-
gungsfalls als Abfindung für künftige 
Versorgungsleistungen gewährt oder 
den sie an einen anderen Versorgungs-
träger zahlt, der eine ihr obliegende 
Versorgungsverpflichtung übernommen 
hat. 

Zuwendungen dürfen nicht als Betriebs-
ausgaben abgezogen werden, wenn das 
Vermögen der Kasse ohne Berücksichti-
gung künftiger Versorgungsleistungen am 
Schluß des Wirtschaftsjahrs das zulässige 
Kassenvermögen übersteigt. Bei der Er-
mittlung des Vermögens der Kasse sind 
der Grundbesitz mit dem Wert anzusetzen, 
mit dem er bei einer Veranlagung der Kas-
se zur Vermögensteuer auf den Veranla-
gungszeitpunkt anzusetzen wäre, der auf 
den Schluß des Wirtschaftsjahrs folgt, und 
Ansprüche aus einer Versicherung mit 
dem Wert des geschäftsplanmäßigen Dek-
kungskapitals zuzüglich des Guthabens 
aus Beitragsrückerstattung am Schluß des 
Wirtschaftsjahrs; das übrige Vermögen ist 
mit dem gemeinen Wert am Schluß des 
Wirtschaftsjahrs zu bewerten. Zulässiges 
Kassenvermögen ist die Summe aus dem 
Deckungskapital für alle am Schluß des 
Wirtschaftsjahrs laufenden Leistungen 
nach der dem Gesetz als Anlage 1 beige-
fügten Tabelle für Leistungsempfänger im 
Sinne des Satzes 1 Buchstabe a und dem 
Achtfachen der nach Satz 1 Buchstabe b 
abzugsfähigen Zuwendungen. Soweit sich 
die Kasse die Mittel für ihre Leistungen 
durch Abschluß einer Versicherung ver-
schafft, ist, wenn die Voraussetzungen für 
den Abzug des Beitrags nach Satz 1 Buch-
stabe c erfüllt sind, zulässiges Kassenver-
mögen der Wert des geschäftsplanmäßigen 
Deckungskapitals aus der Versicherung 
am Schluß des Wirtschaftsjahrs; in diesem 
Fall ist das zulässige Kassenvermögen 
nach Satz 4 in dem Verhältnis zu vermin

-

dern, in dem die Leistungen der Kasse 
durch die Versicherung gedeckt sind. So-
weit die Berechnung des Deckungskapi-
tals nicht zum Geschäftsplan gehört, tritt 
an die Stelle des geschäftsplanmäßigen 
Deckungskapitals der nach § 176 Abs. 3 
des Gesetzes über den Versicherungsver-
trag berechnete Zeitwert. Gewährt eine 
Unterstützungskasse an Stelle von lebens-
länglich laufenden Leistungen eine einma-
lige Kapitalleistung, so gelten 10 vom Hun- 
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dert der Kapitalleistung als Jahresbetrag 
einer lebenslänglich laufenden Leistung; 

2. bei Kassen, die keine lebenslänglich lau-
fenden Leistungen gewähren, für jedes 
Wirtschaftsjahr 0,2 vom Hundert der 
Lohn- und Gehaltssumme des Trägerun-
ternehmens, mindestens jedoch den Be-
trag der von der Kasse in einem Wi rt

-schaftsjahr erbrachten Leistungen, soweit 
dieser Betrag höher ist als die in den vor-
angegangenen fünf Wi rtschaftsjahren vor-
genommenen Zuwendungen abzüglich 
der in dem gleichen Zeitraum erbrachten 
Leistungen. Diese Zuwendungen dürfen 
nicht als Betriebsausgaben abgezogen 
werden, wenn das Vermögen der Kasse 
am Schluß des Wirtschaftsjahrs das zuläs-
sige Kassenvermögen übersteigt. Als zu-
lässiges Kassenvermögen kann 1 vom 
Hundert der durchschnittlichen Lohn- und 
Gehaltssumme der letzten drei Jahre an-
gesetzt werden. Hat die Kasse bereits 10 
Wirtschaftsjahre bestanden, darf das zu-
lässige Kassenvermögen zusätzlich die 
Summe der in den letzten 10 Wirtschafts-
jahren gewährten Leistungen nicht über-
steigen. Für die Bewertung des Vermö-
gens der Kasse gilt Nummer 1 Satz 3 ent-
sprechend. Bei der Berechnung der Lohn-
und Gehaltssumme des Trägerunterneh-
mens sind Löhne und Gehälter von Perso-
nen, die von der Kasse keine nicht lebens-

länglich laufenden Leistungen erhalten 
können, auszuscheiden." 

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Zuwendungen, die bis zum Ablauf eines 
Monats nach Aufstellung oder Feststellung 
der Bilanz des Trägerunternehmens für den 
Schluß eines Wirtschaftsjahrs geleistet wer-
den, können von dem Trägerunternehmen 
noch für das abgelaufene Wirtschaftsjahr 
durch eine Rückstellung gewinnmindernd be-
rücksichtigt werden. " 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

5. In § 6 Abs. 1 Nr. 4 werden die Sätze 4 und 5 auf-
gehoben. 

6. entfällt 

7. § 7 e wird aufgehoben. 

8. entfällt 

9. § 7 g Abs. 3 Satz 3 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. der Steuerpflichtige keine Rücklagen nach 
§ 3 Abs. 1 und 2 a des Zonenrandförderungs-
gesetzes vom 5. August 1971 (BGBl. I 
S. 1237), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 24. Juni 1991 (BGBl. I S. 1322), 
ausweist. " 

10. § 8 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Einnahmen, die nicht in Geld bestehen 
(Wohnung, Kost, Waren, Dienstleistungen und 
sonstige Sachbezüge), sind mit den um übliche 
Preisnachlässe geminderten üblichen Endpreisen 
am Abgabeort anzusetzen. Bei Arbeitnehmern, 
für deren Sachbezüge durch Rechtsverordnung 
nach § 17 Abs. 1 Nr. 3 Viertes Buch Sozialgesetz-
buch Werte bestimmt worden sind, sind diese 
Werte maßgebend. Die Werte nach Satz 2 sind 
auch bei Steuerpflichtigen anzusetzen, die nicht 
der gesetzlichen Rentenversicherungspflicht un-
terliegen, wenn sie für deren Sachbezüge nicht 
offensichtlich unzutreffend sind. Die oberste Fi-
nanzbehörde eines Landes kann mit Zustim-
mung des Bundesministeriums der Finanzen für 
weitere Sachbezüge der Arbeitnehmer Durch-
schnittswerte festsetzen. Sachbezüge, die nach 
Satz 1 zu bewerten sind, bleiben außer Ansatz, 
wenn die sich nach Anrechnung der vom Steuer-
pflichtigen gezahlten Entgelte ergebenden Vor-
teile insgesamt 50 Deutsche Mark im Kalender-
monat nicht übersteigen." 

11. § 9 a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 9a 

Pauschbeträge für Werbungskosten 

Für Werbungskosten sind bei der Ermittlung der 
Einkünfte folgende Pauschbeträge abzuziehen, 

1. wenn nicht höhere Werbungskosten nachge-
wiesen werden: 

a) von den Einnahmen aus nichtselbständiger 
Arbeit: 

ein Arbeitnehmerpauschbetrag von 2 000 
Deutsche Mark; 

b) von den Einnahmen aus Kapitalvermögen: 

ein Pauschbetrag von 100 Deutsche Mark; 
bei Ehegatten, die nach den §§ 26, 26 b zu-
sammen veranlangt werden, erhöht sich 
dieser Pauschbetrag auf insgesamt 200 
Deutsche Mark; 

c) von den Einnahmen im Sinne des § 22 
Nr. 1 und 1 a: 

ein Pauschbetrag von insgesamt 200 Deut-
sche Mark; 

2. wenn der Steuerpflichtige bei Gebäuden, so-
weit sie Wohnzwecken dienen, die Wer-
bungskosten pauschal ermittelt: 

von den Einnahmen aus Vermietung und Ver-
pachtung: 

ein Pauschbetrag von 42 Deutsche Mark pro 
qm Wohnfläche. Neben dem Pauschbetrag 
können die nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 abziehbaren 
Schuldzinsen, Absetzungen für Abnutzung 
und für Substanzverringerung, erhöhte Ab-
setzungen und Sonderabschreibungen abge-
zogen werden. Der Steuerpflichtige kann für 
den folgenden Veranlagungszeitraum die tat-
sächlichen Werbungskosten abziehen. In die-
sem Fall ist eine erneute Anwendung des 
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Werbungskosten-Pauschbetrags erst nach 
Ablauf der vier folgenden Veranlagungszeit-
räume zulässig. Für Zeiträume, in denen das 
Gebäude nicht Wohnzwecken oder der Erzie-
lung von Einkünften aus Vermietung und Ver-
pachtung dient, ist der Pauschbetrag nicht ab-
zuziehen. Sind mehrere Steuerpflichtige Ei-
gentümer des Gebäudes und sind sie an den 
Einkünften aus Vermietung und Verpachtung 
beteiligt, können sie das Wahlrecht nur ein-
heitlich ausüben. Die vorstehenden Sätze sind 
auf Gebäudeteile, die selbständige unbeweg-
liche Wirtschaftsgüter sind, sowie auf Eigen-
tumswohnungen entsprechend anzuwenden. 

Der Arbeitnehmer-Pauschbetrag darf nur bis zur 
Höhe der um den Versorgungs-Freibetrag (§ 19 
Abs. 2) geminderten Einnahmen, die Pauschbe-
träge nach Satz 1 Nummer 1 Buchstaben b und c 
dürfen nur bis zur Höhe der Einnahmen abgezo-
gen werden. " 

12. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 7 wird wie folgt gefaßt: 

„7. Aufwendungen des Steuerpflichti-
gen für seine Berufsausbildung oder 
seine Weiterbildung in einem nicht 
ausgeübten Beruf bis zu 1 800 Deut-
sche Mark im Kalenderjahr. Dieser 
Betrag erhöht sich auf 2 400 Deut-
sche Mark, wenn der Steuerpflichti-
ge wegen der Ausbildung oder Wei-
terbildung außerhalb des Orts unter-
gebracht ist, in dem er einen eigenen 
Hausstand unterhält. Die Sätze 1 und 
2 gelten entsprechend, wenn dem 
Steuerpflichtigen Aufwendungen für 
eine Berufsausbildung oder Weiter-
bildung seines Ehegatten erwachsen 
und die Ehegatten die Voraussetzun-
gen des § 26 Abs. 1 Satz 1 erfüllen; in 
diesem Fall können die Beträge von 
1 800 Deutsche Mark und 2 400 
Deutsche Mark für den in der Berufs-
ausbildung oder Weiterbildung be-
findlichen Ehegatten insgesamt nur 
einmal abgezogen werden. -  Zu den 
Aufwendungen für eine Berufsaus-
bildung oder Weiterbildung gehören 
nicht Aufwendungen für den Le-
bensunterhalt, es sei denn, daß es 
sich um Mehraufwendungen han-
delt, die durch eine auswärtige Un-
terbringung im Sinne des Satzes 2 
entstehen; " 

bb) Nummer 8 wird wie folgt gefaßt: 

„8. Aufwendungen des Steuerpflichti-
gen bis zu 12 000 Deutsche Mark 
im Kalenderjahr für hauswirtschaft-
liche Beschäftigungsverhältnisse, 
wenn auf Grund der Beschäftigungs-
verhältnisse Pflichtbeiträge zur inlän-
dischen gesetzlichen Rentenversi

-

cherung entrichtet werden. Weitere 
Voraussetzung ist, daß zum Haushalt 
des Steuerpflichtigen 

a) zwei Kinder, bei Alleinstehenden 
(§ 33c Abs. 2) ein Kind im Sinne 
des § 32 Abs. 1 oder Abs. 6 Satz 7, 
die zu Beginn des Kalenderjahrs 
das zehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, oder 

b) ein Hilfloser im Sinne des § 33 b 
Abs. 6 

gehören und 

c) die Aufwendungen nicht in un-
mittelbarem wirtschaftlichen Zu-
sammenhang mit steuerfreien 
Einnahmen stehen. 

Leben zwei Alleinstehende, die je-
weils die Voraussetzungen von Buch-
stabe a oder b erfüllen, in einem 
Haushalt zusammen, können sie den 
Höchstbetrag insgesamt nur einmal 
in Anspruch nehmen. Für jeden vol-

len Kalendermonat, in dem die Vor-
aussetzungen der Sätze 1 und 2 nicht 
vorgelegen haben, ermäßigt sich der 
Höchstbetrag nach Satz 1 um ein 
Zwölftel; " 

cc) Nummer 9 wird wie folgt gefaßt: 

„9. 30 vom Hundert des Entgelts, das der 
Steuerpflichtige für ein Kind, für das 
er einen Kinderfreibetrag oder Kin-
dergeld erhält, für den Besuch einer 
gemäß Artikel 7 Abs. 4 des Grundge-
setzes staatlich genehmigten oder 
nach Landesrecht erlaubten Ersatz-
schule sowie einer nach Landesrecht 
anerkannten allgemein bildenden 
Ergänzungsschule entrichtet mit 
Ausnahme des Entgelts für Beherber-
gung, Betreuung und Verpflegung." 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. für Beiträge nach Absatz 1 Nr. 2 
Buchstabe c ein zusätzlicher Höchst

-

betrag von 360 Deutsche Mark für 
Steuerpflichtige, die nach dem 
31. Dezember 1957 geboren sind;" 

bb) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 
„4. Vorsorgeaufwendungen, die die 

nach den Nummern 1 bis 3 abziehba-
ren Beträge übersteigen, können zur 
Hälfte, höchstens bis zu 50 vom Hun-
dert des Grundhöchstbetrags abge-
zogen werden (hälftiger Höchstbe-
trag)." 

13. § 10a wird aufgehoben. 

14. § 10b Abs. 1 Satz 3 und 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Überschreitet eine Einzelzuwendung von min- 
destens 50 000 Deutsche Mark zur Förderung 
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wissenschaftlicher, mildtätiger oder als beson-
ders förderungswürdig anerkannter kultureller 
Zwecke diese Höchstsätze, ist sie im Rahmen der 
Höchstsätze im Veranlagungszeitraum der Zu-
wendung, in den zwei vorangegangenen Jahren 
und in den fünf folgenden Veranlagungszeiträu-
men abzuziehen. § 10d gilt entsprechend." 

15. § 10c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 erster Satzteil wird wie folgt 
gefaßt: 

„Die Vorsorgepauschale beträgt 20 vom Hun-
dert des Arbeitslohns," 

b) Absatz 3 letzter Satzteil wird wie folgt gefaßt: 

„beträgt die Vorsorgepauschale 20 vom Hun-
dert des Arbeitslohns, jedoch höchstens 2 214 
Deutsche Mark. " 

c) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Wenn beide Ehegatten Arbeitslohn bezogen 
haben und ein Ehegatte zu dem Personen-
kreis des Absatzes 3 gehört, ist die höhere 
Vorsorgepauschale abzuziehen, die sich er-
gibt, wenn entweder die Deutsche-Mark-Be-
träge nach Absatz 2 Nr. 1 bis 3 verdoppelt 
und der sich für den Ehegatten im Sinne des 
Absatzes 3 nach Absatz 2 Satz 2 erster Halb-
satz ergebende Betrag auf 2 214 Deutsche 
Mark begrenzt werden oder der Arbeitslohn 
des nicht unter Absatz 3 fallenden Ehegatten 
außer Betracht bleibt. " 

16. § 14a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Veräußert ein Steuerpflichtiger nach dem 30. 
Juni 1970 und vor dem 1. Januar 2001 seinen 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieb im 
ganzen, so wird auf Antrag der Veräuße-
rungsgewinn (§ 16 Abs. 2) nur insoweit zur 
Einkommensteuer herangezogen, als er den 
Betrag von 150 000 Deutsche Mark über-
steigt, wenn 

1. der für den Zeitpunkt der Veräußerung 
maßgebende Wirtschaftswert (§ 46 Bewer-
tungsgesetz) des Betriebs 40 000 Deutsche 
Mark nicht übersteigt, 

2. die Einkünfte des Steuerpflichtigen im 
Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 2 bis 7 in den dem 
Veranlagungszeitraum der Veräußerung 
vorangegangenen beiden Veranlagungs-
zeiträumen jeweils den Be trag von 35 000 
Deutsche Mark nicht überstiegen haben. 
Bei Ehegatten, die nicht dauernd getrennt 
leben, gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß die 
Einkünfte beider Ehegatten zusammen je-
weils 70 000 Deutsche Mark nicht überstie-
gen haben. " 

b) Absatz 4 Satz 1 bis 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Veräußert oder entnimmt ein Steuerpflichti-
ger nach dem 31. Dezember 1979 und vor 
dem 1. Januar 2001 Teile des zu einem land-
und forstwirtschaftlichen Betrieb gehörenden 

Grund und Bodens, so wird der bei der Veräu-
ßerung oder der Entnahme entstehende Ge-
winn auf Antrag nur insoweit zur Einkom-
mensteuer herangezogen, als er den Betrag 
von 120 000 Deutsche Mark übersteigt. Satz 1 
ist nur anzuwenden, wenn 

1. der Veräußerungspreis nach Abzug der 
Veräußerungskosten oder der Grund und 
Boden innerhalb von 12 Monaten nach der 
Veräußerung oder Entnahme in sachli-
chem Zusammenhang mit der Hoferbfolge 
oder Hofübernahme zur Abfindung wei-
chender Erben verwendet wird und 

2. das Einkommen des Steuerpflichtigen 
ohne Berücksichtigung des Gewinns aus 
der Veräußerung oder Entnahme und des 
Freibetrags in dem dem Veranlagungszeit-
raum der Veräußerung oder Entnahme vor-
angegangenen Veranlagungszeitraum den 
Betrag von 35 000 Deutsche Mark nicht 
überstiegen hat; bei Ehegatten, die nach 
den §§ 26, 26 b zusammen veranlagt wer-
den, erhöht sich der Betrag von 35 000 
Deutsche Mark auf 70 000 Deutsche Mark. 

Übersteigt das Einkommen den Be trag von 
35 000 Deutsche Mark, so vermindert sich der 
Betrag von 120 000 Deutsche Mark nach 
Satz 1 für jede angefangenen 500 Deutsche 
Mark des übersteigenden Einkommens um 
20 000 Deutsche Mark; bei Ehegatten, die 
nach den §§ 26, 26 b zusammen veranlagt 
werden und deren Einkommen den Betrag 
von 70 000 Deutsche Mark übersteigt, ver-
mindert sich der Betrag von 120 000 Deutsche 
Mark nach Satz 1 für jede angefangenen 
1 000 Deutsche Mark des übersteigenden Ein-
kommens um 20 000 Deutsche Mark." 

c) Absatz 5 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Veräußert ein Steuerpflichtiger nach dem 31. 
Dezember 1985 und vor dem 1. Januar 2001 
Teile des zu einem land- und forstwirtschaftli-
chen Betrieb gehörenden Grund und Bodens, 
so wird der bei der Veräußerung entstehende 
Gewinn auf Antrag nur insoweit zur Einkom-
mensteuer herangezogen, als er den Be trag 
von 90 000 Deutsche Mark übersteigt, wenn 

1. der Steuerpflichtige den Veräußerungs-
preis nach Abzug der Veräußerungskosten 
zur Tilgung von Schulden verwendet, die 
zu dem land- und forstwirtschaftlichen Be-
trieb gehören und vor dem 1. Juli 1985 be-
standen haben, und 

2. die Voraussetzungen des Absatzes 4 Satz 2 
Nr. 2 erfüllt sind. 

Übersteigt das Einkommen den Be trag von 
35 000 Deutsche Mark, so vermindert sich der 
Betrag von 90 000 Deutsche Mark nach Satz 1 
für jede angefangenen 500 Deutsche Mark 
des übersteigenden Einkommens um 15 000 
Deutsche Mark; bei Ehegatten, die nach den 
§§ 26, 26 b zusammen veranlagt werden und 
bei denen das Einkommen den Be trag von 
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70 000 Deutsche Mark übersteigt, vermindert 
sich der Betrag von 90 000 Deutsche Mark 
nach Satz 1 für jede angefangenen 1 000 
Deutsche Mark des übersteigenden Einkom-
mens um 15 000 Deutsche  Mark."  

17. § 17 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Veräußerungsgewinn im Sinne des Absat-
zes 1 ist der Be trag, um den der Veräußerungs-
preis nach Abzug der Veräußerungskosten die 
Anschaffungskosten übersteigt. In den Fällen 
des Absatzes 1 Satz 2 tritt an die Stelle des Ver-
äußerungspreises der Anteile ihr gemeiner We rt. 
Hat der Veräußerer den veräußerten Anteil un-
entgeltlich erworben, so sind als Anschaffungs-
kosten des Anteils die Anschaffungskosten des 
Rechtsvorgängers maßgebend, der den Anteil 
zuletzt entgeltlich erworben hat. Ein Veräuße-
rungsverlust ist nur zu berücksichtigen, wenn 
der Veräußerer, bei jeweils unentgelt lichem Er-
werb seine Rechtsvorgänger 

a) die wesentliche Beteiligung im Rahmen der 
Gründung der Kapitalgesellschaft entgeltlich 
erworben hat oder 

b) die Anteile mehr als fünf Jahre vor der Veräu-
ßerung entgeltlich erworben hat und der Ver

-

äußerer oder im Fall des unentgelt lichen Er-
werbs einer seiner Rechtsvorgänger während 
dieses Zeitraums wesentlich am Kapital der 
Gesellschaft beteiligt war." 

18. entfällt 

19. entfällt 

20. § 22 Nr. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Entschädigungen, Amtszulagen, Zuschüsse 
zu Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträ-
gen, Übergangsgelder, Überbrückungsgel-
der, Sterbegelder, Versorgungsabfindungen, 
26 Versorgungsbezüge, die auf Grund des 
Abgeordnetengesetzes oder des Europaabge-
ordnetengesetzes sowie vergleichbare Bezü-
ge, die auf Grund der entsprechenden Geset-
ze der Länder gezahlt werden. " 

b) Satz 4 Buchstabe a wird wie folgt gefaßt: 

„a) für Nachversicherungsbeiträge auf Grund 
gesetzlicher Verpflichtung nach den Ab-
geordnetengesetzen im Sinne des Satzes 1 
und für Zuschüsse zu Kranken- und Pfle-
geversicherungsbeiträgen § 3 Nr. 62," 

20a. § 25 Abs. 2 wird aufgehoben. 

21. Nach § 25 wird folgender neuer § 25 a eingefügt: 

„ § 25 a 

Kurzveranlagung 

(1) Im Rahmen einer Kurzveranlagung werden 
vom Gesamtbetrag der Einkünfte neben den Be-
trägen, die nach § 38c Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 bis 5 in 
den Lohnsteuertabellen berücksichtigt sind, und 
den nach § 32 Abs. 6 Satz 4 ermäßigten Kinder

-

freibeträgen als Sonderausgaben nur die ge-
zahlte Kirchensteuer und der Abzugsbetrag nach 
§ 10 e und als außergewöhnliche Belastungen 
nur die Pauschbeträge für Behinderte und Hin-
terbliebene abgezogen. Die gezahlte Kirchen-
steuer wird im Rahmen der Kurzveranlagung 
nicht um erstattete Kirchensteuer gekürzt. 

(2) Der Steuerpflichtige kann unwiderruf lich 
durch Abgabe einer verkürzten Einkommensteu-
ererklärung die Kurzveranlagung wählen." 

21a. § 26 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Ehegatten, die beide unbeschränkt einkom-
mensteuerpflichtig im Sinne des § 1 Abs. 1 oder 2 
oder des § 1a  sind und nicht dauernd ge trennt le-
ben und bei denen diese Voraussetzungen zu Be-
ginn des Veranlagungszeitraums vorgelegen ha-
ben oder im Laufe des Veranlagungszeitraums 
eingetreten sind, können zwischen ge trennter 
Veranlagung (§ 26 a) und Zusammenveranla-
gung (§ 26 b) wählen; für den Veranlagungszeit-
raum der Eheschließung können sie statt dessen 
die besondere Veranlagung nach § 26 c wählen." 

21b. In Abschnitt IV wird folgender neuer § 31 einge-
fügt: 

„§ 31 

Familienleistungsausgleich 

Die steuerliche Freistellung eines Einkommens-
betrags in Höhe des Existenzminimums eines Kin-
des wird durch den Kinderfreibetrag nach § 32 
oder durch Kindergeld nach §§ 62 ff. bewirkt. So-
weit das Kindergeld dafür nicht erforderlich ist, 
dient es der Förderung der Familie. Im laufenden 
Kalenderjahr wird Kindergeld als Steuervergü-
tung monatlich gezahlt. Wird die gebotene steuer-
liche Freistellung durch das Kindergeld nicht in 
vollem Umfang bewirkt, ist bei der Veranlagung 
zur Einkommensteuer der Kinderfreibetrag abzu-
ziehen. In diesen Fä llen sind das erhaltene Kinder-
geld oder vergleichbare Leistungen nach § 36 
Abs. 2 zu verrechnen, auch soweit sie dem Steuer-
pflichtigen im Wege eines zivilrechtlichen Aus-
gleichs zugute kommen. Wird nach ausländi-
schem Recht ein höheres Kindergeld als nach § 66 
gezahlt, so beschränkt sich die Verrechnung auf 
die Höhe des inländischen Kindergeldes. " 

21c. § 32 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 32 

Kinder, Kinderfreibetrag, Haushaltsfreibetrag 

(1) Kinder sind 

1. im ersten Grad mit dem Steuerpflichtigen ver-
wandte Kinder, 

2. Pflegekinder (Personen, mit denen der 
Steuerpflichtige durch ein familienähnliches, 
auf längere Dauer berechnetes Band verbun-
den ist, sofern er sie in seinen Haushalt aufge-
nommen hat und das Obhuts- und Pflegever-
hältnis zu den Eltern nicht mehr besteht und 
der Steuerpflichtige sie mindestens zu einem 
nicht unwesentlichen Teil auf seine Kosten 
unterhält) . 
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(2) Ist ein im ersten Grad mit dem Steuerpflich-
tigen verwandtes Kind zugleich ein Pflegekind, 
so kann es nur als Pflegekind berücksichtigt wer-
den. 

(3) Ein Kind wird in dem Kalendermonat, in 
dem es lebend geboren wurde, und in jedem fol-
genden Kalendermonat, zu dessen Beginn es das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, berück-
sichtigt. 

(4) Ein Kind, das das 18. Lebensjahr vollendet 
hat, wird berücksichtigt, wenn es 

1. noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet hat, 
arbeitslos ist und der Arbeitsvermittlung im 
Inland zur Verfügung steht 

oder 

2. noch nicht das 27. Lebensjahr vollendet hat 
und 

a) für einen Beruf ausgebildet wird oder 

b) sich in einer Übergangszeit zwischen zwei 
Ausbildungsabschnitten von höchstens 
vier Monaten befindet oder 

c) eine Berufsausbildung mangels Ausbil-
dungsplatzes nicht beginnen oder fortset-
zen kann oder 

d) ein freiwilliges soziales Jahr im Sinne des 
Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen 
sozialen Jahres oder ein freiwilliges ökolo-
gisches Jahr im Sinne des Gesetzes zur 
Förderung eines freiwilligen ökologischen 
Jahres leistet 

oder 

3. wegen körperlicher, geistiger oder seelischer 
Behinderung außerstande ist, sich selbst zu 
unterhalten. 

In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 und 2 werden 
Kinder nicht berücksichtigt, denen Einkünfte 
und Bezüge, die zur Bestreitung ihres Unterhalts 
oder ihrer Berufsausbildung bestimmt oder ge-
eignet sind, in Höhe von wenigstens 12 000 Deut-
sche Mark im Kalenderjahr zustehen. Bezüge, 
die für besondere Ausbildungszwecke bestimmt 
sind, bleiben hierbei außer Ansatz; Entsprechen-
des gilt für Einkünfte, soweit sie für solche Zwek-
ke verwendet werden. Für jeden vollen Kalen-
dermonat, in dem die Voraussetzungen für einen 
Kinderfreibetrag nicht vorgelegen haben, ermä-
ßigt sich der Betrag nach Satz 2 urn ein Zwölftel. 
Ein Verzicht auf Teile der zustehenden Einkünfte 
und Bezüge steht der Anwendung der Sätze 2 
und 4 nicht entgegen. 

(5) In den Fällen des Absatzes 4 Satz 1 Nr. 1 
oder Nr. 2 Buchstabe a wird ein Kind, 

1. das den gesetzlichen Grundwehrdienst oder 
Zivildienst geleistet hat, für einen der Dauer 
dieses Dienstes entsprechenden Zeitraum, 
höchstens für die Dauer des inländischen ge-
setzlichen Grundwehrdienstes oder Zivildien-
stes, 

oder  

2. das sich freiwillig für eine Dauer von nicht 
mehr als drei Jahren zum Wehrdienst oder 
zum Polizeivollzugsdienst, der an  Stelle des 
gesetzlichen Grundwehr- oder Zivildienstes 
geleistet wird, verpflichtet hat, für einen der 
Dauer dieses Dienstes entsprechenden Zeit-
raum, höchstens für die Dauer des gesetzli-
chen Grundwehrdienstes oder Zivildienstes, 

oder 

3. das eine vom gesetzlichen Grundwehrdienst 
oder Zivildienst befreiende Tätigkeit als Ent-
wicklungshelfer im Sinne des § 1 Abs. 1 des 
Entwicklungshelfer-Gesetzes ausgeübt hat, 
für einen der Dauer dieser Tätigkeit entspre-
chenden Zeitraum, höchstens für die Dauer 
des gesetzlichen Grundwehrdienstes oder Zi-
vildienstes, 

über das 21. oder das 27. Lebensjahr hinaus be-
rücksichtigt. Wird der gesetzliche Grundwehr-
dienst oder Zivildienst in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Gemeinschaft geleistet, so ist die 
Dauer dieses Dienstes maßgebend. Absatz 4 
Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 

(6) Für jedes zu berücksichtigende Kind des 
Steuerpflichtigen wird ein Kinderfreibetrag von 
261 Deutsche Mark für jeden vollen Kalendermo-
nat, in dem die Voraussetzungen vorgelegen ha-
ben, bei der Veranlagung zur Einkommensteuer 
vom Einkommen abgezogen. Bei Ehegatten, die 
nach den §§ 26, 26 b zusammen zur Einkommen-
steuer veranlagt werden, wird ein Kinderfreibe-
trag von 522 Deutsche Mark monatlich abgezo-
gen, wenn das Kind zu beiden Ehegatten in 
einem Kindschaftsverhältnis steht. Ein Kinder-
freibetrag von 522 Deutsche Mark monatlich 
wird auch abgezogen, wenn 

1. der andere Elternteil verstorben oder nicht 
unbeschränkt einkommensteuerpflichtig ist 
oder, 

2. der Steuerpflichtige allein das Kind angenom-
men hat oder das Kind nur zu ihm in einem 
Pflegekindschaftsverhältnis steht. 

Für ein nicht nach § 1 Abs. 1 oder 2 unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtiges Kind kann ein Kin-
derfreibetrag nur abgezogen werden, soweit er 
nach den Verhältnissen seines Wohnsitzstaates 
notwendig und angemessen ist. Abweichend von 
Satz 1 wird bei einem unbeschränkt einkommen-
steuerpflichtigen Elternpaar, bei dem die Voraus-
setzungen des § 26 Abs. 1 Satz 1 nicht vorliegen, 
auf Antrag eines Elternteils der Kinderfreibetrag 
des anderen Elternteils auf ihn übertragen, wenn 
er, nicht jedoch der andere Elternteil seiner Un-
terhaltspflicht gegenüber dem Kind für das Ka-
lenderjahr im wesentlichen nachkommt, oder 
wenn der andere Elternteil dem Antrag zu-
stimmt. Eine Zustimmung kann nur für künftige 
Kalenderjahre widerrufen werden. Der Kinder-
freibetrag kann auch auf einen Stiefelternteil 
oder Großeltern übertragen werden, wenn sie 
das Kind in ihren Haushalt aufgenommen haben; 
in diesen Fällen ist Satz 5 nicht anzuwenden. 
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(7) Ein Haushaltsfreibetrag von 5 616 Deutsche 
Mark wird bei einem Steuerpflichtigen, für den 
das Splitting-Verfahren (§ 32a Abs. 5 und 6) nicht 
anzuwenden und der auch nicht als Ehegatte 
(§ 26 Abs. 1) getrennt zur Einkommensteuer zu 
veranlagen ist, vom Einkommen abgezogen, 
wenn er einen Kinderfreibetrag oder Kindergeld 
für mindestens ein Kind erhält, das in seiner 
Wohnung im Inland gemeldet ist. Kinder, die bei 
beiden Elternteilen mit Wohnung im Inland ge-
meldet sind, werden dem Elternteil zugeordnet, 
in dessen Wohnung sie im Kalenderjahr zuerst 
gemeldet waren, im übrigen der Mutter oder mit 
deren Zustimmung dem Vater; dieses Wahlrecht 
kann für mehrere Kinder nur einheitlich ausge-
übt werden. Als Wohnung im Inland im Sinne 
der Sätze 1 und 2 gilt auch die Wohnung eines 
Elternteils, der nach § 1 Abs. 2 unbeschränkt ein-
kommensteuerpflichtig ist. Absatz 6 Satz 6 gilt 
entsprechend. " 

22. § 32a Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die tarifliche Einkommensteuer bemißt 
sich nach dem zu versteuernden Einkommen. Sie 
beträgt vorbehaltlich der §§ 32 b, 34, 34 b und 
34 c jeweils in Deutsche Mark für zu versteuern-
de Einkommen 

1. bis 12 095 Deutsche Mark (Grundfreibe-
trag): 0; 

2. von 12 096 Deutsche Mark bis 55 727 Deut-
sche Mark: 

((86,63 * Y)+2590) * Y; 

3. 55 728 Deutsche Mark bis 120 041 Deutsche 
Mark: 

((151,91 * Z)+3346) * Z+12949; 

4. ab 120 042 Deutsche Mark an: 

0,53 * X - 22 842; 

„X", ist das abgerundete zu versteuernde Ein-
kommen. 

„Y", ist ein Zehntausendstel des 12 042 Deutsche 
Mark übersteigenden Teils des abgerundeten zu 
versteuernden Einkommens. 

„Z" ist ein Zehntausendstel des 55 674 Deutsche 
Mark übersteigenden Teils des abgerundeten zu 
versteuernden Einkommens." 

23. 32b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Satzteil vor Nummer 1 wird wie folgt 
gefaßt: 

„(1) Hat ein zeitweise oder während 
des gesamten Veranlagungszeitraumes 
unbeschränkt Steuerpflichtiger oder ein 
beschränkt Steuerpflichtiger, auf den 
§ 50 Abs. 5 Satz 4 Nr. 2 Anwendung fin-
det, " 

bb) Nummer 1 Buchstabe a und b wird wie 
folgt gefaßt: 

„a) Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, 
Kurzarbeitergeld, 	Schlechtwetter

-

geld, Konkursausfallgeld, Über-
gangsgeld, Altersübergangsgeld, 
Altersübergangsgeld-Ausgleichsbe-
trag, Unterhaltsgeld als Zuschuß, 
Überbrückungsgeld, Eingliede-
rungsgeld, Eingliederungshilfe oder 
Krankengeld nach dem Arbeitsför-
derungsgesetz, 

b) Krankengeld, 	Mutterschaftsgeld, 
Verletztengeld, Übergangsgeld oder 
vergleichbare Lohnersatzleistungen 
nach der Reichsversicherungsord-
nung, nach dem Fünften oder Sech-
sten  Buch Sozialgesetzbuch, dem 
Gesetz über die Krankenversiche-
rung der Landwirte oder dem Zwei-
ten Gesetz über die Krankenversi-
cherung der Landwirte, " 

cc) Nummer 2 wird durch folgende Num-
mern 2 und 3 ersetzt: 

„ 2. ausländische Einkünfte, die im Ver-
anlagungszeitraum nicht der deut-
schen Einkommensteuer unterlegen 
haben; dies gilt nur für Fälle der zeit-
weisen unbeschränkten Steuer-
pflicht einschließlich der in § 2 
Abs. 7 Satz 3 geregelten Fälle, 

3. Einkünfte, die nach einem Abkom-
men zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung oder einem sonstigen zwi-
schenstaatlichen Übereinkommen 
unter dem Vorbehalt der Einbezie-
hung bei der Berechnung der Ein-
kommensteuer steuerfrei sind, oder 
bei Anwendung von § 1 Abs. 3 oder 
§ 1 a oder § 50 Abs. 5 Satz 4 Nr. 2 im 
Veranlagungszeitraum nicht der 
deutschen Einkommensteuer unter-
liegende Einkünfte, wenn deren 
Summe positiv ist," 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Der besondere Steuersatz nach Absatz 1 ist 
der Steuersatz, der sich ergibt, wenn bei der 
Berechnung der Einkommensteuer das nach 
§ 32a Abs. 1 zu versteuernde Einkommen ver-
mehrt oder vermindert wird um 

1. im Fall des Absatzes 1 Nr. 1 die Summe der 
Leistungen nach Abzug des Arbeitneh-
mer-Pauschbetrags (§ 9 a Satz 1 Nr. 1 
Buchstabe a), soweit er nicht bei der Er-
mittlung der Einkünfte aus nichtselbstän-
diger Arbeit abziehbar ist; 

2. im Fall des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 die dort 
bezeichneten Einkünfte, ausgenommen 
die darin enthaltenen außerordentlichen 
Einkünfte. " 

24. entfällt 

25. § 32d wird aufgehoben. 
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25a. In § 33 Abs. 3 wird der letzte Satz wie folgt 
gefaßt: 

„Als Kinder des Steuerpflichtigen zählen die, für 
die er einen Kinderfreibetrag oder Kindergeld er-
hält. " 

26. § 33 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 bis 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Erwachsen einem Steuerpflichtigen zwangs-
läufig (§ 33 Abs. 2) Aufwendungen für den 
Unterhalt und eine etwaige Berufsausbildung 
einer Person, für die weder der Steuerpflichti-
ge noch eine andere Person Anspruch auf ei-
nen Kinderfreibetrag oder auf Kindergeld hat, 
so wird auf Antrag die Einkommensteuer da-
durch ermäßigt, daß die Aufwendungen vom 
Gesamtbetrag der Einkünfte abgezogen wer-
den, und zwar im Kalenderjahr 

1. für eine Person, die das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat oder für die der 
Steuerpflichtige die Voraussetzungen für 
einen Ausbildungsfreibetrag nach Absatz 
2 erfüllt, bis zu 6 264 Deutsche Mark, 

2. für andere Personen bis zu 12 000 Deut-
sche Mark. 

Voraussetzung ist, daß die unterhaltene Per-
son kein oder nur ein geringes Vermögen be-
sitzt. Hat die unterhaltene Person andere Ein-
künfte oder Bezüge, die zur Bestreitung des 
Unterhalts bestimmt oder geeignet sind, so 
vermindern sich die Be träge von 6 264 und 
12 000 Deutsche Mark um den Be trag, um 
den diese Einkünfte und Bezüge den Be trag 
von 1200 Deutsche Mark im Kalenderjahr 
übersteigen, sowie urn die von der unterhalte-
nen Person als Ausbildungshilfe aus öffentli-
chen Mitteln oder von Förderungseinrichtun-
gen, die hierfür öffentliche Mittel erhalten, 
bezogenen Zuschüsse." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Erwachsen einem Steuerpflichtigen 
Aufwendungen für die Berufsausbildung ei-
nes Kindes, für das er einen Kinderfreibetrag 
oder Kindergeld erhält, so wird auf Antrag 
vom Gesamtbetrag der Einkünfte je Kalender-
jahr ein Ausbildungsfreibetrag wie folgt ab-
gezogen: 

1. für ein Kind, das das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, in Höhe von 1 800 
Deutsche Mark, wenn das Kind auswärtig 
untergebracht ist; 

2. für ein Kind, das das 18. Lebensjahr vollen-
det hat, in Höhe von 2 400 Deutsche Mark. 
Dieser Betrag erhöht sich auf 4 200 Deut-
sche Mark, wenn das Kind auswärtig un-
tergebracht ist. 

Die Ausbildungsfreibeträge vermindern sich 
jeweils um die eigenen Einkünfte und Bezüge 
des Kindes, die zur Bestreitung seines Unter-
halts oder seiner Berufsausbildung bestimmt 
oder geeignet sind, soweit diese 3 600 Deut

-

sche Mark im Kalenderjahr übersteigen, so-
wie um die von dem Kind als Ausbildungshil-
fe aus öffentlichen Mitteln oder von Förde-
rungseinrichtungen, die hierfür öffentliche 
Mittel erhalten, bezogenen Zuschüsse. Für 
ein nicht unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtiges Kind mindern sich die vorstehen-
den Beträge nach Maßgabe des Absatzes 1 
Satz 4. Erfüllen mehrere Steuerpflichtige für 
das selbe Kind die Voraussetzungen für einen 
Ausbildungsfreibetrag, so kann dieser insge-
samt nur einmal abgezogen werden. Steht 
das Kind zu zwei Steuerpflichtigen, die zu-
sammen die Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 
Satz 1 nicht erfüllen, in einem Kindschaftsver-
hältnis, so erhält jeder die Hälfte des Abzugs-
betrags nach den Sätzen 1 bis 3. Steht das 
Kind zu mehr als zwei Steuerpflichtigen in ei-
nem Kindschaftsverhältnis, so erhält ein El-
ternpaar zusammen die Hälfte des Abzugsbe-
trags. Liegen im Fall  des Satzes 6 bei einem 
Elternpaar die Voraussetzungen des § 26 
Abs. 1 Satz 1 nicht vor, so erhält jeder Eltern-
teil ein Viertel des Abzugsbetrags. Auf ge-
meinsamen Antrag eines Elternpaares, bei 
dem die Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 
Satz 1 nicht vorliegen, kann in den Fällen der 
Sätze 5 bis 8 bei einer Veranlagung zur Ein-
kommensteuer der einem Elternteil zustehen-
de Anteil am Abzugsbetrag auf den arideren 
Elternteil übertragen werden. " 

c) Absatz 3 Nr. 1 Buchstabe b wird wie folgt ge-
faßt: 

„b) wegen Krankheit des Steuerpflichtigen 
oder seines nicht dauernd ge trennt leben-
den Ehegatten oder eines zu seinem 
Haushalt gehörigen Kindes im Sinne des 

§ 32 Abs. 1 oder Abs. 6 Satz 7 oder einer 
anderen zu seinem Haushalt gehörigen 
unterhaltenen Person, für die eine Ermä-
ßigung nach Absatz 1 gewährt wird, die 
Beschäftigung einer Hilfe im Haushalt er-
forderlich ist, " 

26a. § 33 b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Steht der Behinderten-Pauschbetrag 
oder der Hinterbliebenen-Pauschbetrag ei-
nem Kind des Steuerpflichtigen zu, für das er 
einen Kinderfreibetrag oder Kindergeld er-
hält, so wird der Pauschbetrag auf Antrag auf 
den Steuerpflichtigen übertragen, wenn ihn 
das Kind nicht in Anspruch nimmt. Erhalten 
für das Kind mehrere Steuerpflichtige einen 
Kinderfreibetrag oder Kindergeld, so gelten 
für die Übertragung des Pauschbetrags § 33 a 
Abs. 2 Sätze 5 bis 7 sinngemäß. Abweichend 
hiervon kann auf gemeinsamen Antrag eines 
Elternpaares, bei dem die Voraussetzungen 
des § 26 Abs. 1 Satz 1 nicht vorliegen, bei ei-
ner Veranlagung zur Einkommensteuer der 
zu übertragende Pauschbetrag anders aufge-
teilt werden; in diesem Fall kann eine Steuer-
ermäßigung nach  § 33 wegen der Aufwen- 
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dungen, für die der Behinderten-Pauschbe-
trag gilt, nicht gewährt werden."  

b) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„ (6) Wegen der außergewöhnlichen Bela-
stungen, die einem Steuerpflichtigen durch 
die Pflege einer Person erwachsen, die nicht 
nur vorübergehend hilflos ist, kann er an Stel-
le einer Steuerermäßigung nach § 33 einen 
Pauschbetrag von 1 800 Deutsche Mark im 
Kalenderjahr geltend machen (Pflegepausch-
betrag), wenn er dafür keine Einnahmen er-
hält. Hilflos im Sinne des Satzes 1 ist eine Per-
son, wenn sie für eine Reihe von häufig und 
regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen 
zur Sicherung ihrer persönlichen Existenz im 
Ablauf eines jeden Tages fremder Hilfe dau-
ernd bedarf. Diese Voraussetzungen sind 
auch erfüllt, wenn die Hilfe in Form einer 
Überwachung oder einer Anleitung zu den in 
Satz 2 genannten Verrichtungen erforderlich 
ist oder wenn die Hilfe zwar nicht dauernd 
geleistet werden muß, jedoch eine ständige 
Bereitschaft zur Hilfeleistung erforderlich ist. 
Voraussetzung ist, daß der Steuerpflichtige 
die Pflege im Inland entweder in seiner Woh-
nung oder in der Wohnung des Pflegebedürf-
tigen persönlich durchführt. Wird ein Pflege-
bedürftiger von mehreren Steuerpflichtigen 
im Veranlagungszeitraum gepflegt, wird der 
Pauschbetrag nach der Zahl der Pflegeperso-
nen, bei denen die Voraussetzungen der 
Sätze 1 bis 4 vorliegen, geteilt." 

26b. § 33 c Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Aufwendungen für Dienstleistungen zur Be-
treuung eines zum Haushalt eines Alleinstehen-
den gehörenden unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtigen Kindes im Sinne des § 32 Abs. 1 oder 
Abs. 6 Satz 7, das zu Beginn des Kalenderjahrs 
das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, gel-
ten als außergewöhnliche Belastungen im Sinne 
des § 33, soweit die Aufwendungen wegen 

1. Erwerbstätigkeit oder 

2. körperlicher, geistiger oder seelischer Behin-
derung oder 

3. Krankheit 

des Steuerpflichtigen erwachsen. " 

26c. § 34 f wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. daß es sich einschließlich des ersten Kin-
des um Kinder im Sinne des § 32 Abs. 1 
oder Abs. 6 Satz 7 handelt, die zum Haus-
halt des Steuerpflichtigen gehören oder in 
dem für die erhöhten Absetzungen maß-
gebenden Begünstigungszeitraum gehört 
haben, wenn diese Zugehörigkeit auf 
Dauer angelegt ist oder war." 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei Steuerpflichtigen, die die Steuerbegün

-

stigung nach § 10e Abs. 1 bis 5 oder nach 
§ 15b des Berlinförderungsgesetzes in  An

-

spruch nehmen, ermäßigt sich die tarifliche 
Einkommensteuer, vermindert um die sonsti-
gen Steuerermäßigungen mit Ausnahme der 
§§ 34g und 35, auf Antrag um je 1 000 DM für 
jedes Kind des Steuerpflichtigen oder seines 
Ehegatten im Sinne des § 32 Abs. 1 oder 
Abs. 6 Satz 7." 

c) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei Steuerpflichtigen, die die Steuerbegün-
stigung nach § 10e Abs. 1, 2, 4 und 5 in An-
spruch nehmen, ermäßigt sich die tarifliche 
Einkommensteuer, vermindert um die sonsti-
gen Steuerermäßigungen mit Ausnahme des 
§ 35, auf Antrag um je 1 000 DM für jedes 
Kind des Steuerpflichtigen oder seines Ehe-
gatten im Sinne des § 32 Abs. 1 oder Abs. 6 
Satz 7." 

27. entfällt 

28. § 36 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender neuer Satz 1 wird eingefügt: 

„Wurde das Einkommen in den Fällen des 
§ 31 um den Kinderfreibetrag vermindert, so 
wird das Kindergeld nach § 62 ff. im entspre-
chenden Umfang der Einkommensteuer hin-
zugerechnet." 

b) Der bisherige Satz 1 wird Satz 2 und in Num-
mer 3 Satz 4 Buchstabe f wie folgt gefaßt: 

„f) wenn die Einnahmen oder die anrechen-
bare Körperschaftsteuer bei der Veranla-
gung nicht erfaßt werden; " 

29. entfällt 

29a. Dem § 38b wird folgender neuer Satz angefügt: 

„Als unbeschränkt einkommensteuerpflichtig im 
Sinne der vorstehenden Vorschriften gelten nur 
Personen, die die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 
oder 2 oder des § 1 a erfüllen." 

30. § 38 c Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Das Bundesministerium der Finanzen hat 
auf der Grundlage der diesem Gesetz beige-
fügten Einkommensteuertabellen eine allge-
meine Lohnsteuertabelle für Jahresarbeits-
löhne bis zu 120 000 Deutsche Mark aufzu-
stellen und bekanntzumachen." 

b) In Satz 4 werden der 3. und 4. Satzteil wie 
folgt gefaßt: 

„ ... die auszuweisende Einkommensteuer 
beträgt jedoch mindestens 25,9 vom Hundert 
des abgerundeten zu versteuernden Einkom-
mens; für den 60 048 Deutsche Mark überstei-
genden Teil des abgerundeten zu versteuern-
den Einkommens beträgt die auszuweisende 
Einkommensteuer 53 vom Hundert . " 
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c) Satz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ 1. des Arbeitnehmer-Pauschbetrags (§ 9a 
Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a) für die 
Steuerklassen I bis  V,"  

bb) Nummer 5 wird gestrichen. 

d) Satz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„Der allgemeinen Jahreslohnsteuertabelle ist 
eine dieser Vorschrift entsprechende Anlei-
tung zur Ermittlung der Lohnsteuer für die 
120 000 Deutsche Mark übersteigenden Jah-
resarbeitslöhne anzufügen. " 

31. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Gemeinden haben den nach § 1 Abs. 1 
unbeschränkt einkommensteuerpflichtigen 
Arbeitnehmern für jedes Kalenderjahr unent-
geltlich eine Lohnsteuerkarte nach amtlich 
vorgeschriebenem Muster auszustellen und 
zu übermitteln. " 

b) Die Absätze 3 und 3 a werden wie folgt ge-
faßt: 

„(3) Die Gemeinde hat auf der Lohnsteuer-
karte insbesondere einzutragen: 

1. die Steuerklasse (§ 38 b) in Buchstaben, 

2. die Zahl der Kinderfreibeträge bei den 
Steuerklassen I bis IV, und zwar für jedes 
nach § 1 Abs. 1 unbeschränkt einkommen-
steuerpflichtige Kind im Sinne des § 32 
Abs. 1 Nr. 1 und 3 

a) den Zähler 0,5, wenn dem Arbeitneh-
mer der Kinderfreibetrag von 261 Deut-
sche Mark nach § 32 Abs. 6 Satz 1 zu-
steht, oder 

b) den Zähler 1, wenn dem Arbeitnehmer 
der Kinderfreibetrag von 522 Deutsche 
Mark zusteht, weil 

aa) die Voraussetzungen des  §  32 
Abs. 6 Satz 2 vorliegen oder 

bb) der andere Elternteil vor dem Be-
ginn des Kalenderjahrs verstorben 
ist oder 

cc) der Arbeitnehmer allein das Kind 
angenommen hat. 

(3 a) Soweit dem Arbeitnehmer Kinderfrei-
beträge nach § 32 Abs. 1 bis 6 von 261 oder 
522 Deutsche Mark zustehen, die nicht nach 
Absatz 3 von der Gemeinde auf der Lohnsteu-
erkarte einzutragen sind, ist die auf der Lohn-
steuerkarte eingetragene Zahl der Kinderfrei-
beträge sowie im Fall des § 38b Nr. 2 die 
Steuerklasse vom Finanzamt auf Antrag zu 
ändern. Das Finanzamt kann auf nähere An-
gaben des Arbeitnehmers verzichten, wenn 
der Arbeitnehmer höchstens die auf seiner 
Lohnsteuerkarte für das vorangegangene Ka-
lenderjahr eingetragene Zahl der Kinderfrei

-

beträge beantragt und versichert, daß sich die 
maßgebenden Verhältnisse nicht wesentlich 
geändert haben. In den Fällen des § 32 Abs. 6 
Nr. 1 Alternative 2 und letzter Satz gelten die 
Sätze 1 und 2 nur, wenn nach den tatsächli-
chen Verhältnissen zu erwarten ist, daß die 
Voraussetzungen auch im Laufe des Kalen-
derjahrs bestehen bleiben. Der Antrag kann 
nur nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck 
gestellt werden. " 

c) Absatz 4 Satz 1 erster Halbsatz wird wie folgt 
gefaßt: 

„Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, die Eintra-
gung der Steuerklasse und der Zahl der Kin-
derfreibeträge auf der Lohnsteuerkarte umge-
hend ändern zu lassen, wenn die Eintragung 
auf der Lohnsteuerkarte von den Verhältnis-
sen zu Beginn des Kalenderjahrs zugunsten 
des Arbeitnehmers abweicht; " 

32. § 39a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. Werbungskosten, die bei den Ein-
künften aus nichtselbständiger Arbeit 
anfallen, soweit sie den Arbeitneh-
mer-Pauschbetrag (§ 9a Satz 1 Nr. 1 
Buchstabe a) übersteigen," 

bb) Am Ende der Nummer 5 wird das Komma 
durch einen Punkt ersetzt und die Num-
mer 6 gestrichen. 

b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Für Ehegatten, die beide unbeschränkt ein-
kommensteuerpflichtig sind und nicht dau-
ernd getrennt leben, ist jeweils die Summe 
der nach Absatz 1 Nr. 2 bis 5 in Be tracht kom-
menden Be träge gemeinsam zu ermitteln; der 
in Absatz 1 Nr. 2 genannte Be trag ist zu ver-
doppeln." 

c) Absatz 4 a wird aufgehoben. 

32a. § 39b Abs. 2 Satz 5 und Abs. 3 Satz 4 wird je-
weils wie folgt gefaßt: 

„Dabei ist die auf der Lohnsteuerkarte eingetra-
gene Steuerklasse maßgebend." 

32b. § 39c Abs. 3 wird durch folgende Absätze 3 
und 4 ersetzt: 

„ (3) Für Arbeitnehmer, die nach § 1 Abs. 2 un-
beschränkt einkommensteuerpflichtig sind, hat 
der Arbeitgeber die Lohnsteuer unabhängig von 
einer Lohnsteuerkarte zu ermitteln. Dabei ist die 
Steuerklasse maßgebend, die nach § 39 Abs. 3 
bis 5 auf einer Lohnsteuerkarte des Arbeitneh-
mers einzutragen wäre. Auf Antrag des Arbeit-
nehmers erteilt das Betriebsstättenfinanzamt 
(§ 41 a Abs. 1 Nr. 1) über die maßgebende Steuer-
klasse und einen etwa in Be tracht kommenden 
Freibetrag (i 39 a) eine Bescheinigung, für die 
die Vorschriften über die Eintragung auf der 
Lohnsteuerkarte sinngemäß anzuwenden sind. 
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(4) Arbeitnehmer, die nach § 1 Abs. 3 als unbe-
schränkt einkommensteuerpflichtig behandelt 
werden, haben ihrem Arbeitgeber vor Beginn 
des Kalenderjahrs oder beim Eintritt in das 
Dienstverhältnis eine Bescheinigung vorzulegen. 
Die Bescheinigung wird auf Antrag des Arbeit-
nehmers vom Betriebsstättenfinanzamt (§ 41a 
Abs. 1 Nr. 1) des Arbeitgebers erteilt. In die Be-
scheinigung, für die die Vorschriften über die 
Eintragung auf der Lohnsteuerkarte sinngemäß 
anzuwenden sind, trägt das Finanzamt die maß-
gebende Steuerklasse und einen etwa in Be-
tracht kommenden Freibetrag (§ 39 a) ein. Ist der 
Arbeitnehmer gleichzei tig bei mehreren inländi-
schen Arbeitgebern tätig, ist für die Erteilung je-
der weiteren Bescheinigung das Betriebsstätten-
finanzamt zuständig, das die erste Bescheinigung 
ausgestellt hat. Bei Ehegatten, die beide Arbeits-
lohn von einem inländischen Arbeitgeber bezie-
hen, ist für die Erteilung der Bescheinigungen 
das Betriebsstättenfinanzamt des älteren Ehegat-
ten zuständig. " 

33. § 39d Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„In die nach Absatz 1 zu erteilende Bescheini-
gung trägt das Finanzamt für einen Arbeitneh-
mer, bei dem § 50 Abs. 1 Satz 6 anzuwenden ist, 
auf Antrag folgendes ein: 

1. Werbungskosten, die bei den Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit anfallen (§ 9), soweit 
sie den Arbeitnehmer-Pauschbetrag (§ 9 a 
Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a) übersteigen. 

2. Sonderausgaben im Sinne des § 10 Abs. 1 
Nr. 5 und des § 10 b, soweit sie den Sonder-
ausgaben-Pauschbetrag (§ 10 c Abs. 1) über-
steigen, und die wie Sonderausgaben abzieh-
baren Beträge nach j 10 e, jedoch erst nach 
Fertigstellung oder Anschaffung des begün-
stigten Objekts oder nach Fertigstellung der 
begünstigten Maßnahme." 

34. § 40a Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Die Pauschalierungen nach den Absätzen i 
bis 3 sind unzulässig 

1. bei Arbeitnehmern, deren Arbeitslohn wäh-
rend der Beschäftigungsdauer ein Zweihun-
dertstel der monatlichen Bezugsgröße im 
Sinne des § 18 Abs. 1 Viertes Buch Sozialge-
setzbuch durchschnittlich je Arbeitsstunde 
übersteigt, 

2. bei Arbeitnehmern, die für eine andere Be-
schäftigung von demselben Arbeitgeber Ar-
beitslohn beziehen, der nach den § § 39b bis 
39d dem Lohnsteuerabzug unterworfen 
wird. " 

35. § 42b Abs. 1 Satz 4 Nr. 4 b wird aufgehoben. 

35a. § 43 Abs. 1 Nr. 7 Buchstabe b Doppelbuchstabe 
cc wird wie folgt gefaßt: 

„cc) wenn es sich um Kapitalerträge aus Gutha-
ben bei einer Bausparkasse auf Grund eines 
Bausparvertrages handelt und wenn für den 
Steuerpflichtigen im Kalenderjahr der Gut

-

schrift oder im Kalenderjahr vor der Gut-
schrift dieser Kapitalerträge für Aufwen-
dungen an die Bausparkasse eine Woh-
nungsbauprämie oder eine Arbeitnehmer-
Sparzulage festgesetzt oder gewährt wor-
den ist oder für die Guthaben kein höherer 
Zins oder Bonus als 1 vom Hundert gezahlt 
wird, " 

36. § 44 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

i. soweit die Kapitalerträge zusammen mit 
den Kapitalerträgen, für die die Kapitaler-
tragsteuer nach § 44 b zu erstatten oder 
die Körperschaftsteuer nach §§ 36. b, 36 c 
zu vergüten ist, einschließlich der Kapital-
erträge im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 3 den 
Sparer-Freibe trag nach § 20 Abs. 4 und 
den Werbungskosten-Pauschbetrag nach 
§ 9 a Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b nicht über-
steigen, " 

b) Absatz 5 Satz 1 erster Halbsatz wird wie folgt 
gefaßt: 

„Bei Kapitalerträgen im Sinne des § 43 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 7 und 8 sowie Satz 2, die einem un-
beschränkt oder beschränkt einkommensteu-
erpflichtigen Gläubiger zufließen," 

37. § 44 b Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei Kapitalerträgen im Sinne des § 43 Abs. 1 
Satz i Nr. 1 und 2, die einem unbeschränkt ein-
kommensteuerpflichtigen und in den Fä llen des 
§ 44 a Abs. 5 auch einem beschränkt einkommen-
steuerpflichtigen Gläubiger zufließen, wird auf 
Antrag die einbehaltene und abgeführte Kapital-
ertragsteuer unter den Voraussetzungen des 
§ 44a Abs. 1, 2 und 5 in dem dort  bestimmten 
Umfang erstattet. " 

38. entfällt 

39. § 45 d Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Wer nach § 44 Abs. 1 dieses Gesetzes und 
§ 38b des Gesetzes über Kapitalanlagegesell-
schaften zum Steuerabzug verpflichtet ist, hat 
dem Bundesamt für Finanzen bis zum 31. Mai 
des Jahres, das auf das Jahr folgt, in dem die Ka-
pitalerträge den Gläubigern zufließen, folgende 
Daten zu übermitteln: 

1. Vor- und Zunamen sowie das Geburtsdatum 
der Person - gegebenenfalls auch des Ehegat-
ten -, die den Freistellungsauftrag erteilt hat 
(Auftraggeber), 

2. Anschrift des Auftraggebers, 

3. Höhe des Be trages, bis zu dem auf Grund des 
Freistellungsauftrages vom Steuerabzug Ab

-

stand genommen und bei Dividenden und 
ähnlichen Kapitalerträgen die Erstattung von 
Kapitalertragsteuer und die Vergütung von 
Körperschaftsteuer beim Bundesamt für Fi-
nanzen beantragt werden sollte, 
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4. Namen und Anschrift des Empfängers des 
Freistellungsauftrags. 

Die Datenübermittlung hat nach amtlich vorge-
schriebenem Datensatz auf amtlich vorgeschrie-
benen maschinell verwertbaren Datenträgern zu 
erfolgen. Im übrigen findet § 150 Abs. 6 der Ab-
gabenordnung entsprechende Anwendung. Das 
Bundesamt für Finanzen kann auf Antrag eine 
Übermittlung nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck zulassen, wenn eine Übermittlung 
nach Satz 2 eine unbillige Härte mit sich bringen 
würde. " 

40. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Satzteil vor Nummer 1 wird wie folgt 
gefaßt: 

„Besteht das Einkommen ganz oder teil-
weise aus Einkünften aus nichtselbständi-
ger Arbeit, von denen ein Steuerabzug 
vorgenommen worden ist, so wird eine 
Veranlagung nur durchgeführt," 

bb) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. wenn auf der Lohnsteuerkarte des 
Steuerpflichtigen ein Kinderfreibe-
trag im Sinne des § 39 Abs. 3 a oder 
ein Freibetrag im Sinne des § 39a 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und 5 eingetragen 
worden ist. " 

cc) Nummer 7 wird wie folgt gefaßt: 

„ 7. wenn 

a) für einen unbeschränkt Steuer-
pflichtigen im Sinne des § 1 Abs. 1 
auf der Lohnsteuerkarte ein Ehe-
gatte im Sinne des § 1 a Abs. 1 
Nr. 2 berücksichtigt worden ist 
oder 

b) für einen Steuerpflichtigen, der 
zum Personenkreis des § 1 Abs. 3 
oder des § la  gehört, das Betriebs-
stättenfinanzamt eine Bescheini-
gung nach § 39 c Abs. 3 erteilt hat; 
dieses Finanzamt ist dann auch für 
die Veranlagung zuständig. " 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„ (4) Kommt nach Absatz 2 eine Veranla-
gung zur Einkommensteuer nicht in Be tracht, 
so gilt die Einkommensteuer, die auf die Ein-
künfte aus nichtselbständiger Arbeit entfällt, 
für den Steuerpflichtigen durch den Lohn-
steuerabzug als abgegolten, soweit er nicht 
für zuwenig erhobene Lohnsteuer in An-
spruch genommen werden kann. § 42b bleibt 
unberührt." 

41. § 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a wird wie folgt ge-
faßt: 

„a) § 20 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 und 6, wenn der 
Schuldner Wohnsitz, Geschäftsleitung oder 

Sitz im Inland hat oder wenn es sich in den 
Fällen des § 44 Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 Buchstabe 
a Doppelbuchstabe bb um ausländische Er-
träge im Sinne der §§ 17 und 18 des Ausland-
investment-Gesetzes handelt; dies gilt auch 
für Erträge aus Wandelanleihen und Ge-
winnobligationen; dies gilt außer in den Fäl-
len des § 44 Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe bb dieses Gesetzes nicht in 
den Fällen des § 33 a, des § 38 b, des § 43 a in 
Verbindung mit § 38b und des § 44 Satz 1 
bis 3 des Gesetzes über Kapitalanlagesell-
schaften; " 

41a. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 6 und 7 wird wie folgt gefaßt: 

„Abweichend von Satz 5 sind bei beschränkt 
steuerpflichtigen Arbeitnehmern, die Ein-
künfte aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne 
des § 49 Abs. 1 Nr. 4 beziehen, § 9 a Satz 1 
Nr. 1 Buchstabe a, § 10 c Abs. 1 mit der Mög-
lichkeit, die tatsächlichen Aufwendungen im 
Sinne des § 10 Abs. 1 Nr. 5 und des § 10 b 
nachzuweisen, sowie § 10 c Abs. 2 und 3 ohne 
Möglichkeit, die tatsächlichen Aufwendun-
gen nachzuweisen, anzuwenden. Die Jahres-
und Monatsbeträge der Pauschalen nach § 9a 
Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a und § 10c Abs. 1 bis 3 
ermäßigen sich zeitanteilig, wenn Einkünfte 
im Sinne des § 49 Abs. 1 Nr. 4 nicht während 
eines vollen Kalenderjahrs oder Kalendermo-
nats zugeflossen sind." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Einkommensteuer bemißt sich bei 
beschränkt Steuerpflichtigen, die veranlagt 
werden, nach § 32a Abs. 1. Die Einkommen-
steuer beträgt mindestens 25 vom Hundert 
des Einkommens; dies gilt nicht in  den  Fällen 
des Absatzes 1 Satz 6." 

c) Absatz 4 wird aufgehoben. 

d) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Die Einkommensteuer für Einkünfte, 
die dem Steuerabzug vom Arbeitslohn oder 
vom Kapitalertrag oder dem Steuerabzug auf 
Grund des § 50a unterliegen, gilt bei be-
schränkt Steuerpflichtigen durch den Steuer-
abzug als abgegolten. § 36 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 
ist nicht anzuwenden. Die Sätze 1 und 2 gel-
ten nicht, wenn die Einkünfte Betriebseinnah-
men eines inländischen Betriebes sind. Satz 1 
gilt nicht, wenn 

1. nachträglich festgestellt wird, daß die Vor-
aussetzungen der unbeschränkten Ein-
kommensteuerpflicht im Sinne des § 1 
Abs. 2 oder 3 oder des § 1 a  nicht vorgele-
gen haben; § 39 Abs. 5a ist sinngemäß an-
zuwenden oder 

2. ein beschränkt steuerpflichtiger Arbeit-
nehmer, der Einkünfte aus nichtselbständi-
ger Arbeit im Sinne des § 49 Abs. 1 Nr. 4 
bezieht und Staatsangehöriger eines Mit-
gliedstaats der Europäischen Union oder 
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eines Staates ist, auf den das Abkommen 
über den Europäischen Wirtschaftsraum 
Anwendung findet, und im Hoheitsgebiet 
eines dieser Staaten seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt hat, eine Veran-
lagung zur Einkommensteuer beantragt. In 
diesem Fall wird eine Veranlagung durch 
das Betriebsstättenfinanzamt, das die Be-
scheinigung nach § 39d Abs. 1 Satz 3 er-
teilt hat, nach § 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 
durchgeführt. Bei mehreren Betriebsstät-
tenfinanzämtern ist das Betriebsstättenfi-
nanzamt zuständig, in dessen Bezirk der 
Arbeitnehmer zuletzt beschäftigt war. Bei 
Arbeitnehmern mit Steuerklasse VI ist das 
Betriebsstättenfinanzamt zuständig, in des-
sen Bezirk der Arbeitnehmer zuletzt unter 
Anwendung der Steuerklasse I beschäftigt 
war. Absatz 1 Satz 7 ist nicht anzuwenden. 
Einkünfte, die dem Steuerabzug vom Kapi-
talertrag oder dem Steuerabzug auf Grund 
des § 50 a unterliegen, werden nur im Rah-
men des § 32 b berücksichtigt." 

42. § 50 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. bei Einkünften aus der Ausübung 
oder Verwertung einer Tätigkeit als 
Künstler, Berufssportler, Schriftsteller, 
Journalist oder Bildberichterstatter 
einschließlich solcher Tätigkeiten für 
den Rundfunk oder Fernsehfunk (§ 49 
Abs. 1 Nr. 2 bis 4), es sei denn, es han-
delt sich um Einkünfte aus nichtselb-
ständiger Arbeit, die dem Steuerab-
zug vom Arbeitslohn nach § 38 Abs. 1 
Nr. 1 unterliegen, 

bb) Die Sätze 3 und 4 werden aufgehoben. 

b) Absatz 7 wird wie folgt gefaßt: 

„ (7) Das Finanzamt kann anordnen, daß der 
Schuldner der Vergütung für Rechnung des 
beschränkt steuerpflichtigen Gläubigers 
(Steuerschuldner) die Einkommensteuer von 
beschränkt steuerpflichtigen Einkünften, so-
weit diese nicht bereits dem Steuerabzug un-
terliegen, im Wege des Steuerabzugs einzu-
behalten und abzuführen hat, wenn dies zur 
Sicherstellung des Steueranspruchs zweck-
mäßig ist. Der Steuerabzug beträgt 25 v. H. 
der gesamten Einnahmen, solange der be-
schränkt steuerpflichtige Gläubiger nicht 
glaubhaft macht, daß die voraussichtlich ge-
schuldete Steuer niedriger ist. Absatz 5 Satz 1 
bis 5 gilt entsprechend. § 50 Abs. 5 Satz 1 ist 
nicht anzuwenden. " 

43. entfällt 

44. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe a wird wie folgt gefaßt: 

a)  über die Abgrenzung der Steuer-
pflicht, die Beschränkung der Steuer

-

erklärungspflicht auf die Fälle, in de-
nen eine Veranlagung in Betracht 
kommt, über die den Einkommen-
steuererklärungen beizufügenden 
Unterlagen und über die Beistands-
pflichten Dritter, " 

bb) Nach Buchstabe b wird folgender neuer 
Buchstabe c eingefügt: 

„c) über die Höhe von besonderen Be-
triebsausgabenPauschbeträgen für 
Gruppen von Betrieben, bei denen 
hinsichtlich der Besteuerungsgrund-
lagen annähernd gleiche Verhältnisse 
vorliegen, wenn der Steuerpflichtige 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§ 15) 
oder selbständiger Arbeit (§ 18) er-
zielt, in Höhe eines Vomhundertsat-
zes der Umsätze im Sinne des § 1 
Abs. 1 Nr. 1 des Umsatzsteuergeset-
zes; Umsätze aus der Veräußerung 
von Wirtschaftsgütern des Anlagever-
mögens sind nicht zu berücksichti-
gen. Einen besonderen Betriebs-
ausgaben-Pauschbetrag dürfen nur 
Steuerpflichtige in Anspruch nehmen, 
die ihren Gewinn durch Einnahmen-
Überschußrechnung nach § 4 Abs. 3 
ermitteln. Bei der Festlegung der Hö-
he des besonderen Betriebsausga-
ben-Pauschbetrags ist der Zuordnung 
der Betriebe entsprechend der Klassi-
fikation der Wirtschaftszweige, Fas-
sung für Steuerstatistiken, Rechnung 
zu tragen. Bei der Ermittlung der be-
sonderen Betriebsausgaben-Pausch-
beträge sind alle Betriebsausgaben 
mit Ausnahme der an das Finanzamt 
gezahlten Umsatzsteuer zu berück-
sichtigen. Bei der Veräußerung oder 
Entnahme von Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens sind die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten, ver-
mindert um die Absetzungen für Ab-
nutzung nach § 7 Abs. 1 oder Abs. 4 
sowie die Veräußerungskosten neben 
dem besonderen Betriebsausgaben-
Pauschbetrag abzugsfähig. Der 
Steuerpflichtige kann im folgenden 
Veranlagungszeitraum zur Ermittlung 
der tatsächlichen Betriebsausgaben 
übergehen. Wechselt der Steuer-
pflichtige zur Ermittlung der tatsächli-
chen Betriebsausgaben, sind die ab

-

nutzbaren Wirtschaftsgüter des Anla-
gevermögens mit ihren Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten, ver-
mindert um die Absetzungen für Ab-
nutzung nach § 7 Abs. 1 oder Abs. 4, 
in ein laufend zu führendes Verzeich-
nis aufzunehmen. § 4 Abs. 3 Satz 5 
bleibt unberührt. Nach dem Wechsel 
zur Ermittlung der tatsächlichen Be-
triebsausgaben ist eine erneute Inan-
spruchnahme des besonderen Be-
triebsausgaben-Pauschbetrags oder 
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des Betriebsausgaben-Pauschbetrags 
nach § 4 Abs. 4 a erst nach Ablauf der 
folgenden vier Veranlagungszeit-
räume zulässig; §§ 140, 141 der Abga- 
benordnung bleiben unberührt." 

cc) Buchstabe e wird gestrichen. 

dd) Die bisherigen Buchstaben c und d wer-
den Buchstaben d und e. 

b) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe b wird aufgehoben. 

bb) Buchstabe c wird wie folgt gefaßt: 

„c) über eine Beschränkung des Abzugs 
von Ausgaben zur Förderung steuer-
begünstigter Zwecke im Sinne des 
§ 10b auf Zuwendungen an be-
stimmte Körperschaften, Personenver-
einigungen oder Vermögensmassen, 
über den Ausschluß des Abzugs von 
Mitgliedsbeiträgen sowie über eine 
Anerkennung gemeinnütziger Zwek-
ke als besonders förderungswürdig;" 

cc) Buchstabe k wird aufgehoben. 

dd) Buchstabe w wird wie folgt gefaßt: 

„w) über Sonderabschreibungen bei 
Handelsschiffen, die in einem inlän-
dischen Seeschiffsregister eingetra-
gen sind und vor dem 1. Januar 2000 
von Steuerpflichtigen, die den Ge-
winn nach § 5 ermitteln, angeschafft 
oder hergestellt worden sind. Im Fall 
der Anschaffung eines Handelsschif-
fes ist weitere Voraussetzung, daß 
das Schiff vor dem 1. Januar 1996 in 
ungebrauchtem Zustand vom Her-
steller oder nach dem 31. Dezember 
1995 bis zum Ablauf des vierten auf 
das Jahr der Fertigstellung folgenden 
Jahres erworben worden ist. Die Son-
derabschreibungen können im Wirt

-schaftsjahr der Anschaffung oder 
Herstellung und in den vier folgen-
den Wirtschaftsjahren bis zu insge-
samt 40 vom Hundert der Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten in 
Anspruch genommen werden. Sie 
können bereits für Anzahlungen auf 
Anschaffungskosten und für Teilher-
stellungskosten zugelassen werden. 
Die Sonderabschreibungen sind nur 
unter der Bedingung zuzulassen, daß 
die Handelsschiffe innerhalb eines 
Zeitraums von acht Jahren nach ihrer 
Anschaffung oder Herstellung nicht 
veräußert werden; für Anteile an ei-
nem Handelsschiff gilt dies entspre-
chend. Die Sätze 1 bis 5 gelten für 
Schiffe, die der Seefischerei dienen, 
entsprechend. Für Luftfahrzeuge, die 
vom Steuerpflichtigen hergestellt 
oder in ungebrauchtem Zustand vom 
Hersteller erworben worden sind 
und die zur gewerbsmäßigen Beför

-

derung von Personen oder Sachen im 
internationalen Luftverkehr oder zur 
Verwendung zu sonstigen gewerbli-
chen Zwecken im Ausland bestimmt 
sind, gelten die Sätze 1 und 3 bis 5 
mit der Maßgabe entsprechend, daß 
an die Stelle der Eintragung in ein in-
ländisches Seeschiffsregister die Ein-
tragung in die deutsche Luftfahr-
zeugrolle, an  die Stelle des Höchst-
satzes von 40 vom Hundert ein 
Höchstsatz von 30 vom Hundert und 
bei der Vorschrift des Satzes 5 an  die 
Stelle des Zeitraums von acht Jahren 
ein Zeitraum von sechs Jahren tre-
ten; " 

ee) Buchstabe z wird aufgehoben. 

44a. § 51a Abs. 2 und 2 a werden wie folgt gefaßt: 

„(2) Bemessungsgrundlage ist die Einkommen-
steuer, die abweichend von § 2 Abs. 6 unter Be-
rücksichtigung von Kinderfreibeträgen in allen 
Fällen des § 32 festzusetzen wäre. 

(2 a) Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn ist Be-
messungsgrundlage die Lohnsteuer, die sich er-
gibt, wenn in die Hinzurechnung nach § 38 c 
Abs. 1 Satz 5 für die Steuerklassen I, II und III ein 
Kinderfreibetrag von 6 264 Deutsche Mark und 
für die Steuerklasse IV ein Kinderfreibetrag von 
3 132 Deutsche Mark für jedes Kind einbezogen 
wird, für das eine Kürzung des . Kinderfreibetrags 
nach § 32 Abs. 6 Satz 4 nicht in Betracht kommt. 
Das Bundesministerium der Finanzen hat in den 
nach § 38 c aufzustellenden Lohnsteuertabellen 
die Bemessungsgrundlage für Arbeitnehmer mit 
0,5 bis 6 Kinderfreibeträgen gesondert auszuwei-
sen. § 38c Abs. 1 Satz 6 gilt sinngemäß. Bei der 
Anwendung des § 39b für die Ermittlung der Zu-
schlagsteuern ist die auf der Lohnsteuerkarte 
eingetragene Zahl der Kinderfreibeträge maßge-
bend. " 

45. § 52 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 52 
Anwendungsvorschriften 

(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in 
den folgenden Absätzen nichts anderes bestimmt 
ist, erstmals für den Veranlagungszeitraum 1996 
anzuwenden. Beim Steuerabzug vom Arbeits-
lohn gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß diese Fas-
sung erstmals auf den laufenden Arbeitslohn an

-zuwenden ist, der für einen nach dem 31. Dezem-
ber 1995 endenden Lohnzahlungszeitraum ge-
zahlt wird, und auf sonstige Bezüge, die nach 
dem 31. Dezember 1995 zufließen. 

(2) § 1 a Abs. 1 ist für Staatsangehörige eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union auf An-
trag auch für Veranlagungszeiträume vor 1996 
anzuwenden, soweit Steuerbescheide noch nicht 
bestandskräftig sind; für Staatsangehörige und 
für das Hoheitsgebiet Finnlands, Isl ands, Norwe-
gens, Österreichs und Schwedens gilt dies ab 
dem Veranlagungszeitraum 1994. 
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(2 a) § 3 Nr. 2 in der Fassung des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I  S. . . .) ist erstmals für den Veran-
lagungszeitraum 1995 anzuwenden. 

(2b) §. 3 Nr. 7 in der Fassung des Gesetzes vom 
21. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2310) ist erstmals 
für den Veranlagungszeitraum 1993 anzuwen-
den. § 3 Nr. 7 in der Fassung des Gesetzes vom 
27. September 1994 (BGBl. I S. 2624) ist erstmals 
für den Veranlagungszeitraum 1994 anzuwen-
den. 

(2 c) Für Leistungen nach dem Bundeskinder-
geldgesetz für Kalenderjahre vor 1996, die nach 
dem 31. Dezember 1995 zufließen, ist § . 3 Nr. 24 
in der bis zum 31. Dezember 1995 geltenden Fas-
sung anzuwenden. 

(2 d) § 3 Nr. 36 in der Fassung des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I  S. . . .) ist auf Einnahmen für 
Pflegeleistungen, die ab dem 1. April 1995 er-
bracht werden, anzuwenden. 

(2 e) § 3 Nr. 68 des Einkommensteuergesetzes 
1987 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. Februar 1987 (BGBl. I S. 657) ist vorbehaltlich 
des Satzes 2 letztmals für das Kalenderjahr 1988 
anzuwenden. Die Vorschrift ist für die Kalender-
jahre 1989 bis 2000 weiter anzuwenden auf Zins-
ersparnisse und Zinszuschüsse bei Darlehen, die 
der Arbeitnehmer vor dem 1. Januar 1989 erhal-
ten hat, soweit die Vorteile nicht über die im Ka-
lenderjahr 1988 gewährten Vorteile hinausgehen 
und soweit die Zinszuschüsse zusätzlich zum oh-
nehin geschuldeten Arbeitslohn gezahlt werden. 

(2f) § 3 Nr. 69 in der Fassung des Gesetzes vom 
... (BGBl. I S. ... ist erstmals für den Veranla-
gungszeitraum 1994 anzuwenden. 

(3) § 4 Abs. 3 Satz 4 ist nicht anzuwenden, so-
weit die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
vor dem 1. Januar 1971 als Betriebsausgaben ab-
gesetzt worden sind. 

(4) § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5 in der Fassung des 
Gesetzes vom 21. Dezember 1993 (BGBl. I 
S. 2310) ist erstmals für den Veranlagungszeit-
raum 1993 anzuwenden. § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 8 
Satz 4 ist auch für Veranlagungszeiträume vor 
1992 anzuwenden, soweit Steuerbescheide noch 
nicht bestandskräftig sind, unter dem Vorbehalt 
der Nachprüfung stehen oder die Steuer hin-
sichtlich der Abzugsfähigkeit der festgesetzten 
Geldbußen als Betriebsausgaben vorläufig fest-
gesetzt worden ist. 

(5) § 4 d ist erstmals für Wirtschaftsjahre anzu-
wenden, die nach dem 31. Dezember 1995 begin-
nen. § 4 d Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c Satz 5 ist erst-
mals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1991 beginnen. 

(6) Rückstellungen für die Verpflichtung zu ei-
ner Zuwendung anläßlich eines Dienstjubiläums 
dürfen nur gebildet werden, soweit der Zuwen-
dungsberechtigte seine Anwartschaft nach dem 
31. Dezember 1992 erwirbt. Bereits gebildete 
Rückstellungen sind in den Bilanzen des nach 
dem 30. Dezember 1988 endenden Wirtschafts-
jahrs und der beiden folgenden Wirtschaftsjahre 

mit mindestens je  einem Drittel gewinnerhöhend 
aufzulösen. 

(7) § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 und Nr. 2 a ist erst-
mals für das Wirtschaftsjahr anzuwenden, das 
nach dem 31. Dezember 1989 endet. § 6 Abs. 1 
Nr. 4 Satz 2 ist erstmals auf Entnahmen anzuwen-
den, die nach dem 31. Dezember 1993 vorgenom-
men werden. § 6 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 Buchstabe b 
ist erstmals auf Einlagen anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1991 vorgenommen werden. 

(8) § 6b Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 ist auf Gewinne, die 
bei der Veräußerung von Anteilen an Kapitalge-
sellschaften in Wirtschaftsjahren entstehen, die 
nach dem 31. Dezember 1995 beginnen und vor 
dem 1. Januar 1999 enden, in der folgenden Fas-
sung mit der Maßgabe anzuwenden, daß abwei-
chend von § 6 b Abs. 1 Satz 1 ein Betrag bis zur 
vollen Höhe des bei der Veräußerung entstande-
nen Gewinns abgezogen werden kann: 

„5. Anteilen an  Kapitalgesellschaften, 

a) die eine Unternehmensbeteiligungsge-
sellschaft angeschafft hat, die nach dem 
Gesetz über Unternehmensbeteiligungs-
gesellschaften vom 17. Dezember 1986 
(BGBl. I S. 2488) anerkannt ist. Der Wider-
ruf der Anerkennung und der Verzicht auf 
die Anerkennung haben Wirkung für die 
Vergangenheit, wenn nicht Aktien der 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaft öf-
fentlich angeboten worden sind. Beschei-
de über die Anerkennung, die Rücknah-
me oder den Widerruf der Anerkennung 
und über die Feststellung, ob Aktien der 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaft öf-
fentlich angeboten worden sind, sind 
Grundlagenbescheide im Sinne der Abga-
benordnung; 

b) soweit sie durch Erhöhung des Kapitals 
dieser Gesellschaften angeschafft werden, 
wenn die Gesellschaften ihren Sitz und ih-
re Geschäftsleitung im Fördergebiet nach 
§ 1 Abs. 2 des Fördergebietsgesetzes ha-
ben und im Zeitpunkt des Erwerbs der Be-
teiligungen jeweils nicht mehr als 250 Ar-
beitnehmer in einem gegenwärtigen 
Dienstverhältnis beschäftigen, die Ar-
beitslohn, Kurzarbeitergeld oder Schlecht-
wettergeld beziehen; entsprechendes gilt, 
wenn die Anteile durch Neugründung 
von Kapitalgesellschaften angeschafft 
werden; 

c) soweit sie durch Erhöhung des Kapitals 
dieser Gesellschaften angeschafft werden, 
wenn die Satzung oder der Gesellschafts-
vertrag dieser Gesellschaften (Beteili-
gungsgesellschaften) als Unternehmens-
gegenstand ausschließlich 

aa) den Erwerb von Anteilen an Kapital-
gesellschaften, die durch Erhöhung 
ihres Kapitals entstehen; 

bb) den Erwerb von Mitunternehmeran-
teilen (§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2), die 
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durch Einlagen der Kapitalgesell-
schaften entstehen; 

cc) die Verwaltung und die Veräußerung 
der in Doppelbuchstaben aa und bb 
genannten Anteile oder 

dd) die Beteiligung als sti ller Gesellschaf-
ter an Unternehmen 

bestimmt, die genannten Kapitalgesell-
schaften, Personengesellschaften oder 
Unternehmen ihren Sitz und ihre Ge-
schäftsleitung im Fördergebiet nach § 1 
Abs. 2 des Fördergebietsgesetzes haben 
und im Zeitpunkt des Erwerbs der Anteile, 
Mitunternehmeranteile oder s tillen Betei-
ligungen nicht mehr als 250 Arbeitnehmer 
in einem gegenwärtigen Dienstverhältnis 
beschäftigen, die Arbeitslohn, Kurzarbei-
tergeld oder Schlechtwettergeld beziehen. 
Spätestens drei Monate nach dem Erwerb 
der Anteile an der Beteiligungsgesell-
schaft muß jeweils die Summe der An-
schaffungskosten aller von der Gesell-
schaft gehaltenen Anteile an Kapitalge-
sellschaften und Personengesellschaften 
zuzüglich der von ihr als sti ller Beteiligter 
geleisteten Einlagen mindestens 90 vom 
Hundert ihres Eigenkapitals umfassen. 
Entsprechendes gilt, wenn die Anteile 
durch Neugründung einer Beteiligungs-
gesellschaft angeschafft werden. " 

Ist in den Fällen des Satzes 1 eine Rücklage nach 
§ 6 b Abs. 3 Satz 1 von mehr als 50 vom Hundert 
des bei der Veräußerung entstandenen Gewinns 
gebildet worden, so ist ein Abzug nach § 6 b 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 4 ausgeschlossen; ist der 
Steuerpflichtige keine Unternehmensbeteili-
gungsgesellschaft im Sinne von Satz 1 Buchsta-
be a, kann der Abzug abweichend von § 6 b 
Abs. 3 Satz 2 von den Anschaffungskosten der in 
Satz 1 Buchstabe b und c genannten Anteile an 

 Kapitalgesellschaften erfolgen, die in den folgen-
den zwei Wirtschaftsjahren angeschafft worden 
sind; sie ist spätestens am Schluß des zweiten auf 
ihre Bildung folgenden Wirtschaftsjahrs gewinn-
erhöhend aufzulösen. 

(9) § 7 Abs. 2 Satz 2 ist erstmals bei bewegli-
chen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens 
anzuwenden, die nach dem 29. Juli 1981 ange-
schafft oder hergestellt worden sind. Bei bewegli-
chen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, 
die nach dem 31. August 1977 und vor dem 30. 
Juli 1981 angeschafft oder hergestellt worden 
sind, ist § 7 Abs. 2 Satz 2 des Einkommensteuer-
gesetzes 1981 in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 6. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1249, 
1560) weiter anzuwenden. Bei beweglichen Wirt-
schaftsgütern des Anlagevermögens, die vor dem 
1. September 1977 angeschafft oder hergestellt 
worden sind, sind § 7 Abs. 2 Satz 2 und § 52 
Abs. 8 und 9 des Einkommensteuergesetzes 1975 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Sep-
tember 1974 (BGBl. I S. 2165) weiter anzuwen-
den. 

(9 a) § 7 Abs. 5 in der durch Gesetz vom 30. Ju-
ni 1989 (BGBl. I S. 1267) geänderten Fassung ist 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 1989 an-
zuwenden. § 7 Abs. 4 und 5 in der durch Gesetz 
vom 19. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2434) geän-
derten Fassung ist erstmals für den Veranla-
gungszeitraum 1985 anzuwenden. § 7 Abs. 5 in 
den vor Inkrafttreten des in Satz 1 bezeichneten 
Gesetzes geltenden Fassungen und § 52 Abs. 8 
des Einkommensteuergesetzes 1985 in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 12. Juni 1985 
(BGBl. I S. 977; 1986 I S. 138) sind weiter anzu-
wenden. 

(10) § 7 a Abs. 6 des Einkommensteuergesetzes 
1979 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. Juni 1979 (BGBl. I S. 721) ist letztmals für das 
Wirtschaftsjahr anzuwenden, das dem Wirt-
schaftsjahr vorangeht, für das § 15 a erstmals an-
zuwenden ist. 

(11) § 7 g Abs. 3 ist erstmals für Wirtschafts-
jahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 
1995 beginnen. 

(12) § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b Sätze 2 und 3 
ist erstmals für Verträge anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1990 abgeschlossen worden 
sind. § 10 Abs. 1 Nr. 8 Satz 2 Buchstabe c ist erst-
mals für den Veranlagungszeitraum 1995 anzu-
wenden. § 10 Abs. 2 Satz 2 ist erstmals anzuwen-
den, wenn die Ansprüche aus dem Versiche-
rungsvertrag nach dem 13. Februar 1992 zur Til-
gung oder Sicherung eines Darlehens dienen, es 
sei denn, der Steuerpflichtige weist nach, daß bis 
zu diesem Zeitpunkt die Darlehnsschuld entstan-
den war und er sich verpflichtet hatte, die An-
sprüche aus dem Versicherungsvertrag zur Til-
gung oder Sicherung dieses Darlehens einzuset-
zen. § 10 Abs. 3 Nr. 4 in der Fassung des Artikels 
26 des Gesetzes vom 26. Mai 1994 (BGBl. I 
S. 1014) ist erstmals für den Veranlagungszeit-
raum 1995 anzuwenden. § 10 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 
gilt entsprechend bei Versicherungen auf den Er-
lebens- oder Todesfall gegen Einmalbeitrag, 
wenn dieser nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b 
des Einkommensteuergesetzes in den Fassun-
gen, die vor dem in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten 
Zeitraum gelten, als Sonderausgabe abgezogen 
worden ist und nach dem 8. November 1991 ganz 
oder zum Teil zurückgezahlt wird. 

(13) § 10d Abs. 2 ist erstmals auf nicht ausge-
glichene Verluste des Veranlagungszeitraums 
1985 anzuwenden. 

(14) Für nach dem 31. Dezember 1986 und vor 
dem. 1. Januar 1991 hergestellte oder ange-
schaffte Wohnungen im eigenen Haus oder Ei-
gentumswohnungen sowie in diesem Zeitraum 
fertiggestellte Ausbauten oder Erweiterungen ist 
§ 10 e des Einkommensteuergesetzes 1990 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. September 
1990 (BGBl. I S. 1898) weiter anzuwenden. Für 
nach dem 31. Dezember 1990 hergestellte oder 
angeschaffte Wohnungen im eigenen Haus oder 
Eigentumswohnungen sowie in diesem Zeitraum 
fertiggestellte Ausbauten oder Erweiterungen ist 
§ 10e des Einkommensteuergesetzes in der 
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durch Gesetz vom 24. Juni 1991 (BGBl. I S. 1322) 
geänderten Fassung weiter anzuwenden. Abwei-
chend von Satz 2 ist § 10e Abs. 1 bis 5 und 6 bis 7 
in der durch Gesetz vom 25. Februar 1992 
(BGBl. I S. 297) geänderten Fassung erstmals für 
den Veranlagungszeitraum 1991 bei Objekten im 
Sinne des § 10e Abs. 1 und 2 anzuwenden, wenn 
im Fall der Herstellung der Steuerpflichtige nach 
dem 30. September 1991 den Bauantrag gestellt 
oder mit der Herstellung begonnen hat oder im 
Fall der Anschaffung der Steuerpflichtige das 
Objekt nach dem 30. September 1991 auf Grund 
eines nach diesem Zeitpunkt rechtswirksam ab-
geschlossenen obligatorischen Vertrags oder 
gleichstehenden Rechtsakts angeschafft hat oder 
mit der Herstellung des Objekts nach dem 
30. September 1991 begonnen worden ist. § 10 e 
Abs. 5a ist erstmals bei in § 10e Abs. 1 und 2 be-
zeichneten Objekten anzuwenden, wenn im Fall 
der Herstellung der Steuerpflichtige den Bauan-
trag nach dem 31. Dezember 1991 gestellt oder, 
falls ein solcher nicht erforderlich ist, mit der Her-
stellung nach diesem Zeitpunkt begonnen hat, 
oder im Fall der Anschaffung der Steuerpflichti-
ge das Objekt auf Grund eines nach dem 31. De-
zember 1991 rechtswirksam abgeschlossenen ob-
ligatorischen Vertrags oder gleichstehenden 
Rechtsakts angeschafft hat. § 10e Abs. 1 Satz 4 in 
der Fassung des Gesetzes vom 23. Juni 1993 
(BGBl. I S. 944) und Abs. 6 Satz 3 in der Fassung 
des Gesetzes vom 21. Dezember 1993 (BGBl. I 
S. 2310) ist erstmals anzuwenden, wenn der 
Steuerpflichtige das Objekt auf Grund eines 
nach dem 31. Dezember 1993 rechtswirksam ab-
geschlossenen obligatorischen Vertrags oder 
gleichstehenden Rechtsakts angeschafft hat. 

(14 a) § 10 g ist erstmals auf Aufwendungen für 
Maßnahmen anzuwenden, die nach dem 31. De-
zember 1991 abgeschlossen worden sind. Hat der 
Steuerpflichtige Aufwendungen für vor dem 
1. Januar 1992 abgeschlossene Maßnahmen nach 
den §§ 7 i, 10 f oder § 82i der Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung oder § 52 Abs. 21 
Sätze 4 und 7 in Verbindung mit § 82i der Ein-
kommensteuer-Durchführungsverordnung abge-
zogen, so kann er für den restlichen Verteilungs-
zeitraum, in dem er das Gebäude oder den Ge-
bäudeteil nicht mehr zur Einkunftserzielung oder 
zu eigenen Wohnzwecken nutzt, § 10 g in An-
spruch nehmen. Aufwendungen für nach dem 
31. Dezember 1991 abgeschlossene Maßnahmen, 
die bereits für einen Veranlagungszeitraum vor 
1992 berücksichtigt worden sind, können nicht in 
die Bemessungsgrundlage nach § 10g einbezo-
gen werden. 

(15) § 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 13 a Abs. 3 Nr. 4 
und Abs. 7 sind letztmals für den Veranlagungs-
zeitraum 1986 anzuwenden. Sind im Veranla-
gungszeitraum 1986 bei einem Steuerpflichtigen 
für die von ihm zu eigenen Wohnzwecken oder 
zu Wohnzwecken des Altenteilers genutzte Woh-
nung die Voraussetzungen für die Anwendung 
des § 13 Abs. 2 Nr. 2 und des § 13 a Abs. 3 Nr. 4 
und Abs. 7 erfüllt, so sind diese Vorschriften letzt-
mals für den Veranlagungszeitraum 1998 anzu

-

wenden. Wird auf einem zum land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebsvermögen gehörenden 
Grund und Boden vom Steuerpflichtigen eine 
Wohnung zu eigenen Wohnzwecken oder eine 
Altenteilerwohnung errichtet und erst nach dem 
31. Dezember 1986 fertiggestellt, so gilt Satz 2 
entsprechend, wenn der Antrag auf Baugeneh-
migung vor dem 1. Januar 1987 gestellt worden 
ist und die Wohnung im Jahr der Fertigstellung 
zu eigenen Wohnzwecken des Steuerpflichtigen 
oder zu Wohnzwecken des Altenteilers genutzt 
wird. Der Steuerpflichtige kann in den Fällen der 
Sätze 2 und 3 für einen Veranlagungszeitraum 
nach dem Veranlagungszeitraum 1986 unwider-
ruflich beantragen, daß § 13 Abs. 2 Nr. 2 und 
§ 13a Abs. 3 Nr. 4 und Abs. 7 ab diesem Veranla-
gungszeitraum nicht mehr angewendet werden. 
Absatz 21 Satz 4 und 6 ist entsprechend anzu-
wenden. Im Fall  des Satzes 4 gelten die Woh-
nung des Steuerpflichtigen und die Altenteiler-
wohnung sowie der dazugehörende Grund und 
Boden zu dem Zeitpunkt als entnommen, bis zu 
dem § 13 Abs. 2 und § 13a Abs. 3 Nr. 4 und 
Abs. 7 letztmals angewendet werden, in den an-
deren Fällen zum Ende des Veranlagungszeit-
raums 1998. Der Entnahmegewinn bleibt außer 
Ansatz. Werden nach dem 31. Dezember 1986 

1. die Wohnung und der dazugehörende Grund 
und Boden entnommen oder veräußert, bevor 
sie nach Satz 6 als entnommen gelten, oder 

2. eine vor dem 1. Januar 1987 einem Dritten 
entgeltlich zur Nutzung überlassene Woh-
nung und der dazugehörende Grund und Bo-
den vor dem 1. Januar 1999 für eigene Wohn-
zwecke oder für Wohnzwecke eines Altentei-
lers entnommen, 

so bleibt der Entnahme- oder Veräußerungsge-
winn ebenfalls außer Ansatz; Nummer 2 ist nur 
anzuwenden, soweit nicht Wohnungen vorhan-
den sind, die Wohnzwecken des Eigentümers 
des Betriebs oder Wohnzwecken eines Altentei-
lers dienen und die unter Satz 6 oder unter Num-
mer 1 fallen. Die Sätze 1 bis 8 sind auch anzu-
wenden, wenn die Wohnung im Veranlagungs-
zeitraum 1986 zu einem land- und forstwirt

-

schaftlichen Betriebsvermögen gehört hat und ei-
nem Dritten unentgelt lich überlassen worden ist; 
die Wohnung des Steuerpflichtigen sowie der da-
zugehörende Grund und Boden gelten zum 
31. Dezember 1986 als entnommen, wenn der 
Nutzungswert beim Nutzenden anzusetzen war. 
Wird Grund und Boden nach dem 31. Dezember 
1986 dadurch entnommen, daß auf diesem Grund 
und Boden die Wohnung des Steuerpflichtigen 
oder eine Altenteilerwohnung errichtet wird, 
bleibt der Entnahmegewinn ebenfalls außer An-
satz; der Steuerpflichtige kann die Regelung nur 
für eine zu eigenen Wohnzwecken genutzte 
Wohnung und für eine Altenteilerwohnung in 
Anspruch nehmen. Hat das Grundstück im Ver-
anlagungszeitraum 1986 zu einem gewerblichen 
oder einem der selbständigen Arbeit dienenden 
Betriebsvermögen gehört, so gelten die Sätze 6 
bis 10 sinngemäß. Bei einem Gebäude oder Ge- 
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bäudeteil des Betriebsvermögens, das nach den 
jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften ein 
Baudenkmal ist, sind die Sätze 2 bis 8 auch über 
das in den Sätzen 2 und 6 genannte Datum 1998 
hinaus anzuwenden. 

(16) Für die erstmalige Anwendung des § 13 
Abs. 5 und des § 18 Abs. 4 gilt Absatz 19 sinnge-
mäß. 

(17) § 14a ist erstmals für Veräußerungen und 
Entnahmen anzuwenden, die nach dem 31. De-
zember 1995 vorgenommen worden sind. Für 
Veräußerungen und Entnahmen, die vor dem 
1. Januar 1996 vorgenommen worden sind, ist 
§ 14a in den vor dem 1. Januar 1996 geltenden 
Fassungen anzuwenden. 

(18) § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ist erstmals für das 
Wirtschaftsjahr anzuwenden, das nach dem 
31. Dezember 1991 endet. Bereits gebildete Pen-
sionsrückstellungen sind spätestens in der 
Schlußbilanz des Wirtschaftsjahrs, das nach dem 
31. Dezember 1991 endet, in voller Höhe gewinn-
erhöhend aufzulösen. 

(19) § 15 a ist erstmals auf Verluste anzuwen-
den, die in dem nach dem 31. Dezember 1979 be-
ginnenden Wirtschaftsjahr entstehen. Dies gilt 
nicht 

1. für Verluste, die in einem vor dem 1. Januar 
1980 eröffneten Betrieb entstehen; Sonderab-
schreibungen nach § 82 f der Einkommensteu-
er-Durchführungsverordnung können nur in 
dem Umfang berücksichtigt werden, in dem 
sie nach § 82 f Abs. 5 und Abs. 7 Satz 1 der 
Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. Dezember 1977 (BGBl. I S. 2443) zur Entste-
hung oder Erhöhung von Verlusten führen 
durften. Wird mit der Erweiterung oder Um-
stellung eines Betriebs nach dem 31. Dezem-
ber 1979 begonnen, so ist § 15a auf Verluste 
anzuwenden, soweit sie mit der Erweiterung 
oder Umstellung oder mit dem erweiterten 
oder umgestellten Teil des Betriebs wirtschaft-
lich zusammenhängen und in nach dem 
31. Dezember 1979 beginnenden Wirtschafts-
jahren entstehen, 

2. für Verluste, die im Zusammenhang mit der 
Errichtung und dem Betrieb einer in Berlin 
(West) belegenen Betriebsstätte des Hotel-
oder Gaststättengewerbes, die überwiegend 
der Beherbergung dient, entstehen, 

3. für Verluste, die im Zusammenhang mit der 
Errichtung und der Verwaltung von Gebäu-
den entstehen, die mit öffentlichen Mitteln im 
Sinne des § 6 Abs. 1 oder nach § 88 des Zwei-
ten Wohnungsbaugesetzes, im Saarland mit 
öffentlichen Mitteln im Sinne des § 4 Abs. 1 
oder nach § 51 a des Wohnungsbaugesetzes 
für das Saarland, gefördert sind, 

4. für Verluste, soweit sie 

a) durch Sonderabschreibungen nach § 82 f 
der Einkommensteuer-Durchführungsver-
ordnung, 

b) durch Absetzungen für Abnutzung in fal-
lenden Jahresbeträgen nach § 7 Abs. 2 von 
den Herstellungskosten oder von den An-
schaffungskosten von in ungebrauchtem 
Zustand vom Hersteller erworbenen See-
schiffen, die in einem inländischen See-
schiffsregister eingetragen sind, entstehen; 
Buchstabe a gilt nur bei Schiffen, deren 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu 
mindestens 30 vom Hundert durch Mittel 
finanziert werden, die weder unmittelbar 
noch mittelbar in wirtschaftlichem Zusam-
menhang mit der Aufnahme von Krediten 
durch den Gewerbebetrieb stehen, zu des-
sen Betriebsvermögen das Schiff gehört. 

§ 15 a ist erstmals anzuwenden 

1. in den Fällen des Satzes 2 Nr. 1 und 2 auf Ver-
luste, die in nach dem 31. Dezember 1984 be-
ginnenden Wirtschaftsjahren entstehen; in 
den Fällen der Nummer 1 tritt an die Stelle 
des 31. Dezember 1984 der 31. Dezember 
1989, soweit die Gesellschaft aus dem Betrieb 
von in einem inländischen Seeschiffsregister 
eingetragenen Handelsschiffen Verluste er-
zielt und diese Verluste gesondert ermittelt, 
und der 31. Dezember 1979, wenn der Betrieb 
nach dem 10. Oktober 1979 eröffnet worden 
ist, 

2. in den Fällen des Satzes 2 Nr. 3 auf Verluste, 
die in nach dem 31. Dezember 1994 beginnen-
den Wirtschaftsjahren entstehen, 

3. in den Fällen des Satzes 2 Nr. 4 

a) auf Verluste, die in nach dem 31. Dezember 
1989 beginnenden Wirtschaftsjahren ent

-

stehen, wenn die Gesellschaft das Schiff 
vor dem 16. November 1984 beste llt oder 
mit seiner Herstellung begonnen hat, 

b) auf Verluste, die in nach dem 31. Dezember 
1999 beginnenden Wirtschaftsjahren ent-
stehen, wenn die Gesellschaft das Schiff 
nach dem 15. November 1984 angeschafft, 
bestellt oder mit seiner Herstellung begon-
nen hat; soweit Verluste, die in dem Betrieb 
der Gesellschaft entstehen und nach Satz 2 
Nr. 4 oder nach § 15a Abs. 1 Satz 1 aus-
gleichsfähig oder abzugsfähig sind, zusam-
men das Eineinhalbfache der insgesamt ge-

leisteten Einlage übersteigen, ist § 15a auf 
Verluste anzuwenden, die in nach dem 
15. November 1984 beginnenden Wirt-
schaftsjahren entstehen; das Eineinhalb-
fache ermäßigt sich für Verluste, die in nach 
dem 31. Dezember 1994 beginnenden Wirt-
schaftsjahren entstehen, auf das Eineinvier-
telfache der insgesamt geleisteten Einlage. 

Scheidet ein Kommanditist oder ein anderer Mit-
unternehmer, dessen Haftung der eines Kom-
manditisten vergleichbar ist und dessen Kapital-
konto in der Steuerbilanz der Gesellschaft auf 
Grund von ausgleichs- oder abzugsfähigen Ver-
lusten negativ geworden ist, aus der Gesellschaft 
aus oder wird in einem solchen Fall die Gesell-
schaft aufgelöst, so gilt der Be trag, den der Mit- 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/1558 

unternehmer nicht ausgleichen muß, als Veräu-
ßerungsgewinn im Sinne des § 16. In Höhe der 
nach Satz 4 als Gewinn zuzurechnenden Be träge 
sind bei den anderen Mitunternehmern unter Be-
rücksichtigung der für die Zurechnung von Ver-
lusten geltenden Grundsätze Verlustanteile an-
zusetzen. Bei der Anwendung des § 15a Abs. 3 
sind nur Verluste zu berücksichtigen, auf die 
§ 15 a Abs. 1 anzuwenden ist. 

(19a) § 16 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 2 ist 
erstmals auf Veräußerungen anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 1993 erfolgen. 

(19b) Für die Anwendung des § 19a Abs. 1 
Satz 2 ist § 17 Abs. 5 Satz 1 des Fünften Vermö-
gensbildungsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 4. März 1994 (BGBl. I S. 406) 
sinngemäß anzuwenden. 

(20) § 20 Abs. 1 Nr. 6 des Einkommensteuerge-
setzes 1990 ist erstmals auf nach dem 31. Dezem-
ber 1974 zugeflossene Zinsen aus Versicherungs-
verträgen anzuwenden, die nach dem 31. De-
zember 1973 abgeschlossen worden sind. Für die 
Anwendung des § 20 Abs. 1 Nr. 6 in der Fassung 
des Gesetzes vom 25. Februar 1992 (BGBl. I 
S. 297) gilt Absatz 12 Satz 3 entsprechend. Wenn 
die Dividende zivilrechtlich nicht dem Anteils-
eigner zusteht, ist § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buch-
stabe a und Abs. 2a erstmals in den Fällen anzu-
wenden, in denen die Trennung zwischen 
Stammrecht und Dividendenanspruch nach dem 
31. Dezember 1993 erfolgt. § 20 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 3 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes 1990 
ist letztmals auf Stückzinsen anzuwenden, die 
vor dem 1. Januar 1994 gezahlt werden. 

(21) § 21 Abs. 2 Satz 1 und § 21a sind letztmals 
für den Veranlagungszeitraum 1986 anzuwen-
den. Haben bei einer Wohnung im eigenen Haus 
bei dem Steuerpflichtigen im Veranlagungszeit-
raum 1986 die Voraussetzungen für die Ermitt-
lung des Nutzungswerts als Überschuß des Miet-
werts über die Werbungskosten oder die Be-
triebsausgaben vorgelegen, so ist § 21 Abs. 2 
Satz 1 für die folgenden Veranlagungszeiträume, 
in denen diese Voraussetzungen vorliegen, wei-
ter anzuwenden; der Nutzungswert ist insoweit 
bis einschließlich Veranlagungszeitraum 1998 
nach § 2 Abs. 2 zu ermitteln. Der Steuerpflichtige 
kann für einen Veranlagungszeitraum nach dem 
Veranlagungszeitraum 1986 unwiderruf lich be-
antragen, daß Satz 2 ab diesem Veranlagungs-
zeitraum nicht mehr angewendet wird. Haben 
bei einer Wohnung im eigenen Haus bei dem 
Steuerpflichtigen im Veranlagungszeitraum 1986  
die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme 
von erhöhten Absetzungen vorgelegen und fin-
det Satz 2 keine Anwendung, können die den er-
höhten Absetzungen entsprechenden Be träge 
wie Sonderausgaben bis einschließlich des Ver-
anlagungszeitraums abgezogen werden, in dem 
der Steuerpflichtige die erhöhten Absetzungen 
letztmals hätte in Anspruch nehmen können. 
Entsprechendes gilt für Aufwendungen nach 
§ 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe q Satz 5 in Verbin-
dung mit § 82a Abs. 3 der Einkommensteuer

-

Durchführungsverordnung in der jeweils anzu-
wendenden Fassung und für den erweiterten 
Schuldzinsenabzug nach § 21a Abs. 4. Werden 
an einer zu eigenen Wohnzwecken genutzten 
Wohnung im eigenen Haus nach dem 31. Dezem-
ber 1986 und vor dem 1. Januar 1992 Herstel-
lungskosten für Maßnahmen im Sinne des § 51 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe q aufgewendet, die im 
Fall  der Vermietung nach § 82a der Einkommen-
steuer-Durchführungsverordnung in der jeweils 
anzuwendenden Fassung zur Vornahme von er-
höhten Absetzungen berechtigen würden und 
die der Steuerpflichtige nicht in die Bemessungs-
grundlage des § 10e einbezogen hat, so können 
die Herstellungskosten im Jahr der Herstellung 
und in den folgenden neun Kalenderjahren je-
weils bis zu 10 vom Hundert wie Sonderausga-
ben abgezogen werden; dies gilt entsprechend 
für Herstellungskosten im Sinne der §§ 7 und 12 
Abs. 3 des Schutzbaugesetzes und für Aufwen-
dungen im Sinne des § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchsta-
be q Satz 5 in Verbindung mit § 82a Abs. 3 der 
Einkommensteuer-Durchführungsverordnung in 
der jeweils anzuwendenden Fassung. Satz 6 gilt 
entsprechend für Herstellungskosten, die nach 
dem 31. Dezember 1986 und vor dem 1. Januar 
1991 aufgewendet werden und im Fa ll  der Ver-
mietung nach § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe x oder 
y in Verbindung mit § 82g oder § 82i der Ein-
kommensteuer-Durchführungsverordnung in der 
jeweils anzuwendenden Fassung zur Vornahme 
von erhöhten Absetzungen berechtigen würden. 
Die Sätze 6 und 7 sind in den Fällen des Satzes 2 
nicht anzuwenden. 

(21 a) § 22 Nr. 4 Satz 1 und Satz 4 Buchstabe a 
in der Fassung des Gesetzes vom ... (BGBl. I 
S. . . .) ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 
1995 anzuwenden. 

(22) § 23 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 
1990 ist letztmals auf Veräußerungsgeschäfte an-
zuwenden, bei denen der Steuerpflichtige das 
Wirtschaftsgut vor dem 1. Januar 1994 ange-
schafft hat. 

(23) § 32b Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a in der Fas-
sung des Gesetzes vom ... (BGBl. I S....) ist 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 1995 
anzuwenden. § 32b Abs. 2 in der Fassung des 
Gesetzes vom ... (BGBl. I  S. . . .) ist auch auf vor 
dem Veranlagungszeitraum 1996 erzielte Ein-
künfte im Sinne des § 32 b Abs. 1 Nr. 2 anzuwen-
den, soweit diese ansonsten bei der Berechnung 
des Steuersatzes für Veranlagungszeiträume ab 
1996 einzubeziehen wären.  

(24) § 33b Abs. 6 in der durch Gesetz vom .. . 
(BGBl. I  S. . . .) geänderten Fassung ist erstmals 
für den Veranlagungszeitraum 1995 anzuwen-
den. 

(25) § 34 c Abs. 6 Satz 2 2. Halbsatz ist erstmals 
für den Veranlagungszeitraum 1996 anzuwen-
den, wenn das den Einkünften zugrundeliegen-
de Rechtsgeschäft vor dem 11. November 1993 
abgeschlossen worden ist. 
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(26) § 34 f in der jeweils geltenden Fassung ist 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß der Abzug 
der den erhöhten Absetzungen nach § 7 b oder 
nach § 15 des Berlinförderungsgesetzes entspre-
chenden Beträge wie Sonderausgaben als die In-
anspruchnahme erhöhter Absetzungen nach 
§ 34 f gilt. § 34 f Abs. 2 ist erstmals anzuwenden 
bei Inanspruchnahme der Steuerbegünstigung 
nach § 10e Abs. 1 bis 5 oder nach § 15 b des Ber-
linförderungsgesetzes für nach dem 31. Dezem-
ber 1990 hergestellte oder angeschaffte Objekte. 
Für nach dem 31. Dezember 1989 und vor dem 
1. Januar 1991 hergestellte oder angeschaffte 
Objekte ist § 34f Abs. 2 des Einkommensteuer-
gesetzes 1990 anzuwenden, für vor . dem 1. Ja-
nuar 1990 hergestellte oder angeschaffte Objekte 
ist § 34 f Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 
1987 weiter anzuwenden. § 34f Abs. 3 und 4 
Satz 2 in der Fassung des Gesetzes vom 25. Fe-
bruar 1992 (BGBl. I S. 297) ist erstmals anzuwen-
den bei Inanspruchnahme der Steuerbegünsti-
gung nach § 10e Abs. 1 bis 5 in der Fassung des 
Gesetzes vom 25. Februar 1992 (BGBl. I S. 297). 
§ 34 f Abs. 4 Satz 1 ist erstmals anzuwenden bei 
Inanspruchnahme der Steuerbegünstigung nach 
§ 10e Abs. 1 bis 5 oder nach § 15b des Berlinför-
derungsgesetzes für nach dem 31. Dezember 
1991 hergestellte oder angeschaffte Objekte. 

(27) § 36 Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 3 Satz 1 bis 3 in 
der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 
13. September 1993 (BGBl. I S. 1569) gelten erst-
mals 

a) für Ausschüttungen, die auf einem den gesell-
schaftsrechtlichen Vorschriften entsprechen-
den Gewinnverteilungsbeschluß für ein abge-
laufenes Wirtschaftsjahr beruhen und die in 
dem ersten nach dem 31. Dezember 1993 en-
denden Wirtschaftsjahr der ausschüttenden 
Körperschaft erfolgen, und 

b) für andere Ausschüttungen und sonstige Lei-
stungen, die in dem letzten vor dem 1. Januar 
1994 endenden Wirtschaftsjahr der ausschüt-
tenden Körperschaft erfolgen. 

Für die Veranlagungszeiträume 1993 und 1994 
ist weitere Voraussetzung für die Anwendung 
des Satzes 1, daß eine Steuerbescheinigung vor-
liegt, die die nach § 36 Abs. 2 Nr. 3 Satz 1 und 2 
anrechenbare Körperschaftsteuer in Höhe von 3/7 
sowie die Höhe der Leistung, für die der Teilbe-
trag im Sinne des § 30 Abs. 2 Nr. 1 des Körper-
schaftsteuergesetzes als verwendet gilt, aus-
weist. 

(28) § 37 Abs. 3 Satz 6 in der Fassung dieses 
Gesetzes ist erstmals für den Veranlagungszeit-
raum 1991 anzuwenden. Für nega tive Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung, die bei Inan-
spruchnahme erhöhter Absetzungen nach § 14 c 
oder § 14 d des Berlinförderungsgesetzes entste-
hen, ist § 37 Abs. 3 Satz 9 nur anzuwenden, wenn 
die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme 
der erhöhten Absetzungen erstmals nach dem 
31. Dezember 1990 eingetreten sind. 

(29) Bei der Veräußerung oder Einlösung von 
Wertpapieren und Kapitalforderungen, die vor 
dem 1. Januar 1994 von der die Kapitalerträge 
auszahlenden Stelle für den Gläubiger erworben 
oder an ihn veräußert und seitdem verwahrt oder 
verwaltet worden sind, bemißt sich der Steuerab-
zug nach dem Unterschied zwischen dem Entgelt 
für den Erwerb und den Einnahmen aus der Ver-
äußerung oder Einlösung der Wertpapiere und 
Kapitalforderungen, wenn die Laufzeit der We rt

-papiere oder Kapitalforderungen nicht länger als 
ein Jahr ist oder ein Fall des § 43 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 7 Buchstabe b vorliegt; dies gilt letztmals für 
Kapitalerträge, die vor dem 1. August 1994 zu-
fließen. Bei der Veräußerung oder Einlösung von 
Wertpapieren und  Kapitalforderungen, die von 
der Bundesschuldenverwaltung oder einer Lan-
desschuldenverwaltung verwahrt oder verwaltet 
werden können, bemißt sich der Steuerabzug 
nach den bis zum 31. Dezember 1993 geltenden 
Vorschriften, wenn sie vor dem 1. Januar 1994 
emittiert worden sind; dies gilt nicht für beson-
ders in Rechnung gestellte Stückzinsen. § 43a 
Abs. 2 bis 4 in der Fassung des Gesetzes vom 
26. Juli 1994 (BGBl. I S. 1749) ist erstmals auf Ka-
pitalerträge anzuwenden, die nach dem 31. Juli 
1994 zufließen. 

(29a) § 44a Abs. 1 und 5 sowie § 44b Abs. 1 
Satz 1 sind erstmals auf Kapitalerträge anzuwen-
den, die nach dem ... (Datum des Inkrafttretens) 
zufließen. 

(30) § 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a ist erstmals 
für den Veranlagungszeitraum 1995 anzuwen-
den. 

(31) Für die Anwendung des § 50 Abs. 5 Satz 4 
Nr. 2 gilt Absatz 2 entsprechend. 

(32) §§ 53 und 54 des Einkommensteuergeset-
zes 1990 sind weiter anzuwenden. 

(33) Die Anlage 7 (zu § 44 d) gilt erstmals für 
den Veranlagungszeitraum 1995." 

46. § 61 wird aufgehoben. 

46a. Nach § 61 wird folgender Abschnitt X angefügt: 

„X. Kindergeld 

§ 62 
Anspruchsberechtigte 

(1) Für Kinder im Sinne des § 63 hat Anspruch 
auf Kindergeld nach diesem Gesetz, wer 

1. im Inland einen Wohnsitz oder seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat oder 

2. ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
im Inland 

a) nach § 1 Abs. 2 unbeschränkt einkommen-
steuerpflichtig ist oder 

b) nach § 1 Abs. 3 als unbeschränkt einkom-
mensteuerpflichtig behandelt wird. 

(2) Ein Ausländer hat nur Anspruch auf Kinder-
geld, wenn er im Besitz einer Aufenthaltsberech-
tigung oder Aufenthaltserlaubnis ist. Ein auslän-
discher Arbeitnehmer, der zur vorübergehenden 
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Dienstleistung in das Inland entsandt ist, hat kei-
nen Anspruch auf Kindergeld; sein Ehegatte hat 
Anspruch auf Kindergeld, wenn er im Besitz einer 
Aufenthaltsberechtigung oder Aufenthaltserlaub-
nis ist und eine der Beitragspflicht zur Bundesan-
stalt für Arbeit unterliegende oder nach § 169 c 
Nr. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes beitragsfreie 
Beschäftigung als Arbeitnehmer ausübt. 

§ 63 
Kinder 

(1) Als Kinder werden berücksichtigt 

1. Kinder im Sinne des § 32 Abs. 1, 

2. vom Berechtigten in seinen Haushalt aufge-
nommene Kinder seines Ehegatten, 

3. vom Berechtigten in seinen Haushalt aufge-
nommene Enkel. 

§ 32 Abs. 4 und 5 gilt entsprechend. Kinder, die 
weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inland haben, werden nicht be-
rücksichtigt, es sei denn, sie leben im Haushalt 
eines Berechtigten im Sinne des § 62 Abs. 1 Nr. 2. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf, zu bestimmen, 
daß einem Berechtigten, der im Inland erwerbs-
tätig ist oder sonst seine hauptsächlichen Ein-
künfte erzielt, für seine in Absatz 1 Satz 3 erster 
Halbsatz bezeichneten Kinder Kindergeld ganz 
oder teilweise zu leisten ist, soweit dies mit Rück-
sicht auf die durchschnittlichen Lebenshaltungs-
kosten für Kinder in deren Wohnsitzstaat und auf 
die dort  gewährten dem Kindergeld vergleichba-
ren Leistungen geboten ist. 

§ 64 
Zusammentreffen mehrerer Ansprüche 

(1) Für jedes Kind wird nur einem Berechtigten 
Kindergeld gezahlt. 

(2) Bei mehreren Berechtigten wird das Kinder-
geld demjenigen gezahlt, der das Kind in seinen 
Haushalt aufgenommen hat. Ist ein Kind in den 
gemeinsamen Haushalt von Eltern, einem Eltern-
teil und dessen Ehegatten, Pflegeeltern oder 
Großeltern aufgenommen worden, so bestimmen 
diese untereinander den Berechtigten. Wird eine 
Bestimmung nicht ge troffen, so bestimmt das 
Vormundschaftsgericht auf Antrag den Berech-
tigten. Den Antrag kann stellen, wer ein berech-
tigtes Interesse an der Zahlung des Kindergeldes 
hat. Lebt ein Kind im gemeinsamen Haushalt von 
Eltern und Großeltern, so wird das Kindergeld 
vorrangig einem Elternteil gezahlt; es wird an  ei-
nen Großelternteil gezahlt, wenn der Elternteil 
gegenüber der zuständigen Stelle auf seinen Vor-
rang schriftlich verzichtet hat. 

(3) Ist das Kind nicht in den Haushalt eines Be-
rechtigten aufgenommen, so erhält das Kinder-
geld derjenige, der dem Kind eine Unterhalts-
rente zahlt. Zahlen mehrere Berechtigte dem 
Kind Unterhaltsrenten, so erhält das Kindergeld 
derjenige, der dem Kind die höchste Unterhalts

-

rente zahlt. Werden gleich hohe Unterhaltsrenten 
gezahlt, so bestimmen die Berechtigten unter-
einander, wer das Kindergeld erhalten soll. Wird 
eine Bestimmung nicht getroffen oder zahlt kei-
ner der Berechtigten dem Kind Unterhalt, so gilt 
Absatz 2 Satz 3 und 4 entsprechend. 

§ 65 
Andere Leistungen für Kinder 

(1) Kindergeld wird nicht für ein Kind gezahlt, 
für das eine der folgenden Leistungen zu zahlen 
ist oder bei entsprechender Antragstellung zu 
zahlen wäre: 

1. Kinderzulagen aus der gesetzlichen Unfallver-
sicherung oder Kinderzuschüsse aus den ge-
setzlichen Rentenversicherungen, 

2. Leistungen für Kinder, die im Ausland ge-
währt werden und dem Kindergeld oder einer 
der unter Nummer 1 genannten Leistungen 
vergleichbar sind, 

3. Kinderzuschlag nach § 56 des Bundesbesol-
dungsgesetzes oder entsprechenden tarifli-
chen Vorschriften im Bereich des öffentlichen 
Dienstes, 

4. Leistungen für Kinder, die von einer zwischen-
oder überstaatlichen Einrichtung gewährt 
werden und dem Kindergeld vergleichbar 
sind. 

Steht ein Berechtigter im Inland in einem öffent-
lich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnis, so 
wird sein Anspruch auf Kindergeld für ein Kind 
nicht nach Satz 1 Nr. 4 mit Rücksicht darauf aus-
geschlossen, daß sein Ehegatte als Beamter, Ru-
hestandsbeamter oder sonstiger Bediensteter der 
Europäischen Gemeinschaften für das Kind An-
spruch auf Kinderzulage hat. 

(2) Ist in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 
der Bruttobetrag der anderen Leistung niedriger 
als das Kindergeld nach § 66, wird Kindergeld in 
Höhe des Unterschiedsbetrages gezahlt, wenn er 
mindestens 10 Deutsche Mark beträgt. 

§ 66 
Höhe des Kindergeldes, Zahlungszeitraum 

(1) Das Kindergeld beträgt für das erste und 
zweite Kind je 200 Deutsche Mark, für das dritte 
Kind 300 Deutsche Mark und für das vierte und 
jedes weitere Kind 350 Deutsche Mark monat-
lich. 

(2) Das Kindergeld wird vom Beginn des Mo-
nats an  gezahlt, in dem die Anspruchsvorausset-
zungen erfüllt sind, bis zum Ende des Monats, in 
dem die Anspruchsvoraussetzungen wegfallen. 

(3) Das Kindergeld wird rückwirkend nur für 
die letzten sechs Monate vor Beginn des Monats 
gezahlt, in dem der Antrag auf Kindergeld einge-
gangen ist. 

(4) Entsteht oder erhöht sich ein Anspruch auf 
Kindergeld durch eine mit Rückwirkung erlas-
sene Rechtsverordnung, so gilt ein hierauf ge-
richteter Antrag als am Tage des Inkrafttretens 
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der Rechtsverordnung gestellt, wenn er inner-
halb der ersten sechs Monate nach Ablauf des 
Monats gestellt wird, in dem die Rechtsverord-
nung verkündet ist. 

§ 67 
Antrag 

(1) Das Kindergeld ist bei der örtlich zuständi-
gen Familienkasse schriftlich zu beantragen. Den 
Antrag kann außer dem Berechtigten auch stel-
len, wer ein berechtigtes Interesse an der Lei-
stung des Kindergeldes hat. 

(2) Vollendet ein Kind das 18. Lebensjahr, so 
wird es nur dann weiterhin berücksichtigt, wenn 
der Berechtigte der zuständigen Familienkasse 
schriftlich anzeigt, daß die Voraussetzungen des 
§ 32 Abs. 4 oder 5 vorliegen. 

§ 68 
Besondere Mitwirkungspflichten 

(1) Wer Kindergeld beantragt oder erhält, hat 
Änderungen in den Verhältnissen, die für die 

Leistung erheblich sind oder über die im Zusam-
menhang mit der Leistung Erklärungen abgege-
ben worden sind, unverzüglich der zuständigen 
Familienkasse mitzuteilen. 

(2) Soweit es zur Durchführung des § 63 erfor-
derlich ist, hat der jewei lige Arbeitgeber der in 
dieser Vorschrift bezeichneten Personen der Fa-
milienkasse auf Verlangen eine Bescheinigung 
über den Arbeitslohn, einbehaltene Steuern und 
Sozialabgaben sowie den auf der Lohnsteuerkar-
te eingetragenen Freibetrag auszustellen. 

(3) Auf Antrag des Berechtigten erteilt die das 
Kindergeld auszahlende Stelle eine Bescheini-
gung über das im Kalenderjahr ausgezahlte Kin-
dergeld. 

§ 69 
Überprüfung des Fortbestehens 
von Anspruchsvoraussetzungen 
durch Meldedaten-Übermittlung 

Die Meldebehörden übermitteln in regelmäßi-
gen Abständen den Familienkassen nach Maß-
gabe einer aufgrund des § 20 Abs. 1 des Melde-
rechtsrahmengesetzes zu erlassenden Rechtsver-
ordnung die in § 18 Abs. 1 des Melderechtsrah

-

mengesetzes genannten Daten aller Einwohner, 
zu deren Person im Melderegister Daten von 
minderjährigen Kindern gespeichert sind, und 
dieser Kinder, soweit die Daten nach ihrer Art für 
die Prüfung der Rechtmäßigkeit des Bezuges von 
Kindergeld geeignet sind. 

§ 70 
Festsetzung des Kindergeldes 

(1) Das Kindergeld nach § 62 wird von der ört-
lich zuständigen Familienkasse durch Bescheid 

festgesetzt. § 157 der Abgabenordnung gilt nicht, 
soweit 

1. dem Antrag entsprochen wird, 

2. der Berechtigte anzeigt, daß die Vorausset-
zungen für die Berücksichtigung eines Kindes 
nicht mehr erfüllt sind, oder 

3. das Kind das 18. Lebensjahr vollendet, ohne 
daß eine Anzeige nach § 67 Abs. 2 erstattet ist. 

(2) Soweit in den Verhältnissen, die für die 
Zahlung des Kindergeldes erheblich sind, Ände-
rungen eintreten, ist die Festsetzung des Kinder-
geldes mit Wirkung vom Zeitpunkt der Ände-
rung der Verhältnisse aufzuheben oder zu än-
dern. 

§71 
Zahiung des Kindergeldes 

Das Kindergeld wird monatlich gezahlt. 

§ 72 
Zahlung des Kindergeldes an Angehörige 

des öffentlichen Dienstes 

(1) Steht Personen, die 

1. in einem öffentlich-rechtlichen Dienst-, Amts-
oder Ausbildungsverhältnis stehen, mit Aus-
nahme der Ehrenbeamten, oder 

2. Versorgungsbezüge nach beamten- oder sol-
datenrechtlichen Vorschriften oder Grundsät-
zen erhalten oder 

3. Arbeitnehmer des Bundes, eines Landes, einer 
Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder 
einer sonstigen Körperschaft, einer Anstalt 
oder einer Stiftung des öffentlichen Rechts 
sind, einschließlich der zu ihrer Berufsausbil-
dung Beschäftigten, 

Kindergeld nach Maßgabe dieses Gesetzes zu, 
wird es von den Körperschaften, Anstalten oder 
Stiftungen des öffentlichen Rechts festgesetzt 
und ausgezahlt. Die genannten juristischen Per-
sonen sind insoweit Familienkasse. 

(2) Der Deutschen Post AG, der Deutschen 
Postbank AG und der Deutschen Telekom AG 
obliegt die Durchführung dieses Gesetzes für ih-
re jeweiligen Beamten und Versorgungsempfän-
ger in Anwendung des Absatzes 1. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für Personen, die ihre Be-
züge oder Arbeitsentgelt 

1. von einem Dienstherrn oder Arbeitgeber im 
Bereich der Religionsgesellschaften des öf-
fentlichen Rechts oder 

2. von einem Spitzenverband der Freien Wohl-
fahrtspflege, einem diesem unmittelbar oder 
mittelbar angeschlossenen Mitgliedsverband 
oder einer einem solchen Verband ange-
schlossenen Einrichtung oder Anstalt 

erhalten. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Perso-
nen, die voraussichtlich nicht länger als sechs 
Monate in den Kreis der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3 und Absatz 2 Bezeichneten eintreten. 

(5) Obliegt mehreren Rechtsträgern die Zah-
lung von Bezügen oder Arbeitsentgelt (Absatz 1 
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Satz 1) gegenüber einem Berechtigten, so ist für 
die Durchführung dieses Gesetzes zuständig: 

1. bei Zusammentreffen von Versorgungsbezü-
gen mit anderen Bezügen oder Arbeitsentgelt 
der Rechtsträger, dem die Zahlung der ande-
ren Bezüge oder des Arbeitsentgelts obliegt; 

2. bei Zusammentreffen mehrerer Versorgungs-
bezüge der Rechtsträger, dem die Zahlung der 
neuen Versorgungsbezüge im Sinne der be

-

amtenrechtlichen Ruhensvorschriften obliegt; 

3. bei Zusammentreffen von Arbeitsentgelt (Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 3) mit Bezügen aus einem der 
in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bezeichneten Rechts-
verhältnisse der Rechtsträger, dem die Zah-
lung dieser Bezüge obliegt; 

4. bei Zusammentreffen mehrerer Arbeitsent-
gelte (Absatz 1 Satz 1 Nr. 3) der Rechtsträger, 
dem die Zahlung des höheren Arbeitsentgelts 
obliegt oder falls die Arbeitsentgelte gleich 
hoch sind der Rechtsträger, zu dem das zuerst 
begründete Arbeitsverhältnis besteht. 

(6) Scheidet ein Berechtigter im Laufe eines 
Monats aus dem Kreis der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 3 Bezeichneten aus oder tritt er im Laufe eines 
Monats in diesen Kreis ein, so wird das Kinder-
geld für diesen Monat von der Stelle gezahlt, die 
bis zum Ausscheiden oder Eintritt des Berechtig-
ten zuständig war. Dies gilt nicht, soweit die Zah-
lung von Kindergeld für ein Kind in Be tracht 
kommt, das erst nach dem Ausscheiden oder Ein-
tritt bei dem Berechtigten nach § 63 zu berück-
sichtigen ist. Ist in einem Fall  des Satzes 1 das Kin-
dergeld bereits für einen folgenden Monat ge-
zahlt worden, so muß der für diesen Monat Be-
rechtigte die Zahlung gegen sich gelten lassen. 

(7) Der nach § 67 Abs. 1 erforderliche Antrag 
auf Kindergeld sowie die Anzeige nach § 67 
Abs. 2 sind an die Stelle zu richten, die für die 
Festsetzung der Bezüge oder des Arbeitsentgelts 
zuständig ist. 

(8) In den den Arbeitnehmern erteilten Lohn-
abrechnungen ist das Kindergeld ge trennt aus-
zuweisen. Der Arbeitgeber hat die Summe des 
von ihm für alle Arbeitnehmer ausgezahlten Kin-
dergeldes bei der nächsten Lohnsteuer-Anmel-
dung gesondert abzusetzen. Übersteigt der ins-
gesamt ausgezahlte Kindergeldbetrag den Be-
trag, der insgesamt an Lohnsteuer abzuführen 
ist, so wird der übersteigende Betrag dem Arbeit-
geber auf Antrag von dem Finanzamt, an das die 
Lohnsteuer abzuführen ist, aus den Einnahmen 
der Lohnsteuer ersetzt. 

(9) Den in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 bezeichne-
ten Personen, die für Dezember 1974 Kindergeld-
zuschlag oder Leistungen nach § 7 Abs. 6 des 
Bundeskindergeldgesetzes in der bis zum 31. De-
zember 1974 geltenden Fassung bezogen haben 
und nicht zu einer der in Absatz 3 bezeichneten 
Personengruppen gehören, wird von Januar 1975 
an ohne Antrag, jedoch unter dem Vorbehalt der 
Rückforderung für dieselben Kinder Kindergeld 
in der sich aus § 66 ergebenden Höhe gezahlt. 

(10) Soweit nach Absatz 9 Satz 1 verfahren 
wird und mehrere Personen für ein Kind die An

-

spruchsvoraussetzungen erfüllen, steht das Kin-
dergeld derjenigen von ihnen zu, die die Voraus-
setzungen einer der Nr. 1 bis 3 des Absatzes 1 
Satz 1 erfüllt; trifft dies für mehrere Personen zu, 
so richtet sich die Anspruchsberechtigung nach 
§ 19 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in der 
bis zum 31. Dezember 1974 geltenden Fassung 
und ist insoweit erst für die Zeit vom Beginn des 
Monats an anzuwenden, in dem ein hierauf ge-
richteter Antrag nach § 17 Abs. 1 des Bundeskin-
dergeldgesetzes in der bis zum 31. Dezember 
1995 geltenden Fassung beim Arbeitsamt oder 
bei der nach § 45 Abs. 1 Buchstabe b des Bundes-
kindergeldgesetzes in der bis zum 31. Dezember 
1995 geltenden Fassung zuständigen Stelle ein-
gegangen ist. 

§ 73 
Zahlung des Kindergeldes 
an andere Arbeitnehmer 

(1) Der Arbeitgeber hat das Kindergeld 

1. bei monatlichen oder längeren Lohnabrech-
nungszeiträumen jeweils zusammen mit dem 
Arbeitslohn, 

2. bei kürzeren als monatlichen Lohnabrech-
nungszeiträumen jeweils für alle in einem 
Kalendermonat endenden Lohnabrechnungs-
zeiträume zusammen mit dem Arbeitslohn für 
den letzten in dem Kalendermonat endenden 
Lohnabrechnungszeitraum 

nach der von der Familienkasse festgesetzten 
und bescheinigten Höhe auszuzahlen. Die Fami-
lienkasse setzt das monatlich auszuzahlende Kin-
dergeld fest und erteilt dem Arbeitnehmer dar-
über eine Bescheinigung, die dem Arbeitgeber 
vorzulegen ist. Der Arbeitgeber hat die Beschei-
nigung aufzubewahren. Satz 1 gilt nicht für 
Arbeitnehmer, die voraussichtlich nicht länger 
als sechs Monate bei dem Arbeitgeber beschäf-
tigt sind. § 72 Abs. 8 gilt entsprechend. 

(2) Dem Arbeitgeber steht kein Zurückbehal-
tungsrecht hinsichtlich des Kindergeldes zu. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates das Verfahren bei der Festsetzung 
und Auszahlung des Kindergeldes näher zu 
regeln, soweit dies zur Vereinfachung des Ver-
fahrens erforderlich ist. Dabei können insbeson-
dere die Bescheinigung des auszuzahlenden Kin-
dergeldes auf der Lohnsteuerkarte, Mitwir-
kungs-, Aufzeichnungs- und Mitteilungspflich-
ten des Arbeitnehmers und des Arbeitgebers so-
wie die Haftung des Arbeitgebers geregelt wer-
den. 

§ 74 
Auszahlung des Kindergeldes 

in Sonderfällen 

(1) Kindergeld kann in angemessener Höhe an 
den Ehegatten oder Kinder des Kindergeldbe-
rechtigten ausgezahlt werden, wenn der Kinder-
geldberechtigte ihnen gegenüber seinen gesetz- 
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lichen Unterhaltspflichten nicht nachkommt. Kin-
dergeld kann an Kinder, die bei der Festsetzung 
des Kindergeldes berücksichtigt werden, bis zur 
Höhe des Betrages, der sich bei entsprechender 
Anwendung des § 76 ergibt, ausgezahlt werden. 
Dies gilt auch, wenn der Kindergeldberechtigte 
mangels Leistungsfähigkeit nicht unterhalts-
pflichtig ist oder nur Unterhalt in Höhe eines Be-
trages zu leisten braucht, der geringer ist als das 
für die Auszahlung in Be tracht kommende Kin-
dergeld. Die Auszahlung kann auch an die Per-
son oder Stelle erfolgen, die den Kindern Unter-
halt gewährt. 

(2) Ist ein Kindergeldberechtigter aufgrund 
richterlicher Anordnung länger als einen Kalen-
dermonat in einer Anstalt oder Einrichtung unter-
gebracht, ist das Kindergeld an den Unterhalts-
berechtigten auszuzahlen, soweit der Kinder-
geldberechtigte kraft Gesetzes unterhaltspflich-
tig ist und er oder die Unterhaltsberechtigten es 
beantragen. 

(3) Ist der Kindergeldberechtigte unterge-
bracht (Absatz 2), kann die Stelle, der die Kosten 
der Unterbringung zur Last fallen, das Kinder-
geld durch schriftliche Anzeige an die Familien-
kasse auf sich überleiten. 

(4) Die Anzeige bewirkt den Anspruchsüber-
gang nur insoweit, als das Kindergeld nicht an 

 Unterhaltsberechtigte zu zahlen ist, der Kinder-
geldberechtigte die Kosten der Unterbringung zu 
erstatten hat und die Leistung auf den für die Er-
stattung maßgebenden Zeitraum entfällt. 

(5) Für Erstattungsansprüche der Träger von 
Sozialleistungen gegen die Familienkasse gelten 
die §§ 102 bis 109 und 111 bis 113 des Sozialge-
setzbuches X entsprechend. 

§ 75 
Aufrechnung 

(1) Mit Ansprüchen auf Rückzahlung von Kin-
dergeld kann die Familienkasse gegen Ansprü-
che auf laufendes Kindergeld bis zu deren Hälfte 
aufrechnen, soweit der Berechtigte nicht hilfebe-
dürftig im Sinne der Vorschriften des Bundesso-
zialhilfegesetzes über die Hilfe zum Lebensunter-
halt wird. 

(2) Absatz 1 gilt für die Aufrechnung eines An-
spruchs auf Erstattung von Kindergeld gegen 
einen späteren Kindergeldanspruch des nicht 
dauernd von dem Erstattungspflichtigen ge trennt 
lebenden Ehegatten entsprechend. 

§ 76 
Pfändung 

Der Anspruch auf Kindergeld kann nur wegen 
gesetzlicher Unterhaltsansprüche eines Kindes, 
das bei der Festsetzung des Kindergeldes be-
rücksichtigt wird, gepfändet werden. Für die Hö-
he des pfändbaren Betrages bei Kindergeld gilt: 

1. Gehört das unterhaltsberechtigte Kind zum 
Kreis der Kinder, für die dem Leistungsbe-
rechtigten Kindergeld gezahlt wird, so ist eine 

Pfändung bis zu dem Be trag möglich, der bei 
gleichmäßiger Verteilung des Kindergeldes 
auf jedes dieser Kinder entfällt. Ist das Kinder-
geld durch die Berücksichtigung eines weite-
ren Kindes erhöht, für das einer dritten Person 
Kindergeld oder dieser oder dem Leistungsbe-
rechtigten eine andere Geldleistung für Kin-
dergeld zusteht, so bleibt der Erhöhungsbe-
trag bei der Bestimmung des pfändbaren Be-
trages des Kindergeldes nach Satz 1 außer Be-
tracht. 

2. Der Erhöhungsbetrag (Nr. 1 Satz 2) ist zugun-
sten jedes bei der Festsetzung des Kindergel-
des berücksichtigten unterhaltsberechtigten 
Kindes zu dem Anteil pfändbar, der sich bei 
gleichmäßiger Verteilung auf alle Kinder, die 
bei der Festsetzung des Kindergeldes zugun-
sten des Leistungsberechtigten berücksichtigt 
werden, ergibt. 

§77 
Erstattung von Kosten im Vorverfahren 

(1) Soweit der Einspruch gegen die Kinder-
geldfestsetzung erfolgreich ist, hat die Familien-
kasse demjenigen, der den Einspruch erhoben 
hat, die zur zweckentsprechenden Rechtsverfol-
gung oder Rechtsverteidigung notwendigen Auf-
wendungen zu erstatten. Dies gilt auch, wenn 
der Einspruch nur deshalb keinen Erfolg hat, 
weil die Verletzung einer Verfahrens- oder Form-
vorschrift nach § 126 der Abgabenordnung unbe-
achtlich ist. Aufwendungen, die durch das Ver-
schulden eines Erstattungsberechtigten entstan-
den sind, hat dieser selbst zu tragen; das Ver-
schulden eines Vertreters ist dem Vertretenen zu-
zurechnen. 

(2) Die Gebühren und Auslagen eines Bevoll-
mächtigten oder Beistandes, der nach den Vor-
schriften des Steuerberatungsgesetzes zur ge-
schäftsmäßigen Hilfeleistung in Steuersachen 
befugt ist, sind erstattungsfähig, wenn dessen 
Zuziehung notwendig war. 

(3) Die Familienkasse setzt auf Antrag den Be-
trag der zu erstattenden Aufwendungen fest. Die 
Kostenentscheidung bestimmt auch, ob die Zu-
ziehung eines Bevollmächtigten oder Beistandes 
im Sinne des Absatzes 2 notwendig war. 

§ 78 
Übergangsregelungen 

(1) Kindergeld, das bis zum 31. Dezember 1995 
nach den Vorschriften des Bundeskindergeldge-
setzes gewährt wurde, gilt als nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes festgesetzt. In Fällen 
des § 73 kann der Arbeitgeber bis zur Vorlage 
der Bescheinigung nach § 73 Abs. 1 Satz 2 das 
Kindergeld für die Monate Januar bis März 1996 
vorläufig auf der Grundlage einer Erklärung des 
Arbeitnehmers über die Zahl der Kinder, für die 
er Anspruch auf Zahlung von Kindergeld hat, 
auszahlen. Legt der Arbeitnehmer bis zum 
20. April 1996 keine Bescheinigung im Sinne des 
§ 73 Abs. 1 Satz 2 vor, hat der Arbeitgeber im 
nächsten Lohnzahlungszeitraum den Lohn um 
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das bisher ausgezahlte Kindergeld zu kürzen. 
Hat der Arbeitnehmer keinen Lohnanspruch, der 
für die Kürzung ausreicht, so hat der Arbeitgeber 
dies der Familienkasse unverzüglich anzuzeigen. 
Die Familienkasse fordert  sodann das zuviel aus-
gezahlte Kindergeld vom Arbeitnehmer zurück. 

(2) Abweichend von § 63 steht Berechtigten, die 
für Dezember 1995 für Enkel oder Geschwister 
Kindergeld bezogen haben, das Kindergeld für 
diese Kinder zu, solange die Voraussetzungen 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 Bundeskindergeldgesetz in 
der bis zum 31. Dezember 1995 geltenden Fas-
sung und die weiteren Anspruchsvoraussetzun-
gen erfüllt sind, längstens bis zum 31. Dezember 
1996. Sind diese Kinder auch bei anderen Perso-
nen zu berücksichtigen, gilt die Rangfolge nach 
§ 3 Abs. 2 Bundeskindergeldgesetz in der bis 
zum 31. Dezember 1995 geltenden Fassung. 

(3) Auf ein Kind, das am 31. Dezember 1995 
das 16. Lebensjahr vollendet hatte, ist zugunsten 
des Berechtigten, dem für dieses Kind ein Kin-
dergeldanspruch zuerkannt war, § 2 Abs. 2 Bun-
deskindergeldgesetz in der bis zum 31. Dezem-
ber 1995 geltenden Fassung anzuwenden, solan-
ge die entsprechenden Anspruchsvoraussetzun-
gen ununterbrochen weiter erfüllt sind, längstens 
bis zum 31. Dezember 1996. 

(4) Ist für die Nachzahlung und Rückforderung 
von Kindergeld und Zuschlag zum Kindergeld 
für Berechtigte mit geringem Einkommen der 
Anspruch eines Jahres vor 1996 maßgeblich, fin-
den die §§ 10, 11 und 11 a Bundeskindergeldge-
setz in der bis zum 31. Dezember 1995 geltenden 
Fassung Anwendung. 

(5) Abweichend von § 64 Abs. 2 und 3 steht Be

-

rechtigten, die für Dezember 1990 für ihre Kinder 
Kindergeld in dem in Artikel 3 des Einigungsver-
trages genannten Gebiet bezogen haben, das 
Kindergeld für diese Kinder auch für die folgen-
de Zeit zu, solange sie ihren Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt in diesem Gebiet beibe-
halten und die Kinder die Voraussetzungen ihrer 
Berücksichtigung weiterhin erfüllen. § 64 Abs. 2 
und 3 ist insoweit erst für die Zeit vom Beginn 
des Monats an  anzuwenden, in dem ein hierauf 
gerichteter Antrag bei der zuständigen Stelle ein-
gegangen ist; der hiernach Berechtigte muß die 
nach Satz 1 geleisteten Zahlungen gegen sich 
gelten lassen. " 

47. entfällt 

48. Die Anlagen 4 a bis 6 b werden aufgehoben. 

49. Die Anlage 7 (zu § 44 d) wird wie folgt gefaßt: 

„Gesellschaften im Sinne des Artikels 2 der 
Richtlinie Nr. 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 
1990 (ABI. EG Nr. L 225 S. 6) über das gemeinsa-
me Steuersystem der Mutter- und Tochtergesell-
schaften verschiedener Mitgliedstaaten, ergänzt 
durch die Akte über die Bedingungen des Bei-
tritts der Republik Österreich, der Republik Finn-
land und des Königreichs Schweden und die An

-

passung der die Europäische Union begründen-
den Verträge vom 24. Juni 1994 (BGBl II S. 2031) 

Gesellschaft im Sinne des Artikel 2 der genann-
ten Richtlinie ist jede Gesellschaft, die 

1. eine der aufgeführten Formen aufweist: 

- Gesellschaften belgischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

naamloze vennootschap/société anonyme, 
commenditaire vennootschap op aandelen/ 
société en commandite par actions, besloten 
vennootschap met beperkte aansprakelijk-
heid/société privée à responsabilité limitée 
sowie öffentlich-rechtliche Körperschaften, 
deren Tätigkeit unter das Privatrecht fällt; 

- Gesellschaften dänischen Rechts mit der Be-
zeichnung: 

aktieselskab, anpartsselskab; 

- Gesellschaften deutschen Rechts mit der Be-
zeichnung: 

Aktiengesellschaft, Kommanditgesellschaft 
auf Aktien, Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung, bergrechtliche Gewerkschaft; 

- Gesellschaften finnischen Rechts mit der Be-
zeichnung: 

osakeyhtiö/aktiebolag, osuuskunta/andels-
lag, säästöpankki/sparbank and vakuutu-

syhtiö/ försäkringsbolag; 

- Gesellschaften griechischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

- Gesellschaften spanischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

sociedad anonima, sociedad comanditaria 
por acciones, sociedad de responsabilidad 

limitada sowie öffentlichrechtliche Körper-
schaften, deren Tätigkeit unter das Privat-
recht fällt; 

- Gesellschaften französischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

société anonyme, société en commandite 
par actions, société à responsabilité limitée 
sowie die staatlichen Industrie- und Han

-delsbetriebe und -unternehmen; 

- Gesellschaften irischen Rechts mit der Be-
zeichnung: 

public companies limited by shares or by 
guarantee, private companies limited by 
shares or by guarantee, gemäß den Industri

-al and Provident Socie ties Acts eingetrage-
ne Einrichtungen oder gemäß den Building 
Societies Acts eingetragene „building socie-
ties"; 

- Gesellschaften italienischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

società per azioni, società in accomandita 
per azioni, società a responsabilità limitata 
sowie die staatlichen und privaten Indu-
strie- und Handelsunternehmen; 
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— Gesellschaften luxemburgischen Rechts mit 
der Bezeichnung: 

société anonyme, société en commandite 
par actions, société à responsabilité limitée; 

— Gesellschaften niederländischen Rechts mit 
der Bezeichnung: 

naamloze vennootschap, besloten vennoot-
schap met beperkte aansprakelijkheid; 

— Gesellschaften österreichisch en Rechts mit 
der Bezeichnung: 

Aktiengesellschaft, Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung; 

— Gesellschaften portugiesischen Rechts in 
Form von Handelsgesellschaften, zivilrecht-
lichen Handelsgesellschaften oder Genos-
senschaften sowie die öffentlichen Unter-
nehmen; 

— Gesellschaften schwedischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

aktiebolag, bankaktiebolag, försäkringsak-
tiebolag; 

— nach dem Recht des Vereinigten König-
reichs gegründete Gesellschaften. 

2. nach dem Steuerrecht eines Mitgliedstaats in 
bezug auf den steuerlichen Wohnsitz als in 
diesem Staat ansässig und auf Grund eines 
mit einem dritten Staat geschlossenen Doppel-
besteuerungsabkommens in bezug auf den 
steuerlichen Wohnsitz nicht als außerhalb der 
Gemeinschaft ansässig betrachtet wird und 
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Anlage 2 (zu § 32a Abs. 4 EStG) 

Einkommensteuer - Grundtabelle 

lfd. 
Nr. 

zu versteuemdes Einkommen 
in DM 

tarifliche 
Einkommen

-

steuer 
in DM 

lfd. 
Nr. 

zu versteuerndes Einkommen 
in DM 

tarifliche 
Einkommen

-

steuer 
in DM von 

- 
bis von 

- 
bis 

1 0 	- 12.095 0 53 14.850 	- 14.903 734 
2 12.096 	- 12.149 13 54 14.904 	- 14.957 748 
3 12.150 	- 12.203 27 55 14.958 	- 15.011 762 
4 12.204 	- 12.257 41 56 15.012 	- 15.065 776 
5 12.258 	- 12.311 55 57 15.066 	- 15.119 791 
6 12.312 	- 12.365 69 58 15.120 	- 15.173 805 
7 12.366 	- 12.419 84 59 15.174 	- 15.227 819 
8 12.420 	- 12.473 98 60 15.228 	- 15.281 833 
9 12.474 	- 12.527 112 61 15.282 	- 15.335 848 

10 12.528 	- 12.581 126 62 15.336 	- 15.389 862 

11 12.582 	- 12.635 140 63 15.390 	- 15.443 876 
12 12.636 	- 12.689 154 64 15.444 	- 15.497 891 
13 12.690 	- 12.743 168 65 15.498 	- 15.551 905 
14 12.744 	- 12.797 182 66 15.552 	- 15.605 919 
15 12.798 	- 12.851 196 67 15.606 	- 15.659 934 
16 12.852 	- 12.905 210 68 15.660 	- 15.713 948 
17 12.906 	- 12.959 224 69 15.714 	- 15.767 962 
18 12.960 	- 13.013 238 70 15.768 	- 15.821 977 
19 13.014 	- 13.067 252 71 15.822 	- 15.875 991 
20 13.068 	- 13.121 266 72 15.876 	- 15.929 1.005 

21 13.122 	- 13.175 280 73 15.930 	- 15.983 1.020 
22 13.176 	- 13.229 294 74 15.984 	- 16.037 1.034 
23 13.230 	- 13.283 308 75 16.038 	- 16.091 1.048 
24 13.284 	- 13.337 323 76 16.092 	- 16.145 1.063 
25 13.338 	- 13.391 337 77 16.146 	- 16.199 1.077 
26 13.392 	- 13.445 351 78 16.200 	- 16.253 1.091 
27 13.446 	- 13.499 365 79 16.254 	- 16.307 1.106 
28 13.500 	- 13.553 379 80 16.308 	- 16.361 1.120 
29 13.554 	- 13.607 393 81 16.362 	- 16.415 1.135 
30 13.608 	- 13.661 407 82 16.416 	- 16.469 1.149 

31 13.662 	- 13.715 421 83 16.470 	- 16.523 1.163 
32 13.716 	- 13.769 435 84 16.524 	- 16.577 1.178 
33 13.770 	- 13.823 450 85 16.578 	- 16.631 1.192 
34 13.824 	- 13.877 464 86 16.632 	- 16.685 1.207 
35 13.878 	- 13.931 478 87 16.686 	- 16.739 1.221 
36 13.932 	- 13.985 492 88 16.740 	- 16.793 1.235 
37 13.986 	- 14.039 506 89 16.794 	- 16.847 1.250 
38 14.040 	- 14.093 520 90 16.848 	- 16.901 1.264 
39 14.094 	- 14.147 535 91 16.902 	- 16.955 1.279 
40 14.148 	- 14.201 549 92 16.956 	- 17.009 1.293 

41 14.202 	- 14.255 563 93 17.010 	- 17.063 1.308 
42 14.256 	- 14.309 577 94 17.064 	- 17.117 1.322 
43 14.310 	- 14.363 591 95 17.118 	- 17.171 1.337 
44 14.364 	- 14.417 606 96 17.172 	- 17.225 1.351 
45 14.418 	- 14.471 620 97 17.226 	- 17.279 1.365 
46 14.472 	- 14.525 634 98 17.280 	- 17.333 1.380 
47 14.526 	- 14.579 648 99 17.334 	- 17.387 1.394 
48 14.580 	- 14.633 662 100 17.388 	- 17.441 1.409 
49 14.634 	- 14.687 677 101 17.442 	- 17.495 1.423 
50 14.688 	- 14.741 691 102 17.496 	- 17.549 1.438 

51 14.742 	- 14.795 705 103 17.550 	- 17.603 1.452 
52 14.796 	- 14.849 719 104 17.604 	- 17.657 1.467 
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noch Anlage 2 (zu § 32a Abs. 4 EStG) 

n o ch Einkommensteuer - Grundtabelle 

lid. 
Nr. 

zu versteuerndes Einkommen 
in DM 

tarifliche 
Einkommen

-

steuer 
in DM 

lfd. 
Nr. 

zu versteuerndes Einkommen 
in DM 

tarifliche 
Einkommen

-

steuer 
in DM von bis von bis 

105 17.658 	- 17.711 1.481 157 20.466 	- 20.519 2.243 
106 17.712 	- 17.765 1.496 158 20.520 	- 20.573 2.258 
107 17.766 	- 17.819 1.510 159 20.574 	- 20.627 2.272 
108 17.820 	- 17.873 1.525 160 20.628 	- 20.681 2.287 
109 17.874 	- 17.927 1.539 161 20.682 	- 20.735 2.302 
110 17.928 	- 17.981 1.554 162 20.736 	- 20.789 2.317 
111 17.982 	- 18.035 1.569 163 20.790 	- 20.843 2.332 
112 18.036 	- 18.089 1.583 164 20.844 	- 20.897 2.346 
113 18.090 	- 18.143 1.598 165 20.898 	- 20.951 2.361 
114 18.144 	- 18.197 1.612 166 20.952 	- 21.005 2.376 

115 18.198 	- 18.251 1.627 167 21.006 	- 21.059 2.391 
116 18.252 	- 18.305 1.641 168 21.060 	- 21.113 2.406 
117 18.306 	- 18.359 1.656 169 21.114 	- 21.167 2.420 
118 18.360 	- 18.413 1.670 170 21.168 	- 21.221 2.435 
119 18.414 	- 18.467 1.685 171 21.222 	- 21.275 2.450 
120 18.468 	- 18.521 1.700 172 21.276 	- 21.329 2.465 
121 18.522 	- 18.575 1.714 173 21.330 	- 21.383 2.480 
122 18.576 	- 18.629 1.729 174 21.384 	- 21.437 2.495 
123 18.630 	- 18.683 1.743 175 21.438 	- 21.491 2.510 
124 18.684 	- 18.737 1.758 176 21.492 	- 21.545 2.524 

125 18.738 	- 18.791 1.773 177 21.546 	- 21.599 2.539 
126 18.792 	- 18.845 1.787 178 21.600 	- 21.653 2.554 
127 18.846 	- 18.899 1.802 179 21.654 	- 21.707 2.569 
128 18.900 	- 18.953 1.816 180 21.708 	- 21.761 2.584 
129 18.954 	- 19.007 1.831 181 21.762 	- 21.815 2.599 
130 19.008 	- 19.061 1.846 182 21.816 	- 21.869 2.614 
131 19.062 	- 19.115 1.860 183 21.870 	- 21.923 2.629 
132 19.116 	- 19.169 1.875 184 21.924 	- 21.977 2.644 
133 19.170 	- 19.223 1.890 185 21.978 	- 22.031 2.658 
134 19.224 	- 19.277 1.904 186 22.032 	- 22.085 2.673 

135 19.278 	- 19.331 1.919 187 22.086 	- 22.139 2.688 
136 • 19.332 	- 19.385 1.934 188 22.140 	- 22.193 2.703 
137 19.386 	- 19.439 1.948 189 22.194 	- 22.247 .2.718 
138 19.440 	- 19.493 1.963 190 22.248 	- 22.301 2.733 
139 19.494 	- 19.547 1.978 191 22.302 	- 22.355 2.748 
140 19.548 	- 19.601 1.992 192 22.356 	- 22.409 2.763 
141 19.602 	- 19.655 2.007 193 22.410 	- 22.463 2.778 
142 19.656 	- 19.709 2.022 194 22.464 	- 22.517 2.793 
143 19.710 	- 19.763 2.036 195 22.518 	- 22.571 2.808 
144 19.764 	- 19.817 2.051 196 22.572 	- 22.625 2.823 

145 19.818 	- 19.871 2.066 197 22.626 	- 22.679 2.838 
146 19.872 	- 19.925 2.081 198 22.680 	- 22.733 2.853 
147 19.926 	- 19.979 2.095 199 22.734 	- 22.787 2.868 
148 19.980 	- 20.033 2.110 200 22.788 	- 22.841 2.883 
149 20.034 	- 20.087 2.125 201 22.842 	- 22.895 2.898 
150 20.088 	- 20.141 2.139 202 22.896 	- 22.949 2.913 
151 20.142 	- 20.195 2.154 203 22.950 	- 23.003 2.928 
152 20.196 	- 20.249 2.169 204 23.004 	- 23.057 2.943 
153 20.250 	- 20.303 2.184 205 23.058 	- 23.111 2.958 
154 20.304 	- 20.357 2.198 206 23.112 	- 23.165 2.973 

155 20.358 	- 20.411 2.213 207 23.166 	- 23.219 2.988 
156 20.412 	- 20.465 2.228 208 23.220 	- 23.273 3.003 
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noch Anlage 2 (zu § 32a Abs. 4 EStG) 

n o ch Einkommensteuer - Grundtabelle 

lfd. 
Nr. 

zu versteuemdes Einkommen 
in DM 

tarifliche 
Einkommen

-

steuer 
in DM 

lfd. 
Nr. 

zu versteuerndes Einkommen 
in DM 

tarifliche 
Einkommen

-

steuer 
in DM von bis von bis 

209 23.274 	- 23.327 3.018 261 26.082 	- 26.135 3.807 
210 23.328 	- 23.381 3.033 262 26.136 	- 26.189 3.822 
211 23.382 	- 23.435 3.048 263 26.190 	- 26.243 3.837 
212 23.436 	- 23.489 3.063 264 26.244 	- 26.297 3.853 
213 23.490 	- 23.543 3.078 265 26.298 	- 26.351 3.868 
214 23.544 	- 23.597 3.093 266 26.352 	- 26.405 3.883 
215 23.598 	- 23.651 3.108 267 26.406 	- 26.459 3.899 
216 23.652 	- 23.705 3.123 268 26.460 	- 26.513 3.914 
217 23.706 	- 23.759 3.138 269 26.514 	- 26.567 3.929 
218 23.760 	- 23.813 3.153 270 26.568 	- 26.621 3.945 

219 23.814 	- 23.867 3.168 271 26.622 	- 26.675 3.960 
220 23.868 	- 23.921 3.184 272 26.676 	- 26.729 3.975 
221 23.922 	- 23.975 3.199 273 26.730 	- 26.783 3.991 
222 23.976 	- 24.029 3.214 274 26.784 	- 26.837 4.006 
223 24.030 	- 24.083 3.229 275 26.838 	- 26.891 4.021 
224 24.084 	- 24.137 3.244 276 26.892 	- 26.945 4.037 
225 24.138 	- 24.191 3.259 277 26.946 	- 26.999 4.052 
226 24.192 	- 24.245 3.274 278 27.000 	- 27.053 4.067 
227 24.246 	- 24.299 3.289 279 27.054 	- 27.107 4.083 
228 24.300 	- 24.353 3.304 280 27.108 	- 27.161 4.098 

229 24.354 	- 24.407 3.320 281 27.162 	- 27.215 4.114 
230 24À08 	- 24.461 3.335 282 27.216 	- 27.269 4.129 
231 24.462 	- 24.515 3.350 283 27.270 	- 27.323 4.144 
232 24.516 	- 24.569 3.365 284 27.324 	- 27.377 4.160 
233 24.570 	- 24.623 3.380 285 27.378 	- 27.431 4.175 
234 24.624 	- 24.677 3.395 286 27.432 	- 27.485 4.191 
235 24.678 	- 24.731 3.411 287 27.486 	- 27.539 4.206 
236 24.732 	- 24.785 3.426 288 27.540 	- 27.593 4.222 
237 24.786 	- 24.839 3.441 289 27.594 	- 27.647 4.237 
238 24.840 	- 24.893 3.456 290 27.648 	- 27.701 4.252 

239 24.894 	- 24.947 3.471 291 27.702 	- 27.755 4.268 
240 24.948 	- 25.001 3.486 292 27.756 	- 27.809 4.283 
241 25.002 	- 25.055 3.502 293 27.810 	- 27.863 4.299 
242 25.056 	- 25.109 3.517 294 27.864 	- 27.917 4.314 
243 25.110 	- 25.163 3.532 295 27.918 	- 27.971 4.330 
244 25.164 	- 25.217 3.547 296 27.972 	- 28.025 4.345 
245 25.218 	- 25.271 3.562 297 28.026 	- 28.079 4.361 
246 25.272 	- 25.325 3.578 298 28.080 	- 28.133 4.376 
247 25.326 	- 25.379 3.593 299 28.134 	- 28.187 4.392 
248 25.380 	- 25.433 3.608 300 28.188 	- 28.241 4.407 

249 25.434 	- 25.487 3.623 301 28.242 	- 28.295 4.423 
250 25.488 	- 25.541 3.639 302 28.296 	- 28.349 4.438 
251 25.542 	- 25.595 3.654 303 28.350 	 28.403 4.454 
252 25.596 	- 25.649 3.669 304 28.404 	- 28.457 4.469 
253 25.650 	- 25.703 3.684 305 28.458 	- 28.511 4.485 
254 25.704 	- 25.757 3.700 306 28.512 	- 28.565 4.500 
255 25.758 	- 25.811 3.715 307 28.566 	- 28.619 4.516 
256 25.812 	- 25.865 3.730 308 28.620 	- 28.673 4.531 
257 25.866 	- 25.919 3.745 309 28.674 	- 28.727 4.547 
258 25.920 	- 25.973 3.761 310 28.728 	- 28.781 4.562 

259 25.974 	- 26.027 3.776 311 28.782 	- 28.835 4.578 
260 26.028 	- 26.081 3.791 312 28.836 	- 28.889 4.593 



Drucksache 13/1558 	Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

noch Anlage 2 (zu § 32 a Abs. 4 EStG) 

noch Einkommensteuer - Grundtabelle 

lfd. 
Nr. 

zu versteuerndes Einkommen 
in DM 

tarifliche 
Einkommen

-

steuer 
in DM 

lfd. 
Nr. 

 zu versteuerndes Einkommen 
in DM 

tarifliche 
Einkommen

-

steuer 
in DM von bis von bis 

313 28.890 	- 28.943 4.609 365 31.698 	- 31.751 5.425 
314 28.944 	- 28.997 4.625 366 31.752 	- 31.805 5.441 
315 28.998 	- 29.051 4.640 367 31.806 	- 31.859 5.457 
316 29.052 	- 29.105 4.656 368 31.860 	- 31.913 5.473 
317 29.106 	- 29.159 4.671 369 31.914 	- 31.967 5.488 
318 29.160 	- 29.213 4.687 370 31.968 	- 32.021 5.504 
319 29.214 	- 29.267 4.703 371 32.022 	- 32.075 5.520 
320 29.268 	- 29.321 4.718 372 32.076 	- 32.129 5.536 
321 29.322 	- 29.375 4.734 373 32.130 	- 32.183 5.552 
322 29.376 	- 29.429 4.749 374 32.184 	- 32.237 5.568 

323 29.430 	- 29.483 4.765 375 32.238 	- 32.291 5.584 
324 29.484 	- 29.537 4.781 376 32.292 	- 32.345 5.599 
325 29.538 	- 29.591 4.796 377 32.346 	- 32.399 5.615 
326 29.592 	- 29.645 4.812 378 32.400 	- 32.453 5.631 
327 29.646 	- 29.699 4.827 379 32.454 	- 32.507 5.647 
328 29.700 	- 29.753 4.843 380 32.508 	- 32.561 5.663 
329 29.754 	- 29.807 4.859 381 32.562 	- 32.615 5.679 
330 29.808 	- 29.861 4.874 382 32.616 	- 32.669 5.695 
331 29.862 	- 29.915 4.890 383 32.670 	- 32.723 5.711 
332 29.916 	- 29.969 4.906 384 32.724 	- 32.777 5.727 

333 29.970 	- 30.023 4.921 385 32.778 	- 32.831 5.743 
334 30.024 	- 30.077 4.937 386 32.832 	- 32.885 5.759 
335 30.078 	- 30.131 4.953 387 32.886 	- 32.939 5.774 
336 30.132 	- 30.185 4.968 388 32.940 	- 32.993 5.790 
337 30.186 	- 30.239 4.984 389 32.994 	- 33.047 5.806 
338 30.240 	- 30.293 5.000 390 33.048 	- 33.101 5.822 
339 30.294 	- 30.347 5.015 391 33.102 	- 33.155 5.838 
340 30.348 	- 30.401 5.031 392 33.156 	- 33.209 5.854 
341 30.402 	- 30.455 5.047 393 33.210 	- 33.263 5.870 
342 30.456 	- 30.509 5.062 394 33.264 	- 33.317 5.886 

343 30.510 	- 30.563 5.078 395 33.318 	- 33.371 5.902 
344 30.564 	- 30.617 5.094 396 33.372 	- 33.425 5.918 
345 30.618 	- 30.671 5.110 397 33.426 	- 33.479 5.934 
346 30.672 	- 30.725 5.125 398 33.480 	- 33.533 5.950 
347 30.726 	- 30.779 5.141 399 33.534 	- 33.587 5.966 
348 30.780 	- 30.833 5.157 400 33.588 	- 33.641 5.982 
349 30.834 	- 30.887 5.173 401 33.642 	- 33.695 5.998 
350 30.888 	- 30.941 5.188 402 33.696 	-r 33.749 6.014 
351 30.942 	- 30.995 5.204 403 33.750 	- 33.803 6.030 
352 30.996 	- 31.049 5.220 404 33.804 	- 33.857 6.046 

353 31.050 	- 31.103 5.236 405 33.858 	- 33.911 6.062 
354 31.104 	- 31.157 5.251 406 33.912 	- 33.965 6.078 
355 31.158 	- 31.211 5.267 407 33.966 	- 34.019 6.094 
356 31.212 	- 31.265 5.283 408 34.020 	- 34.073 6.110 
357 31.266 	- 31.319 5.299 409 34.074 	- 34.127 6.126 
358 31.320 	- 31.373 5.314 410 34.128 	- 34.181 6.142 
359 31.374 	- 31.427 5.330 411 34.182 	- 34.235 6.158 
360 31.428 	- 31.481 5.346 412 34.236 	- 34.289 6.174 
361 31.482 	- 31.535 5.362 413 34.290 	- 34.343 6.191 
362 31.536 	- 31.589 5.378 414 34.344 	- 34.397 6.207 

363 31.590 	- 31.643 5.393 415 34.398 	- 34.451 6.223 
364 31.644 	- 31.697 5.409 416 34.452 	- 34.505 6.239 
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417 34.506 	- 34.559 6.255 469 37.314 	- 37.367 7.098 
418 34.560 	- 34.613 6.271 470 37.368 	- 37.421 7.115 
419 34.614 	- 34.667 6.287 471 37.422 	- 37.475 7.131 
420 34.668 	- 34.721 6.303 472 37.476 	- 37.529 7.147 
421 34.722 	- 34.775 6.319 473 37.530 	- 37.583 7.164 
422 34.776 	- 34.829 6.335 474 37.584 	- 37.637 7.180 
423 34.830 	- 34.883 6.351 475 37.638 	- 37.691 7.196 
424 34.884 	- 34.937 6.368 476 37.692 	- 37.745 7.213 
425 34.938 	- 34.991 6.384 477 37.746 	- 37.799 7.229 
426 34.992 	- 35.045 6.400 478 37.800 	- 37.853 7.246 

427 35.046 	- 35.099 6.416 479 37.854 	- 37.907 7.262 
428 35.100 	- 35.153 6.432 480 37.908 	- 37.961 7.278 
429 35.154 	- 35.207 6.448 481 37.962 	- 38.015 7.295 
430 35.208 	- 35.261 6.464 482 38.016 	- 38.069 7.311 
431 35.262 	- 35.315 6.481 483 38.070 	- 38.123 7.328 
432 35.316 	- 35.369 6.497 484 38.124 	- 38.177 7.344 
433 35.370 	- 35.423 6.513 485 38.178 	- 38.231 7.360 
434 35.424 	- 35.477 6.529 486 38.232 	- 38.285 7.377 
435 35.478 	- 35.531 6.545 487 38.286 	- 38.339 7.393 
436 35.532 	- 35.585 6.561 488 38.340 	- 38.393 7.410 

437 35.586 	- 35.639 6.578 489 38.394 	- 38.447 7.426 
438 35.640 	- 35.693 6.594 490 38.448 	- 38.501 7.443 
439 35.694 	- 35.747 6.610 491 38.502 	- 38.555 7.459 
440 35.748 	- 35.801 6.626 492 38.556 	- 38.609 7.476 
441 35.802 	- 35.855 6.642 493 38.610 	- 38.663 7.492 
442 35.856 	- 35.909 6.659 494 38.664 	- 38.717 7.509 
443 35.910 	- 35.963 6.675 495 38.718 	- 38.771 7.525 
444 35.964 	- 36.017 6.691 496 38.772 	- 38.825 7.542 
445 36.018 	- 36.071 6.707 497 38.826 	- 38.879 7.558 
446 36.072 	- 36.125 6.724 498 38.880 	- 38.933 7.575 

447 36.126 	- 36.179 6.740 499 38.934 	- 38.987 7.591 
448 36.180 	- 36.233 6.756 500 38.988 	- 39.041 7.608 
449 36.234 	- 36.287 6.772 501 39.042 	- 39.095 7.624 
450 36.288 	- 36.341 6.788 502 39.096 	- 39.149 7.641 
451 36.342 	- 36.395 6.805 503 39.150 	- 39.203 7.657 
452 36.396 	- 36.449 6.821 504 39.204 	- 39.257 7.674 
453 36.450 	- 36.503 6.837 505 39.258 	- 39.311 7.690 
454 36.504 	- 36.557 6.854 506 39.312 	- 39.365 7.707 
455 36.558 	- 36.611 6.870 507 39.366 	- 39.419 7.723 
456 36.612 	- 36.665 6.886 508 39.420 	- 39.473 7.740 

457 36.666 	- 36.719 6.902 509 39.474 	- 39.527 7.756 
458 36.720 	- 36.773 6.919 510 39.528 	- 39.581 7.773 
459 36.774 	- 36.827 6.935 511 39.582 	- 39.635 7.789 
460 36.828 	- 36.881 6.951 512 39.636 	- 39.689 7.806 
461 36.882 	- 36.935 6.968 513 39.690 	- 39.743 7.823 
462 36.936 	- 36.989 6.984 514 39.744 	- 39.797 7.839 
463 36.990 	- 37.043 7.000 515 39.798 	- 39.851 7.856 
464 37.044 	- 37.097 7.017 516 39.852 	- 39.905 7.872 
465 37.098 37.151 7.033 517 39.906 	- 39.959 7.889 
466 37.152 	- 37.205 7.049 518 39.960 	- 40.013 7.905 

467 37.206 	- 37.259 7.066 519 40.014 	- 40.067 7.922 
468 37.260 	- 37.313 7.082 520 40.068 	- 40.121 7.939 
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521 40.122 	- 40.175 7.955 573 42.930 	- 42.983 8.826 
522 40.176 	- 40.229 7.972 574 42.984 	- 43.037 8.843 
523 40.230 	- 40.283 7.989 575 43.038 	- 43.091 8.860 
524 40.284 	- 40.337 8.005 576 43.092 	- 43.145 8.877 
525 40.338 	- 40.391 8.022 577 43.146 	- 43.199 8.894 
526 40.392 	- 40.445 8.038 578 43.200 	- 43.253 8.910 
527 40.446 	- 40.499 8.055 579 43.254 	- 43.307 8.927 
528 40.500 	- 40.553 8.072 580 43.308 	- 43.361 8.944 
529 40.554 	- 40.607 8.088 581 43.362 	- 43.415 8.961 
530 40.608 	- 40.661 8.105 582 43.416 	- 43.469 8.978 

531 40.662 	- 40.715 8.122 583 43.470 	- 43.523 8.995 
532 40.716 	- 40.769 8.138 584 43.524 	- 43.577 9.012 
533 40.770 	- 40.823 8.155 585 43.578 	- 43.631 9.029 
534 40.824 	- 40.877 8.172 586 43.632 	- 43.685 9.046 
535 40.878 	- 40.931 8.188 587 43.686 	- 43.739 9.063 
536 40.932 	- 40.985 8.205 588 43.740 	- 43.793 9.080 
537 40.986 	- 41.039 8.222 589 43.794 	- 43.847 9.097 
538 41.040 	- 41.093 8.238 590 43.848 	- 43.901 9.114 
539 41.094 	- 41.147 8.255 591 43.902 	- 43.955 9.131 
540 41.148 	- 41.201 8.272 592 43.956 	- 44.009 9.148 

541 41.202 	- 41.255 8.289 593 44.010 	- 44.063 9.165 
542 41.256 	- 41.309 8.305 594 44.064 	- 44.117 9.182 
543 41.310 	- 41.363 8.322 595 44.118 	- 44.171 9.198 
544 41.364 	.- 41.417 8.339 596 44.172 	- 44.225 9.215 
545 41.418 	- 41.471 8.355 597 44.226 	- 44.279 9.232 
546 41.472 	- 41.525 8.372 598 44.280 	- 44.333 9.249 
547 41.526 	- 41.579 8.389 599 44.334 	- 44.387 9.266 
548 41.580 	- 41.633 8.406 600 44.388 	- 44.441 9.283 
549 41.634 	- 41.687 8.422 601 44.442 	- 44.495 9.301 
550 41.688 	- 41.741 8.439 602 44.496 	- 44.549 9.318 

551 41.742 	- 41.795 8.456 603 44.550 	- 44.603 9.335 
552 41.796 	- 41.849 8.473 604 44.604 	- 44.657 9.352 
553 41.850 	- 41.903 8.489 605 44.658 	- 44.711 9.369 
554 41.904 	- 41.957 8.506 606 44.712 	- 44.765 9.386 
555 41.958 	- 42.011 8.523 607 44.766 	- 44.819 9.403 
556 42.012 	- 42.065 8.540 608 44.820 	- 44.873 9.420 
557 42.066 	- 42.119 8.557 609 44.874 	- 44.927 9.437 
558 42.120 	- 42.173 8.573 610 44.928 	- 44.981 9.454 
559 42.174 	- 42.227 8.590 611 44.982 	- 45.035 9.471 
560 42.228 	- 42.281 8.607 612 45.036 	- 45.089 9.488 

561 42.282 	- 42.335 8.624 613 45.090 	- 45.143 9.505 
562 42.336 	- 42.389 8.641 614 45.144 	- 45.197 9.522 
563 42.390 	- 42.443 8.657 615 45.198 	- 45.251 9.539 
564 42.444 	- 42.497 8.674 616 45.252 	- 45.305 9.556 
565 42.498 	- 42.551 8.691 617 45.306 	- 45.359 9.573 
566 42.552 	- 42.605 8.708 618 45.360 	- 45.413 9.591 
567 42.606 	- 42.659 8.725 619 45.414 	- 45.467 9.608 
568 42.660 	- 42.713 8.742 620 45.468 	- 45.521 9.625 
569 42.714 	- 42.767 8.759 621 45.522 	- 45.575 9.642 
570 42.768 	- 42.821 8.775 622 45.576 	- 45.629 9.659 

571 42.822 	- 42.875 8.792 623 45.630 	- 45.683 9.676 
572 42.876 	- 42.929 8.809 624 45.684 	- 45.737 9.693 
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625 45.738 	- 45.791 9.710 677 48.546 	- 48.599 10.608 
626 45.792 	- 45.845 9.728 678 48.600 	- 48.653 10.626 
627 45.846 	- 45.899 9.745 679 48.654 	- 48.707 10.643 
628 45.900 	- 45.953 9.762 680 48.708 	- 48.761 10.661 
629 45.954 	- 46.007 9.779 681 48.762 	- 48.815 10.678 
630 46.008 	- 46.061 9.796 682 48.816 	- 48.869 10.695 
631 46.062 	- 46.115 9.813 683 48.870 	- 48.923 10.713 
632 46.116 	- 46.169 9.830 684 48.924 	- 48.977 10.730 
633 46.170 	- 46.223 9.848 685 48.978 	- 49.031 10.748 
634 46.224 	- 46.277 9.865 686 49.032 	- 49.085 10.765 

635 46.278 	- 46.331 9.882 687 49.086 	- 49.139 10.783 
636  46.332 	- 46.385 9.899 688 49.140 	- 49.193 10.800 
637 46.386 	- 46.439 9.916 689 49.194 	- 49.247 10.818 
638 46.440 	- 46.493 9.934 690 49.248 	- 49.301 10.835 
639 46.494 	- 46.547 9.951 691 49.302 	- 49.355 10.853 
640 46.548 	- 46.601 9.968 692 49.356 	- 49.409 10.870 
641 46.602 	- 46.655 9.985 693 49.410 	- 49.463 10.887 
642 46.656 	- 46.709 10.002 694 49.464 	- 49.517 10.905 
643 46.710 	- 46.763 10.020 695 49.518 	- 49.571 10.922 
644 46.764 	- 46.817 10.037 696 49.572 	- 49.625 10.940 

645 46.818 	- 46.871 10.054 697 49.626 	- 49.679 10.957 
646 46.872 	- 46.925 10.071 698 49.680 	- 49.733 10.975 
647 46.926 	- 46.979 10.089 699 49.734 	- 49.787 10.992 
648 46.980 	- 47.033 10.106 700 49.788 	- 49.841 11.010 
649 47.034 	- 47.087 10.123 701 49.842 	- 49.895 11.028 
650 47.088 	- 47.141 10.140 702 49.896 	- 49.949 11.045 
651 47.142 	- 47.195 10.158 703 49.950 	- 50.003 11.063 
652 47.196 	- 47.249 10.175 704 50.004 	- 50.057 11.080 
653 47.250 	- 47.303 10.192 705 50.058 	- 50.111 11.098 
654 47.304 	- 47.357 10.210 706 50.112 	- 50.165 11.115 

655 47.358 	- 47.411 10.227 707 50.166 	- 50.219 11.133 
656 47.412 	- 47.465 10.244 708 50.220 	- 50.273 11.150 
657 47.466 	- 47.519 10.261 709 50.274 	- 50.327 11.168 
658 47.520 	- 47.573 10.279 710 50.328 	- 50.381 11.185 
659 47.574 	- 47.627 10.296 711 50.382 	- 50.435 11.203 
660 47.628 	- 47.681 10.313 712 50.436 	- 50.489 11.221 
661 47.682 	- 47.735 10.331 713 50.490 	- 50.543 11.238 
662 47.736 	- 47.789 10.348 714 50.544 	- 50.597 11.256 
663 47.790 	- 47.843 10.365 715 50.598 	- 50.651 11.273 
664 47.844 	- 47.897 10.383 716 50.652 	- 50.705 11.291 

665 47.898 	- 47.951 10.400 717 50.706 	- 50.759 11.309 
666 47.952 	- 48.005 10.417 718 50.760 	- 50.813 11.326 
667 48.006 	- 48.059 10.435 719 50.814 	- 50.867 11.344 
668 48.060 	- 48.113 10.452 720 50.868 	- 50.921 11.361 
669 48.114 	- 48.167 10.469 721 50.922 	- 50.975 11.379 
670 48.168 	- 48.221 10.487 722 50.976 	- 51.029 11.397 
671 48.222 	- 48.275 10.504 723 51.030 	- 51.083 11.414 
672 48.276 	- 48.329 10.521 724 51.084 	- 51.137 11.432 
673 48.330 	- 48.383 10.539 725 51.138 	- 51.191 11.449 
674 48.384 	- 48.437 10.556 726 51.192 	- 51.245 11.467 

675 48.438 	- 48.491 10.574 727 51.246 	- 51.299 11.485 
676 48.492 	- 48.545 10.591 728 51.300 	- 51.353 11.502 
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729 51.354 	- 51.407 11.520 781 54.162 	- 54.215 12.445 
730 51.408 	- 51.461 11.538 782 54.216 	- 54.269 12.463 
731 51.462 	- 51.515 11.555 783 54.270 	- 54.323 12.481 
732 51.516 	- 51.569 11.573 784 54.324 	- 54.377 12.499 
733 51.570 	- 51.623 11.591 785 54.378 	- 54.431 12.517 
734 51.624 	- 51.677 11.608 786 54.432 	- 54.485 12.535 
735 51.678 	- 51.731 11.626 787 54.486 	- 54.539 12.553 
736 51.732 	- 51.785 11.644 788 54.540 	- 54.593 12.571 
737 51.786 	- 51.839 11.662 789 54.594 	- 54.647 12.589 
738 51.840 	- 51.893 11.679 790 54.648 	- 54.701 12.607 

739 51.894 	- 51.947 11.697 791 54.702 	- 54.755 12.625 
740 51.948 	- 52.001 11.715 792 54.756 	- 54.809 12.643 
741 52.002 	- 52.055 11.732 793 54.810 	- 54.863 12.661 
742 52.056 	- 52.109 11.750 794 54.864 	- 54.917 12.679 
743 52.110 	- 52.163 11.768 795 54.918 	- 54.971 12.697 
744 52.164 	- 52.217 11.786 796 54.972 	- 55.025 12.715 
745 52.218 	- 52.271 11.803 797 55.026 	- 55.079 12.733 
746 52.272 	- 52.325 11.821 798 55.080 	- 55.133 12.751 
747 52.326 	- 52.379 11.839 799 55.134 	- 55.187 12.769 
748 52.380 	- 52.433 11.857 800 55.188 	- 55.241 12.787 

749 52.434 	- 52.487 11.874 801 55.242 	- 55.295 12.805 
750 52.488 	- 52.541 11.892 802 55.296 	- 55.349 12.823 
751 52.542 	- 52.595 11.910 803 55.350 	- 55.403 12.841 
752 52.596 	- 52.649 11.928 804 55.404 	- 55.457 12.859 
753 52.650 	- 52.703 11.946 805 55.458 	- 55.511 12.877 
754 52.704 	- 52.757 11.963 806 55.512 	- 55.565 12.895 
755 52.758 	- 52.811 11.981 807 55.566 	- 55.619 12.913 
756 52.812 	- 52.865 11.999 808 55.620 	- 55.673 12.931 
757 52.866 	- 52.919 12.017 809 55.674 	- 55.727 12.949 
758 52.920 	- 52.973 12.034 810 55.728 	- 55.781 12.967 

759 52.974 	- 53.027 12.052 811 55.782 	- 55.835 12.985 
760 53.028 	- 53.081 12.070 812 55.836 	- 55.889 13.003 
761 53.082 	- 53.135 12.088 813 55.890 	- 55.943 13.021 
762 53.136 	- 53.189 12.106 814 55.944 	- 55.997 13.039 
763 53.190 	- 53.243 12.124 815 55.998 	- 56.051 13.057 
764 53.244 	- 53.297 12.141 816 56.052 	- 56.105 13.075 
765 53.298 	- 53.351 12.159 817 56.106 	- 56.159 13.093 
766 53.352 	- 53.405 12.177 818 56.160 	- 56.213 13.111 
767 53.406 	- 53.459 12.195 819 56.214 	- 56.267 13.130 
768 53.460 	- 53.513 12.213 820 56.268 	- 56.321 13.148 

769 53.514 	- 53.567 12.231 821 56.322 	- 56.375 13.166 
770 53.568 	- 53.621 12.249 822 56.376 	- 56.429 13.184 
771 53.622 	- 53.675 12.266 823 56.430 	- 56.483 13.202 
772 53.676 	- 53.729 12.284 824 56.484 	- 56.537 13.221 
773 53.730 	- 53.783 12.302 825 56.538 	- 56.591 13.239 
774 53.784 	- 53.837 12.320 826 56.592 	- 56.645 13.257 
775 53.838 	- 53.891 12.338 827 56.646 	- 56.699 13.275 
776 53.892 	- 53.945 12.356 828 56.700 	- 56.753 13.293 
777 53.946 	- 53.999 12.374 829 56.754 	- 56.807 13.312 
778 54.000 	- 54.053 12.392 830 56.808 	- 56.861 13.330 

779 54.054 	- 54.107 12.410 831 56.862 	- 56.915 13.348 
780 54.108 	- 54.161 12.428 832 56.916 	- 56.969 13.366 
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833 56.970 	- 57.023 13.385 885 59.778 	- 59.831 14.347 
834 57.024 	- 57.077 13.403 886 59.832 	- 59.885 14.366 
835 57.078 	- 57.131 13.421 887 59.886 	- 59.939 14.385 
836 57.132 	- 57.185 13.440 888 59.940 	- 59.993 14.404 
837 57.186 	- 57.239 13.458 889 59.994 	- 60.047 14.422 
838 57.240 	- 57.293 13.476 890 60.048 	- 60.101 14.441 
839 57.294 	- 57.347 13.495 891 60.102 	- 60.155 14.460 
840 57.348 	- 57.401 13.513 892 60.156 	- 60.209 14.479 
841 57.402 	- 57.455 13.531 893 60.210 	- 60.263 14.498 
842 57.456 	- 57.509 13.550 894 60.264 	- 60.317 14.516 

843 57.510 	- 57.563 13.568 895 60.318 	- 60.371 14.535 
844 57.564 	- 57.617 13.586 896 60.372 	- 60.425 14.554 
845 57.618 	- 57.671 13.605 897 60.426 	- 60.479 14.573 
846 57.672 	- 57.725 13.623 898 60.480 	- 60.533 14.592 
847 57.726 	- 57.779 13.641 899 60.534 	- 60.587 14.611 
848 57.780 	- 57.833 13.660 900 60.588 	- 60.641 14.629 
849 57.834 	- 57.887 13.678 901 60.642 	- 60.695 14.648 
850 57.888 	- 57.941 13.697 902 60.696 	- 60.749 14.667 
851 57.942 	- 57.995 13.715 903 60.750 	- 60.803 14.686 
852 57.996 	- 58.049 13.734 904 60.804 	- 60.857 14.705 

853 58.050 	- 58.103 13.752 905 60.858 	- 60.911 14.724 
854 58.104 	- 58.157 13.771 906 60.912 	- 60.965 14.743 
855 58.158 	- 58.211 13.789 907 60.966 	- 61.019 14.762 
856 58.212 	- 58.265 13.807 908 61.020 	- 61.073 14.781 
857 58.266 	- 58.319 13.826 909 61.074 	- 61.127 14.800 
858 58.320 	- 58.373 13.844 910 61.128 	- 61.181 14.819 
859 58.374 	- 58.427 13.863 911 61.182 	- 61.235 14.838 
860 58.428 	- 58.481 13.882 912 61.236 	- 61.289 14.857 
861 58.482 	- 58.535 13.900 913 61.290 	- 61.343 14.876 
862 58.536 	- 58.589 13.919 914 61.344 	- 61.397 14.895 

863 58.590 	- 58.643 13.937 915 61.398 	- 61.451 14.914 
864 58.644 	- 58.697 13.956 916 61.452 	- 61.505 14.933 
865 58.698 	- 58.751 13.974 917 61.506 	- 61.559 14.952 
866 58.752 	- 58.805 13.993 918 61.560 	- 61.613 14.971 
867 58.806 	- 58.859 14.011 919 61.614 	- 61.667 14.990 
868 58.860 	- 58.913 14.030 920 61.668 	- 61.721 15.009 
869 58.914 	- 58.967 14.049 921 61.722 	- 61.775 15.028 
870 58.968 	- 59.021 14.067 922 61.776 	- 61.829 15.047 
871 59.022 	- 59.075 14.086 923 61.830 	- 61.883 15.066 
872 59.076 	- 59.129 14.104 924 61.884 	- 61.937 15.085 

873 59.130 	- 59.183 14.123 925 61.938 	- 61.991 15.104 
874 59.184 	- 59.237 14.142 926 61.992 	- 62.045 15.123 
875 59.238 	- 59.291 14.160 927 62.046 	- 62.099 15.142 
876 59.292 	- 59.345 14.179 928 62.100 	- 62.153 15.161 
877 59.346 	- 59.399 14.198 929 62.154 	- 62.207 15.180 
878 59.400 	- 59.453 14.216 930 62.208 	- 62.261 15.200 
879 59.454 	- 59.507 14.235 931 62.262 	- 62.315 15.219 
880 59.508 	- 59.561 14.254 932 62.316 	- 62.369 15.238 
881 59.562 	- 59.615 14.272 933 62.370 	- 62.423 15.257 
882 59.616 	- 59.669 14.291 934 62.424 	- 62.477 15.276 

883 59.670 	- 59.723 14.310 935 62.478 	- 62.531 15.295 
884 59.724 	- 59.777 14.329 936 62.532 	- 62.585 15.315 
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937 62.586 	- 62.639 15.334 989 65.394 	- 65.447 16.344 
938 62.640 	- 62.693 15.353 990 65.448 	- 65.501 16.364 
939 62.694 	- 62.747 15.372 991 65.502 	- 65.555 16.384 
940 62.748 	- 62.801 15.391 992 65.556 	- 65.609 16.403 
941 62.802 	- 62.855 15.411 993 65.610 	- 65.663 16.423 
942 62.856 	- 62.909 15.430 994 65.664 	- 65.717 16.443 
943 62.910 	- 62.963 15.449 995 65.718 	- 65.771 16.462 
944 62.964 	- 63.017 15.468 996 65.772 	- 65.825 16.482 
945 63.018 	- 63.071 15.488 997 65.826 	- 65.879 16.502 
946 63.072 	- 63.125 15.507 998 65.880 	- 65.933 16.522 

947 63.126 	- 63.179 15.526 999 65.934 	- 65.987 16.541 
948 63.180 	- 63.233 15.546 1000 65.988 	- 66.041 16.561 
949 63.234 	- 63.287 15.565 1001 66.042 	- 66.095 16.581 
950 63.288 	- 63.341 15.584 1002 66.096 	- 66.149 16.601 
951 63.342 	- 63.395 15.604 1003 66.150 	- 66.203 16.620 
952 63.396 	- 63.449 15.623 1004 66.204 	- 66.257 16.640 
953 63.450 	- 63.503 15.642 1005 66.258 	- 66.311 16.660 
954 63.504 	- 63.557 15.662 1006 66.312 	- 66.365 16.680 
955 63.558 	- 63.611 15.681 1007 66.366 	- 66.419 16.700 
956 63.612 	- 63.665 15.700 1008 66.420 	- 66.473 16.720 

957 63.666 	- 63.719 15.720 1009 66.474 	- 66.527 16.739 
958 63.720 	- 63.773 15.739 1010 66.528 	- 66.581 16.759 
959 63.774 	- 63.827 15.758 1011 66.582 	- 66.635 16.779 
960 63.828 	- 63.881 15.778 1012 66.636 	- 66.689 16.799 
961 63.882 	- 63.935 15.797 1013 66.690 	- 66.743 16.819 
962 63.936 	- 63.989 15.817 1014 66.744 	- 66.797 16.839 
963 63.990 	- 64.043 15.836 1015 66.798 	- 66.851 16.859 
964 64.044 	- 64.097 15.856 1016 66.852 	- 66.905 16.878 
965 64.098 	- 64.151 15.875 1017 66.906 	- 66.959 16.898 
966 64.152 	- 64.205 15.894 1018 66.960 	- 67.013 16.918 

967 64.206 	- 64.259 15.914 1019 67.014 	- 67.067 16.938 
968 64.260 	- 64.313 15.933 1020 67.068 	- 67.121 16.958 
969 64.314 	- 64.367 15.953 1021 67.122 	- 67.175 16.978 
970 64.368 	- 64.421 15.972 1022 67.176 	- 67.229 16.998 
971 64.422 	- 64.475 15.992 1023 67.230 	- 67.283 17.018 
972 64.476 	- 64.529 16.011 1024 67.284 	- 67.337 17.038 
973 64.530 	- 64.583 16.031 1025 67.338 	- 67.391 17.058 
974 64.584 	- 64.637 16.050 1026 67.392 	- 67.445 17.078 
975 64.638 	- 64.691 16.070 1027 67.446 	- 67.499 17.098 
976 64.692 	- 64.745 16.089 1028 67.500 	- 67.553 17.118 

977 64.746 	- 64.799 16.109 1029 67.554 	- 67.607 17.138 
978 64.800 	- 64.853 16.129 1030 67.608 	- 67.661 17.158 
979 64.854 	- 64.907 16.148 1031 67.662 	- 67.715 17.178 
980 64.908 	- 64.961 16.168 1032 67.716 	- 67.769 17.198 
981 64.962 	- 65.015 16.187 1033 67.770 	- 67.823 17.218 
982 65.016 	- 65.069 16.207 1034 67.824 	- 67.877 17.238 
983 65.070 	- 65.123 16.227 1035 67.878 	- 67.931 17.258 
984 65.124 	- 65.177 16.246 1036 67.932 	- 67.985 17.278 
985 65.178 	- 65.231 16.266 1037 67.986 	- 68.039 17.298 
986 65.232 	- 65.285 16.285 1038 68.040 	- 68.093 17.318 

987 65.286 	- 65.339 16.305 1039 68.094 	- 68.147 17.339 
988 65.340 	- 65.393 16.325 1040 68.148 	- 68.201 17.359 
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1041 68.202 	- 68.255 17.379 1093 71.010 	- 71.063 18.437 
1042 68.256 	- 68.309 17.399 1094 71.064 	- 71.117 18.458 
1043 68.310 	- 68.363 17.419 1095 71.118 	- 71.171 18.478 
1044 68.364 	- 68.417 17.439 1096 71.172 	- 71.225 18.499 
1045 68.418 	- 68.471 17.459 1097 71.226 	- 71.279 18.520 
1046 68.472 	- 68.525 17.480 1098 71.280 	- 71.333 18.540 
1047 68.526 	- 68.579 17.500 1099 71.334 	- 71.387 18.561 
1048 68.580 	- 68.633 17.520 1100 71.388 	- 71.441 18.582 
1049 68.634 	- 68.687 17.540 1101 71.442 	- 71.495 18,602 
1050 68.688 	- 68.741 17.560 1102 71.496 	- 71.549 18.623 

1051 68.742 	- 68.795 17.580 1103 71.550 	- 71.603 18.643 
1052 68.796 	- 68.849 17.601 1104 71.604 	- 71.657 18.664 
1053 68.850 	- 68.903 17.621 1105 71.658 	- 71.711 18.685 
1054 68.904 	- 68.957 17.641 1106 71.712 	- 71.765 18.706 
1055 68.958 	- 69.011 17.661 1107 71.766 	- 71.819 18.726 
1056 69.012 	- 69.065 17.682 1108 71.820 	- 71.873 18.747 
1057 69.066 	- 69.119 17.702 1109 71.874 	- 71.927 18.768 
1058 69.120 	- 69.173 17.722 1110 71.928 	- 71.981 18.788 
1059 69.174 	- 69.227 17.742 1111 71.982 	- 72.035 18.809 
1060 69.228 	- 69.281 17.763 1112 72.036 	- 72.089 18.830 

1061 69.282 	- 69.335 17.783 1113 72.090 	- 72.143 18.851 
1062 69.336 	- 69.389 17.803 1114 72.144 	- 72.197 18.871 
1063 69.390 	- 69.443 17.824 1115 72.198 	- 72.251 18.892 
1064 69.444 	- 69.497 17.844 1116 72.252 	- 72.305 18.913 
1065 69.498 	- 69.551 17.864 1117 72.306 	- 72.359 18.934 
1066 69.552 	- 69.605 17.885 1118 72.360 	- 72.413 18.955 
1067 69.606 	- 69.659 17.905 1119 72.414 	- 72.467 18.975 
1068 69.660 	- 69.713 17.925 1120 72.468 	- 72.521 18.996 
1069 69.714 	- 69.767 17.946 1121 72.522 	- 72.575 19.017 
1070 69.768 	- 69.821 17.966 1122 72.576 	- 72.629 19.038 

1071 69.822 	- 69.875 17.986 1123 72.630 	- 72.683 19.059 
1072 69.876 	- 69.929 18.007 1124 72.684 	- 72.737 19.080 
1073 69.930 	- 69.983 18.027 1125 72.738 	- 72.791 19.100 
1074 69.984 	- 70.037 18.048 1126 72.792 	- 72.845 19.121 
1075 70.038 	- 70.091 18.068 1127 72.846 	- 72.899 19.142 
1076 70.092 	- 70.145 18.089 1128 72.900 	- 72.953 19.163 
1077 70.146 	- 70.199 18.109 1129 72.954 	- 73.007 19.184 
1078 70.200 	- 70.253 18.129 1130 73.008 	- 73.061 19.205 
1079 70.254 	- 70.307 18.150 1131 73.062 	- 73.115 19.226 
1080 70.308 	- 70.361 18.170 1132 73.116 	- 73.169 19.247 

1081 70.362 	- 70.415 18.191 1133 73.170 	- 73.223 19.268 
1082 70.416 	- 70.469 18.211 1134 73.224 	- 73.277 19.289 
1083 70.470 	- 70.523 18.232 1135 73.278 	- 73.331 19.310 
1084 70.524 	- 70.577 18.252 1136 73.332 	- 73.385 19.331 
1085 70.578 	- 70.631 18.273 1137 73.386 	- 73.439 19.351 
1086 70.632 	- 70.685 18.293 1138 73.440 	- 73.493 19.372 
1087 70.686 	- 70.739 18.314 1139 73.494 	- 73.547 19.393 
1088 70.740 	- 70.793 18.334 1140 73.548 	- 73.601 19.414 
1089 70.794 	- 70.847 18.355 1141 73.602 	- 73.655 19.435 
1090 70.848 	- 70.901 18.375 1142 73.656 	- 73.709 19.456 

1091 70.902 	- 70.955 18.396 1143 73.710 	- 73.763 19.478 
1092 70.956 	- 71.009 18.417 1144 73.764 	- 73.817 19.499 
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1145 73.818 	- 73.871 19.520 1197 76.626 	- 76.679 20.626 
1146 73.872 	- 73.925 19.541 1198 76.680 	- 76.733 20.647 
1147 73.926 	- 73.979 19.562 1199 76.734 	- 76.787 20.669 
1148 73.980 	- 74.033 19.583 1200 76.788 	- 76.841 20.690 
1149 74.034 	- 74.087 19.604 1201 76.842 	- 76.895 20.712 
1150 74.088 	- 74.141 19.625 1202 76.896 	- 76.949 20.734 
1151 74.142 	- 74.195 19.646 1203 76.950 	- 77.003 20.755 
1152 74.196 	- 74.249 19.667 1204 77.004 	- 77.057 20.777 
1153 74.250 	- 74.303 19.688 1205 77.058 	- 77.111 20.798 
1154 74.304 	- 74.357 19.709 1206 77.112 	- 77.165 20.820 

1155 74.358 	- 74.411 19.730 1207 77.166 	- 77.219 20.841 
1156 74.412 	- 74.465 19.752 1208 77.220 	- 77.273 20.863 
1157 74.466 	- 74.519 19.773 1209 77.274 	- 77.327 20.885 
1158 74.520 	- 74.573 19.794 1210 77.328 	- 77.381 20.906 
1159 74.574 	- 74.627 19.815 1211 77.382 	- 77.435 , 20.928 
1160 74.628 	- 74.681 19.836 1212 77.436 	- 77.489 20.949 
1161 74.682 	- 74.735 19.857 1213 77.490 	- 77.543 20.971 
1162 74.736 	- 74.789 19.879 1214 77.544 	- 77.597 20.993 
1163 74.790 	- 74.843 19.900 1215 77.598 	- 77.651 21.014 
1164 74.844 	- 74.897 19.921 1216 77.652 	- 77.705 21.036 

1165 74.898 	- 74.951 19.942 1217 77.706 	- 77.759 21.058 
1166 74.952 	- 75.005 19.963 1218 77.760 	- 77.813 21.079 
1167 75.006 	- 75.059 19.985 1219 77.814 	- 77.867 21.101 
1168 75.060 	- 75.113 20.006 1220 77.868 	- 77.921 21.123 
1169 75.114 	- 75.167 20.027 1221 77.922 	- 77.975 21.145 
1170 75.168 	- 75.221 20.048 1222 77.976 	- 78.029 21.166 
1171 75.222 	- 75.275 20.070 1223 78.030 	- 78.083 21.188 
1172 75.276 	- 75.329 20.091 1224 78.084 	- 78.137 21.210 
1173 75.330 	- 75.383 20.112 1225 78.138 	- 78.191 21.232 
1174 75.384 	- 75.437 20.134 1226 78.192 	- 78.245 21.253 

1175 75.438 	- 75.491 20.155 1227 78.246 	-  78.299 21.275 
1176 75.492 	- 75.545 20.176 1228 78.300 	- 78.353 21.297 
1177 75.546 	- 75.599 20.198 1229 78.354 	- 78.407 21.319 
1178 75.600 	- 75.653 20.219 1230 78.408 	- 78.461 21.340 
1179 75.654 	- 75.707 20.240 1231 78.462 	- 78.515 21.362 
1180 75.708 	- 75.761 20.262 1232 78.516 	- 78.569 21.384 
1181 75.762 	- 75.815 20.283 1233 78.570 	- 78.623 21.406 
1182 75.816 	- 75.869 20.304 1234 78.624 	- 78.677 21.428 
1183 75.870 	- 75.923 20.326 1235 78.678 	- 78.731 21.450 
1184 75.924 	- 75.977 20.347 1236 78.732 	- 78.785 21.471 

1185 75.978 	- 76.031 20.368 1237 78.786 	- 78.839 21.493 
1186 76.032 	- 76.085 20.390 1238 78.840 	- 78.893 21.515 
1187 76.086 	- 76.139 20.411 1239 78.894 	- 78.947 21.537 
1188 76.140 	- 76.193 20.433 1240 78.948 	- 79.001 21.559 
1189 76.194 	- 76.247 20.454 1241 79.002 	- 79.055 21.581 
1190 76.248 	- 76.301 20.476 1242 79.056 	- 79.109 21.603 
1191 76.302 	- 76.355 20.497 1243 79.110 	- 79.163 21.625 
1192 76.356 	- 76.409 20.518 1244 79.164 	- 79.217 21.646 
1193 76.410 	- 76.463 20.540 1245 79.218 	- 79.271 21.668 
1194 76.464 	- 76.517 20.561 1246 79.272 	- 79.325 21.690 

1195 76.518 	- 76.571 20.583 1247 79.326 	- 79.379 21.712 
1196 76.572 	- 76.625 20.604 1248 79.380 	- 79.433 21.734 
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1249 79.434 	- 79.487 21.756 1301 82.242 	- 82.295 22.910 
1250 79.488 	- 79.541 21.778 1302 82.296 	- 82.349 22.933 
1251 79.542 	- 79.595 21.800 1303 82.350 	- 82.403 22.955 
1252 79.596 	- 79.649 21.822 1304 82.404 	- 82.457 22.978 
1253 79.650 	- 79.703 21.844 1305 82.458 	- 82.511 23.000 
1254 79.704 	- 79.757 21.866 1306 82.512 	- 82.565 23.023 
1255 79.758 	- 79.811 21.888 1307 82.566 	- 82.619 23.045 
1256 79.812 	- 79.865 21.910 1308 82.620 	- 82.673 23.068 
1257 79.866 	- 79.919 21.932 1309 82.674 	- 82.727 23.090 
1258 79.920 	- 79.973 21.954 1310 82.728 	- 82.781 23.113 

1259 79.974 	- 80.027 21.976 1311 82.782 	- 82.835 23.135 
1260 80.028 	- 80.081 21.998 1312 82.836 	- 82.889 23.158 
1261 80.082 	- 80.135 22.020 1313 82.890 	- 82.943 23.180 
1262 80.136 	- 80.189 22.042 1314 82.944 	- 82.997 23.203 
1263 80.190 	- 80.243 22.065 1315 82.998 	- 83.051 23.225 
1264 80.244 	- 80.297 22.087 1316 83.052 	- 83.105 23.248 
1265 80.298 	- 80.351 22.109 1317 83.106 	- 83.159 23.270 
1266 80.352 	- 80.405 22.131 1318 83.160 	- 83.213 23.293 
1267 80.406 	- 80.459 22.153 1319 83.214 	- 83.267 23.316 
1268 80.460 	- 80.513 22.175 1320 83.268 	- 83.321 23.338 

1269 80.514 	- 80.567 22.197 1321 83.322 	- 83.375 23.361 
1270 80.568 	- 80.621 22.219 1322 83.376 	- 83.429 23.383 
1271 80.622 	- 80.675 22.242 1323 83.430 	- 83.483 23.406 
1272 80.676 	- 80.729 22.264 1324 83.484 	- 83.537 23.429 
1273 80.730 	- 80.783 22.286 1325 83.538 	- 83.591 23.451 
1274 80.784 	- 80.837 22.308 1326 83.592 	- 83.645 23.474 
1275 80.838 	- 80.891 22.330 1327 83.646 	- 83.699 23.497 
1276 80.892 	- 80.945 22.353 1328 83.700 	- 83.753 23.519 
1277 80.946 	- 80.999 22.375 1329 83.754 	- 83.807 23.542 
1278 81.000 	- 81.053 22.397 1330 83.808 	- 83.861 23.565 

1279 81.054 	- 81.107 22.419 1331 83.862 	- 83.915 23.587 
1280 81.108 	- 81.161 22.441 1332 83.916 	- 83.969 23.610 
1281 81.162 	- 81.215 22.464 1333 83.970 	- 84.023 23.633 
1282 81.216 	- 81.269 22.486 1334 84.024 	- 84.077 23.655 
1283 81.270 	- 81.323 22.508 1335 84.078 	- 84.131 23.678 
1284 81.324 	- 81.377 22.530 1336 84.132 	- 84.185 23.701 
1285 81.378 	- 81.431 22.553 1337 84.186 	- 84.239 23.724 
1286 81.432 	- 81.485 22.575 1338 84.240 	- 84.293 23.746 
1287 81.486 	- 81.539 22.597 1339 84.294 	- 84.347 23.769 
1288 81.540 	- 81.593 22.620 1340 84.348 	- 84.401 23.792 

1289 81.594 	- 81.647 22.642 1341 84.402 	- 84.455 23.815 
1290 81.648 	- 81.701 22.664 1342 84.456 	- 84.509 23.837 
1291 81.702 	- 81.755 22.687 1343 84.510 	- 84.563 23.860 
1292 81.756 	- 81.809 22.709 1344 84.564 	- 84.617 23.883 
1293 81.810 	- 81.863 22.731 1345 84.618 	- 84.671 23.906 
1294 81.864 	- 81.917 22.754 1346 84.672 	- 84.725 23.929 
1295 81.918 	- 81.971 22.776 1347 84.726 	- 84.779 23.951 
1296 81.972 	- 82.025 22.798 1348 84.780 	- 84.833 23.974 
1297 82.026 	- 82.079 22.821 1349 84.834 	- 84.887 23.997 
1298 82.080 	- 82.133 22.843 1350 84.888 	- 84.941 24.020 

1299 82.134 	- 82.187 22.866 1351 84.942 	- 84.995 24.043 
1300 82.188 	- 82.241 22.888 1352 84.996 	- 85.049 24.066 
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1353 85.050 	- 85.103 24.089 1405 87.858 - 	87.911 25.291 
1354 85.104 	- 85.157 24.112 1406 87.912 - 	87.965 25.314 
1355 85.158 	- 85.211 24.134 1407 87.966 - 	88.019 25.337 
1356 85.212 	- 85.265 24.157 1408 88.020 - 	88.073 25.361 
1357 85.266 	- 85.319 24.180 1409 88.074 - 	88.127 25.384 
1358 85.320 	- 85.373 24.203 1410 88.128 - 	88.181 25.408 
1359 85.374 	- 85.427 24.226 1411 88.182 - 	88.235 25.431 
1360 85.428 	- 85.481 24.249 1412 88.236 - 	88.289 25.454 
1361 85.482 	- 85.535 24.272 1413 88.290 - 	88.343 25.478 
1362 85.536 	- 85.589 24.295 1414 88.344 - 	88.397 25.501 

1363 85.590 	- 85.643 24.318 1415 88.398 - 	88.451 25.525 
1364 85.644 	- 85.697 24.341 1416 88.452 - 	88.505 25.548 
1365 85.698 	- 85.751 24.364 1417 88.506 - 	88.559 25.572 
1366 85.752 	- 85.805 24.387 1418 88.560 - 	88.613 25.595 
1367 85.806 	- 85.859 24.410 1419 88.614 - 	88.667 25.619 
1368 85.860 	- 85.913 24.433 1420 88.668 - 	88.721 25.642 
1369 85.914 	- 85.967 24.456 1421 88.722 - 	88.775 25.665 
1370 85.968 	- 86.021 24.479 1422 88.776 - 	88.829 25.689 
1371 86.022 	- 86.075 24.502 1423 88.830 - 	88.883 25.712 
1372 86.076 	- 86.129 24.525 1424 88.884 - 	88.937 25.736 

1373 86.130 	- 86.183 24.548 1425 88.938 - 	88.991 25.760 
1374 86.184 	- 86.237 24.571 1426 88.992 - 	89.045 25.783 
1375 86.238 	- 86.291 24.594 1427 89.046 - 	89.099 25.807 
1376 86.292 	- 86.345 24.617 1428 89.100 - 	89.153 25.830 
1377 86.346 	- 86.399 24.640 1429 89.154 - 	89.207 25.854 
1378 86.400 	- 86.453 24.664 1430 89.208 - 	89.261 25.877 
1379 86.454 	- 86.507 24.687 1431 89.262 - 	89.315 25.901 
1380 86.508 	- 86.561 24.710 1432 89.316 - 	89.369 25.924 
1381 86.562 	- 86.615 24.733 1433 89.370 - 	89.423 25.948 
1382 86.616 	- 86.669 24.756 1434 89.424 - 	89.477 25.972 

1383 86.670 	- 86.723 24.779 1435 89.478 - 	89.531 25.995 
1384 86.724 	- 86.777 24.802 1436 89.532 - 	89.585 26.019 
1385 86.778 	- 86.831 24.826 1437 89.586 - 	89.639 26.042 
1386 86.832 	- 86.885 24.849 1438 89.640 - 	89.693 26.066 
1387 86.886 	- 86.939 24.872 1439 89.694 - 	89.747 26.090 
1388 86.940 	- 86.993 24.895 1440 89.748 - 	89.801 26.113 
1389 86.994 	- 87.047 24.918 1441 89.802 - 	89.855 26.137 
1390 87.048 	- 87.101 24.942 1442 89.856 - 	89.909 26.161 
1391 87.102 	- 87.155 24.965 1443 89.910 - 	89.963 26.184 
1392 87.156 	- 87.209 24.988 1444 89.964 - 	90.017 26.208 

1393 87.210 	- 87.263 25.011 1445 90.018 - 	90.071 26.232 
1394 87.264 	- 87.317 25.034 1446 90.072 - 	90.125 26.256 
1395 87.318 	- 87.371 25.058 1447 90.126 - 	90.179 26.279 
1396 87.372 	- 87.425 25.081 1448 90.180 - 	90.233 26.303 
1397 87.426 	- 87.479 25.104 1449 90.234 - 	90.287 26.327 
1398 87.480 	- 87.533 25.128 1450 90.288 - 	90.341 26.350 
1399 87.534 	- 87.587 25.151 1451 90.342 - 	90.395 26.374 
1400 87.588 	- 87.641 25.174 1452 90.396 - 	90.449 26.398 
1401 87.642 	- 87.695 25.197 1453 90.450 - 	90.503 26.422 
1402 87.696 	- 87.749 25.221 1454 90.504 - 	90.557 26.445 

1403 87.750 	- 87.803 25.244 1455 90.558 - 	90.611 26.469 
1404 87.804 	- 87.857 25.267 1456 90.612 - 	90.665 26.493 
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1457 90.666 	- 90.719 26.517 1509 93.474 	- 93.527 27.767 
1458 90.720 	- 90.773 26.541 1510 93.528 	- 93.581 27.791 
1459 90.774 	- 90.827 26.565 1511 93.582 	- 93.635 27.815 
1460 90.828 	- 90.881 26.588 1512 93.636 	- 93.689 27.840 
1461 90.882 	- 90.935 26.612 1513 93.690 	- 93.743 27.864 
1462 90.936 	- 90.989 26.636 1514 93.744 	- 93.797 27.888 
1463 90.990 	- 91.043 26.660 1515 93.798 	- 93.851 27.913 
1464 91.044 	- 91.097 26.684 1516 93.852 	- 93.905 27.937 
1465 91.098 	- 91.151 26.708 1517 93.906 	- 93.959 27.961 
1466 91.152 	- 91.205 26.732 1518 93.960 	- 94.013 27.986 

1467 91.206 	- 91.259 26.755 1519 94.014 	- 94.067 28.010 
1468 91.260 	- 91.313 26.779 1520 94.068 	- 94.121 28.034 
1469 91.314 	- 91.367 26.803 1521 94.122 	- 94.175 28.059 
1470 91.368 	- 91.421 26.827 1522 94.176 	- 94.229 28.083 
1471 91.422 	- 91.475 26.851 1523 94.230 	- 94.283 28.108 
1472 91.476 	- 91.529 26.875 1524 94.284 	- 94.337 28.132 
1473 91.530 	- 91.583 26.899 1525 94.338 	- 94.391 28.156 
1474 91.584 	- 91.637 26.923 1526 94.392 	- 94.445 28.181 
1475 91.638 	- 91.691 26.947 1527 94.446 	- 94.499 28.205 
1476 91.692 	- 91.745 26.971 1528 94.500 	- 94.553 28.230 

1477 91.746 	- 91.799 26.995 1529 94.554 	- 94.607 28.254 
1478 91.800 	- 91.853 27.019 1530 94.608 	- 94.661 28.279 
1479 91.854 	- 91.907 27.043 1531 94.662 	- 94.715 28.303 
1480 91.908 	- 91.961 27.067 1532 94.716 	- 94.769 28.327 
1481 91.962 	- 92.015 27.091 1533 94.770 	- 94.823 28.352 
1482 92.016 	- 92.069 27.115 1534 94.824 	- 94.877 28.376 
1483 92.070 	- 92.123 27.139 1535 94.878 	- 94.931 28.401 
1484 92.124 	- 92.177 27.163 1536 94.932 	- 94.985 28.425 
1485 92.178 	- 92.231 27.187 1537 94.986 	- 95.039 28.450 
1486 92.232 	- 92.285 27.211 1538 95.040 	- 95.093 28.474 

1487 92.286 	- 92.339 27.235 1539 95.094 	- 95.147 28.499 
1488 92.340 	- 92.393 27.259 1540 95.148 	- 95.201 28.524 
1489 92.394 	 92.447 27.283 1541 95.202 	- 95.255 28.548 
1490 92.448 	- 92.501 27.307 1542 95.256 	- 95.309 28.573 
1491 92.502 	- 92.555 27.332 1543 95.310 	- 95.363 28.597 
1492 92.556 	- 92.609 27.356 1544 95.364 	- 95.417 28.622 
1493 92.610 	- 92.663 27.380 1545 95.418 	- 95.471 28.646 
1494 92.664 	- 92.717 27.404 1546 95.472 	- 95.525 28.671 
1495 92.718 	- 92.771 27.428 1547 95.526 	- 95.579 28.696 
1496 92.772 	- 92.825 27.452 1548 95.580 	- 95.633 28.720 

1497 92.826 	- 92.879 27.476 1549 95.634 	- 95.687 28.745 
1498 92.880 	- 92.933 27.500 1550 95.688 	- 95.741 28.769 
1499 92.934 	- 92.987 27.525 1551 95.742 	- 95.795 28.794 
1500 92.988 	- 93.041 27.549 1552 95.796 	- 95.849 28.819 
1501 93.042 	- 93.095 27.573 1553 95.850 	- 95.903 28.843 
1502 93.096 	- 93.149 27.597 1554 95.904 	- 95.957 28.868 
1503 93.150 	- 93.203 27.621 1555 95.958 	- 96.011 28.893 
1504 93.204 	- 93.257 27.646 1556 96.012 	- 96.065 28.917 
1505 93.258 	- 93.311 27.670 1557 96.066 	- 96.119 28.942 
1506 93.312 	- 93.365 27.694 1558 96.120 	- 96.173 28.967 

1507 93.366 	- 93.419 27.718 1559 96.174 	- 96.227 28.992 
1508 93.420 	- 93.473 27.743 1560 96.228 	- 96.281 29.016 
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1561 96.282 	- 96.335 29.041 1613 99.090 	- 99.143 30.339 
1562 96.336 	- 96.389 29.066 1614 99.144 	- 99.197 30.364 
1563 96.390 	- 96.443 29.090 1615 99.198 	- 99.251 30.389 
1564 96.444 	- 96.497 29.115 1616 99.252 	- 99.305 30.415 
1565 96.498 	- 96.551 29.140 1617 99.306 	- 99.359 30.440 
1566 96.552 	- 96.605 29.165 1618 99.360 	- 99.413 30.465 
1567 96.606 	- 96.659 29.189 1619 99.414 	- 99.467 30.490 
1568 96.660 	- 96.713 29.214 1620 99.468 	- 99.521 30.515 
1569 96.714 	- 96.767 29.239 1621 99.522 	- 99.575 30.541 
1570 96.768 	- 96.821 29.264 1622 99.576 	- 99.629 30.566 

1571 96.822 	- 96.875 29.289 1623 99.630 	- 99.683 30.591 
1572 96.876 	- 96.929 29.314 1624 99.684 	- 99.737 30.617 
1573 96.930 	- 96.983 29.338 1625 99.738 	- 99.791 30.642 
1574 96.984 	- 97.037 29.363 1626 99.792 	- 99.845 30.667 
1575 97.038 	- 97.091 29.388 1627 99.846 	- 99.899 30.692 
1576 97.092 	- 97.145 29.413 1628 99.900 	- 99.953 30.718 
1577 97.146 	- 97.199 29.438 1629 99.954 	- 100.007 30.743 
1578 97.200 	- 97.253 29.463 1630 100.008- 100.061 30.768 
1579 97.254 	- 97.307 29.488 1631 100.062- 100.115 30.794 
1580 97.308 	- 97.361 29.512 1632 100.116- 100.169 30.819 

1581 97.362 	- 97.415 29.537 1633 100.170 	 100.223 30.845 
1582 97.416 	- 97.469 29.562 1634 100.224 	 100.277 30.870 
1583 97.470 	- 97.523 29.587 1635 100.278 	 100.331 30.895 
1584 97.524 	- 97.577 29.612 1636 100.332 	 100.385 30.921 
1585 97.578 	- 97.631 29.637 1637 100.386 	 100.439 30.946 
1586 97.632 	- 97.685 29.662 1638 100.440 	 100.493 30.971 
1587 97.686 	- 97.739 29.687 1639 100.494 	 100.547 30.997 
1588 97.740 	- 97.793 29.712 1640 100.548 	 100.601 31.022 
1589 97.794 	- 97.847 29.737 1641 100.602 	 100.655 31.048 
1590 97.848 	- 97.901 29.762 1642 100.656 	 100.709 31.073 

1591 97.902 	- 97.955 29.787 1643 100.710 	 100.763 31.099 
1592 97.956 	- 98.009 29.812 1644 100.764- 100.817 31.124 
1593 98.010 	- 98.063 29.837 1645 100.818- 100.871 31.150 
1594 98.064 	- 98.117 29.862 1646 100.872- 100.925 31.175 
1595 98.118 	- 98.171 29.887 1647 100.926- 100.979 31.201 
1596 98.172 	- 98.225 29.912 1648 100.980- 101.033 31.226 
1597 98.226 	- 98.279 29.937 1649 101.034- 101.087 31.252 
1598 98.280 	- 98.333 29.962 1650 101.088- 101.141 31.277 
1599 98.334 	- 98.387 29.987 1651 101.142- 101.195 31.303 
1600 98.388 	- 98.441 30.012 1652 101.196- 101.249 31.328 

1601 98.442 	- 98.495 30.037 1653 101.250- 101.303 31.354 
1602 98.496 	- 98.549 30.062 1654 101.304- 101.357 31.379 
1603 98.550 	- 98.603 30.087 1655 101.358- 101.411 31.405 
1604 98.604 	- 98.657 30.113 1656 101.412- 101.465 31.430 
1605 98.658 	- 98.711 30.138 1657 101.466- 101.519 31.456 
1606 98.712 	- 98.765 30.163 1658 101.520- 101.573 31.481 
1607 98.766 	- 98.819 30.188 1659 101.574- 101.627 31.507 

-1608 98.820 	- 98.873 30.213 1660 101.628- 101.681 31.533 
1609 98.874 	- 98.927 30.238 1661 101.682- 101.735 31.558 
1610 98.928 	- 98.981 30.263 1662 101.736- 101.789 31.584 

1611 98.982 	- 99.035 30.289 1663 101.790- 101.843 31.610 
1612 99.036 	- 99.089 30.314 1664 101.844- 101.897 31.635 
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1665 101.898 - 	101.951 31.661 1717 104.706 - 	104.759 33.007 
1666 101.952 - 	102.005 31.687 1718 104.760 - 	104.813 33.033 
1667 102.006 - 	102.059 31.712 1719 104.814 - 	104.867 33.059 
1668 102.060 - 	102.113 31.738 1720 104.868 - 	104.921 33.085 
1669 102.114 - 	102.167 31.764 1721 104.922 - 	104,975 33.111 
1670 102.168 - 	102.221 31.789 1722 104.976 - 	105.029 33.137 
1671 102.222 - 	102.275 31.815 1723 105.030 - 	105.083 33.164 
1672 102.276 - 	102.329 31.841 1724 105.084 - 	105.137 33.190 
1673 102.330 - 	102.383 31.866 1725 105.138 - 	105.191 33.216 
1674 102.384 - 	102.437 31.892 1726 105.192 - 	105.245 33.242 

1675 102.438 - 	102.491 31.918 1727 105.246 - 	105.299 33.268 
1676 102.492 - 	102.545 31.944 1728 105.300 - 	105.353 33.295 
1677 102.546 - 	102.599 31.969 1729 105.354 - 	105.407 33.321 
1678 102.600 - 	102.653 31.995 1730 105.408 - 	105.461 33.347 
1679 102.654 - 	102.707 32.021 1731 105.462 - 	105.515 33.373 
1680 102.708 - 	102.761 32.047 1732 105.516 - 	105.569 33.399 
1681 102.762 - 	102.815 32.072 1733 105.570 - 	105.623 33.426 
1682 102.816 - 	102.869 32.098 1734 105.624 - 	105.677 33.452 
1683 102.870 - 	102.923 32.124 1735 105.678 - 	105.731 33.478 
1684 102.924 - 	102.977 32.150 1736 105.732 - 	105.785 33.504 

1685 102.978 - 	103.031 32.176 1737 105.786 - 	105.839 33.531 
1686 103.032 - 	103.085 32.201 1738 105.840 - 	105.893 33.557 
1687 103.086 - 	103.139 32.227 1739 105.894 - 	105.947 33.583 
1688 103.140 - 	103.193 32.253 1740 105.948 - 	106.001 33.610 
1689 103.194 - 	103,247 32.279 1741 106.002 - 	106.055 33.636 
1690 103.248 - 	103.301 32.305 1742 106.056 - 	106.109 33.662 
1691 103.302 - 	103.355 32.331 1743 106.110 - 	106.163 33.689 
1692 103.356 - 	103.409 32.357 1744 106.164 - 	106.217 33.715 
1693 103.410 - 	103.463 32.383 1745 106.218 - 	106.271 33.741 
1694 103.464 - 	103.517 32.408 1746 106.272 - 	106.325 33.768 

1695 103.518 - 	103.571 32.434 1747 106.326 - 	106.379 33.794 
1696 103.572 - 	103.625 32.460 1748 106.380 - 	106.433 33.820 
1697 103.626 - 	103.679 32.486 1749 106.434 - 	106.487 33.847 
1698 103.680 - 	103.733 32.512 1750 106.488 - 	106.541 33.873 
1699 103.734 - 	103.787 32.538 1751 106.542 - 	106.595 33.900 
1700 103.788 - 	103.841 32.564 1752 106.596 - 	106.649 33.926 
1701 103.842 - 	103.895 32.590 1753 106.650 - 	106.703 33.953 
1702 103.896 - 	103.949 32.616 1754 106.704 - 	106.757 33.979 
1703 103.950 - 	104.003 32.642 1755 106.758 - 	106.811 34.005 
1704 104.004 - 	104.057 32.668 1756 106.812 - 	106.865 34.032 

1705 104.058 - 	104.111 32.694 1757 106.866 - 	106.919 34.058 
1706 104.112 - 	104.165 32.720 1758 106.920 - 	106.973 34.085 
1707 104.166 - 	104.219 32.746 1759 106.974 - 	107.027 34.111 
1708 104.220 - 	104.273 32.772 1760 107.028 - 	107.081 34.138 
1709 104.274 - 	104.327 32.798 1761 107.082 - 	107.135 34.164 
1710 104.328 - 	104.381 32.824 1762 107.136 - 	107.189 34.191 
1711 104.382 - 	104.435 32.850 1763 107.190 - 	107.243 34.217 
1712 104.436 - 	104.489 32.876 1764 107.244 - 	107.297 34.244 
1713 104.490 - 	104.543 32.902 1765 107.298 - 	107.351 34.270 
1714 104.544 - 	104.597 32.928 1766 107.352 - 	107.405 34.297 

1715 104.598 - 	104.651 32.955 1767 107.406 - 	107.459 34.323 
1716 104.652 - 	104.705 32.981 1768 107.460 - 	107.513 34.350 
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1769 107.514 - 	107.567 34.377 1821 110.322 	- 110.375 35.770 
1770 107.568 - 	107.621 34.403 1822 110.376- 110.429 35.797 
1771 107.622 - 	107.675 34.430 1823 110.430- 110.483 35.824 
1772 107.676 - 	107.729 34.456 1824 110.484- 110.537 35.852 
1773 107.730 - 	107.783 34.483 1825 110.538- 110.591 35.879 
1774 107.784 - 	107.837 34.510 1826 110.592- 110.645 35.906 
1775 107.838 - 	107.891 34.536 1827 110.646- 110.699 35.933 
1776 107.892 - 	107.945 34.563 1828 110.700- 110.753 35.960 
1777 107.946 - 	107.999 34.589 1829 110.754- 110.807 35.987 
1778 108.000 - 	108.053 34.616 1830 110.808- 110.861 36.014 

1779 108.054 - 	108.107 34.643 1831 110.862- 110.915 36.041 
1780 108.108 - 	108.161 34.669 1832 110.916- 110.969 36.068 
1781 108.162 - 	108.215 34.696 1833 110.970- 111.023 36.095 
1782 108.216 - 	108.269 34.723 1834 111.024- 111.077 36.123 
1783 108.270 - 	108.323 34.749 1835 111.078- 111.131 36.150 
1784 108.324 - 	108.377 34.776 1836 111.132- 111.185 36.177 
1785 108.378 - 	108.431 34.803 1837 111.186- 111.239 36.204 
1786 108.432 - 	108.485 34.830 1838 111.240- 111.293 36.231 
1787 108.486 - 	108.539 34.856 1839 111.294- 111.347 36.258 
1788 108.540 - 	108.593 34.883 1840 111.348- 111.401 36.286 

1789 108.594 - 	108.647 34.910 1841 111.402- 111.455 36.313 
1790 108.648 - 	108.701 34.937 1842 111.456- 111.509 36.340 
1791 108.702 - 	108.755 34.963 1843 111.510- 111.563 36.367 
1792 108.756 - 	108.809 34.990 1844 111.564- 111.617 36.394 
1793 108.810 - 	108.863 35.017 1845 111.618- 111.671 36.422 
1794 108.864 - 	108.917 35.044 1846 111.672- 111.725 36.449 
1795 108.918 - 	108.971 35.070 1847 111.726- 111.779 36.476 
1796 108.972 - 	109.025 35.097 1848 111.780- 111.833 36.504 
1797 109.026 - 	109.079 35.124 1849 111.834- 111.887 36.531 
1798 109.080 - 	109.133 35.151 1850 111.888- 111.941 36.558 

1799 109.134 - 	109.187 35.178 1851 111.942- 111.995 36.585 
1800 109.188 - 	109.241 35.205 1852 111.996- 112.049 36.613 
1801 109.242 - 	109.295 35.231 1853 112.050- 112.103 36.640 
1802 109.296 - 	109.349 35.258 1854 112.104- 112.157 36.667 
1803 109.350 - 	109.403 35.285 1855 112.158- 112.211 36.695 
1804 109.404 - 	109.457 35.312 1856 112.212- 112.265 36.722 
1805 109.458 - 	109.511 35.339 1857 112.266- 112.319 36.749 
1806 109.512 - 	109.565 35.366 1858 112.320- 112.373 36.777 
1807 109.566 - 	109.619 35.393 1859 112.374- 112.427 36.804 
1808 109.620 - 	109.673 35.420 1860 112.428- 112.481 36.831 

1809 109.674 - 	109.727 35.447 1861 112.482- 112.535 36.859 
1810 109.728 - 	109.781 35.474 1862 112.536- 112.589 36.886 
1811 109.782 - 	109.835 35.500 1863 112.590- 112.643 36.914 
1812 109.836 - 	109.889 35.527 1864 112.644- 112.697 36.941 
1813 109.890 - 	109.943 35.554 1865 112.698- 112.751 36.968 
1814 109.944 - 	109.997 35.581 1866 112.752- 112.805 36.996 
1815 109.998 - 	110.051 35.608 1867 112.806- 112.859 37.023 
1816 110.052 - 	110.105 35.635 1868 112.860- 112.913 37.051 
1817 110.106 - 	110.159 35.662 1869 112.914- 112.967 37.078 
1818 110.160 - 	110.213 35.689 1870 112.968- 113.021 37.106 

1819 110.214 - 	110.267 35.716 1871 113.022- 113.075 37.133 
1820 110.268 - 	110.321 35.743 1872 113.076- 113.129 37.161 
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1873 113.130 - 	113.183 37.188 1925 115.938- 115.991 38.630 
1874 113.184 - 	113.237 37.216 1926 115.992- 116.045 38.658 
1875 113.238 - 	113.291 37.243 1927 116.046- 116.099 38.686 
1876 113.292 - 	113.345 37.271 1928 116.100- 116.153 38.714 
1877 113.346 - 	113.399 37.298 1929 116.154- 116.207 38.742 
1878 113.400 - 	113.453 37.326 1930 116.208- 116.261 38.770 
1879 113.454 - 	113.507 37.353 1931 116.262- 116.315 38.798 
1880 113.508 - 	113.561 37.381 1932 116.316- 116.369 38.826 
1881 113.562 - 	113.615 37.408 1933 116.370- 116.423 38.854 
1882 113.616 - 	113.669 37.436 1934 116.424- 116.477 38.882 

1883 113.670 - 	113.723 37.464 1935 116.478- 116.531 38.910 
1884 113.724 - 	113.777 37.491 1936 116.532- 116.585 38.938 
1885 113.778 - 	113.831 37.519 1937 116.586- 116.639 38.966 
1886 113.832 - 	113.885 37.546 1938 116.640- 116.693 38.994 
1887 113.886 - 	113.939 37.574 1939 116.694- 116.747 39.022 
1888 113.940 - 	113.993 37.602 1940 116.748- 116.801 39.050 
1889 113.994 - 	114.047 37.629 1941 116.802- 116.855 39.078 
1890 114.048 - 	114.101 37.657 1942 116.856- 116.909 39.106 
1891 114.102 - 	114.155 37.684 1943 116.910- 116.963 39.134 
1892 114.156 - 	114.209 37.712 1944 116.964- 117.017 39.163 

1893 114.210 - 	114.263 37.740 1945 117.018- 117.071 39.191 
1894 114.264 - 	114.317 37.767 1946 117.072- 117.125 39.219 
1895 114.318 - 	114.371 37.795 1947 117.126- 117.179 39.247 
1896 114.372 - 	114.425 37.823 1948 117.180- 117.233 39.275 
1897 114.426 - 	114.479 37.851 1949 117.234- 117.287 39.303 
1898 114.480 - 	114.533 37.878 1950 117.288- 117.341 39.331 
1899 114.534 - 	114.587 37.906 1951 117.342- 117.395 39.360 
1900 114.588 - 	114.641 37.934 1952 117.396- 117.449 39.388 
1901 114.642 - 	114.695 37.961 1953 117.450- 117.503 39.416 
1902 114.696 - 	114.749 37.989 1954 117.504- 117.557 39.444 

1903 114.750 - 	114.803 38.017 1955 117.558- 117.611 39.472 
1904 114.804 - 	114.857 38.045 1956 117.612- 117.665 39.501 
1905 114.858 - 	114.911 38.072 1957 117.666- 117.719 39.529 
1906 114.912 - 	114.965 38.100 1958 117.720- 117.773 39.557 
1907 114.966 - 	115.019 38.128 1959 117.774- 117.827 39.585 
1908 115.020 - 	115.073 38.156 1960 117.828- 117.881 39.614 
1909 115.074 - 	115.127 38.184 1961 117.882- 117.935 39.642 
1910 115.128 - 	115.181 38.211 1962 117.936- 117.989 39.670 
1911 115.182 - 	115.235 38.239 1963 117.990- 118.043 39.699 
1912 115.236 - 	115.289 38.267 1964 118.044- 118.097 39.727 

1913 115.290 - 	115.343 38.295 1965 118.098- 118.151 39.755 
1914 115.344 - 	115.397 38.323 1966 118.152- 118.205 39.783 
1915 115.398 - 	115.451 38.351 1967 118.206- 118.259 39.812 
1916 115.452 - 	115.505 38.379 1968 118.260- 118.313 39.840 
1917 115.506 - 	115.559 38.406 1969 118.314- 118.367 39.868 
1918 115.560 - 	115.613 38.434 1970 118.368- 118.421 39.897 
1919 115.614 - 	115.667 38.462 1971 118.422- 118.475 39.925 
1920 115.668 - 	115.721 38.490 1972 118.476- 118.529 39.954 
1921 115.722 - 	115.775 38.518 1973 118.530- 118.583 39.982 
1922 115.776 - 	115.829 38.546 1974 118.584- 118.637 40.010 

1923 115.830 - 	115.883 38.574 1975 118.638- 118.691 40.039 
1924 115.884 - 	115.937 38.602 1976 118.692- 118.745 40.067 
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1977 118.746- 118.799 40.095 1989 119.394 - 	119.447 40.437 
1978 118.800- 118.853 40.124 1990 119.448 - 	119.501 40.466 
1979 118.854- 118.907 40.152 1991 119.502 - 	119.555 40.494 
1980 118.908- 118.961 40.181 1992 119.556 - 	119.609 40.523 
1981 118.962- 119.015 40.209 1993 119.610 - 	119.663 40.551 
1982 119.016- 119.069 40.238 1994 119.664 - 	119.717 40.580 
1983 119.070- 119.123 40.266 1995 119.718 - 	119.771 40.608 
1984 119.124- 119.177 40.295 1996 119.772 - 	119.825 40.637 
1985 119.178- 119.231 40.323 1997 119.826 - 	119.879 40.666 
1986 119.232- 119.285 40.352 1998 119.880 - 	119.933 40.694 

1987 119.286- 119.339 40.380 1999 119.934 - 	119.987 40.723 
1988 119.340- 119.393 40.409 2000 119.988 - 	120.041 40.751 
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1 0 	- 24.191 0 53 29.700 	- 29.807 1.468 
2 24.192 	- 24.299 26 54 29.808 	- 29.915 1.496 
3 24.300 	- 24.407 54 55 29.916 	- 30.023 1.524 
4 24.408 	- 24.515 82 56 30.024 	- 30.131 1.552 
5 24.516 	- 24.623 110 57 30.132 	- 30.239 1.582 
6 24.624 	- 24.731 138 58 30.240 	- 30.347 1.610 
7 24332 	- 24.839 168 59 30.348 	- 30.455 1.638 
8 24.840 	- 24.947 196 60 30.456 	- 30.563 1.666 
9. 24.948 	- 25.055 224 61 30.564 	- 30.671 1.696 

10 25.056 	- 25.163 252 62 30.672 	- 30.779 1.724 

11 25.164 	- 25.271 280 63 30.780 	- 30.887 1.752 
12 25.272 	- 25.379 308 64 30.888 	- 30.995 1.782 
13 25.380 	- 25.487 336 65 30.996 	- 31.103 1.810 
14 25.488 	- 25.595 364 66 31.104 	- 31.211 1.838 
15 25.596 	- 25.703 392 67 31.212 	- 31.319 1.868 
16 25.704 	- 25.811 420 68 31.320 	- 31.427 1.896 
17 25.812 	- 25.919 448 69 31.428 	- 31.535 1.924 
18 25.920 	- 26.027 476 70 31.536 	- 31.643 1.954 
19 26.028 	- 26.135 504 71 31.644 	- 31.751 1.982 
20 26.136 	- 26.243 532 72 31.752 	- 31.859 2.010 

21 26.244 	- 26.351 560 73 31.860 	- 31.967 2.040 
22 26.352 	- 26.459 588 74 31.968 	- 32.075 2.068 
23 26.460 	- 26.567 616 75 32.076 	- 32.183 2.096 
24 26.568 	- 26.675 646 76 32.184 	- 32.291 2.126 
25 26.676 	- 26.783 674 77 32.292 	- 32.399 2.154 
26 26.784 	- 26.891 702 78 32.400, 	- 32.507 2.182 
27 26.892 	- 26.999 730 79 32.508 	- 32.615 2.212 
28 27.000 	- 27.107 758 80 32.616 	- 32.723 2.240 
29 27.108 	- 27.215 786 81 32.724 	- 32.831 2.270 
30 27.216 	- 27.323 814 82 32.832 	- 32.939 2.298 

31 27.324 	- 27.431 842 83 32.940 	- 33.047 2.326 
32 27.432 	- 27.539 870 84 33.048 	- 33.155 2.356 
33 27.540 	- 27.647 900 85 33.156 	- 33.263 2.384 
34 27.648 	- 27.755 928 86 33.264 	- 33.371 2.414 
35 27.756 	- 27.863 956 87 33.372 	- 33.479 2.442 
36 27.864 	- 27.971 984 88 33.480 	- 33.587 2.470 
37 27.972 	- 28.079 1.012 89 33.588 	- 33.695 2.500 
38 28.080 	- 28.187 1.040 90 33.696 	- 33.803 2.528 
39 28.188 	- 28.295 1.070 91 33.804 	- 33.911 2.558 
40 28.296 	- 28.403 1.098 92 33.912 	- 34.019 2.586 

41 28.404 	- 28.511 1.126 93 34.020 	- 34.127 2.616 
42 28.512 	- 28.619 1.154 94 34.128 	- 34.235 2.644 
43 28.620 	- 28.727 1.182 95 34.236 	- 34.343 2.674 
44 28.728 	- 28.835 1.212 96 34.344 	- 34.451 2.702 
45 28.836 	- 28.943 1.240 97 34.452 	- 34.559 2.730 
46 28.944 	- 29.051 1.268 98 34.56Ò 	- 34.667 2.760 
47 29.052 	- 29.159 1.296 99 34.668 	- 34.775 2.788 
48 29.160 	- 29.267 1.324 100 34.776 	- 34.883 2.818 
49 29.268 	- 29.375 1.354 101 34.884 	- 34.991 2.846 
50 29.376 	- 29.483 1.382 102 34.992 	- 35.099 2.876 

51 29.484 	- 29.591 1.410 103 35.100 	- 35.207 2.904 
52 29.592 	- 29.699 1.438 104 35.208 	- 35.315 2.934 
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105 35.316 	- 35.423 2.962 157 40.932 	- 41.039 4.486 
106 35.424 	- 35.531 2.992 158 41.040 	- 41.147 4.516 
107 35.532 	- 35.639 3.020 159 41.148 	- 41.255 4.544 
108 35.640 	- 35.747 3.050 160 41.256 	- 41.363 4.574 
109 35.748 	- 35.855 3.078 161 41.364 	- 41.471 4.604 
110 35.856 	- 35.963 3.108 162 41.472 	- 41.579 4.634 
111 35.964 	- 36.071 3.138 163 41.580 	- 41.687 4.664 
112 36.072 	- 36.179 3.166 164 41.688 	- 41.795 4.692 
113 36.180 	- 36.287 3.196 165 41.796 	- 41.903 4.722 
114 36.288 	- 36.395 3.224 166 41.904 	- 42.011 4.752 

115 36.396 	- 36.503 3.254 167 42.012 	- 42.119 4.782 
116 36.504 	- 36.611 3.282 168 42.120 	- 42.227 4.812 
117 36.612 	- 36.719 3.312 169 42.228 	- 42.335 4.840 
118 36.720 	- 36.827 3.340 170 42.336 	- 42.443 4.870 
119 36.828 	- 36.935 3.370 171 42.444 	- 42.551 4.900 
120 36.936 	- 37.043 3.400 172 42.552 	- 42.659 4.930 
121 37.044 	- 37.151 3.428 173 42.660 	- 42.767 4.960 
122 37.152 	- 37.259 3.458 174 42.768 	- 42.875 4.990 
123 37.260 	- 37.367 3.486 175 42.876 	- 42.983 5.020 
124 37.368 	- 37.475 3.516 176 42.984 	- 43.091 5.048 

125 37.476 	- 37.583 3.546 177 43.092 	- 43.199 5.078 
126 37.584 	- 37.691 3.574 178 43.200 	- 43.307 5.108 
127 37.692 	- 37.799 3.604 179 43.308 	- 43.415 5.138 
128 37.800 	- 37.907 3.632 180 43.416 	- 43.523 5.168 
129 37.908 	- 38.015 3.662 181 43.524 	- 43.631 5.198 
130 38.016 	- 38.123 3.692 182 43.632 	- 43.739 5.228 
131 38.124 	- 38.231 3.720 183 43.740 	- 43.847 5.258 
132 38.232 	- 38.339 3.750 184 43.848 	- 43.955 5.288 
133 38.340 	- 38.447 3.780 185 43.956 	- 44.063 5.316 
134 38.448 	- 38.555 3.808 186 44.064 	- 44.171 5.346 

135 38.556 	- 38.663 3.838 187 44.172 	- 44.279 5.376 
136 38.664 	- 38.771 3.868 188 44.280 	- 44.387 5.406 
137 38.772 	- 38.879 3.896 189 44.388 	- 44.495 5.436 
138 38.880 	- 38.987 3.926 190 44.496 	- 44.603 5.466 
139 38.988 	- 39.095 3.956 191 44.604 	- 44.711 5.496 
140 39.096 	- 39.203 3.984 192 44.712 	- 44.819 5.526 
141 39.204 	- 39.311 4.014 193 44.820 	- 44.927 5.556 
142 39.312 	- 39.419 4.044 194 44.928 	- 45.035 5.586 
143 39.420 	- 39.527 4.072 195 45.036 	- 45.143 5.616 
144 39.528 	- 39.635 4.102 196 45.144 	- 45.251 5.646 

145 39.636 	- 39.743 4.132 197 45.252 	- 45.359 5.676 
146 39.744 	- 39.851 4.162 198 45.360 	- 45.467 5.706 
147 39.852 	- 39.959 4.190 199 45.468 	- 45.575 5.736 
148 39.960 	- 40.067 4.220 200 45.576 	- 45.683 5.766 
149 40.068 	- 40.175 4.250 201 45.684 	- 45.791 5.796 
150 40.176 	- 40.283 4.278 202 45.792 	- 45.899 5.826 
151 40.284 	- 40.391 4.308 203 45.900 	- 46.007 5.856 
152 40.392 	- 40.499 4.338 204 46.008 	- 46.115 5.886 
153 40.500 	- 40.607 4.368 205 46.116 	- 46.223 5.916 
154 40.608 	- 40.715 4.396 206 46.224 	- 46.331 5.946 

155 40.716 	- 40.823 4.426 207 46.332 	- 46.439 5.976 
156 40.824 	- 40.931 4.456 208 46.440 	- 46.547 6.006 
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209 46.548 	- 46.655 6.036 261 52.164 	- 52.271 7.614 
210 46.656 	- 46.763 6.066 262 52.272 	- 52.379 7.644 
211 46.764 	- 46.871 6.096 263 52.380 	- 52.487 7.674 
212 46.872 	- 46.979 6.126 264 52.488 	- 52.595 7.706 
213 46.980 	- 47.087 6.156 265 52.596 	- 52.703 7.736 
214 47.088 	- 47.195 6.186 266 52.704 	- 52.811 7.766 
215 47 .196 	- 47.303 6.216 267 52.812 	- 52.919 7.798 
216 47.304 	- 47.411 6.246 268 52.920 	- 53.027 7.828 
217 47.412 	- 47.519 6.276 269 53.028 	- 53.135 7.858 
218 47.520 	- 47.627 6.306 270 53.136 	- 53.243 7.890 

219 47.628 	- 47.735 6.336 271 53.244 	- 53.351 7.920 
220 47.736 	- 47.843 6.368 272 53.352 	- 53.459 7.950 
221 47.844 	- 47.951 6.398 273 53.460 	- 53.567 7.982 
222 47.952 	- 48.059 6.428 274 53.568 	- 53.675 8.012 
223 48.060 	- 48.167 6.458 275 53.676 	- 53.783 8.042 
224 48.168 	- 48.275 6.488 276 53.784 	- 53.891 8.074 
225 48.276 	- 48.383 6.518 277 53.892 	- 53.999 8.104 
226 48.384 	- 48.491 6.548 278 54.000 	- 54.107 8.134 
227 48.492 	- 48.599 6.578 279 54.108 	- 54.215 8.166 
228 48.600 	- 48.707 6.608 280 54.216 	- 54.323 8.196 

229 48.708 	- 48.815 6.640 281 54.324 	- 54.431 8.228 
230 48.816 	- 48.923 6.670 282 54.432 	- 54.539 8.258 
231 48.924 	- 49.031 6.700 283 54.540 	- 54.647 8.288 
232 49.032 	- 49.139 6.730 284 54.648 	- 54.755 8.320 
233 49.140 	- 49.247 6.760 285 54.756 	- 54.863 8.350 
234 49.248 	- 49.355 6.790 286 54.864 	- 54.971 8.382 
235 49.356 	- 49.463 6.822 287 54.972 	- 55.079 8.412 
236 49.464 	- 49.571 6.852 288 55.080 	- 55.187 8.444 
237 49.572 	- 49.679 6.882 289 55.188 	- 55.295 8.474 
238 49.680 	- 49.787 6.912 290 55.296 	- 55.403 8.504 

239 49.788 	- 49.895 6.942 291 55.404 	- 55.511 8.536 
240 49.896 	- 50.003 6.972 292 55.512 	- 55.619 8.566 
241 50.004 	- 50.111 7.004 293 55.620 	- 55.727 8.598 
242 50.112 	- 50.219 7.034 294 55.728 	- 55.835 8.628 
243 50.220 	- 50.327 7.064 295 55.836 	- 55.943 8.660 
244 50.328 	- 50.435 7.094 296 55.944 	- 56.051 8.690 
245 50.436 	- 50.543 7.124 297 56.052 	- 56.159 8.722 
246 50.544 	- 50.651 7.156 298 56.160 	- 56.267 8.752 
247 50.652 	- 50.759 7.186 299 56.268 	- 56.375 8.784 
248 50.760 	- 50.867 7.216 300 56.376 	- 56.483 8.814 

249 50.868 	- 50.975 7.246 301 56.484 	- 56.591 8.846 
250 50.976 	- 51.083 7.278 302 56.592 	- 56.699 8.876 
251 51.084 	- 51.191 7.308 303 56.700 	- 56.807 8.908 
252 51.192 	- 51.299 7.338 304 56.808 	- 56.915 8.938 
253 51.300 	- 51.407 7.368 305 56.916 	- 57.023 8.970 
254 51.408 	- 51.515 7.400 306 57.024 	- 57.131 9.000 
255 51.516 	- 51.623 7.430 307 57.132 	- 57.239 9.032 
256 51.624 	- 51.731 7.460 308 57.240 	- 57.347 9.062 
257 51.732 	- 51.839 7.490 309 57.348 	- 57.455 9.094 
258 51.840 	- 51.947 7.522 310 57.456 	- 57.563 9.124 

259 .51.948 	- 52.055 7.552 311 57.564 	- 57.671 9.156 
260 52.056 	- 52.163 7.582 312 57.672 	- 57.779 9.186 
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313 57.780 	- 57.887 9.218 365 63.396 	- 63.503 10.850 
314 57.888 	- 57.995 9.250 366 63.504 	- 63.611 10.882 
315 57.996 	- 58.103 9.280 367 63.612 	- 63.719 10.914 
316 58.104 	- 58.211 9.312 368 63.720 	- 63.827 10.946 
317 58.212 	- 58.319 9.342 369 63.828 	- 63.935 10.976 
318 58.320 	- 58.427 9.374 370 63.936 	- 64.043 11.008 
319 58.428 	- 58.535 9.406 371 64.044 	- 64.151 11.040 
320 58.536 	- 58.643 9.436 372 64.152 	- 64.259 11.072 
321 58.644 	- 58.751 9.468 373 64.260 	- 64.367 11.104 
322 58.752 	- 58.859 9.498 374 64.368 	- 64.475 11.136 

323 58.860 	- 58.967 9.530 375 64.476 	- 64.583 11.168 
324 58.968 	- 59.075 9.562 376 64.584 	- 64.691 11.198 
325 59.076 	- 59.183 9.592 377 64.692 	- 64.799 11.230 
326 59.184 	- 59.291 9.624 378 64.800 	- 64.907 11.262 
327 59.292 	- 59.399 9.654 379 64.908 	- 65.015 11.294 
328 59.400 	- 59.507 9.686 380 65.016 	- 65.123 11.326 
329 59.508 	- 59.615 9.718 381 65.124 	- 65.231 11.358 
330 59.616 	- 59.723 9.748 382 65.232 	- 65.339 11.390 
331 59.724 	- 59.831 9.780 383 65.340 	- 65.447 11.422 
332 59.832 	- 59.939 9.812 384 65.448 	- 65.555 11.454 

333 59.940 	- 60.047 9.842 385 65.556 	- 65.663 11.486 
334 60.048 	- 60.155 9.874 386 65.664 	- 65.771 11.518 
335 60.156 	- 60.263 9.906 387 65.772 	- 65.879 11.548 
336 60.264 	- 60.371 9.936 388 65.880 	- 65.987 11.580 
337 60.372 	- 60.479 9.968 389 65.988 	- 66.095 11.612 
338 60.480 	- 60.587 10.000 390 66.096 	- 66.203 11.644 
339 60.588 	- 60.695 10.030 391 66.204 	- 66.311 11.676 
340 60.696 	- 60.803 10.062 392 66.312 	- 66.419 11.708 
341 60.804 	- 60.911 10.094 393 66.420 	- 66.527 11.740 
342 60.912 	- 61.019 10.124 394 66.528 	- 66.635 11.772 

343 61.020 	- 61.127 10.156 395 66.636 	- 66.743 11.804 
344 61.128 	- 61.235 10.188 396 66.744 	- 66.851 11.836 
345 61.236 	- 61.343 10.220 397 66.852 	- 66.959 11.868 
346 61.344 	- 61.451 10.250 398 66.960 	- 67.067 11.900 
347 61.452 	- 61.559 10.282 399 67.068 	- 67.175 11.932 
348 61.560 	- 61.667 10.314 400 67.176 	- 67.283 11.964 
349 61.668 	- 61.775 10.346 401 67.284 	- 67.391 11.996 
350 61.776 	- 61.883 10.376 402 67.392 	- 67.499 12.028 
351 61.884 	- 61.991 10.408 403 67.500 	- 67.607 12.060 
352 61.992 	- 62.099 10.440 404 67.608 	- 67.715 12.092 

353 62.100 	- 62.207 10.472 405 67.716 	- 67.823 12.124 
354 62.208 	- 62.315 10.502 406 67.824 	- 67.931 12.156 
355 62.316 	- 62.423 10.534 407 67.932 	- 68.039 12.188 
356 62.424 	- 62.531 10.566 408 68.040 	- 68.147 12.220 
357 62.532 	- 62.639 10.598 409 68.148 	- 68.255 12.252 
358 62.640 	- 62.747 10.628 410 68.256 	- 68.363 12.284 
359 62.748 	- 62.855 10.660 411 68.364 	- 68.471 12.316 
360 62.856 	- 62.963 10.692 412 68.472 	- 68.579 12.348 
361 62.964 	- 63.071 10.724 413 68.580 	- 68.687 12.382 
362 63.072 	- 63.179 10.756 414 68.688 	- 68.795 12.414 

363 63.180 	- 63.287 10.786 415 68.796 	- 68.903 12.446 
364 63.288 	- 63.395 10.818 416 68.904 	- 69.011 12.478 
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417 69.012 	- 69.119 12.510 469 74.628 	- 74.735 14.196 
418 69.120 	- 69.227 12.542 470 74.736 	- 74.843 14.230 
419 69.228 	- 69.335 12.574 471 74.844 	- 74.951 14.262 
420 69.336 	- 69.443 12.606 472 74.952 	- 75.059 14.294 
421 69.444 	- 69.551 12.638 473 75.060 	- 75.167 14.328 
422 69.552 	- 69.659 12.670 474 75.168 	- 75.275 14.360 
423 69.660 	- 69.767 12.702 475 75.276 	- 75.383 14.392 
424 69.768 	- 69.875 12.736 476 75.384 	- 75.491 14.426 
425 69.876 	- 69.983 12.768 477 75.492 	- 75.599 14.458 
426 69.984 	- 70.091 12.800 478 75.600 	- 75.707 14.492 

427 70.092 	- 70.199 12.832 479 75.708 	- 75.815 14.524 
428 70.200 	- 70.307 12.864 480 75.816 	- 75.923 14.556 
429 70.308 	- 70.415 12.896 481 75.924 	- 76.031 14.590 
430 70.416 	- 70.523 12.928 482 76.032 	- 76.139 14.622 
431 70.524 	- 70.631 12.962 483 76.140 	- 76.247 14.656 
432 70.632 	- 70.739 12.994 484 76.248 	- 76.355 14.688 
433 70.740 	- 70.847 13.026 485 76.356 	- 76.463 14.720 
434 70.848 	- 70.955 13.058 486 76.464 	- 76.571 14.754 
435 70.956 	- 71.063 13.090 487 76.572 	- 76.679 14.786 
436 71.064 	- 71.171 13.122 488 76.680 	- 76.787 14.820 

437 71.172 	- 71.279 13.156 489 76.788 	- 76.895 14.852 
438 71.280 	- 71.387 13.188 490 76.896 	- 77.003 14.886 
439 71.388 	- 71.495 13.220 491 77.004 	- 77.111 14.918 
440 71.496 	- 71.603 13.252 492 77.112 	- 77.219 14.952 
441 71.604 	- 71.711 13.284 493 77.220 	- 77.327 14.984 
442 71.712 	- 71.819 13.318 494 77.328 	- 77.435 15.018 
443 71.820 	- 71.927 13.350 495 77.436 	- 77.543 15.050 
444 71.928 	- 72.035 13.382 496 77.544 	- 77.651 15.084 
445 72.036 	- 72.143 13.414 497 77.652 	- 77.759 15.116 
446 72.144 	- 72.251 13.448 498 77.760 	- 77.867 15.150 

447 72.252 	- 72.359 13.480 499 77.868 	- 77.975 15.182 
448 72.360 	- 72.467 13.512 500 77.976 	- 78.083 15.216 
449 72.468 	- 72.575 13.544 501 78.084 	- 78.191 15.248 
450 72.576 	- 72.683 13.576 502 78.192 	- 78.299 15.282 
451 72.684 	- 72.791 13.610 503 78.300 	- 78.407 15.314 
452 72.792 	- 72.899 13.642 504 78.408 	- 78.515 15.348 
453 72.900 	- 73.007 13.674 505 78.516 	- 78.623 15.380 
454 73.008 	- 73.115 13.708 506 78.624 	- 78.731 15.414 
455 73.116 	- 73.223 13.740 507 78.732 	- 78.839 15.446 
456 73.224 	- 73.331 13.772 508 78.840 	- 78.947 15.480 

457 73.332 	- 73.439 13.804 509 78.948 	- 79.055 15.512 
458 73.440 	- 73.547 13.838 510 79.056 	- 79.163 15.546 
459 73.548 	- 73.655 13.870 511 79.164 	- 79.271 15.578 
460 73.656 	- 73.763 13.902 512 79.272 	- 79.379 15.612 
461 73.764 	- 73.871 13.936 513 79.380 	- 79.487 15.646 
462 73.872 	- 73.979 13.968 514 79.488 	- 79.595 15.678 
463 73.980 	- 74.087 14.000 515 79.596 	- 79.703 15.712 
464 74.088 	- 74.195 14.034 516 79.704 	- 79.811 15.744 
465 74.196 	- 74.303 14.066 517 79.812 	- 79.919 15.778 
466 74.304 	- 74.411 14.098 518 79.920 	- 80.027 15.810 

467 74.412 	- 74.519 14.132 519 80.028 	- 80.135 15.844 
468 74.520 	- 74.627 14.164 520 80.136 	- 80.243 15.878 
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521 80.244 	- 80.351 15.910 573 85.860 	- 85.967 17.652 
522 80.352 	- 80.459 15.944 574 85.968 	- 86.075 17.686 
523 80.460 	- 80.567 15.978 575 86.076 	- 86.183 17.720 
524 80.568 	- 80.675 16.010 576 86.184 	- 86.291 17.754 
525 80.676 	- 80.783 16.044 577 86.292 	- 86.399 17.788 
526 80.784 	- 80.891 16.076 578 86.400 	- 86.507 17.820 
527 80.892 	- 80.999 16.110 579 86.508 	- 86.615 17.854 
528 81.000 	- 81.107 16.144 580 86.616 	- 86.723 17.888 
529 81.108 	- 81.215 16.176 581 86.724 	- 86.831 17.922 
530 81.216 	- 81.323 16.210 582 86.832 	- 86.939 17.956 

531 81.324 	- 81.431 16.244 583 86.940 	- 87.047 17.990 
532 81.432 	- 81.539 16.276 584 87.048 	- 87.155 18.024 
533 81.540 	- 81.647 16.310 585 87.156 	- 87.263 18.058 
534 81.648 	- 81.755 16.344 586 87.264 	- 87.371 18.092 
535 81.756 	- 81.863 16.376 587 87.372 	- 87.479 18.126 
536 81.864 	- 81.971 16.410 588 87.480 	- 87.587 18.160 
537 81.972 	- 82.079 16.444 589 87.588 	- 87.695 18.194 
538 82.080 	- 82.187 16.476 590 87.696 	- 87.803 18.228 
539 82.188 	- 82.295 16.510 591 87.804 	- 87.911 18.262 
540 82.296 	- 82.403 16.544 592 87.912 	- 88.019 18.296 

541 82.404 	- 82.511 16.578 593 88.020 	- 88.127 18.330 
542 82.512 	- 82.619 16.610 594 88.128 	- 88.235 18.364 
543 82.620 	- 82.727 16.644 595 88.236 	- 88.343 18.396 
544 82.728 	- 82.835 16.678 596 88.344 	- 88.451 18.430 
545 82.836 	- 82.943 16.710 597 88.452 	- 88.559 18.464 
546 82.944 	- 83.051 16.744 598 88.560 	- 88.667 18.498 
547 83.052 	- 83.159 16.778 599 88.668 	- 88.775 18.532 
548 83.160 	- 83.267 16.812 600 88.776 	- 88.883 18.566 
549 83.268 	- 83.375 16.844 601 88.884 	- 88.991 18.602 
550 83.376 	- 83.483 16.878 602 88.992 	- 89.099 18.636 

551 83.484 	- 83.591 16.912 603 89.100 	- 89.207 18.670 
552 83.592 	- 83.699 16.946 604 89.208 	- 89.315 18.704 
553 83.700 	- 83.807 16.978 605 89.316 	- 89.423 18.738 
554 83.808 	- 83.915 17.012 606 89.424 	- 89.531 18.772 
555 83.916 	- 84.023 17.046 607 89.532 	- 89.639 18.806 
556 84.024 	- 84.131 17.080 608 89.640 	- 89.747 18.840 
557 84.132 	- 84.239 17.114 609 89.748 	- 89.855 18.874 
558 84.240 	- 84.347 17.146 610 89.856 	- 89.963 18.908 
559 84.348 	- 84.455 17.180 611 89.964 	- 90.071 18.942 
560 84.456 	- 84.563 17.214 612 90.072 	- 90.179 18.976 

561 84.564 	- 84.671 17.248 613 90.180 	- 90.287 19.010 
562 84.672 	- 84.779 17.282 614 90.288 	- 90.395 19.044 
563 84.780 	- 84.887 17.314 615 90.396 	- 90.503 19.078 
564 84.888 	- 84.995 17.348 616 90.504 	- 90.611 19.112 
565 84.996 	- 85.103 17.382 617 90.612 	- 90.719 19.146 
566 85.104 	- 85.211 17.416 618 90.720 	- 90.827 19.182 
567 85.212 	- 85.319 17.450 619 90.828 	- 90.935 19.216 
568 85.320 	- 85.427 17.484 620 90.936 	- 91.043 19.250 
569 85.428 	- 85.535 17.518 621 91.044 	- 91.151 19.284 
570 85.536 	- 85.643 17.550 622 91.152 	- 91.259 19.318 

571 85.644 	- 85.751 17.584 623 91.260 	- 91.367 19.352 
572 85.752 	- 85.859 17.618 624 91.368 	- 91.475 19.386 
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625 91.476 	- 91.583 19.420 677 97.092 	- 97.199 21.216 
626 91.584 	- 91.691 19.456 678 97.200 	- 97.307 21.252 
627 91.692 	- 91.799 19.490 679 97.308 	- 97.415 21.286 
628 91.800 	- 91.907 19.524 680 97.416 	- 97.523 21.322 
629 91.908 	- 92.015 19.558 681 97.524 	- 97.631 21.356 
630 92.016 	- 92.123 19.592 682 97.632 	- 97.739 21.390 
631 92.124 	- 92.231 19.626 683 97.740 	- 97.847 21.426 
632 92.232 	- 92.339 19.660 684 97.848 	- 97.955 21.460 
633 92.340 	- 92.447 19.696 685 97.956 	- 98.063 21.496 
634 92.448 	- 92.555 19.730 686 98.064 	- 98.171 21.530 

635 92.556 	- 92.663 19.764 687 98.172 	- 98.279 21.566 
636 92.664 	- 92.771 19.798 688 98.280 	- 98.387 21.600 
637 92.772 	- 92.879 19.832 689 98.388 	- 98.495 21.636 
638 92.880 	- 92.987 19.868 690 98.496 	- 98.603 21.670 
639 92.988 	- 93.095 19.902 691 98.604 	- 98.711 21.706 
640 93.096 	- 93.203 19.936 692 98.712 	- 98.819 21.740 
641 93.204 	- 93.311 19.970 693 98.820 	- 98.927 21.774 
642 93.312 	- 93.419 20.004 694 98.928 	- 99.035 21.810 
643 93.420 	- 93.527 20.040 695 99.036 	- 99.143 21.844 
644 93.528 	- 93.635 20.074 696 99.144 	- 99.251 21.880 

645 93.636 	- 93.743 20.108 697 99.252 	- 99.359 21.914 
646 93.744 	- 93.851 20.142 698 99.360 	- 99.467 21.950 
647 93.852 	- 93.959 20.178 699 99.468 	- 99.575 21.984 
648 93.960 	- 94.067 20.212 700 99.576 	- 99.683 22.020 
649 94.068 	- 94.175 20.246 701 99.684 	- 99.791 22.056 
650 94.176 	- 94.283 20.280 702 99.792 	- 99.899 22.090 
651 94.284 	- 94.391 20.316 703 99.900 	- 100.007 22.126 
652 94.392 	- 94.499 20.350 704 100.008- 100.115 22.160 
653 94.500 	- 94.607 20.384 705 100.116- 100.223 22.196 
654 94.608 	- 94.715 20.420 706 100.224- 100.331 22.230 

655 94.716 	- 94.823 20.454 707 100.332- 100.439 22.266 
656 94.824 	- 94.931 20.488 708 100.440- 100.547 22.300 
657 94.932 	- 95.039 20.522 709 100.548- 100.655 22.336 
658 95.040 	- 95.147 20.558 710 100.656- 100.763 22.370 
659 95.148 	- 95.255 20.592 711 100.764- 100.871 22.406 
660 95.256 	- 95.363 20.626 712 100.872- 100.979 22.442 
661 9.364 	- 95.471 20.662 713 100.980- 101.087 22.476 
662 95.472 	- 95.579 20.696 714 101.088- 101.195 22.512 
663 95.580 	- 95.687 20.730 715 101.196- 101.303 22.546 
664 95.688 	- 95.795 20.766 716 101.304- 101.411 22.582 

665 95.796 	- 95.903 20.800 717 101.412- 101.519 22.618 
666 95.904 	- 96.011 20.834 718 101.520- 101.627 22.652 
667 96.012 	- 96.119 20.870 719 101.628- 101.735 22.688 
668 96.120 	- 96.227 20.904 720 101.736- 101.843 22.722 
669 96.228 	- 96.335 20.938 721 101.844- 101.951 22.758 
670 96.336 	- 96.443 20.974 722 101.952- 102.059 22394 
671 96.444 	- 96.551 21.008 723 102.060- 102.167 22.828 
672 96.552 	- 96.659 21.042 724 102.168- 102.275 22.864 
673 96.660 	- 96.767 21.078 725 102.276- 102.383 22.898 
674 96.768 	- 96.875 21.112 726 102.384- 102.491 22.934 

675 96.876 	- 96.983 21.148 727 102.492- 102.599 22.970 
676 96.984 	- 97.091 21.182 728 102.600- 102.707 23.004 
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729 102.708 	- 102.815 23.040 781 108.324 - 	108.431 24.890 
730 102.816- 102.923 23.076 782 108.432 - 	108.539 24.926 
731 102.924- 103.031 23.110 783 108.540 - 	108.647 24.962 
732 103.032- 103.139 23.146 784 108.648 - 	108.755 24.998 
733 103.140- 103.247 23.182 785 108.756 - 	108.863 25.034 
734 103.248- 103.355 23.216 786 108.864 - 	108.971 25.070 
735 103.356- 103.463 23.252 787 108.972 - 	109.079 25.106 
736 103.464- 103.571 23.288 788 109.080 - 	109.187 25.142 
737 103.572- 103.679 23.324 789 109.188 - 	109.295 25.178 
738 103.680- 103.787 23.358 790 109.296 - 	109.403 25.214 

739 103.788- 103.895 23.394 791 109.404 - 	109.511 25.250 
740 103.896- 104.003 23.430 792 109.512 - 	109.619 25.286 
741 104.004- 104.111 23.464 793 109.620 - 	109.727 25.322 
742 104.112- 104.219 23.500 794 109.728 - 	109.835 25.358 
743 104.220- 104.327 23.536 795 109.836 - 	109.943 25.394 
744 104.328- 104.435 23.572 796 109.944 - 	110.051 25.430 
745 104.436- 104.543 23.606 797 110.052 - 	110.159 25.466 
746 104.544- 104.651 23.642 798 110.160 - 	110.267 25.502 
747 104.652- 104.759 23.678 799 110.268 - 	110.375 25.538 
748 104.760- 104.867 23.714 800 110.376 - 	110.483 25.574 

749 104.868- 104.975 23.748 801 110.484 - 	110.591 25.610 
750 104.976- 105.083 23.784 802 110.592 - 	110.699 25.646 
751 105.084- 105.191 23.820 803 110.700 - 	110.807 25.682 
752 105.192- 105.299 23.856 804 110.808 - 	110.915 25.718 
753 105.300- 105.407 23.892 805 110.916 - 	111.023 25.754 
754 105.408- 105.515 23.926 806 111.024 - 	111.131 25.790 
755 105.516- 105.623 23.962 807 111.132 - 	111.239 25.826 
756 105.624- 105.731 23.998 808 111.240 - 	111.347 25.862 
757 105.732- 105.839 24.034 809 111.348 - 	111.455 25.898 
758 105.840- 105.947 24.068 810 111.456 - 	111.563 25.934 

759 105.948- 106.055 24.104 811 111.564 - 	111.671 25.970 
760 106.056- 106.163 24.140 812 111.672 - 	111.779 26.006 
761 106.164- 106.271 24.176 813 111.780 - 	111.887 26.042 
762 106.272- 106.379 24.212 814 111.888 - 	111.995 26.078 
763 106.380- 106.487 24.248 815 111.996 - 	112.103 26.114 
764 106.488- 106.595 24.282 816 112.104 - 	112.211 26.150 
765 106.596- 106.703 24.318 817 112.212 - 	112.319 26.186 
766 106.704- 106.811 24.354 818 112.320 - 	112.427 26.222 
767 106.812- 106.919 24.390 819 112.428 - 	112.535 26.260 
768 106.920- 107.027 24.426 820 112.536 - 	112.643 26.296 

769 107.028- 107.135 24.462 821 112.644 - 	112.751 26.332 
770 107.136- 107.243 24.498 822 112.752 - 	112.859 26.368 
771 107.244- 107.351 24.532 823 112.860 - 	112.967 26.404 
772 107.352- 107.459 24.568 824 112.968 - 	113.075 26.442 
773 107.460- 107.567 24.604 825 113.076 - 	113.183 26.478 
774 107.568- 107.675 24.640 826 113.184 - 	113.291 26.514 
775 107.676- 107.783 24.676 827 113.292 - 	113.399 26.550 
776 107.784- 107.891 24.712 828 113.400 - 	113.507 26.586 
777 107.892- 107.999 24.748 829 113.508 - 	113.615 26.624 
778 108.000- 108.107 24.784 830 113.616 - 	113.723 26.660 

779 108.108- 108.215 24.820 831 113.724 - 	113.831 26.696 
780 108.216- 108.323 24.856 832 113.832 - 	113.939 26.732 
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833 113.940- 114.047 26370 885 119.556 	- 119.663 28.694 
834 114.048- 114.155 26.806 886 119.664 	 119.771 28.732 
835 114.156- 114.263 26.842 887 119.772 	 119.879 28.770 
836 114.264- 114.371 26.880 888 119.880 	 119.987 28.808 
837 114.372- 114.479 26.916 889 119.988 	 120.095 28.844 
838 114.480- 114.587 26.952 890 120.096 	 120.203 28.882 
839 114.588- 114.695 26.990 891 120.204 	 120.311 28.920 
840 114.696- 114.803 27.026 892 120.312 	 120.419 28.958 
841 114.804- 114.911 27.062 893 120.420 	 120.527 28.996 
842 114.912- 115.019 27.100 894 120.528 	 120.635 29.032 

843 115.020- 115.127 27.136 895 120.636 	 120.743 29.070 
844 115.128- 115.235 27.172 896 120.744 	 120.851 29.108 
845 115.236- 115.343 27.210 897 120.852 	 120.959 29.146 
846 115.344- 115.451 27.246 898 120.960 	 121.067 29.184 
847 115.452- 115.559 27.282 899 121.068 	 121.175 29.222 
848 115.560- 115.667 27.320 900 121.176 	 121.283 29.258 
849 115.668- 115.775 27.356 901 121.284 	 121.391 29.296 
850 115.776- 115.883 27.394 902 121.392 	 121.499 29.334 
851 115.884- 115.991 27.430 903 121.500 	 121.607 29.372 
852 115.992- 116.099 27.468 904 121.608 	 121.715 29.410 

853 116.100- 116.207 27.504 905 121.716 	 121.823 29.448 
854 116.208- 116.315 27.542 906, 121.824 	 121.931 29.486 
855 116.316- 116.423 27.578 907 121.932 	 122.039 29.524 
856 116.424- 116.531 27.614 908 122.040 	 122.147 29.562 
857 116.532- 116.639 27.652 909 122.148 	 122.255 29.600 
858 116.640- 116.747 27.688 910 122.256 	 122.363 29.638 
859 116.748- 116.855 27.726 911 122.364 	 122.471 29.676 
860 116.856- 116.963 27364 912 122.472 	 122.579 29.714 
861 116.964- 117.071 27.800 913 122.580 	 122.687 29.752 
862 117.072- 117.179 27.838 914 122.688 	 122.795 29.790 

863 117.180- 117.287 27.874 915 122.796 	 122.903 29.828 
864 117.288- 117.395 27.912 916 122.904 	 123.011 29.866 
865 117.396- 117.503 27.948 917 123.012 	 123.119 29.904 
866 117.504- 117.611 27.986 918 123.120 	 123.227 29.942 
867 117.612- 117.719 28.022 919 123.228 	 123.335 29.980 
868 117.720- 117.827 28.060 920 123.336 	 123.443 30.018 
869 117.828- 117.935 28.098 921 123.444 	 123.551 30.056 
870 117.936- 118.043 28.134 922 123.552 	 123.659 30.094 
871 118.044- 118.151 28.172 923 123.660 	 123.767 30.132 
872 118.152- 118.259 28.208 924 123.768 	 123.875 30.170 

873 118.260- 118.367 28.246 925 123.876 	 123.983 30.208 
874 118.368- 118.475 28.284 926 123.984 	 124.091 30.246 
875 118.476- 118.583 28.320 927 124.092 	 124.199 30.284 
876 118.584- 118.691 28.358 928 124.200 	 124.307 30.322 
877 118.692- 118.799 28.396 929 124.308 	 124.415 30.360 
878 118.800- 118.907 28.432 930 124.416 	 124.523 30.400 
879 118.908- 119.015 28.470 931 124.524 	 124.631 30.438 
880 119.016- 119.123 28.508 932 124.632 	 124.739 30.476 
881 119.124- 119.231 28.544 933 124.740 	 124.847 30.514 
882 119.232- 119.339 28.582 934 124.848 	 124.955 30.552 

883 119.340- 119.447 28.620 935 124.956 	 125.063 30.590 
884 119.448- 119.555 28.658 936 125.064 	 125.171 30.630 
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937 125.172 	 125.279 30.668 989 130.788 - 	130.895 32.688 
938 125.280 	 125.387 30.706 990 130.896 - 	131.003 32.728 
939 125.388 	 125.495 30.744 991 131.004 - 	131.111 32.768 
940 125.496 	 125.603 30.782 992 131.112 - 	131.219 32.806 
941 125.604 	 125.711 30.822 993 131.220 - 	131.327 32.846 
942 125.712 	 125.819 30.860 994 131.328 - 	131.435 32.886 
943 125.820 	 125.927 30.898 995 131.436 - 	131.543 32.924 
944 125.928 	 126.035 30.936 996 131.544 - 	131.651 32.964 
945 126.036 	 126.143 30.976 997 131.652 - 	131.759 33.004 
946 126.144 	 126.251 31.014 998 131.760 - 	131.867 33.044 

947 126.252 	 126.359 31.052 999 131.868 - 	131.975 33.082 
948 126.360 	 126.467 31.092 1000 131.976 - 	132.083 33.122 
949 126.468 	 126.575 31.130 1001 132.084 - 	132.191 33.162 
950 126.576 	 126.683 31.168 1002 132.192 - 	132.299 33.202 
951 126.684 	 126.791 31.208 1003 132.300 - 	132.407 33.240 
952 126.792 	 126.899 31.246 1004 132.408 - 	132.515 33.280 
953 126.900 	 `127.007 31.284 1005 132.516 - 	132.623 33.320 
954 127.008 	 127.115 31.324 1006 132.624 - 	132.731 33.360 
955 127.116 	 127.223 31.362 1007 132.732 - 	132.839 33.400 
956 127.224 	 127.331 31.400 1008 132.840 - 	132.947 33.440 

957 127.332 	 127.439 31.440 1009 132.948 - 	133.055 33.478 
958 127.440 	 127.547 31.478 1010 133.056 - 	133.163 33.518 
959 127.548 	 127.655 31.516 1011 133.164 - 	133.271 33.558 
960 127.656 	 127.763 31.556 1012 133.272 - 	133.379 33.598 
961 127.764 	 127.871 31.594 1013 133.380 - 	133.487 33.638 
962 127.872 	 127.979 31.634 1014 133.488 - 	133.595 33.678 
963 127.980 	 128.087 31.672 1015 133.596 - 	133.703 33.718 
964 128.088 	 128.195 31.712 1016 133.704 - 	133.811 33.756 
965 128.196 	 128.303 31.750 1017 133.812 - 	133.919 33.796 
966 128.304 	 128.411 31.788 1018 133.920 - 	134.027 33.836 

967 128.412 	 128.519 31.828 1019 134.028 - 	134.135 33.876 
968 128.520 	 128.627 31.866 1020 134.136 - 	134.243 33.916 
969 128.628 	 128.735 31.906 1021 134.244 - 	134.351 33.956 
970 128.736 	 128.843 31.944 1022 134.352 - 	134.459 33.996 
971 128.844 	 128.951 31.984 1023 134.460 - 	134.567 34.036 
972 128.952 	 129.059 32.022 1024 134.568 - 	134.675 34.076 
973 129.060 	 129.167 32.062 1025 134.676 - 	134.783 34.116 
974 129.168 	 129.275 32.100 1026 134.784 - 	134.891 34.156 
975 129.276 	 129.383 32.140 1027 134.892 - 	134.999 34.196 
976 129.384 	 129.491 32.178 1028 135.000 - 	135.107 34.236 

977 129.492 	 129.599 32.218 1029 135.108 - 	135.215 34.276 
978 129.600 	 129.707 32.258 1030 135.216 - 	135.323 34.316 
979 129.708 	 129.815 32.296 1031 135.324 - 	135.431 34.356 
980 129.816 	 129.923 32.336 1032 135.432 - 	135.539 34.396 
981 129.924 	 130.031 32.374 1033 135.540 - 	135.647 34.436 
982 130.032 	 130.139 32.414 1034 135.648 - 	135.755 34.476 
983 130.140 	 130.247 32.454 1035 135.756 - 	135.863 34.516 
984 130.248 	 130.355 32.492 1036 135.864 - 	135.971 34.556 
985 130.356 	 130.463 32.532 1037 135.972 - 	136.079 34.596 
986 130.464 	 130.571 32.570 1038 136.080 - 	136.187 34.636 

987 130.572 	 130.679 32.610 1039 136.188 - 	136.295 34.678 
988 130.680 	 130.787 32.650 1040 136.296 - 	136.403 34.718 
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1041 136.404- 136.511 34.758 1093 142.020 	- 142.127 36.874 
1042 136.512- 136.619 34.798 1094 142.128- 142.235 36.916 
1043 136.620- 136.727 34.838 1095 142.236- 142.343 36.956 
1044 136.728- 136.835 34.878 1096 142.344- 142.451 36.998 
1045 136.836- 136.943 34.918 1097 142.452- 142.559 37.040 
1046 136.944- 137.051 34.960 1098 142.560- 142.667 37.080 
1047 137.052- 137.159 35.000 1099 142.668- 142.775 37.122 
1048 137.160- 137.267 35.040 1100 142.776- 142.883 37.164 
1049 137.268- 137.375 35.080 1101 142.884- 142.991 37.204 
1050 137.376- 137.483 35.120 1102 142.992- 143.099 37.246 

1051 137.484- 137.591 35.160 1103 143.100- 143.207 37.286 
1052 137.592- 137.699 35.202 1104 143.208- 143.315 37.328 
1053 137.700- 137.807 35.242 1105 143.316- 143.423 37.370 
1054 137.808- 137.915 35.282 1106 143.424- 143.531 37.412 
1055 137.916- 138.023 35.322 1107 143.532- 143.639 37.452 
1056 138.024- 138.131 35.364 1108 143.640- 143.747 37.494 
1057 138.132- 138.239 35.404 1109 143.748- 143.855 37.536 
1058 138.240- 138.347 35.444 1110 143.856- 143.963 37.576 
1059 138.348- 138.455 35.484 1111 143.964- 144.071 37.618 
1060 138.456- 138.563 35.526 1112 144.072- 144.179 37.660 

1061 138.564- 138.671 35.566 1113 144.180- 144.287 37.702 
1062 138.672- 138.779 35.606 1114 144.288- 144.395 37.742 
1063 138.780- 138.887 35.648 1115 144.396- 144.503 37.784 
1064 138.888- 138.995 35.688 1116 144.504- 144.611 37.826 
1065 138.996- 139.103 35.728 1117 144.612- 144.719 37.868 
1066 139.104- 139.211 35.770 1118 144.720- 144.827 37.910 
1067 139.212- 139.319 35.810 1119 144.828- 144.935 37.950 
1068 139.320- 139.427 35.850 1120 144.936- 145.043 37.992 
1069 139.428- 139.535 35.892 1121 145.044- 145.151 38.034 
1070 139.536- 139.643 35.932 1122 145.152- 145.259 38.076 

1071 139.644- 139.751 35.972 1123 145.260- 145.367 38.118 
1072 139.752- 139.859 36.014 1124 145.368- 145.475 38.160 
1073 139.860- 139.967 36.054 1125 145.476- 145.583 38.200 
1074 139.968- 140.075 36.096 1126 145.584- 145.691 38.242 
1075 140.076- 140.183 36.136 1127 145.692- 145.799 38.284 
1076 140.184- 140.291 36.178 1128 145.800- 145.907 38.326 
1077 140.292- 140.399 36.218 1129 145.908- 146.015 38.368 
1078 140.400- 140.507 36.258 1130 146.016- 146.123 38.410 
1079 140.508- 140.615 36.300 1131 146.124- 146.231 38.452 
1080 140.616- 140.723 36.340 1132 146.232- 146.339 38.494 

1081 140.724- 140.831 36.382 1133 146.340- 146.447 38.536 
1082 140.832- 140.939 36.422 1134 146.448- 146.555 38.578 
1083 140.940- 141.047 36.464 1135 146.556- 146.663 38.620 
1084 141.048- 141.155 36.504 1136 146.664- 146.771 38.662 
1085 141.156- 141.263 36.546 1137 146.772- 146.879 38.702 
1086 141.264- 141.371 36.586 1138 146.880- 146.987 38.744 
1087 141.372- 141.479 36.628 1139 146.988- 147.095 38.786 
1088 141.480- 141.587 36.668 1140 147.096- 147.203 38.828 
1089 141.588- 141.695 36.710 1141 147.204- 147.311 38.870 
1090 141.696- 141.803 36.750 1142 147.312- 147.419 38.912 

1091 141.804- 141.911 36.792 1143 147.420- 147.527 38.956 
1092 141.912- 142.019 36.834 1144 147.528- 147.635 38.998 
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1145 147.636 	 147.743 39.040 1197 153.252 - 	153.359 41.252 
1146 147.744 	 147.851 39.082 1198 153.360 - 	153.467 • 41.294 
1147 147.852 	 147.959 39.124 1199 153.468 - 	153.575 41.338 
1148 147.960 	 148.067 39.166 1200 153.576 - 	153.683 41.380 
1149 148.068 	 148.175 39.208 1201 153.684 - 	153.791 41.424 
1150 148.176 	 148.283 39.250 1202 153.792 - 	153.899 41.468 
1151 148.284 	 148.391 39.292 1203 153.900 - 	154.007 41.510 
1152 148.392 	 148.499 39.334 1204 154.008 - 	154.115 41.554 
1153 148.500 	 148.607 39.376 1205 154.116 - 	154.223 41.596 
1154 148.608 	 148.715 39.418 1206 154.224 - 	154.331 41.640 

1155 148.716 	 148.823 39.460 1207 154.332 - 	154.439 41.682 
1156 148.824 	 148.931 39.504 1208 154.440 - 	154.547 41.726 
1157 148.932 	 149.039 39.546 1209 154.548 - 	154.655 41.770 
1158 149.040 	 149.147 39.588 1210 154.656 - 	154.763 41.812 
1159 149.148 	 149.255 39.630 1211 154.764 - 	154.871 41.856 
1160 149.256 	 149.363 39.672 1212 154.872 - 	154.979 41.898 
1161 149.364 	 149.471 39.714 1213 154.980 - 	155.087 41.942 
1162 149.472 	 149.579 39.758 1214 155.088 - 	155.195 41.986 
1163 149.580 	 149.687 39.800 1215 155.196 - 	155.303 42.028 
1164 149.688 	 149395 39.842 1216 155.304 - 	155.411 42.072 

1165 149.796 	 149.903 39.884 1217 155.412 - 	155.519 42.116 
1166 149.904 	 150.011 39.926 1218 155.520 - 	155.627 42.158 
1167 150.012 	 150.119 39.970 1219 155.628 - 	155.735 42.202 
1168 150.120 	 150.227 40.012 1220 155.736 - 	155.843 42.246 
1169 150.228 	 150.335 40.054 1221 155.844 - 	155.951 42.290 
1170 150.336 	 150.443 40.096 1222 155.952 - 	156.059 42.332 
1171 150.444 	 150.551 40.140 1223 156.060 - 	156.167 42.376 
1172 150.552 	 150.659 40.182 1224 156.168 - 	156.275 42.420 
1173 150.660 	 150.767 40.224 1225 156.276 - 	156.383 42.464 
1174 150.768 	 150.875 40.268 1226 156.384 - 	156.491 42.506 

1175 150.876 	 150.983 40.310 1227 156.492 - 	156.599 42.550 
1176 150.984 	 151.091 40.352 1228 156.600 - 	156.707 42.594 
1177 151.092 	 151.199 40.396 1229 156.708 - 	156.815 42.638 
1178 151.200 	 151.307 40.438 1230 156.816 - 	156.923 42.680 
1179 151.308 	 151.415 40.480 1231 156.924 - 	157.031 42.724 
1180 151.416 	 151.523 40.524 1232 157.032 - 	157.139 42.768 
1181 151.524 	 151.631 40.566 1233 157.140 - 	157.247 42.812 
1182 151.632 	 151.739 40.608 1234 157.248 - 	157.355 42.856 
1183 151.740 	 151.847 40.652 1235 157.356 - 	157.463 42.900 
1184 151.848 	 151.955 40.694 1236 157.464 - 	157.571 42.942 

1185 151.956 	 152.063 40.736 1237 157.572 - 	157.679 42.986 
1186 152.064 	 152.171 40.780 1238 157.680 - 	157.787 43.030 
1187 152.172 	 152.279 40.822 1239 157.788 - 	157.895 43.074 
1188 152:280- 152.387 40.866 1240 157.896 - 	158.003 43.118 
1189 152.388- 152.495 40.908 1241 158.004 - 	158.111 43.162 
1190 152.496- 152.603 40.952 1242 158.112 - 	158.219 43.206 
1191 152.604- 152.711 40.994 1243 158.220 - 	158.327 43.250 
1192 152.712- 152.819 41.036 1244 158.328 - 	158.435 43.292 
1193 152.820- 152.927 41.080 1245 158.436 - 	158.543 43.336 
1194 152.928- 153.035 41.122 1246 158.544 - 	158.651 43.380 

1195 153.036- 153.143 41.166 1247 158.652 - 	158.759 43.424 
1196 153.144- 153.251 41.208 1248 158.760 - 	158.867 43.468 
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1249 158.868 - 	158.975 43.512  1301 164.484- 164.591 45.820 
1250 158.976 - 	159.083 43.556 1302 164.592- 164.699 45.866 
1251 159.084 - 	159.191 43.600 1303 164.700- 164.807 45.910 
1252 159.192 - 	159.299 43.644 1304 164.808- 164.915 45.956 
1253 159.300 - 	159.407 43.688 1305 164.916- 165.023 46.000 
1254 159.408 - 	159.515 43.732 1306 165.024- 165.131 46.046 
1255 159.516 - 	159.623 43.776 1307 165.132- 165.239 46.090 
1256 159.624 - 	159.731 43.820 1308 165.240- 165.347 46.136 
1257 159.732 - 	159.839 43.864 1309 165.348- 165.455 46.180 
1258 159.840 - 	159.947 43.908 1310 165.456- 165.563 46.226 

1259 159.948 - 	160.055 43.952 1311 165.564- 165.671 46.270 
1260 160.056 - 	160.163 43.996 1312 165.672- 165.779 46.316 
1261 160.164 - 	160.271 44.040 1313 165.780- 165.887 46.360 
1262 160.272 - 	160.379 44.084 1314 165.888- 165.995 46.406 
1263 160.380 - 	160.487 44.130 1315 165.996- 166.103 46.450 
1264 160.488 - 	160.595 44.174 1316 166.104- 166.211 46.496 
1265 160.596 - 	160.703 44.218 1317 166.212- 166.319 46.540 
1266 160.704 - 	160.811 44.262 1318 166.320- 166.427 46.586 
1267 160.812 - 	160.919 44.306 1319 166.428- 166.535 46.632 
1268 160.920 - 	161.027 44.350 1320 166.536- 166.643 46.676 

1269 161.028 - 	161.135 44.394 1321 166.644- 166.751 46.722 
1270 161.136 - 	161.243 44.438 1322 166.752- 166.859 46.766 
1271 161.244 - 	161.351 44.484 1323 166.860- 166.967 46.812 
1272 161.352 - 	161.459 44.528 1324 166.968- 167.075 46.858 
1273 161.460 - 	161.567 44.572 1325 167.076- 167.183 46.902 
1274 161.568 - 	161.675 44.616 1326 167.184- 167.291 46.948 
1275 161.676 - 	161.783 44.660 1327 167.292- 167.399 46.994 
1276 161.784 - 	161.891 44.706 1328 167.400- 167.507 47.038 
1277 161.892 - 	161.999 44.750 1329 167.508- 167.615 47.084 
1278 162.000 - 	162.107 44.794 1330 167.616- 167.723 47.130 

1279 162.108 - 	162.215 44.838 1331 167.724- 167.831 47.174 
1280 162.216 - 	162.323 44.882 1332 167.832- 167.939 47.220 
1281 162.324 - 	162.431 44.928 1333 167.940- 168.047 47.266 
1282 162.432 - 	162.539 44.972 1334 168.048- 168.155 47.310 
1283 162.540 - 	162.647 45.016 1335 168.156- 168.263 47.356 
1284 162.648 - 	162.755 45.060 1336 168.264- 168.371 47.402 
1285 162.756 - 	162.863 45.106 1337 168.372- 168.479 47.448 
1286 162.864 - 	162.971 45.150 1338 168.480- 168.587 47.492 
1287 162.972 - 	163.079 45.194 1339 168.588- 168.695 47.538 
1288 163.080 - 	163.187 45.240 1340 168.696- 168.803 47.584 

1289 163.188 - 	163.295 45.284 1341 168.804- 168.911 47.630 
1290 163.296 - 	163.403 45.328 1342 168.912- 169.019 47.674 
1291 163.404 - 	163.511 45.374 1343 169.020- 169.127 47.720 
1292 163.512 - 	163.619 45.418 1344 169.128- 169.235 47.766 
1293 163.620 - 	163.727 45.462 1345 169.236- 169.343 47.812 
1294 163.728 - 	163.835 45.508 1346 169.344- 169.451 47.858 
1295 163.836 - 	163.943 45.552 1347 169.452- 169.559 47.902 
1296 163.944 - 	164.051 45.596 1348 169.560- 169.667 47.948 
1297 164.052 - 	164.159 45.642 1349 169.668- 169.775 47.994 
1298 164.160 - 	164.267 45.686 1350 169.776- 169.883 48.040 

1299 164.268 - 	164.375 45.732 1351 169.884- 169.991 48.086 
1300 164.376 - 	164.483 45.776 1352 169.992- 170.099 48.132 



Drucksache 13/1558 	. Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

noch Anlage 3 (zu § 32 a Abs. 5 EStG) 

no ch Einkommensteuer - Splittingtabelle 

lfd. 
Nr. 

zu versteuerndes Einkommen 
in DM 

tarifliche 
Einkommen -

steuer 
in DM 

lfd. 
Nr. 

zu versteuerndes Einkommen 
in DM 

tarifliche 
Einkommen -

steuer 
in DM von bis von bis 

1353 170.100 	 170.207 48.178 1405 175.716 	 175.823 50.582 
1354 170.208 	 170.315 48.224 1406 175.824- 175.931 50.628 
1355 170.316 	 170.423 48.268 1407 175.932- 176.039 50.674 
1356 170.424 	 170.531 48.314 1408 176.040- 176.147 50.722 
1357 170.532 	 170.639 48.360 1409 176.148- 176.255 50.768 
1358 170.640 	 170.747 48.406 1410 176.256- 176.363 50.816 
1359 170.748 	 170.855 48.452 1411 176.364- 176.471 50.862 
1360 170.856 	 170.963 48.498 1412 176.472- 176.579 50.908 
1361 170.964 	 171.071 48.544 1413 176.580- 176.687 50.956 
1362 171.072 	 171.179 48.590 1414 176.688- 176.795 51.002 

1363 171.180 	 171.287 48.636 1415 176.796- 176.903 51.050 
1364 171.288 	 171.395 48.682 1416 176.904- 177.011 51.096 
1365 171.396 	 171.503 48.728 1417 177.012- 177.119 51.144 
1366 171.504 	 171.611 48.774 1418 177.120- 177.227 51.190 
1367 171.612 	 171.719 48.820 1419 177.228- 177.335 51.238 
1368 171.720 	 171.827 48.866 1420 177.336- 177.443 51.284 
1369 171.828 	 171.935 48.912 1421 177.444- 177.551 51.330 
1370 171.936 	 172.043 48.958 1422 177.552- 177.659 51.378 
1371 172.044 	 172.151 49.004 1423 177.660- 177.767 51.424 
1372 172.152 	 172.259 49.050 1424 177.768- 177.875 51.472 

1373 172.260 	 172.367 49.096 1425 177.876- 177.983 51.520 
1374 172.368 	 172.475 49.142 1426 177.984- 178.091 51.566 
1375 172.476 	 172.583 49.188 1427 178.092- 178.199 51.614 
1376 172.584 	 172.691 49.234 1428 178.200- 178.307 51.660 
1377 172.692 	 172.799 49.280 1429 178.308- 178.415 51.708 
1378 172.800 	 172.907 49.328 1430 178.416- 178.523 51.754 
1379 172.908 	 173.015 49.374 1431 178.524- 178.631 51.802 
1380 173.016 	 173.123 49.420 1432 178.632- 178.739 51.848 
1381 173.124 	 173.231 49.466 1433 178.740- 178.847 51.896 
1382 173.232 	 173.339 49.512 1434 178.848- 178.955 51.944 

1383 173.340 	 173.447 49.558 1435 178.956- 179.063 51.990 
1384 173.448 	 173.555 49.604 1436 179.064- 179.171 52.038 
1385 173.556 	 173.663 49.652 1437 179.172- 179.279 52.084 
1386 173.664 	 173.771 49.698 1438 179.280- 179.387 52.132 
1387 173.772 	 173.879 49.744 1439 179.388- 179.495 52.180 
1388 173.880 	 173.987 49.790 1440 179.496- 179.603 52.226 
1389 173.988 	 174.095 49.836 1441 179.604- 179.711 52.274 
1390 174.096 	 174.203 49.884 1442 179.712- 179.819 52.322 
1391 174.204 	 174.311 49.930 1443 179.820- 179.927 52.368 
1392 174.312 	 174.419 49.976 1444 179.928- 180.035 52.416 

1393 174.420 	 174.527 50.022 1445 180.036- 180.143 52.464 
1394 174.528 	 174.635 50.068 1446 180.144- 180.251 52.512 
1395 174.636 	 174.743 50.116 1447 180.252- 180.359 52.558 
1396 174.744 	 174.851 50.162 1448 180.360- 180.467 52.606 
1397 174.852 	 174.959 50.208 1449 180.468- 180.575 52.654 
1398 174.960 	 175.067 50.256 1450 180.576- 180.683 52.700 
1399 175.068 	 175.175 50.302 1451 180.684- 180.791 52.748 
1400 175.176 	 175.283 50.348 1452 180.792- 180.899 52.796 
1401 175.284 	 175.391 50.394 1453 180.900- 181.007 52.844 
1402 175.392 	 175.499 50.442 1454 181.008- 181.115 52.890 

1403 175.500 	 175.607 50.488 1455 181.116- 181.223 52.938 
1404 175.608 	 175.715 50.534 1456 181.224- 181.331 52.986 
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1457 181.332 - 	181.439 53.034 1509 186.948 - 	187.Ò55 55.534 
1458 181.440 - 	181.547 53.082 1510 187.056 - 	187.163 55.582 
1459 181.548 - 	181.655 53.130 1511 187.164 - 	187.271 55.630 
1460 181.656 - 	181.763 53.176 1512 187.272 - 	187.379 55.680 
1461 181.764 - 	181.871 53.224 1513 187.380 	187.487 55.728 
1462 181.872 - 	181.979 53.272 1514 187.488 - 	187.595 55.776 
1463 181.980 - 	182.087 53.320 1515 187.596 - 	187.703 55.826 
1464 182.088 - 	182.195 53.368 1516 187.704 - 	187.811 55.874 
1465 182.196 - 	182.303 53.416 1517 187.812 - 	187.919 55.922 
1466 182.304 - 	182.411 53.464 1518 187.920 - 	188.027 55.972 

1467 182.412 - 	182.519 53.510 1519 188.028 - 	188.135 56.020 
1468 182.520 - 	182.627 53.558 1520 188.136 - 	188.243 56.068 
1469 182.628 - 	182.735 53.606 1521 188.244 - 	188.351 56.118 
1470 182.736 - 	182.843 53.654 1522 188.352 - 	188.459 56.166 
1471 182.844 - 	182.951 53.702 1523 188.460 - 	188.567 56.216 
1472 182.952 - 	183.059 53.750 1524 188.568 - 	188.675 56.264 
1473 183.060 - 	183.167 53.798 1525 188.676 - 	188.783 56.312 
1474 183.168 - 	183.275 53.846 1526 188.784 - 	188.891 56.362 
1475 183.276 - 	183.383 53.894 1527 188.892 - 	188.999 56.410 
1476 183.384 - 	183.491 53.942 1528 189.000 - 	189.107 56.460 

1477 183.492 - 	183.599 53.990 1529 189.108 - 	189.215 56.508 
1478 183.600 - 	183.707 54.038 1530 189.216 - 	189.323 56.558 
1479 183.708 - 	183.815 54.086 1531 189.324 - 	189.431 56.606 
1480 183.816 - 	183.923 54.134 1532 189.432 - 	189.539 56.654 
1481 183.924 - 	184.031 54.182 1533 189.540 - 	189.647 56.704 
1482 184.032 - 	184.139 54.230 1534 189.648 - 	189.755 56.752 
1483 184.140 - 	184.247 54.278 1535 189.756 - 	189.863 56.802 
1484 184.248 - 	184.355 54.326 1536 189.864 - 	189.971 56.850 
1485 184.356 - 	184.463 54.374 1537 189.972 - 	190.079 56.900 
1486 184.464 - 	184.571 54.422 1538 190.080 - 	190.187 56.948 

1487 184.572 - 	184.679 54.470 1539 190.188 - 	190.295 56.998 
1488 184.680 - 	184.787 54.518 1540 190.296 - 	190.403 57.048 
1489 184.788 - 	184.895 54.566 1541 190.404 - 	190.511 57.096 
1490 184.896 - 	185.003 54.614 1542 190.512 - 	190.619 57.146 
1491 185.004 - 	185.111 54.664 1543 190.620 - 	190.727 57.194 
1492 185.112 - 	185.219 54.712 1544 190.728 - 	190.835 57.244 
1493 185.220 - 	185.327 54.760 1545 190.836 - 	190.943 57.292 
1494 185.328 - 	185.435 54.808 1546 190.944 - 	191.051 57.342 
1495 185.436 - 	185.543 54.856 1547 191.052 - 	191.159 57.392 
1496 185.544 - 	185.651 54.904 1548 191.160 - 	191.267 57.440 

1497 185.652 - 	185.759 54.952 1549 191.268 - 	191.375 57.490 
1498 185.760 - 	185.867 55.000 1550 191.376 - 	191.483 57.538 
1499 185.868 - 	185.975 55.050 1551 191.484 - 	191.591 57.588 
1500 185.976 - 	186.083 55.098 1552 191.592 - 	191.699 57.638 
1501 186.084 - 	186.191 55.146 1553 191.700 - 	191.807 57.686 
1502 186.192 - 	186.299 55.194 1554 191.808 - 	191.915 57.736 
1503 186.300 - 	186.407 55.242 1555 191.916 - 	192.023 57.786 
1504 186.408 - 	186.515 55.292 1556 192.024 - 	192.131 57.834 
1505 186.516 - 	186.623 55.340 1557 192.132 - 	192.239 57.884 
1506 186.624 - 	186.731 55.388 1558 192.240 - 	192.347 57.934 

1507 186.732 - 	186.839 55.436 1559 192.348 - 	192.455 57.984 
1508 186.840 - 	186.947 55.486 1560 192.456 - 	192.563 58.032 
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1561 192.564- 192.671 58.082 1613 198.180 	 198.287 60.678 
1562 192.672- 192.779 58.132 1614 198.288 	 198.395 60.728 
1563 192.780- 192.887 58.180 1615 198.396 	 198.503 60.778 
1564 192.888- 192.995 58.230 1616 198.504 	 198.611 60.830 
1565 192.996- 193.103 58.280 1617 198.612 	 198.719 60.880 
1566 193.104- 193.211 58.330 1618 198.720 	 198.827 60.930 
1567 193.212- 193.319 58.378 1619 198.828 	 198.935 60.980 
1568 193.320- 193.427 58.428 1620 198.936 	 199.043 61.030 
1569 193.428- 193.535 58.478 1621 199.044 	 199.151 61.082 
1570 193.536- 193.643 58.528 1622 199.152 	 199.259 61.132 

1571 193.644- 193.751 58.578 1623 199.260 	 199.367 61.182 
1572 193.752- 193.859 58.628 1624 199.368 	 199.475 61.234 
1573 193.860- 193.967 58.676 1625 199.476 	 199.583 61.284 
1574 193.968- 194.075 58.726 1626 199.584 	 199.691 61.334 
1575 194.076- 194.183 58.776 1627 199.692 	 199.799 61.384 
1576 194.184- 194.291 58.826 1628 199.800 	 199.907 61.436 
1577 194.292- 194.399 58.876 1629 199.908 	 200.015 61.486 
1578 194.400- 194.507 58.926 1630 200.016 	 200.123 61.536 
1579 194.508- 194.615 58.976 1631 200.124 	 200.231 61.588 
1580 194.616- 194.723 59.024 1632 200.232 	 200.339 61.638 

1581 194.724- 194.831 59.074 1633 200.340 	 200.447 61.690 
1582 194.832- 194.939 59.124 1634 200.448 	 200.555 61.740 
1583 194.940- 195.047 59.174 1635 200.556 	 200.663 61.790 
1584 195.048- 195.155 59.224 1636 200.664 	 200.771 61.842 
1585 195.156- 195.263 59.274 1637 200.772 	 200.879 61.892 
1586 195.264- 195.371 59.324 1638 200.880 	 200.987 61.942 
1587 195.372- 195.479 59.374 1639 200.988 	 201.095 61.994 
1588 195.480- 195.587 59.424 1640 201.096 	 201.203 62.044 
1589 195.588- 195.695 59.474 1641 201.204 	 201.311 62.096 
1590 195.696- 195.803 59.524 1642 201.312 	 201.419 62.146 

1591 195.804- 195.911 59.574 1643 201.420 	 201.527 62.198 
1592 195.912- 196.019 59.624 1644 201.528 	 201.635 62.248 
1593 196.020- 196.127 59.674 1645 201.636 	 201.743 62.300 
1594 196.128- 196.235 59.724 1646 201.744 	 201.851 62.350 
1595 196.236- 196.343 59.774 1647 201.852 	 201.959 62.402 
1596 196.344- 196.451 59.824 1648 201.960 	 202.067 62.452 
1597 196.452- 196.559 59.874 1649 202.068 	 202.175 62.504 
1598 196.560- 196.667 59.924 1650 202.176 	 202.283 62.554 
1599 196.668- 196.775 59.974 1651 202.284 	 202.391 62.606 
1600 196.776- 196.883 60.024 1652 202.392 	 202.499 62.656 

1601 196.884- 196.991 60.074 1653 202.500 	 202.607 62.708 
1602 196.992- 197.099 60.124 1654 202.608 	 202.715 62.758 
1603 197.100- 197.207 60.174 1655 202.716 	 202.823 62.810 
1604 197.208- 197.315 60.226 1656 202.824 	 202.931 62.860 
1605 197.316- 197.423 60.276 1657 202.932 	 203.039 62.912 
1606 197.424- 197.531 60.326 1658 203.040 	 203.147 62.962 
1607 197.532- 197.639 60.376 1659 203.148 	 203.255 63.014 
1608 197.640- 197.747 60.426 1660 203.256 	 203.363 63.066 
1609 197.748- 197.855 60.476 1661 203.364 	 203.471 63.116 
1610 197.856- 197.963 60.526 1662 203.472 	 203.579 63.168 

1611 197.964- 198.071 60.578 1663 203.580 	 203.687 63.220 
1612 198.072- 198.179 60.628 1664 203.688 	 203.795 63.270 
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1665 203.796 - 	203.903 63.322 1717 209.412- 209.519 66.014 
1666 203.904 - 	204.011 63.374 1718 209.520- 209.627 66.066 
1667 204.012 - 	204.119 63.424 1719 209.628- 209.735 66.118 
1668 204.120 - 	204.227 63.476 1720 209.736- 209.843 66.170 
1669 204.228 - 	204.335 63.528 1721 209.844- 209.951 66.222 
1670 204.336 - 	204.443 63.578 1722 209.952- 210.059 66.274 
1671 204.444 - 	204.551 63.630 1723 210.060- 210.167 66.328 
1672 204.552 - 	204.659 63.682 1724 210.168- 210.275 66.380 
1673 204.660 - 	204.767 63.732 1725 210.276- 210.383 66.432 
1674 204.768 - 	204.875 63.784 1726 210.384- 210.491 66.484 

1675 204.876 - 	204.983 63.836 1727 210.492- 210.599 66.536 
1676 204.984 - 	205.091 63.888 1728 210.600- 210.707 66.590 
1677 205.092 - 	205.199 63.938 1729 210.708- 210.815 66.642 
1678 205.200 - 	205.307 63.990 1730 210.816- 210.923 66.694 
1679 205.308 - 	205.415 64.042 1731 210.924- 211.031 66.746 
1680 205.416 - 	205.523 64.094 1732 211.032- 211.139 66.798 
1681 205.524 - 	205.631 64.144 1733 211.140- 211.247 66.852 
1682 205.632 - 	205.739 64.196 1734 211.248- 211.355 66.904 
1683 205.740 - 	205.847 64.248 1735 211.356- 211.463 66.956 
1684 205.848 - 	205.955 64.300 1736 211.464- 211.571 67.008 
1685 205.956 - 	206.063 64.352 1737 211.572- 211.679 67.062 
1686 206.064 - 	206.171 64.402 1738 211.680- 211.787 67.114 
1687 206.172 - 	206.279 64.454 1739 211.788- 211.895 67.166 
1688 206.280 - 	206.387 64.506 1740 211.896- 212.003 67.220 
1689 206.388 - 	206.495 64.558 1741 212.004- 212.111 67.272 
1690 206.496 - 	206.603 64.610 1742 212.112- 212.219 67.324 
1691 206.604 - 	206.711 64.662 1743 212.220- 212.327 67.378 
1692 206.712 - 	206.819 64.714 1744 212.328- 212.435 67.430 
1693 206.820 - 	206.927 64.766 1745 212.436- 212.543 67.482 
1694 206.928 - 	207.035 64.816 1746 212.544- 212.651 67.536 

1695 207.036 - 	207.143 64.868 1747 212.652- 212.759 67.588 
1696 207.144 - 	207.251 64.920 1748 212.760- 212.867 67.640 
1697 207.252 - 	207.359 64.972 1749 212.868- 212.975 67.694 
1698 207.360 - 	207.467 65.024 1750 212.976- 213.083 67.746 
1699 207.468 - 	207.575 65.076 1751 213.084- 213.191 67.800 
1700 207.576 - 	207.683 65.128 1752 213.192- 213.299 67.852 
1701 207.684 - 	207.791 65.180 1753 213.300- 213.407 67.906 
1702 207.792 - 	207.899 65.232 1754 213.408- 213.515 67.958 
1703 207.900 - 	208.007 65.284 1755 213.516- 213.623 68.010 
1704 208.008 - 	208.115 65.336 1756 213.624- 213.731 68.064 
1705 208.116 - 	208.223 65.388 1757 213.732- 213.839 68.116 
1706 208.224 - 	208.331 65.440 1758 213.840- 213.947 68.170 
1707 208.332 - 	208.439 65.492 1759 213.948- 214.055 68.222 
1708 208.440 - 	208.547 65.544 1760 214.056- 214.163 68.276 
1709 208.548 - 	208.655 65.596 1761 214.164- 214.271 68.328 
1710 208.656 - 	208.763 65.648 1762 214.272- 214.379 68.382 
1711 208.764 - 	208.871 65.700 1763 214.380- 214.487 68.434 
1712 208.872 - 	208.979 65.752 1764 214.488- 214.595 68.488 
1713 208.980 - 	209.087 65.804 1765 214.596- 214.703 68.540 
1714 209.088 - 	209.195 65.856 1766 214.704- 214.811 68.594 
1715 209.196 - 	209.303 65.910 1767 214.812- 214.919 68.646 
1716 209.304 - 	209.411 65.962 1768 214.920- 215.027 68.700 
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noch Anlage 3 (zu § 32a Abs. 5 EStG) 

noch Einkommensteuer - Splittingtabelle 

lfd. 
Nr. 

zu versteuerndes Einkommen 
in DM 

tarifliche 
Einkommen

-
steuer 
in DM 

lfd. 
Nr. 

zu versteuerndes Einkommen 
in DM 

tarifliche 
Einkommen -

steuer 
in DM von bis von bis 

1769 215.028 	 215.135 68.754 1821 220.644 - 	220.751 71.540 
1770 215.136 	 215.243 68.806 1822 220.752 - 	220.859 71.594 
1771 215.244 	 215.351 68.860 1823 220.860 - 	220.967 71.648 
1772 215.352 	 215.459 68.912 1824 220.968 - 	221.075 71.704 
1773 215.460 	 215.567 68.966 1825 221.076 - 	221.183 71.758 
1774 215.568 	 215.675 69.020 1826 221.184 - 	221.291 71.812 
1775 215.676 	 215.783 69.072 1827 221.292 - 	221.399 71.866 
1776 215.784 	 215.891 69.126 1828 221.400 - 	221.507 71.920 
1777 215.892 	 215.999 69.178 1829 221.508 - 	221.615 71.974 
1778 216.000 	 216.107 69.232 1830 221.616 - 	221.723 72.028 

1779 216.108 	 216.215 69.286 1831 221.724 - 	221.831 72.082 
1780 216.216 	 216.323 69.338 1832 221.832 - 	221.939 72.136 
1781 216.324 	 216.431 69.392 1833 221.940 - 	222.047 72.190 
1782 216.432 	 216.539 69.446 1834 222.048 - 	222.155 72.246 
1783 216.540 	 216.647 69.498 1835 222.156 - 	222.263 72.300 
1784 216.648 	 216.755 69.552 1836 222.264 - 	222.371 72.354 
1785 216.756 	 216.863 69.606 1837 222.372 - 	222.479 72.408 
1786 216.864 	 216.971 69.660 1838 222.480 - 	222.587 72.462 
1787 216.972 	 217.079 69.712 1839 222.588 - 	222.695 72.516 
1788 217.080 	 217.187 69.766 1840 222.696 - 	222.803 72.572 

1789 217.188 	 217.295 69.820 1841 222.804 - 	222.911 72.626 
1790 217.296 	 217.403 69.874 1842 222.912 - 	223.019 72.680 
1791 217.404 	 217.511 69.926 1843 223.020 - 	223.127 72.734 
1792 217.512 	 217.619 69.980 1844 223.128 - 	223.235 72.788 
1793 217.620 	 217.727 70.034 1845 223.236 - 	223.343 72.844 
1794 217.728 	 217.835 70.088 1846 223.344 - 	223.451 72.898 
1795 217.836 	 217.943 70.140 1847 223.452 - 	223.559 72.952 
1796 217.944 	 218.051 70.194 1848 223.560 - 	223.667 73.008 
1797 218.052 	 218.159 70.248 1849 223.668 - 	223.775 73.062 
1798 218.160 	 218.267 70.302 1850 223.776 - 	223.883 73.116 

1799 218.268 	 218.375 70.356 1851 223.884 - 	223.991 73.170 
1800 218.376 	 218.483 70.410 1852 223.992 - 	224.099 73.226 
1801 218.484 	 218.591 70.462 1853 224.100 - 	224.207 73.280 
1802 218.592 	 218.699 70.516 1854 224.208 - 	224.315 73.334 
1803 218.700 	 218.807 70.570 1855 224.316 - 	224.423 73.390 
1804 218.808 	 218.915 70.624 1856 224.424 - 	224.531 73.444 
1805 218.916 	 219.023 70.678 1857 224.532 - 	224.639 73.498 
1806 219.024 	 219.131 70.732 1858 224.640 - 	224.747 73.554 
1807 219.132 	 219.239 70.786 1859 224.748 - 	224.855 73.608 
1808 219.240 	 219.347 70.840 1860 224.856 - 	224.963 73.662 

1809 219.348 	 219.455 70.894 1861 224.964 - 	225.071 73.718 
1810 219.456 	 219.563 70.948 1862 225.072 - 	225.179 73.772 
1811 219.564 	 219.671 71.000 1863 225.180 - 	225.287 73.828 
1812 219.672 	 219.779 71.054 1864 225.288 - 	225.395 73.882 
1813 219.780 	 219.887 71.108 1865 225.396 - 	225.503 73.936 
1814 219.888 	 219.995 71.162 1866 225.504 - 	225.611 73.992 
1815 219.996 	 220.103 71.216 1867 225.612 - 	225.719 74.046 
1816 220.104 	 220.211 71.270 1868 225.720 - 	225.827 74.102 
1817 220.212 	 220.319 71.324 1869 225.828 - 	225.935 74.156 
1818 220.320 	 220.427 71.378 1870 225.936 - 	226.043 74.212 

1819 220.428 	 220.535 71.432 1871 226.044 - 	226.151 74.266 
1820 220.536 	 220.643 71.486 1872 226.152 - 	226.259 74.322 
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noch Anlage 3 (zu § 32a Abs. 5 EStG) 

noch Einkommensteuer - Splittingtabelle 

lfd. 
Nr. 

zu versteuerndes Einkommen 
in DM 

tarifliche 
Einkommen

-

steuer 
in DM 

lfd. 
Nr. 

zu versteuerndes Einkommen 
in DM 

tarifliche 
Einkommen

-

steuer 
in DM von bis von bis 

1873 226.260 - 	226.367 74.376 1925 231.876 	 231.983 77.260 
1874 226.368 - 	226.475 74.432 1926 231.984 	 232.091 77.316 
1875 226.476 - 	226.583 74.486 1927 232.092 	 232.199 77.372 
1876 226.584 - 	226.691 74.542 1928 232.200 	 232.307 77.428 
1877 226.692 - 	226.799 74.596 1929 232.308 	 232.415 77.484 
1878 226.800 - 	226.907 74.652 1930 232.416 	 232.523 77.540 
1879 226.908 - 	227.015 74.706 1931 232.524 	 232.631 77.596 
1880 227.016 - 	227.123 74.762 1932 232.632 	 232.739 77.652 
1881 227.124 - 	227.231 74.816 1933 232.740 	 232.847 77.708 
1882 227.232 - 	227.339 74.872 1934 232.848 	 232.955 77.764 

1883 227.340 - 	227.447 74.928 1935 232.956 	 233.063 77.820 
1884 227.448 - 	227.555 74.982 1936 233.064 	 233.171 77.876 
1885 227.556 - 	227.663 75.038 1937 233.172 	 233.279 77.932 
1886 227.664 - 	227.771 75.092 1938 233.280 	 233.387 77.988 
1887 227.772 - 	227.879 75.148 1939 233.388 	 233.495 78.044 
1888 227.880 - 	227.987 75.204 1940 233.496 	 233.603 78.100 
1889 227.988 - 	228.095 75.258 1941 233.604 	 233.711 78.156 
1890 228.096 - 	228.203 75.314 1942 233.712 	 233.819 78.212 
1891 228.204 - 	228.311 75.368 1943 233.820 	 233.927 78.268 
1892 228.312 - 	228.419 75.424 1944 233.928 	 234.035 78.326 

1893 228.420 - 	228.527 75.480 1945 234.036 	 234.143 78.382 
1894 228.528 - 	228.635 75.534 1946 234.144 	 234.251 78.438 
1895 228.636 - 	228.743 75.590 1947 234.252 	 234.359 78.494 
1896 228.744 - 	228.851 75.646 1948 234.360 	 234.467 78.550 
1897 228.852 - 	228.959 75.702 1949 234.468 	 234.575 78.606 
1898 228.960 - 	229.067 75.756 1950 234.576 	 234.683 78.662 
1899 229.068 - 	229.175 75.812 1951 234.684 	 234.791 78.720 
1900 229.176 - 	229.283 75.868 1952 234.792 	 234.899 78.776 
1901 229.284 - 	229.391 75.922 1953 234.900 	 235.007 78.832 
1902 229.392 - 	229.499 75.978 1954 235.008 	 235.115 78.888 

1903 229.500 - 	229.607 76.034 1955 235.116 	 235.223 78.944 
1904 229.608 - 	229.715 76.090 1956 235.224 	 235.331 79.002 
1905 229.716 - 	229.823 76.144 1957 235.332 	 235.439 79.058 
1906 229.824 - 	229.931 76.200 1958 235.440 	 235.547 79.114 
1907 229.932 - 	230.039 76.256 1959 235.548 	 235.655 79.170 
1908 230.040 - 	230.147 76.312 1960 235.656 	 235.763 79.228 
1909 230.148 - 	230.255 76.368 1961 235.764 	 235.871 79.284 
1910 230.256 - 	230.363 76.422 1962 235.872 	 235.979 79.340 
1911 230.364 - 	230.471 76.478 1963 235.980 	 236.087 79.398 
1912 230.472 - 	230.579 76.534 1964 236.088 	 236.195 79.454 

1913 230.580 - 	230.687 76.590 1965 236.196 	 236.303 79.510 
1914 230.688 - 	230.795 76.646 1966 236.304 	 236.411 79.566 
1915 230.796 - 	230.903 76.702 1967 236.412 	 236.519 79.624 
1916 230.904 - 	231.011 76.758 1968 236.520 	 236.627 79.680 
1917 231.012 - 	231.119 76.812 1969 236.628 	 236.735 79.736 
1918 231.120 - 	231.227 76.868 1970 236.736 	 236.843 79.794 
1919 231.228 - 	231.335 76.924 1971 236.844 	 236.951 79.850 
1920 231.336 - 	231.443 76.980 1972 236.952 	 237.059 79.908 
1921 231.444 - 	231.551 77.036 1973 237.060 	 237.167 79.964 
1922 231.552 - 	231.659 77.092 1974 237.168 	 237.275 80.020 

1923 231.660 - 	231.767 77.148 1975 237.276 	 237.383 80.078 
1924 231.768 - 	231.875 77.204 1976 237.384 	 237.491 80.134 
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noch Anlage 3 (zu § 32a Abs. 5 EStG) 

noch Einkommensteuer - Splittingtabelle 

lfd. 
Nr. 

zu versteuerndes Einkommen 
in DM 

tarifliche 
Einkommen

-
steuer 
in DM 

lfd. 
Nr. 

zu versteuerndes Einkommen 
in DM 

tarifliche 
Einkommen

-
steuer 
in DM von bis von bis 

1977 237.492- 237.599 80.190 1989 238.788 - 	238.895 80.874 
1978 237.600- 237.707 80.248 1990 238.896 - 	239.003 80.932 
1979 237.708- 237.815 80.304 1991 239.004 - 	239.111 80.988 
1980 237.816- 237.923 80.362 1992 239.112 - 	239.219 81.046 
1981 237.924- 238.031 80.418 1993 239.220 - 	239.327 81.102 
1982 238.032- 238.139 80.476 1994 239.328 - 	239.435 81.160 
1983 238.140- 238.247 80.532 1995 239.436 - 	239.543 81.216 
1984 238.248- 238.355 80.590 1996 239.544 - 	239.651 81.274 
1985 238.356- 238.463 80.646 1997 239.652 - 	239.759 81.332 
1986 238.464- 238.571 80.704 1998 239.760 - 	239.867 81.388 

1987 238.572- 238.679 80.760 1999 239.868 - 	239.975 81.446 
1988 238.680- 238.787 80.818 2000 239.976 - 	240.083 81.502 
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Artikel 1 a 

Neufassung des Bundeskindergeldgesetzes 
(BKGG) 

„Bundeskindergeldgesetz (BKGG) 

Erster Abschnitt 

Leistungen 

§1 

Anspruchsberechtigte 

(1) Kindergeld nach diesem Gesetz für seine Kin-
der erhält, wer nach § 1 Abs. 1 und 2 des Einkom-
mensteuergesetzes nicht unbeschränkt steuerpflich-
tig ist und auch nicht nach § 1 Abs. 3 des Einkom-
mensteuergesetzes als unbeschränkt steuerpflichtig 
behandelt wird und 

1. eine der Beitragspflicht der Bundesanstalt für 
Arbeit unterliegende oder nach § 169c Nr. 1 des 
Arbeitsförderungsgesetzes beitragsfreie Beschäfti-
gung als Arbeitnehmer ausübt oder 

2. als Entwicklungshelfer Unterhaltsleistungen im 
Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 1 des Entwicklungshelfer

-

Gesetzes erhält oder 

3. eine nach § 123a des Beamtenrechtsrahmengeset-
zes bei einer Einrichtung außerhalb Deutschlands 
zugewiesene Tätigkeit ausübt. 

(2) Kindergeld für sich selbst erhält, wer 

1. in Deutschland einen Wohnsitz oder seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat, 

2. Vollwaise ist oder den Aufenthalt seiner Eltern 
nicht kennt und 

3. nicht bei einer anderen Person als Kind zu berück-
sichtigen ist. 

§ 2 Abs. 2 und 3 sowie §§ 4 und 5 sind entsprechend 
anzuwenden. Im Falle des § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 wird 
Kindergeld längstens bis zur Vollendung des 27. Le-
bensjahres gewährt. 

(3) Ein Ausländer erhält Kindergeld nur, wenn er 
im Besitz einer Aufenthaltsberechtigung oder Auf-
enthaltserlaubnis ist. Ein ausländischer Arbeitneh-
mer, der zur vorübergehenden Dienstleistung nach 
Deutschland entsandt ist, erhält kein Kindergeld; 
sein Ehegatte erhält Kindergeld, wenn er im Besitz 
einer Aufenthaltsberechtigung oder Aufenthaltser-
laubnis ist und eine der Beitragspflicht zur Bundes-
anstalt für Arbeit unterliegende oder nach § 169c 
Nr. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes beitragsfreie 
Beschäftigung als Arbeitnehmer ausübt. 

§2 

Kinder 

(1) Als Kinder werden auch berücksichtigt 

1. vom Berechtigten in seinen Haushalt aufgenom-
mene Kinder seines Ehegatten, 

2. Pflegekinder (Personen, mit denen der Berechtigte 
durch ein familienähnliches, auf längere Dauer 

berechnetes B and verbunden ist, sofern er sie in 
seinen Haushalt aufgenommen hat und minde-
stens zu einem nicht unwesentlichen Teil auf seine 
Kosten unterhält und ein Obhuts- und Pflegever-
hältnis zwischen diesen Personen und ihren Eltern 
nicht mehr besteht), 

3. vom Berechtigten in seinen Haushalt aufgenom-
mene Enkel. 

(2) Kinder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
werden nur berücksichtigt, wenn sie 

1. für einen Beruf ausgebildet werden oder 

2. sich in einer Übergangszeit zwischen zwei Ausbil-
dungsabschnitten von höchstens vier Monaten 
befinden oder 

3. eine Berufsausbildung mangels Ausbildungsplat-
zes nicht beginnen oder fortsetzen können oder 

4. ein Freiwilliges Soziales Jahr im Sinne des Geset-
zes zur Förderung eines Freiwilligen Sozialen Jah-
res oder ein Freiwilliges Ökologisches Jahr im 
Sinne des Gesetzes zur Förderung eines Freiwilli-
gen Ökologischen Jahres leisten, oder 

5. als Arbeitslose in Deutschland der Arbeitsvermitt-
lung zur Verfügung stehen oder 

6. wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Be-
hinderung außerstande sind, sich selbst zu unter-
halten. 

Außer in den Fällen des Satzes 1 Nr. 6 werden Kinder 
nicht berücksichtigt, denen Einkünfte und Bezüge, 
die zur Bestreitung ihres Unterhalts oder ihrer Be-
rufsausbildung bestimmt oder geeignet sind, in Höhe 
von wenigstens 12 000 Deutsche Mark im Kalender-
jahr zustehen. Bezüge, die für besondere Ausbil-
dungszwecke bestimmt sind, bleiben hierbei außer 
Ansatz; Entsprechendes gilt für Einkünfte, soweit sie 
für solche Zwecke verwendet werden. Der Be trag 
nach Satz 2 wird für jeden Monat, in dem die Voraus-
setzungen nach Satz 1 nicht vorliegen, um ein Zwölf-
tel gemindert. Ein Verzicht auf Teile der zustehenden 
Einkünfte und Bezüge steht der Anwendung von 
Satz 2 und 4 nicht entgegen. Sind Beträge in auslän-
discher Währung zu zahlen, treten an die Stelle der 
in Satz 2 und 4 genannten Grenzwerte die entspre-
chenden Werte, die sich bei Anwendung der jeweils 
für September des vorangegangenen Jahres vom 
Statistischen Bundesamt bekanntgegebenen Ver-
brauchergeldparität ergeben. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1 bis 4 
werden die Kinder nur berücksichtigt, wenn sie noch 
nicht das 27., im Fall des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 5 noch 
nicht das 21. Lebensjahr vollendet haben. Im Fall des 
Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1 wird ein Kind über das 27., im 
Fall des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 5 über das 21. Lebens-
jahr hinaus für einen der Dauer des gesetzlichen 
Grundwehrdienstes, bei anerkannten Kriegsdienst-
verweigerern der Dauer des gesetzlichen Zivildien-
stes, entsprechenden Zeitraum berücksichtigt, wenn 
es 

1. den gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivil-
dienst geleistet hat oder 
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2. sich freiwillig für die Dauer von nicht mehr als drei 
Jahren zum Wehrdienst oder zum Polizeivollzugs

-

dienst, der anstelle des gesetzlichen Grundwehr-
dienstes oder Zivildienstes abgeleistet wird, ver-
pflichtet hat, oder 

3. eine vom gesetzlichen Grundwehrdienst und Zivil-
dienst befreiende Tätigkeit als Entwicklungshelfer 
im Sinne des § 1 Abs. 1 des Entwicklungshelfer -
Gesetzes ausgeübt hat. 

Dem gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst 
steht der entsprechende Dienst, der in dem in Arti-
kel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
geleistet worden ist, gleich. 

(4) Kinder, für die einer anderen Person nach dem 
Einkommensteuergesetz Kindergeld oder ein Kinder-
freibetrag zusteht, werden nicht berücksichtigt. 

(5) Kinder, die weder einen Wohnsitz noch ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben, 
werden nicht berücksichtigt. Dies gilt nicht gegen-
über Berechtigten nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3, wenn 
sie die Kinder in ihren Haushalt aufgenommen 
haben. 

(6) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, zu bestimmen, daß einem Be-
rechtigten, der in Deutschland erwerbstätig ist oder 
sonst seine hauptsächlichen Einkünfte erzielt, für 
seine in Absatz 5 Satz 1 bezeichneten Kinder Kinder-
geld ganz oder teilweise zu leisten ist, soweit dies mit 
Rücksicht auf die durchschnittlichen Lebenshal-
tungskosten für Kinder in deren Wohnland und auf 
die dort  gewährten dem Kindergeld vergleichbaren 
Leistungen geboten ist. 

§3 

Zusammentreffen mehrerer Ansprüche 

(1) Für jedes Kind wird nur einer Person Kinder-
geld gewährt. 

(2) Erfüllen für ein Kind mehrere Personen die 
Anspruchsvoraussetzungen, so wird das Kindergeld 
derjenigen Person gewährt, die das Kind in ihren 
Haushalt aufgenommen hat. Ist ein Kind in den 
gemeinsamen Haushalt von Eltern, einem Elternteil 
und dessen Ehegatten, Pflegeeltern oder Großeltern 
aufgenommen worden, bestimmen diese unterein-
ander den Berechtigten. Wird eine Bestimmung nicht 
getroffen, bestimmt das Vormundschaftsgericht auf 
Antrag den Berechtigten. Antragsberechtigt ist, wer 
ein berechtigtes Interesse an der Leistung des Kin-
dergeldes hat. Lebt ein Kind im gemeinsamen Haus-
halt von Eltern und Großeltern, wird das Kindergeld 
vorrangig einem Elternteil gezahlt; es wird an  einen 
Großelternteil gezahlt, wenn der Elternteil gegen-
über der zuständigen Stelle auf seinen Vorrang 
schriftlich verzichtet hat. 

(3) Ist das Kind nicht in den Haushalt einer der Per-
sonen aufgenommen, die die Anspruchsvorausset-
zungen erfüllen, wird das Kindergeld derjenigen Per-
son gewährt, die dem Kind eine Unterhaltsrente 
zahlt. Zahlen mehrere anspruchsberechtigte Perso-
nen dem Kind Unterhaltsrenten, wird das Kindergeld  

derjenigen Person gewährt, die dem Kind laufend 
die höchste Unterhaltsrente zahlt. Werden gleich 
hohe Unterhaltsrenten gezahlt, so bestimmen die 
anspruchsberechtigten Personen untereinander den 
Berechtigten. Wird eine Bestimmung nicht ge troffen 
oder zahlt keine der anspruchsberechtigten Personen 
dem Kind Unterhalt, gilt Absatz 2 Satz 3 und 4 ent-
sprechend. 

§4 

Andere Leistungen für Kinder 

(1) Kindergeld wird nicht für ein Kind gewährt, für 
das eine der folgenden Leistungen zu zahlen ist oder 
bei entsprechender Antragstellung zu zahlen wäre: 

1. Kinderzulagen aus der gesetzlichen Unfallver-
sicherung oder Kinderzuschüsse aus den gesetz-
lichen Rentenversicherungen, 

2. Leistungen für Kinder, die außerhalb Deutsch-
lands gewährt werden und dem Kindergeld oder 
einer der unter Nummer 1 genannten Leistungen 
vergleichbar sind, 

3. Kinderzuschlag nach § 56 des Bundesbesoldungs-
gesetzes oder entsprechenden tariflichen Vor-
schriften im Bereich des öffentlichen Dienstes, 

4. Leistungen für Kinder, die von einer zwischen-
oder überstaatlichen Einrichtung gewährt werden 
und dem Kindergeld vergleichbar sind. 

Übt ein Berechtigter eine der Beitragspflicht zur Bun-
desanstalt für Arbeit unterliegende oder nach § 169 c 
Nr. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes beitragsfreie 
Beschäftigung als Arbeitnehmer aus oder steht er in 
Deutschland in einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
oder Amtsverhältnis, so wird sein Anspruch auf Kin-
dergeld für ein Kind nicht nach Satz 1 Nr. 4 mit Rück-
sicht darauf ausgeschlossen, daß sein Ehegatte als 
Beamter, Ruhestandsbeamter oder sonstiger Bedien-
steter der Europäischen Gemeinschaften für das Kind 
Anspruch auf Kinderzulage hat. 

(2) Ist in den Fällen des Absatzes 1 Satz.1 Nr. 1 der 
Bruttobetrag der anderen Leistungen niedriger als 
das Kindergeld nach § 6, wird Kindergeld in Höhe 
des Unterschiedsbetrages gezahlt. Ein Unterschieds-
betrag unter 10 Deutsche Mark wird nicht geleistet. 

§5 

Beginn und Ende des Anspruchs 

(1) Das Kindergeld wird vom Beginn des Monats 
an gewährt, in dem die Anspruchsvoraussetzungen 
erfüllt sind; es wird bis zum Ende des Monats ge-
währt, in dem die Anspruchsvoraussetzungen weg-
fallen. 

(2) Das Kindergeld wird rückwirkend nur für die 
letzten sechs Monate vor Beginn des Monats gelei-
stet, in dem der Antrag auf Kindergeld eingegangen 
ist. 

(3) Entsteht oder erhöht sich ein Anspruch auf Kin-
dergeld durch eine mit Rückwirkung erlassene 
Rechtsverordnung, so gilt ein hierauf gerichteter 
Antrag als am Tage des Inkrafttretens der Rechtsver-
ordnung gestellt, wenn er innerhalb der ersten sechs 
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Monate nach Ablauf des Monats gestellt wird, in 
dem die Rechtsverordnung verkündet ist. 

§6 

Höhe des Kindergeldes 

(1) Das Kindergeld beträgt für das erste und zweite 
Kind je 200 Deutsche Mark, für das dritte Kind 300 
Deutsche Mark und für das vierte und jedes weitere 
Kind je 350 Deutsche Mark monatlich. 

(2) In den Fällen des § 1 Abs. 2 beträgt das Kinder-
geld 200 Deutsche Mark monatlich. 

Zweiter Abschnitt 

Organisation und Verfahren 

§7 

Beauftragung der Bundesanstalt für Arbeit 

(1) Die Bundesanstalt für Arbeit (Bundesanstalt) 
führt dieses Gesetz nach fachlichen Weisungen des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
durch. 

(2) Die Bundesanstalt führt bei der Durchführung 
dieses Gesetzes die Bezeichnung „Familienkasse". 

§8 

Aufbringung der Mittel durch den Bund 

(1) Die Aufwendungen der Bundesanstalt für die 
Durchführung dieses Gesetzes trägt der Bund. 

(2) Der Bund stellt der Bundesanstalt nach Bedarf 
die Mittel bereit, die sie für die Zahlung des Kinder-
geldes benötigt. 

(3) Der Bund erstattet die Verwaltungskosten, die 
der Bundesanstalt aus der Durchführung dieses Ge-
setzes entstehen, in einem Pauschbetrag, der zwi-
schen der Bundesregierung und der Bundesanstalt 
vereinbart wird. 

§9 

Antrag 

(1) Das Kindergeld ist schriftlich zu beantragen. 
Der Antrag soll bei der nach § 13 zuständigen Fami-
lienkasse gestellt werden. Den Antrag kann außer 
dem Berechtigten auch stellen, wer ein berechtigtes 
Interesse an  der Leistung des Kindergeldes hat. 

(2) Vollendet ein Kind das 18. Lebensjahr, so wird 
es nur dann weiterhin berücksichtigt, wenn der Be-
rechtigte anzeigt, daß die Voraussetzung des § 2 
Abs. 2 vorliegen. Absatz 1 gilt entsprechend. 

§10 

Auskunftspflicht 

(1) § 60 Abs. 1 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 
gilt auch für die bei dem Antragsteller oder Berech-
tigten berücksichtigten Kinder, für den nicht dauernd  

getrenntlebenden Ehegatten des Antragstellers oder 
Berechtigten und für die sonstigen Personen, bei de-
nen die bezeichneten Kinder berücksichtigt werden. 

(2) Soweit es zur Durchführung des § 2 erforderlich 
ist, hat der jeweilige Arbeitgeber der in diesen Vor-
schriften bezeichneten Personen auf Verlangen der 
zuständigen Stelle eine Bescheinigung über den 
Arbeitslohn, die einbehaltenen Steuern und Sozial-
abgaben sowie den auf der Lohnsteuerkarte einge-
tragenen Freibetrag auszustellen. 

(3) Die Familienkassen können den nach Absatz 2 
Verpflichteten eine angemessene Frist zur Erfüllung 
der Pflicht setzen. 

§11 

Zahlung des Kindergeldes 

(1) Das Kindergeld wird monatlich gezahlt. 

(2) Auszuzahlende Beträge sind auf Deutsche 
Mark abzurunden, und zwar unter 50 Deutsche Pfen-
nige nach unten, sonst nach oben. 

(3) § 45 Abs. 3 des Zehnten Buches Sozialgesetz-
buch findet keine Anwendung. 

(4) Ein rechtswidriger nicht begünstigender Ver-
waltungsakt ist abweichend von § 44 Abs. 1 des 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch für die Zukunft 
zurückzunehmen; er kann ganz oder teilweise auch 
für die Vergangenheit zurückgenommen werden. 

§ 12 

 Aufrechnung 

§ 51 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch gilt für 
die Aufrechnung eines Anspruchs auf Erstattung von 
Kindergeld gegen einen späteren Kindergeldan-
spruch des nicht dauernd von dem Erstattungspflich-
tigen getrennt lebenden Ehegatten entsprechend. 

§ 13 

Zuständiges Arbeitsamt 

(1) Für die Entgegennahme des Antrages und die 
Entscheidungen über den Anspruch ist das Arbeits-
amt zuständig, in deren Bezirk der Berechtigte sei-
nen Wohnsitz hat. Hat der Berechtigte keinen Wohn-
sitz in Deutschland, so ist das Arbeitsamt zuständig, 
in deren Bezirk er seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. Hat der Berechtigte in Deutschland weder sei-
nen Wohnsitz noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt, 
so ist das Arbeitsamt zuständig, in deren Bezirk er er-
werbstätig ist. In den übrigen Fällen ist das Arbeits-
amt Nürnberg zuständig. § 129 Abs. 2 des Arbeitsför-
derungsgesetzes gilt entsprechend. 

(2) Die Entscheidungen über den Anspruch trifft 
der Direktor des Arbeitsamtes. 

(3) Der Präsident der Bundesanstalt kann für 
bestimmte Bezirke oder Gruppen von Berechtigten 
die Entscheidung über den Anspruch auf Kindergeld 
einem anderen Arbeitsamt übertragen. 
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§  14 

 Bescheid 

(1) Wird der Antrag auf Kindergeld abgelehnt oder 
das Kindergeld entzogen, so ist ein schriftlicher 
Bescheid zu erteilen. 

(2) Von der Erteilung eines Bescheides kann abge-
sehen werden, wenn 

1. der Berechtigte anzeigt, daß die Voraussetzungen 
für die Berücksichtigung eines Kindes nicht mehr 
erfüllt sind, oder 

2. das Kind das 18. Lebensjahr vollendet, ohne daß 
eine Anzeige nach § 8 Abs. 2 erstattet ist. 

§  15 

 Rechtsweg 

Für Streitigkeiten nach diesem Gesetz sind die 
Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit zuständig. 

Dritter Abschnitt 

Bußgeldvorschriften 

§ 16 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 60 Abs. 1 Nr. 1 oder 3 des Ersten 
Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit § 10 
Abs. 1 auf Verlangen nicht die leistungserheb-
lichen Tatsachen angibt oder Beweisurkunden 
vorlegt, 

2. entgegen § 60 Abs. 1 Nr. 2 des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch eine Änderung in den Verhält-
nissen, die für einen Anspruch auf Kindergeld 
erheblich ist, nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht unverzüglich mitteilt oder 

3. entgegen § 10 Abs. 2 oder 3 auf Verlangen eine 
Bescheinigung nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig ausstellt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße geahndet werden. 

(3) § 66 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch gilt 
entsprechend. 

(4) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind 
die Familienkassen. 

Vierter Abschnitt 

Übergangs- und Schlußvorschrif ten  

§ 17 

Recht der Europäischen Gemeinschaft 

Soweit in diesem Gesetz Ansprüche Deutschen 
vorbehalten sind, haben Angehörige der anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union, Flüchtlinge  

und Staatenlose nach Maßgabe des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft und der 
auf seiner Grundlage erlassenen Verordnungen die 
gleichen Rechte. Auch im übrigen bleiben die Be-
stimmungen der genannten Verordnungen unbe-
rührt. 

§ 18 

Anwendung des Sozialgesetzbuches 

Soweit dieses Gesetz keine ausdrückliche Rege-
lung trifft, ist bei der Ausführung das Sozialgesetz-
buch anzuwenden. 

§ 19 

Übergangsvorschriften 

(1) Abweichend von § 2 Abs. 1 Nr. 3 steht Berech-
tigten, die für Dezember 1995 für Enkel und Ge-
schwister Kindergeld bezogen haben, das Kinder-
geld für diese Kinder zu, solange die Voraussetzun-
gen nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 in der bis zum 31. Dezem-
ber 1995 geltenden Fassung und die weiteren An-
spruchsvoraussetzungen erfüllt sind, längstens bis 
zum 31. Dezember 1996. Sind diese Kinder auch bei 
anderen Personen zu berücksichtigen, gilt die R ang-
folge nach § 3 Abs. 2 in der bis zum 31. Dezember 
1995 geltenden Fassung. 

(2) Auf ein Kind, das am 31. Dezember 1995 das 
16. Lebensjahr vollendet hatte, ist zugunsten des Be-
rechtigten, dem für dieses Kind ein Kindergeld-
anspruch zuerkannt war, § 2 Abs. 2 in der bis zum 
31. Dezember 1995 geltenden Fassung anzuwenden, 
solange die entsprechenden Anspruchsvorausset-
zungen ununterbrochen weiter erfüllt sind, längstens 
bis zum 31. Dezember 1996. 

(3) Ist für die Nachzahlung und Rückforderung von 
Kindergeld und Zuschlag zum Kindergeld für Be-
rechtigte mit geringem Einkommen der Anspruch ei-
nes Jahres vor 1996 maßgeblich, finden die §§ 10, 11 
und 11a in der bis zum 31. Dezember 1995 geltenden 
Fassung Anwendung. 

(4) Verfahren, die am 1. Januar 1996 anhängig 
sind, werden nach den Vorschriften des Sozialgesetz-
buches und des Bundeskindergeldgesetzes in der bis 
zum 31. Dezember 1995 geltenden Fassung zu Ende 
geführt, soweit in § 77 des Einkommensteuergeset-
zes nichts anderes bestimmt ist. 

Artikel 1 b 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

Das Finanzverwaltungsgesetz vom 30. August 
1971 (BGBl. I S. 1426, 1427), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 vom 9. August 1994 (BGBl. I S. 2058), wird 
wie folgt geändert 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird am Ende der Nummer 10 der 
Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und fol-
gende neue Nummer 11 angefügt: 

„11. die Durchführung des Familienleistungs-
ausgleichs nach Maßgabe des § 31 EStG. 
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Die Bundesanstalt für Arbeit stellt dem 
Bundesamt für Finanzen zur Durchführung 
dieser Aufgaben ihre Behörden als Fami-
lienkassen zur Verfügung; die Fachaufsicht 
obliegt dem Bundesamt für Finanzen. Das 
Nähere, insbesondere die Höhe der Ver-
waltungskostenerstattung, wird durch Ver-
waltungsvereinbarung geregelt. " 

b) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 
angefügt: 

„(3) Die vom Bundesamt für Finanzen bei der 
Durchführung des Familienleistungsausgleichs 
nach Absatz 1 Nr. 11 ausgezahlten Steuerver-
gütungen im Sinne von § 31 EStG werden je-
weils von den Ländern und Gemeinden, in de-
nen der Gläubiger der Steuervergütung seinen 
Wohnsitz hat, nach den für die Verteilung des 
Aufkommens der Einkommensteuer maßge-
benden Vorschriften mitgetragen. Das Bundes-
amt stellt nach Ablauf eines jeden Monats die 
Anteile der einzelnen L ander einschließlich ih-
rer Gemeinden an den gewährten Leistungen 
fest. Die nach Satz 2 festgestellten Anteile sind 
dem Bund von den Ländern bis zum 15. des 
dem Zahlungsmonat folgenden Monats zu er-
statten. Für den Monat Dezember ist dem Bund 
von den Ländern bis zum 15. dieses Monats ein 
Abschlag auf der Basis der Abrechnung des 
Vormonats zu leisten. Die Abrechnung für den 
Monat Dezember hat bis zum 15. Januar des 
Folgejahres zu erfolgen. Das Bundesministe-
rium der Finanzen wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates das Nähere zu bestimmen." 

2. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Auskunfts- und Teilnahmerechte" 

b) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 
angefügt: 

„(4) Das Bundesamt für Finanzen und die 
Landesfinanzbehörden stellen sich die für die 
Durchführung des § 31 EStG erforderlichen 
Daten und Auskünfte zur Verfügung. " 

Artikel 1c 

Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 

Das Solidaritätszuschlaggesetz 1995 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. Juni 1993 (BGBl. I 
S. 944), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Einleitungssatz wie folgt 
gefaßt: 

„(1) Der Solidaritätszuschlag bemißt sich vor-
behaltlich der Absätze 3 bis 5," 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ 1. soweit eine Veranlagung zur Einkom-
mensteuer oder Körperschaftsteuer vor-
zunehmen ist: 

nach der nach § 51a Abs. 2 des Einkom-
mensteuergesetzes berechneten Ein-
kommensteuer oder der Körperschaft-
steuer, vermindert um die anzurechnen-
de oder vergütete Körperschaftsteuer, 
wenn ein positiver Betrag verbleibt; " 

bb) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. soweit Lohnsteuer zu erheben oder 
ein Lohnsteuer-Jahresausgleich durch-
zuführen ist, nach § 51 a Abs. 2 a des 
Einkommensteuergesetzes; " 

cc) Nummer 4 wird gestrichen. 

c) Absatz 2 wird aufgehoben. 

d) In Absatz 4 wird Satz 1 erster Satzteil wie folgt 
gefaßt: 

„Beim Abzug vom laufenden Arbeitslohn ist 
der Solidaritätszuschlag nur zu erheben, wenn 
die Bemessungsgrundlage im jeweiligen Lohn-
zahlungszeitraum ..." 

e) In Absatz 5 werden die Worte „nach Absatz 1 
Nr. 4" gestrichen. 

2. Folgender neuer § 6 wird angefügt: 

„§ 6 

Anwendungsvorschrift 

Das Gesetz in der Fassung des Gesetzes vom ... 
(BGBl....) [JStG 1996] ist erstmals für den Veran-
lagungszeitraum 1996 anzuwenden." 

Artikel 1 d 

Änderung des Wohngeldgesetzes 

§ 12 Abs. 2 des Wohngeldgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Februar 1993 (BGBl. I 
S. 183) mit den Anlagen 1 bis 8 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. März 1992 (BGBl. I 
S. 545), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 

Juni 1995 (BGBl. I S. ...) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. In Satz 1 Nr. 1 wird die Verweisung „ § 9 a Satz 1 
Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes" durch die 
Verweisung „ § 9 a Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a des 
Einkommensteuergesetzes" ersetzt. 

2. In Satz 1 Nr. 2 wird die Verweisung „ § 9 a Satz 1 
Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes" durch die 
Verweisung „ § 9 a Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b des 
Einkommensteuergesetzes" ersetzt. 

Artikel 1 e 

Änderung des Wohngeldsondergesetzes 

In der Anlage 7 (zu § 9 Satz 1 Nr. 3) des Wohngeld-
sondergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 16. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2406), das zuletzt 
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durch Artikel 4 des Gesetzes vom ... Juni 1995 
(BGBl I S. ...) geändert worden ist, wird die Ziffer 1 
wie folgt neu gefaßt: 

„1. Altersübergangsgeld/Altersübergangsgeld - Aus-
gleichsbetrag." 

Artikel 1 f 

Änderung des Wohnungsbau-Prämiengesetzes 

o 1 Satz 1 des Wohnungsbau-Prämiengesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juli 1992 
(BGBl. I S. 1405), das durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 21. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2310) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„Unbeschränkt einkommensteuerpflichtige Personen 
im Sinne des § 1 Abs. 1 oder 2 oder des Absatzes 3 in 
Verbindung mit Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 des Ein-
kommensteuergesetzes können für Aufwendungen 
des Wohnungsbaus eine Prämie erhalten." 

Artikel 2 

Änderung der Einkommensteuer

-

Durchführungsverordnung 

Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 
1990 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Juli 1992 (BGBl. I S. 1418), zuletzt geändert durch 
Artikel 28 des Gesetzes vom 25. Oktober 1994 
(BGBl. I S. 3082), wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 7 wird folgender neuer § 8 eingefügt: 

„§ 8 

Eigenbetrieblich genutzte Grundstücke 
von untergeordnetem Wert 

Eigenbetrieblich genutzte Grundstücksteile 
brauchen nicht als Betriebsvermögen behandelt 
zu werden, wenn ihr Wert nicht mehr als ein 
Fünftel des gemeinen Werts des gesamten 
Grundstücks und nicht mehr als 40 000 DM 
beträgt." 

2. § 13 wird aufgehoben. 

3. § 22 wird aufgehoben. 

(2) Die Abschrift ist binnen zwei Wochen, von 
der Aufnahme oder Beglaubigung der Urkunde 
ab gerechnet, einzureichen. Sie soll mit der 
Steuernummer gekennzeichnet sein, mit dem 
die Kapitalgesellschaft bei dem Finanzamt ge-
führt wird. Die Absendung der Urkunde ist auf 
der zurückbehaltenen Urschrift der Urkunde 
bzw. auf einer zurückbehaltenen Abschrift zu 
vermerken. 

(3) Den Beteiligten dürfen die Urschrift, eine 
Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift der 
Urkunde erst ausgehändigt werden, wenn die 
Abschrift der Urkunde an das Finanzamt ab-
gesandt ist. " 

5b. Die Tabelle in § 55 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

Beschränkung der 
Laufzeit der Rente auf 
... Jahre ab Beginn 

des Rentenbezugs 

(ab 1. Januar 1955, 
falls die Rente vor 

diesem Zeitpunkt zu 
laufen begonnen hat) 

Der Er

-

tragsan

-

teil be

-
trägt vor

-behalt -
lidi der 
Spalte 3 

...v. H. 

Der Ertragsanteil ist 
der Tabelle in § 22 

Nr. 1 Satz 3 Buchsta

-

be a des Gesetzes zu 
entnehmen, wenn 
der Rentenberech

-
tigte zu Beginn des 
Rentenbezugs (vor 

dem 1. Januar 1955, 
falls die Rente vor 

diesem Zeitpunkt zu 
laufen begonnen hat) 
das ...:te Lebensjahr 

vollendet hatte 

1 2 3 

1 0 entfällt 
2 2 entfällt 

3 4 94 

4 7 88 

5 9 84 

6 11 82 

7 13 79 

8 15 77 

9 17 75 

10 19 73 

11 21 71 

12 23 69 

13 25 68 

14 26 67 

15 28 65 

16 29 64 

17 31 62 

18 32 61 

19 34 60 

20 35 59 

21 36 58 

22 38 56 

23 39 55 

24 40 54 

25 41 53 

26 43 51 

27 44 50 

28 45 49 

29 46 48 

30 47 47 

31 48 46 

32 49 45 

33 50 44 

34-35 51 43 

36 52 41 

37 53 40 

38 54 39 

39-40 55 38 

41 56 36 
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Beschränkung der 
Laufzeit der Rente auf 

...Jahre ab Beginn 
des Rentenbezugs 

(ab 1. Januar 1955, 
falls die Rente vor 

diesem Zeitpunkt zu 
laufen begonnen hat) 

Der Er

-

tragsan

-

teil be

-

trägt vor

-
behalt

-lich der 
Spalte 3 
...v. H. 

Der Ertragsanteil ist 
der Tabelle in § 22 

Nr. 1 Satz 3 Buchsta

-

be a des Gesetzes zu 
entnehmen, wenn 
der Rentenberech

-

tigte zu Beginn des 
Rentenbezugs (vor 

dem 1. Januar 1955, 
falls die Rente vor 

diesem Zeitpunkt zu 
laufen begonnen hat) 
das ....te Lebensjahr 

vollendet hatte 

1 2 3 

42 57 35 
43-44 58 34 

45 59 32 

46-47 60 31 

48-49 61 29 

50-51 62 28 

52-53 63 26 

54 64 24 

55-57 65 22 

58-59 66 20 

60-62 67 18 

63-64 68 16 

65-67 69 14 

68-71 70 12 

72-76 71 9 

77-83 72 6 

84-108 73 4 

mehr als 108 Der Ertragsanteil ist im- 
mer der Tabelle in § 22 Nr. 1 
Satz 3 Buchstabe a des 
Gesetzes zu entnehmen 

5c. § 56 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 56 

Steuererklärungspflicht 

Unbeschränkt Steuerpflichtige haben eine 
jährliche Einkommensteuererklärung für das ab-
gelaufene Kalenderjahr (Veranlagungszeitraum) 
in den folgenden Fällen abzugeben: 

1. Ehegatten, bei denen im Veranlagungszeit-
raum die Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 
des Gesetzes vorgelegen haben und von de-
nen keiner die getrennte Veranlagung nach 
§ 26a des Gesetzes oder die besondere Ver-
anlagung nach § 26c des Gesetzes wählt, 

a) wenn keiner der Ehegatten Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit, von denen ein 
Steuerabzug vorgenommen worden ist, 
bezogen und der Gesamtbetrag der Ein-
künfte mehr als 24 407 Deutsche Mark 
betragen hat, 

b) wenn mindestens einer der Ehegatten Ein-
künfte aus nichtselbständiger Arbeit, von 
denen ein Steuerabzug vorgenommen 

worden ist, bezogen hat und eine Veran-
lagung nach § 46 Abs. 2 Nr. 1 bis 7 des 
Gesetzes in Betracht kommt; 

2. Personen, bei denen im Veranlagungszeit-
raum die Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 
des Gesetzes nicht vorgelegen haben, 

a) wenn der Gesamtbetrag der Einkünfte 
mehr als 12 203 Deutsche Mark be tragen 
hat und darin keine Einkünfte aus nicht-
selbständiger Arbeit, von denen ein Steu-
erabzug vorgenommen worden ist, enthal-
ten sind, 

b) wenn in dem Gesamtbetrag der Einkünfte 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, 
von denen ein Steuerabzug vorgenommen 
worden ist, enthalten sind und eine Ver-
anlagung nach § 46 Abs. 2 Nr. 1 bis 6 und 
Nr. 7 Buchstabe b des Gesetzes in Be tracht 
kommt. 

Eine Steuererklärung ist außerdem abzugeben, 
wenn zum Schluß des vorangegangenen Ver-
anlagungszeitraums ein verbleibender Verlust-
abzug festgestellt worden ist." 

5d. § 60 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Wird der Gewinn nach § 4 Abs. 1 oder § 5 
des Gesetzes ermittelt, so ist der Steuerer-
klärung eine Abschrift der Bilanz, die auf dem 
Zahlenwerk der Buchführung beruht, im Fall 
der Eröffnung des Betriebs auch eine Abschrift 
der Eröffnungsbilanz, beizufügen. Werden Bü-
cher geführt, die den Grundsätzen der doppel-
ten Buchführung entsprechen, ist eine Gewinn-
und Verlustrechnung beizufügen." 

6. § 62c wird aufgehoben. 

6a. § 65 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 65 

Nachweis der Behinderung 

(1) Den Nachweis einer Behinderung hat der 
Steuerpflichtige zu erbringen: 

1. Bei einer Behinderung, deren Grad auf 
mindestens 50 festgestellt ist, durch Vorlage 
eines Ausweises nach dem Schwerbehin-
dertengesetz oder eines Bescheides der für 
die Durchführung des Bundesversorgungs-
gesetzes zuständigen Behörde, 

2. bei einer Behinderung, deren Grad auf weni-
ger als 50, aber mindestens 25 festgestellt ist, 

a) durch eine Bescheinigung der für die 
Durchführung des Bundesversorgungs-
gesetzes zuständigen Behörde auf Grund 
eines Feststellungsbescheides nach § 4 
Abs. 1 des Schwerbehindertengesetzes, 
die eine Äußerung darüber enthält, ob die 
Behinderung zu einer dauernden Einbuße 
der körperlichen Beweglichkeit geführt 
hat oder auf einer typischen Berufskrank-
heit beruht oder 

b) wenn ihm wegen seiner Behinderung nach 
den gesetzlichen Vorschriften Renten oder 
andere laufende Bezüge zustehen, durch 
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den Rentenbescheid oder den die ande-
ren laufenden Bezüge nachweisenden Be-
scheid. 

(2) Die gesundheitlichen Merkmale „hilflos" 
und „blind" hat der Steuerpflichtige durch einen 
Ausweis nach dem Schwerbehindertengesetz, 
der mit den Merkzeichen „H" oder „Bl" gekenn-
zeichnet ist, oder durch einen Bescheid der für 
die Durchführung des Bundesversorgungsgeset-
zes zuständigen Behörde, der die entsprechen-
den Feststellungen enthält, nachzuweisen. 

(3) Als Nachweis über eine Behinderung und 
den Grad der Behinderung genügen auch die 
vor dem 20. Juni 1976 ausgestellten amtlichen 
Ausweise für Schwerkriegsbeschädigte, Schwer-
beschädigte oder Schwerbehinderte sowie die 
nach § 3 Abs. 1 und 4 des Schwerbehinderten-
gesetzes in der vor dem 20. Juni 1976 geltenden 
Fassung erteilte Bescheinigung, und zwar bis 
zum Ablauf ihres derzeitigen Geltungszeit-
raums. 

(4) Der Steuerpflichtige hat die Unterlagen 
nach den Absätzen 1 bis 3 zusammen mit seiner 
Steuererklärung oder seinem Antrag auf Lohn-
steuerermäßigung der Finanzbehörde vorzu-
legen. 

(5) Ist der Behinderte verstorben und kann 
sein Rechtsnachfolger die Unterlagen nach den 
Absätzen 1 bis 3 nicht vorlegen, so genügt zum 
Nachweis eine gutachtliche Stellungnahme von 
seiten der für die Durchführung des Bundesver-
sorgungsgesetzes zuständigen Behörde. Diese 
Stellungnahme hat die Finanzbehörde einzu-
holen. " 

7. § 68c wird aufgehoben. 

8. § 73 wird aufgehoben. 

8a. § 73 f Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Schuldner der Vergütungen für die Nut-
zung oder das Recht auf Nutzung von Urheber-
rechten im Sinne des § 50a Abs. 4 Nr. 3 des Ge-
setzes braucht den Steuerabzug nicht vorzuneh-
men, wenn er diese Vergütungen auf Grund 
eines Übereinkommens nicht an den beschränkt 
steuerpflichtigen Gläubiger (Steuerschuldner), 
sondern an die Gesellschaft für musikalische 
Aufführungs- und mechanische Vervielfälti-
gungsrechte (Gema) oder an einen anderen 
Rechtsträger abführt und die obersten Finanzbe-
hörden der Länder mit Zustimmung des Bundes-
ministeriums der Finanzen einwilligen, daß die-
ser andere Rechtsträger an die Stelle des 
Schuldners tritt. " 

9. § 74 wird aufgehoben. 

10. § 76 wird aufgehoben. 

11. § 78 wird aufgehoben. 

12. § 82f wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Im Fall der Anschaffung eines Handels-
schiffs ist Absatz 1 nur anzuwenden, wenn 
das Handelsschiff vor dem 1. Januar 1996 in 
ungebrauchtem Zustand vom Hersteller oder 
nach dem 31. Dezember 1995 bis zum Ablauf 
des vierten auf das Jahr der Fertigstellung fol-
genden Jahres erworben worden ist. " 

b) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für Schiffe, 
die der Seefischerei dienen, entsprechend. 
Für Luftfahrzeuge, die vom Steuerpflichtigen 
hergestellt oder in ungebrauchtem Zustand 
vom Hersteller erworben worden sind und die 
zur gewerbsmäßigen Beförderung von Per-
sonen oder Sachen im internationalen Luft-
verkehr oder zur Verwendung zu sonstigen 
gewerblichen Zwecken im Ausland bestimmt 
sind, gelten die Absätze 1 und 3 bis 5 mit der 
Maßgabe entsprechend, daß an die Stelle der 
Eintragung in ein inländisches Seeschiffsre

-

gister die Eintragung in die deutsche Luftfahr-
zeugrolle, an die Stelle des Höchstsatzes von 
40 vom Hundert ein Höchstsatz von 30 vom 
Hundert und bei der Vorschrift des Absatzes 3 
an  die Stelle des Zeitraums von acht Jahren 
ein Zeitraum von sechs Jahren treten." 

13. § 84 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Jahreszahl „1990" durch 
die Jahreszahl „ 1996" ersetzt. 

b) Die Absätze 2 a und 2 b werden aufgehoben. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) § 29 Abs. 1 ist auch für Veranlagungs-
zeiträume vor 1996 anzuwenden, soweit die 
Fälle, in denen Ansprüche aus Versicherungs-
verträgen nach dem 13. Februar 1992 zur Til-
gung oder Sicherung von Darlehen eingesetzt 
wurden, noch nicht angezeigt worden sind." 

d) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Ab-
satz 3 a eingefügt: 

„(3 a) § 65 in der durch Gesetz vom ... 
(BGBl. I  S. ... ) (JStG 1996) geänderten Fas-
sung ist erstmals für den Veranlagungszeit-
raum 1995 anzuwenden. " 

Artikel 2 a 

Änderung der Lohnsteuer

-

Durchführungsverordnung 

§ 4 Abs. 3 Satz 2 der Lohnsteuer-Durchführungsver-
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. Oktober 1989 (BGBl. I S. 1848), die zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Februar 1992 (BGBl. I 
S. 297) geändert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„Das Betriebsstättenfinanzamt soll zulassen, daß 
Sachbezüge im Sinne des § 8 Abs. 2 Satz 5 und Abs. 3 
des Einkommensteuergesetzes, für solche Arbeit-
nehmer nicht aufzuzeichnen sind, für die durch be-
triebliche Regelungen und entsprechende Überwa- 
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chungsmaßnahmen gewährleistet ist, daß die in § 8 
Abs. 2 Satz 5 oder Abs. 3 des Einkommensteuer-
gesetzes genannten Beträge nicht überschritten 
werden. " 

Artikel 3 

Änderung des Auslandinvestment-Gesetzes 

Das Auslandinvestment-Gesetz vom 28. Juli 1969 
(BGBl. I S. 986), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 26. Juli 1994 (BGBl. I S. 1749), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 19 Abs. 5 wird aufgehoben. 

2. Dem § 19a wird folgender neuer Absatz 4 ange-
fügt: 

„(4) Die §§ 17 bis 18 a sind auf Ausschüttungen 
aus Anteilen an Vermögen aus Forderungen aus 
Gelddarlehen oder Vermögen aus Einlagen nur 
anzuwenden, soweit sie Einnahmen enthalten, die 
in Geschäftsjahren vereinnahmt worden sind, die 
nach dem 31. Juli 1994 enden; dies gilt auch für 
Zwischengewinne." 

Artikel 4 

Änderung des Ausführungsgesetzes 
Grenzgänger Niederlande 

Nach § 8 des Ausführungsgesetzes Grenzgänger 
Niederlande in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 24. Februar 1986 (BGBl. I S. 321), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Juni 1994 
(BGBl. I S. 1395) geändert worden ist, wird folgender 
neuer § 9 angefügt: 

„§ 9 
Dieses Gesetz ist letztmals für das Kalenderjahr 

1995 anzuwenden. Beim Steuerabzug vom Arbeits-
lohn gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß das Gesetz 
letztmals auf den laufenden Arbeitslohn anzuwenden 
ist, der für einen vor dem 1. Januar 1996 endenden 
Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf son-
stige Bezüge, die vor dem 1. Januar 1996 zufließen." 

Artikel 5 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. März 1991 (BGBl. I 
S. 638), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 28. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3267), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe e wird wie folgt gefaßt: 

„e) wenn bei Unterstützungskassen am Schluß 
des Wirtschaftsjahrs das Vermögen ohne Be-
rücksichtigung künftiger Versorgungsleistun-
gen nicht höher ist als das um 25 vom Hundert 

erhöhte zulässige Kassenvermögen. Für die 
Ermittlung des tatsächlichen und des zulässi-
gen Kassenvermögens gilt § 4 d des Einkom-
mensteuergesetzes. Übersteigt das Vermögen 
der Kasse den in Satz 1 bezeichneten Be trag, 
so ist die Kasse nach Maßgabe des § 6 Abs. 5 
steuerpflichtig; " 

2. entfällt 

3. 1 9 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 und 4 werden wie folgt ge-
faßt: 

„Überschreitet eine Einzelzuwendung von minde-
stens 50 000 Deutsche Mark zur Förderung wis-
senschaftlicher, mildtätiger oder als besonders för-
derungswürdig anerkannter kultureller Zwecke 
diese Höchstsätze, ist sie im Rahmen der Höchst-
sätze im Jahr der Zuwendung und in den folgen-
den sieben Veranlagungszeiträumen abzuziehen. 
§ 10d Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 des Einkommen-
steuergesetzes gilt entsprechend." 

4. entfällt 

5. entfällt 

6. entfällt 

7. entfällt 

8. entfällt 

9. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in 
den folgenden Absätzen sowie in § 54 a nichts 
anderes bestimmt ist, erstmals für den Veranla-
gungszeitraum 1996 anzuwenden. " 

b) Absatz 2 b wird wie folgt gefaßt: 

„(2 b) § 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe e ist erstmals 
für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 1995 beginnen. " 

c) Absatz 5 c wird wie folgt gefaßt: 

„(5 c) § 6 Abs. 5 Satz 1 ist auf am 31. Dezem-
ber 1995 bestehende Unterstützungskassen für 
vor dem 1. Januar 1999 endende Wirtschaftsjah-
re nur anzuwenden, soweit sich aus § 5 Abs. 1 
Nr. 3 Buchstabe e in der für vor dem 1. Januar 
1996 endende Wirtschaftsjahre geltenden Fas-
sung ein übersteigendes Vermögen ergeben 
würde. § 6 Abs. 6 bleibt unberührt." 

Artikel 6 

Änderung des Umwandlungssteuergesetzes 

Das Umwandlungssteuergesetz (UmwStG) vom 
28. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3267) wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 22 Abs. 1 und 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Setzt die Kapitalgesellschaft das einge-
brachte Betriebsvermögen mit dem Buchwert 
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(§ 20 Abs. 2 Satz 2) an, so gelten § 4 Abs. 2 Satz 3 
und § 12 Abs. 3 Satz 1 entsprechend. 

(2) Setzt die Kapitalgesellschaft das einge-
brachte Betriebsvermögen mit einem über dem 
Buchwert, aber unter dem Teilwert liegenden 
Wert an, so gilt § 12 Abs. 3 Satz 1 entsprechend 
mit der folgenden Maßgabe: 

1. Die Absetzungen für Abnutzung oder Sub-
stanzverringerung nach § 7 Abs. 1, 4, 5 und 6 
des Einkommensteuergesetzes sind vom Zeit-
punkt der Einbringung an nach den Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten des Einbrin-
genden, vermehrt um den Unterschiedsbetrag 
zwischen dem Buchwert der einzelnen Wi rt

-schaftsgüter und dem Wert, mit dem die Kapi-
talgesellschaft die Wi rtschaftsgüter ansetzt, zu 
bemessen. 

2. Bei den Absetzungen für Abnutzung nach § 7 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes tritt im 
Zeitpunkt der Einbringung an  die Stelle des 
Buchwerts der einzelnen Wirtschaftsgüter der 
Wert, mit dem die Kapitalgesellschaft die Wirt

-schaftsgüter ansetzt. " 

la. § 24 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) § 22 gilt entsprechend; in den Fällen der 
Ausgliederung auf eine Personenhandelsgesell-
schaft nach § 123 Abs. 3 des Umwandlungsgeset-
zes gilt auch § 20 Abs. 7 und 8 entsprechend.” 

lb. Nach § 25 wird folgender neuer elfter Teil einge-
fügt: 

„Elfter Teil 
Gewerbesteuer 

§ 25a 

In den Fällen des achten bis zehnten Teils kann 
der maßgebende Gewerbeertrag der überneh-
menden Personengesellschaft oder Kapitalgesell-
schaft nicht um die vortragsfähigen Fehlbeträge 
des übertragenden Rechtsträgers im Sinne des 
§ 10a des Gewerbesteuergesetzes gekürzt wer-
den. " 

1 c. Die bisherigen Teile elf und zwölf werden Teile 
zwölf und dreizehn. 

2. Die Anlage zum Umwandlungssteuergesetz wird 
wie folgt gefaßt: 

„ Kapitalgesellschaften im Sinne des Artikels 3 
der Richtlinie 90/434/EWG des Rates vom 23. Juli 
1990 über das gemeinsame Steuersystem für Fu-
sionen, Spaltungen, die Einbringung von Unter-
nehmensteilen und den Austausch von Anteilen, 
die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaa-
ten betreffen (ABl EG Nr. L 225 S. 1), ergänzt 
durch die Akte über die Bedingungen des Bei-
tritts der Republik Österreich der Republik Finn-
land und des Königreichs Schweden und die An-
passung der die Europäische Union begründen-
den Verträge vom 24. Juni 1994 (BGBl II S. 2031) 

Kapitalgesellschaft im Sinne des Artikels 3 der 
genannten Richtlinie ist jede Gesellschaft, die 

1. eine der aufgeführten Formen aufweist: 

- Gesellschaften belgischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

naamloze vennootschap/société anonyme, 
commenditaire vennootschap op aandelen/

-
société en commandite par actions, besloten 
vennootschap met beperkte aansprakelijk-
heid/société privée à responsabilité limitée 
sowie öffentlich-rechtliche Körperschaften, 
deren Tätigkeit unter das Privatrecht fällt; 

- Gesellschaften dänischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

aktieselskab, anpartsselskab; 

- Gesellschaften deutschen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

Aktiengesellschaft, Kommanditgesellschaft 
auf Aktien, Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung, bergrechtliche Gewerkschaft; 

- Gesellschaften finnischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

osakeyhtiö/aktiebolag, osuuskunta/andels-
lag, säästöpankki/sparbank and vakuutu-
syhtiö/ försäkringsbolag; 

- Gesellschaften griechischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

Avthvuµ.T) ETaLpk ; 

- Gesellschaften spanischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

sociedad anonima, sociedad comanditaria 
por acciones, sociedad de responsabilidad 
limitada sowie öffentlichrechtliche Körper-
schaften, deren Tätigkeit unter das Privat-
recht fällt; 

- Gesellschaften französischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

société anonyme, société en commandite 
par actions, société à responsabilité limitée 
sowie die staatlichen Industrie- und Han-
delsbetriebe und -unternehmen; 

- Gesellschaften irischen Rechts mit der Be-
zeichnung: 

public companies limited by shares or by 
guarantee, private companies limited by 
shares or by guarantee, gemäß den Indu-
strial and Provident Societies Acts eingetra-
gene Einrichtungen oder gemäß den Buil-
ding Societies Acts eingetragene "building 
societies"; 

- Gesellschaften italienischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

società per azioni, società in accomandita 
per azioni, società a responsabilità limitata 
sowie die staatlichen und p rivaten Indu-
strie- und Handelsunte rnehmen; 

- Gesellschaften luxemburgischen Rechts mit 
der Bezeichnung: 

société anonyme, société en commandite 
par actions, société à responsabilité limitée; 
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- Gesellschaften niederländischen Rechts mit 
der Bezeichnung: 

naamloze vennootschap, besloten vennoot

-

schap met beperkte aansprakelijkheid; 

Gesellschaften österreichischen Rechts mit der 
Bezeichnung: 

Aktiengesellschaft, Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung; 

- Gesellschaften portugiesischen Rechts in 
Form von Handelsgesellschaften, zivilrecht-
lichen Handelsgesellschaften oder Genos-
senschaften sowie die öffentlichen Unter-
nehmen; 

- Gesellschaften schwedischen Rechts mit 
der Bezeichnung: 

aktiebolag, bankaktiebolag, försäkringsak-
tiebolag; 

- nach dem Recht des Vereinigten König-
reichs gegründete Gesellschaften. 

2. nach dem Steuerrecht eines Mitgliedstaats in 
bezug auf den steuerlichen Wohnsitz als in 
diesem Staat ansässig und auf Grund eines mit 
einem dritten Staat geschlossenen Doppelbe-
steuerungsabkommens in bezug auf den steu-
erlichen Wohnsitz nicht als außerhalb der Ge-
meinschaft ansässig betrachtet wird und 

3. ohne Wahlmöglichkeit einer der nachstehen-
den Steuern 

- vennootschapsbelasting/impôt des sociétés 
in Belgien, 

- selskabsskat in Dänemark, 

- Körperschaftsteuer in Deutschland 

- Yhteisöjen tulovero/inkomstskatten för 
samfund in Finnland, 

- cpópos €WcT 2µaTOS VOpJ Kwv i1poaw7 ruOv 

KEp6OQKOTTLKOV XapaKTrjpa in Griechenland, 

- impuesto sobre sociedades in Spanien, 

- impôt sur les sociétés in Frankreich, 

- corporation tax in Irland, 

- imposta sul reddito delle persone giuridiche 
in Italien, 

- impôt sur le revenu des collectivités in Lu-
xemburg, 

- vennootschapsbelasting in den Niederlan-
den, 

- Körperschaftsteuer in Österreich, 

imposto sobre o rendimento das pessoas co-
lectivas in Portugal 

- Statlig inkomstskatt in Schweden, 

- Corporation tax im Vereinigten Königreich 

oder irgendeiner Steuer, die eine dieser 
Steuern ersetzt, unterliegt, ohne davon befreit 
zu sein." 

Artikel 7 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. März 1991 (BGB1. I S. 814), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
28. Oktober 1994 (BGB1. I S. 3267), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 14 a wird wie folgt gefaßt: 

„14 a. auf Antrag landwirtschaftliche Produk-
tionsgenossenschaften und deren 
Rechtsnachfolger in der Rechtsform der 
Genossenschaft in dem in Artikel 3 des 
Einigungsvertrags genannten Gebiet 
für die Erhebungszeiträume 1991 bis 
1993. In den Erhebungszeiträumen 
1992 und 1993 ist Voraussetzung für die 
Steuerbefreiung, daß sich ihre Tätigkeit 
auf den Betrieb der Land- und Forst-
wirtschaft beschränkt;". 

b) Nummer 24 wird wie folgt gefaßt: 

„24. die folgenden Kapitalbeteiligungsge-
sellschaften für die mittelständische 
Wirtschaft, soweit sich deren Geschäfts-
betrieb darauf beschränkt, im öffentli-
chen Interesse mit Eigenmitteln oder 
mit staatlicher Hilfe Beteiligungen zu 
erwerben, wenn der von ihnen erzielte 
Gewinn ausschließlich und unmittelbar 
für die satzungsmäßigen Zwecke der 
Beteiligungsfinanzierung verwendet 
wird: Mittelständische Beteiligungsge-
sellschaft Baden- Württemberg GmbH, 
Kapitalbeteiligungsgesellschaft für die 
mittelständische Wirtschaft Bayerns 
mbH, MBG Mittelständische Beteili-
gungsgesellschaft Hessen GmbH, Mit-
telständische Beteiligungsgesellschaft 
Niedersachsen (MBG) mbH, Kapitalbe-
teiligungsgesellschaft für die mittelstän-
dische Wirtschaft in Nordrhein-Westfa-
len mbH, Mittelständische Beteili-
gungs- und Wagnisfinanzierungsgesell-
schaft Rheinland-Pfalz mbH, Saarländi-
sche Kapitalbeteiligungsgesellschaft 
mbH, Gesellschaft für Wagniskapital 
Mittelständische Beteiligungsgesell-
schaft Schleswig-Holstein Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung - MBG -, 

Technologie-Beteiligungs-Gesellschaft 
mbH der Deutschen Ausgleichsbank, 
bgb Beteiligungsgesellschaft Berlin 
mbH für kleine und mittlere Betriebe, 
Mittelständische Beteiligungsgesell-
schaft Berlin-Brandenburg mbH, Mit-
telständische Beteiligungsgesellschaft 
Mecklenburg-Vorpommern mbH, Mit-
telständische Beteiligungsgesellschaft 
Sachsen mbH, Mittelständische Beteili-
gungsgesellschaft Sachsen-Anhalt mbH, 
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Mittelständische 	Beteiligungsgesell

-

schaft Thüringen (MBG) mbH;" 

2. entfällt 

3. entfällt 

4. entfällt 

5. In § 9 Nr. 5 werden die Sätze 3 bis 5 durch folgen-
de Sätze ersetzt: 

,,Überschreitet eine Einzelzuwendung von min-
destens 50 000 Deutsche Mark zur Förderung 
wissenschaftlicher, mildtätiger oder als beson-
ders förderungswürdig anerkannter kultureller 
Zwecke diese Höchstsätze, ist die Kürzung im 
Rahmen der Höchstsätze im Jahr der Zuwendung 
und in den folgenden sieben Erhebungszeiträu-
men vorzunehmen. § 10b Abs. 3 und 4 Satz 1 so-
wie § 10d Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 des Einkom-
mensteuergesetzes und § 9 Abs. 2 Satz 2 bis 5 
und Abs. 3 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes 
gelten entsprechend. " 

6. entfällt 

7. entfällt 

8. entfällt 

9. entfällt 

10. § 14b wird wie folgt gefaßt: 

„§ 14 b 
Verspätungszuschlag 

Ein nach § 152 der Abgabenordnung zu ent-
richtender Verspätungszuschlag fließt der Ge-
meinde zu. Sind mehrere Gemeinden an der Ge-
werbesteuer beteiligt, so fließt der Verspätungs-
zuschlag der Gemeinde zu, in der sich die Ge-
schäftsleitung am Ende des Erhebungszeitraums 
befindet. Befindet sich die Geschäftsleitung im 
Ausland, so fließt der Verspätungszuschlag der 
Gemeinde zu, in der sich die wi rtschaftlich be-
deutendste Betriebsstätte befindet. Auf den Ver-
spätungszuschlag ist der Hebesatz der Gemeinde 
nicht anzuwenden. " 

11. entfällt 

12. entfällt 

13. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die vorstehende Fassung dieses Geset-
zes ist, soweit in den folgenden Absätzen 
nichts anderes bestimmt ist, erstmals für den 
Erhebungszeitraum 1996 anzuwenden. " 

b) Absatz 1 a wird wie folgt gefaßt: 

„ (1 a) § 2 a in der Fassung des Artikels 13 
Nr. 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 1993 
(BGBl. I S. 2310) ist erstmals für den Erhe-
bungszeitraum 1995 anzuwenden. " 

Nach Absatz 2 a wird folgender neuer Absatz 
2 b eingefügt: 

„ (2 b) § 3 Nr. 14 a ist erstmals für den Erhe-
bungszeitraum 1991 anzuwenden. " 

c) Die bisherigen Absätze 2 b bis 2 d werden 
neue Absätze 2 c bis 2 e. 

14. entfällt 

Artikel 8 

Änderung der 
Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung 

Die Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 21. März 
1991 (BGBl. I S. 831), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 17. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2172), wird 
wie folgt geändert: 

1. entfällt 

2. entfällt 

3. entfällt 

4. entfällt 

5. § 21 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 21 
Kürzungen für Grundstücke 
im Zustand der Bebauung 

Befindet sich ein Grundstück im Zustand der 
Bebauung, so bemessen sich die Kürzungen nach 
§ 9 Nr. 1 Satz 1 und nach § 12 Abs. 3 Nr. 1 des Ge-
setzes nach dem Einheitswert, der nach § 91 
Abs. 1 des Bewertungsgesetzes oder nach § 33 a 
der Durchführungsverordnung zum Reichsbewer-
tungsgesetz vom 2. Februar 1935 (RGBl. I S. 81) 
festgestellt ist." 

6. entfällt 

7. § 29 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Setzt das Finanzamt nach § 19 Abs. 3 Satz 3 
des Gesetzes einen einheitlichen Steuermeßbetrag 
für Zwecke der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen 
fest, so braucht ein Zerlegungsbescheid nicht er-
teilt zu werden. Die hebeberechtigten Gemeinden 
können an dem Steuermeßbetrag in demselben 
Verhältnis beteiligt werden, nach dem die Zerle-
gungsanteile in dem unmittelbar vorangegange-
nen Zerlegungsbescheid festgesetzt sind. Das Fi-
nanzamt hat in diesem Fall gleichzeitig mit der 
Festsetzung des einheitlichen Steuermeßbetrags 
den hebeberechtigten Gemeinden mitzuteilen 

1. den Hundertsatz, um den sich der Steuermeß-
betrag gegenüber dem in der Mitteilung über 
die Zerlegung (§ 188 Abs. 1 der Abgabenord-
nung) angegebenen einheitlichen Steuermeß-
betrag erhöht oder ermäßigt, oder den Zerle-
gungsanteil, 

2. den Erhebungszeitraum, für den die Änderung 
erstmals gilt."  
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8. entfällt 

9. § 36 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 36 
Anwendungszeitraum 

Die vorstehende Fassung dieser Verordnung ist 
erstmals für den Erhebungszeitraum 1996 anzu-
wenden." 

Artikel 9 

Änderung des Investitionszulagengesetzes 1993 

Das Investitionszulagengesetz 1993 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. September 1993 
(BGBl. I S. 1650), geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 24. Juni 1994 (BGBl. I S. 1395, 3856), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 3 
Investitionszeiträume 

Die Investitionen sind begünstigt, wenn sie der 
Anspruchsberechtigte 

1. nach dem 31. Dezember 1990 und vor dem 1. Ju-
li 1992 abgeschlossen hat oder 

2. vor dem 1. Januar 1993 begonnen sowie nach 
dem 30. Juni 1992 und vor dem 1. Januar 1995 
abgeschlossen hat oder 

3. nach dem 31. Dezember 1992 und vor dem 1. Ju-
li 1994 begonnen sowie vor dem 1. Januar 1997 
abgeschlossen hat oder 

4. nach dem 30. Juni 1994 begonnen sowie vor 
dem 1. Januar 1999 abgeschlossen hat und es 
sich um Investitionen in Betrieben des verarbei-
tenden Gewerbes oder um Investitionen im 
Sinne des § 5 Abs. 2, 3 oder 4 handelt oder 

5. nach dem 30. Juni 1994 begonnen sowie vor 
dem 1. Januar 1997 abgeschlossen hat und es 
sich nicht um Investitionen im Sinne der Num-
mer 4 handelt. 

Hat ein Betrieb Betriebsstätten im Fördergebiet 
und außerhalb des Fördergebiets, gilt bei Investi-
tionen im Sinne der Nummer 4 für die Einordnung 
eines Betriebs in das verarbeitende Gewerbe die 
Gesamtheit aller Betriebsstätten im Fördergebiet 
als ein Betrieb. Die Nummern 3 bis 5 gelten nicht 
bei Investitionen in Betriebsstätten der Kreditinsti-
tute, des Versicherungsgewerbes - ausgenommen 
der Versicherungsvertreter und Versicherungs-
makler -, der Elektrizitätsversorgung, der Gasver-
sorgung und vorbehaltlich des § 5 Abs. 4 nicht bei 
Investitionen in Betriebsstätten des Handels. Inve-
stitionen sind in dem Zeitpunkt abgeschlossen, in 
dem die Wirtschaftsgüter angeschafft oder herge-
stellt werden. Investitionen sind in dem Zeitpunkt 
begonnen, in dem die Wirtschaftsgüter bestellt 
oder herzustellen begonnen worden sind. " 

2. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 5 
Höhe der Investitionszulage 

(1) Die Investitionszulage beträgt 

1. bei Investitionen im Sinne des 
§ 3 Nr. 1 	 12 vom Hundert , 

2. bei Investitionen im Sinne des 
§ 3 Nr. 2 und 3 	 8 vom Hundert, 

3. bei Investitionen im Sinne des 
§ 3 Nr. 4 und 5 	 5 vom Hundert 

der Bemessungsgrundlage. 

(2) Die Investitionszulage erhöht sich bei Investi-
tionen im Sinne des § 3 Nr. 3 und 4, die der An-
spruchsberechtigte vor dem 1. Januar 1995 begon-
nen und vor dem 1. Januar 1997 abgeschlossen 
hat, auf 20 vom Hundert der Bemessungsgrundla-
ge, soweit die Bemessungsgrundlage im Wirt-
schaftsjahr 1 Million Deutsche Mark nicht über-
steigt, wenn 

1. die Investitionen vorgenommen werden von 

a) Steuerpflichtigen im Sinne des Einkommen- . 
steuergesetzes, die am 9. November 1989 ei-
nen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt in dem in Artikel 3 des Einigungsver-
trages genannten Gebiet hatten, oder 

b) Gesellschaften im Sinne des § 15 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 und Abs. 3 des Einkommensteu-
ergesetzes, bei denen mehr als die Hälfte der 
Anteile unmittelbar Steuerpflichtigen im 
Sinne des Buchstaben a zuzurechnen sind, 
oder 

c) Steuerpflichtigen im Sinne des Körper-
schaftsteuergesetzes, an deren Kapital zu 
mehr als der Hälfte unmittelbar Steuerpflich-
tige im Sinne des Buchstaben a beteiligt sind, 
und 

2. die Wirtschaftsgüter mindestens 3 Jahre nach 
ihrer Anschaffung oder Herstellung 

a) zum Anlagevermögen des Betriebs eines 
Gewerbetreibenden, der in die Handwerks-
rolle oder das Verzeichnis handwerksähn-
licher Betriebe eingetragen ist, oder eines 
Betriebs des verarbeitenden Gewerbes ge-
hören und 

b) in einem solchen Betrieb verbleiben. 

§ 19 Abs. 1 Satz 2 der Abgabenordnung gilt sinn-
gemäß. 

(3) Die Investitionszulage erhöht sich bei Investi-
tionen im Sinne des § 3 Nr. 4 auf 10 vom Hundert 
der Bemessungsgrundlage, soweit die Bemes-
sungsgrundlage im Wirtschaftsjahr 5 Millionen 
Deutsche Mark nicht übersteigt, wenn 

1. der Betrieb zu Beginn des Wirtschaftsjahrs, in 
dem die Investitionen vorgenommen werden, 
nicht mehr als 250 Arbeitnehmer in einem ge-
genwärtigen Dienstverhältnis beschäftigt, die 
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Arbeitslohn, Kurzarbeitergeld oder Schlecht-
wettergeld beziehen, und 

2. die Wirtschaftsgüter mindestens 3 Jahre nach 
ihrer Anschaffung oder Herstellung 

a) zum Anlagevermögen eines Betriebs des An-
spruchsberechtigten, der in die Handwerks-
rolle oder das Verzeichnis handwerksähn-
licher Betrieb eingetragen ist, oder eines Be-
triebs des verarbeitenden Gewerbes des An-
spruchsberechtigten gehören und 

b) in einem solchen Betrieb des Anspruchsbe-
rechtigten verbleiben. 

Satz 1 gilt nicht bei Investitionen, die der An-
spruchsberechtigte vor dem 1. Januar 1995 begon-
nen hat und bei denen die Voraussetzungen von 
Absatz 2 Nr. 1 vorliegen. 

(4) Die Investitionszulage erhöht sich bei Investi-
tionen im Sinne des § 3 Nr. 4, die der Anspruchs-
berechtigte nach dem 31. Dezember t995 begon-
nen hat, auf 10 vom Hundert der Bemessungs-
grundlage, soweit die Bemessungsgrundlage im 
Wirtschaftsjahr 250 000 Deutsche Mark nicht über-
steigt, wenn 

1. der Betrieb zu Beginn des Wirtschaftsjahrs, in 
dem die Investitionen vorgenommen werden, 
nicht mehr als 50 Arbeitnehmer in einem ge-
genwärtigen Dienstverhältnis beschäftigt, die 
Arbeitslohn, Kurzarbeitergeld oder Schlecht-
wettergeld beziehen, 

2. die Wirtschaftsgüter mindestens 3 Jahre nach 
ihrer Anschaffung oder Herstellung 

a) zum Anlagevermögen eines Betriebs des 
Groß- oder Einzelhandels des Anspruchsbe-
rechtigten gehören und 

b) in  einer Betriebsstätte des Groß- oder Einzel-
handels des Anspruchsberechtigten verblei-
ben und 

3. der Steuerpflichtige durch eine Bescheinigung 
der zuständigen Gemeindebehörde nachweist, 
daß der Betrieb im Zeitpunkt des Abschlusses 
der Investitionen nicht in einem Gebiet liegt, 
das der Gebietskategorie Industriegebiet oder 
Gewerbegebiet entspricht oder das ein Sonder-
gebiet im Sinne des § 11 Abs. 3 der Baunut-
zungsverordnung ist. 

Satz 1 gilt nicht bei Investitionen, bei denen die 
Voraussetzungen von Absatz 3 vorliegen. " 

3. § 11 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) In dem Teil des Landes Berlin, in dem das 
Grundgesetz schon vor dem 3. Oktober 1990 ge-
golten hat (Berlin-West), ist dieses Gesetz bei Inve-
stitionen anzuwenden, mit denen der Anspruchs-
berechtigte nach dem 30. Juni 1991 begonnen hat. 
Dabei gilt abweichend von § 3 Satz 1 und § 5 fol-
gendes: 

1. Die Investitionszulage beträgt 12 vom Hundert 
der Bemessungsgrundlage bei Investitionen, 
die der Anspruchsberechtigte 

a) vor dem 1. Januar 1992 abgeschlossen hat 
oder 

b) nach dem 31. Dezember 1991 und vor dem 
1. Juli 1992 abgeschlossen hat, soweit vor 
dem 1. Januar 1992 Anzahlungen auf An-
schaffungskosten geleistet worden oder Teil-
herstellungskosten entstanden sind. 

2. Die Investitionszulage beträgt 8 vom Hundert 
der Bemessungsgrundlage bei Investitionen, 
die der Anspruchsberechtigte 

a) nach dem 31. Dezember 1991 und vor dem 
1. Juli 1992 abgeschlossen hat, soweit die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten die 
vor dem 1. Januar 1992 geleisteten Anzah-
lungen auf Anschaffungskosten oder ent-
standenen Teilherstellungskosten überstei-
gen, oder 

b) nach dem 30. Juni 1992 und vor dem 1. Ja-
nuar 1993 abgeschlossen hat oder 

c) vor dem 1. Januar 1993 begonnen sowie nach 
dem 31. Dezember 1992 und vor dem 1. Ja-
nuar 1995 abgeschlossen hat, soweit vor dem 
1. Januar 1993 Anzahlungen auf Anschaf-
fungskosten geleistet worden oder Teilher-
stellungskosten entstanden sind. 

3. § 5 Abs. 3 ist bei Investitionen anzuwenden, mit 
denen der Anspruchsberechtigte nach dem 
31. Dezember 1995 begonnen  hat."  

Artikel 10 

Änderung des Fördergebietsgesetzes 

Das Fördergebietsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. September 1993 (BGBl. I 
S. 1654) wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 1 und 2 werden wie folgt gefaßt: 

„(1) Bemessungsgrundlage für die Sonderab-
schreibungen sind die Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten der angeschafften oder hergestell-
ten Wirtschaftsgüter oder die Herstellungskosten, 
die für die nachträglichen Herstellungsarbeiten 
aufgewendet worden sind, oder die Anschaffungs-
kosten, die auf Modernisierungsmaßnahmen und 
andere nachträgliche Herstellungsarbeiten im 
Sinne des § 3 Satz 2 Nr. 3 entfallen. Die Sonderab-
schreibungen können im Jahr des Investitionsab-
schlusses und in den folgenden vier Jahren in An-
spruch genommen werden. Investitionen sind in 
dem Zeitpunkt abgeschlossen, in dem die Wirt-
schaftsgüter angeschafft oder hergestellt oder die 
nachträglichen Herstellungsarbeiten beendet wor-
den sind. In den Fällen des § 3 Satz 2 Nr. 3 tritt an 
die Stelle des Jahres der Anschaffung das Jahr der 
Beendigung der nachträglichen Herstellungsar-
beiten. Die Sonderabschreibungen können bereits 
für Anzahlungen auf Anschaffungkosten und für 
Teilherstellungskosten in Anspruch genommen 
werden. 
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(2) Die Sonderabschreibungen betragen vorbe-
haltlich des Satzes 2 bei Investitionen, die 

1. nach dem 31. Dezember 1990 und vor dem 1. Ja-
nuar 1997 abgeschlossen werden, bis zu 50 vom 
Hundert der Bemessungsgrundlage, 

2. nach dem 31. Dezember 1996 und vor dem 1. Ja-
nuar 1999 abgeschlossen werden, 

a) bis zu 50 vom Hundert, soweit vor dem 1. Ja-
nuar 1997 Anzahlungen auf Anschaffungko-
sten geleistet worden oder Teilherstellungs-
kosten entstanden sind, und 

b) bis zu 40 vom Hundert, soweit die Bemes-
sungsgrundlage die vor dem 1. Januar 1997 
geleisteten Anzahlungen auf Anschaffungs-
kosten oder entstandenen Teilherstellungs-
kosten übersteigt, 

3. nach dem 31. Dezember 1998 abgeschlossen 
werden, 

a) bis zu 50 vom Hundert, soweit nach dem 
31. Dezember 1990 und vor dem 1. Januar 
1997 Anzahlungen auf Anschaffungskosten 
geleistet worden oder Teilherstellungskosten 
entstanden sind, und 

b) bis zu 40 vom Hundert, soweit nach dem 
31. Dezember 1996 und vor dem 1. Januar 
1999 Anzahlungen auf Anschaffungskosten 
geleistet worden oder Teilherstellungskosten 
entstanden sind. 

Bei Baumaßnahmen im Sinne des § 3 tritt an die 
Stelle des Satzes von 40 vom Hundert jeweils 

1. der Satz von 25 vom Hundert, soweit die unbe-
weglichen Wirtschaftsgüter mindestens fünf 
Jahre nach ihrer Anschaffung oder Herstellung 
Wohnzwecken dienen, 

2. der Satz von 20 vom Hundert, soweit die unbe-
weglichen Wirtschaftsgüter nicht mindestens 
fünf Jahre nach ihrer Anschaffung oder Herstel-
lung 

a) in einem Betrieb des verarbeitenden Gewer-
bes zu eigenbetrieblichen Zwecken verwen-
det werden oder 

b) Wohnzwecken dienen. 

Satz 2 gilt nicht bei Modernisierungsmaßnahmen 
und anderen nachträglichen Herstellungsarbeiten 
an unbeweglichen Wirtschaftsgütern und nicht in 
den Fällen des § 3 Satz 2 Nr. 3. Hat ein Bet rieb Be-
triebsstätten im Fördergebiet und außerhalb des 
Fördergebiets, gilt für die Einordnung eines Be-
triebs in das verarbeitende Gewerbe die Gesamt-
heit aller Betriebsstätten im Fördergebiet als ein 
Betrieb." 

2. Nach § 7 wird folgender neuer § 7 a eingefügt: 

„§7a 
Steuerermäßigung für Darlehen zur 

Verstärkung des haftenden Kapitals von 
kleinen und mittleren Betrieben 

(1) Bei unbeschränkt Steuerpflichtigen im Sinne 
des Einkommensteuergesetzes, die Darlehen nach 
Absatz 2 gewähren, ermäßigt sich die Einkom-

mensteuer für den Veranlagungszeitraum der Dar-
lehensgewährung um 12 vom Hundert der ge-
währten Darlehen, höchstens jedoch um 50 vom 
Hundert der Einkommensteuer, die sich ohne die 
Ermäßigung ergeben würde. 

(2) Voraussetzung für die Steuerermäßigung ist, 
daß 

1. die Darlehen der Kreditanstalt für Wiederauf-
bau oder der Deutschen Ausgleichsbank (Kapi-
talsammelstellen) nach dem 31. Dezember 1995 
und vor dem 1. Januar 1999 gewährt werden, 

2. die Darlehen nach den vertraglichen Vereinba-
rungen eine Laufzeit von mindestens zehn Jah-
ren haben, am Ende der Laufzeit in einem Be-
trag zu tilgen sind und nicht vorzeitig gekün-
digt werden dürfen, und 

3. der Zeitpunkt der Gewährung der Darlehen, 
ihre Höhe und die in den Nummern 1 und 2 ge-
nannten Voraussetzungen durch eine Beschei-
nigung der Kapitalsammelstelle nachgewiesen 
werden. 

(3) Die Kapitalsammelstellen haben den Ab-
schluß von Darlehensverträgen abzulehnen, wenn 
die in dem jeweiligen Kalenderjahr bereits aufge-
nommenen Darlehen den Betrag von insgesamt 
500 Millionen Deutsche Mark erreicht haben. Die 
Kapitalsammelstellen haben die Mittel aus den 
Darlehen unmittelbar als haftendes Kapital an 
kleine und mittlere Gewerbebetriebe weiterzulei-
ten zur Finanzierung von Betriebsstätten, die in 
dem Teil des Fördergebiets liegen, in dem das 
Grundgesetz vor dem 3. Oktober 1990 nicht gegol-
ten hat. Kleine und mittlere Gewerbebetriebe sind 
Unternehmen mit einem Jahresumsatz bis zu 500 
Millionen Deutsche Mark. Die Kapitalsammelstel-
len haben die Entgelte für die Zuführung der Mit-
tel aus den Darlehen so festzulegen, daß die Rück-
zahlung und Verzinsung der Darlehen gewährlei-
stet erscheint. Die Vergabe und Verwaltung der 
Mittel aus den Darlehen erfolgt nach einer Richtli-
nie, die das Bundesministerium für Wirtschaft im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Fi-
nanzen erläßt." 

3. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) § 5 ist anzuwenden bei 

1. Wirtschaftsgütern, die nach dem 31. Dezem-
ber 1990 und vor dem 1. Januar 1999 ange-
schafft oder hergestellt werden, und bei 
nachträglichen Herstellungsarbeiten, die in 
diesem Zeitraum beendet werden, sowie 

2. nach dem 31. Dezember 1990 und vor dem 
1. Januar 1999 geleisteten Anzahlungen auf 
Anschaffungskosten und entstandenen Teil-
herstellungskosten. " 

b) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 1a 
eingefügt: 

„(1a) Bei beweglichen Wirtschaftsgütern, die 
im Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung 
zum Anlagevermögen einer Betriebsstätte in 
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dem Teil des Landes Ber lin gehören, in dem das 
Grundgesetz schon vor dem 3. Oktober 1990 
gegolten hat (Berlin-West), bei unbeweg lichen 
Wirtschaftsgütern in Berlin-West und bei nach-
träglichen Herstellungsarbeiten an diesen Wirt-
schaftsgütern sind die §§ 1 bis 5 anzuwenden, 
wenn 

1. der Steuerpflichtige sie nach dem 30. Juni 
1991 bestellt oder herzustellen begonnen 
hat, und 

2. a) die Wirtschaftsgüter nach dem 31. Dezem-
ber 1990 und vor dem 1. Januar 1995 an-
geschafft oder hergestellt und die nach-
träglichen Herstellungsarbeiten in diesem 
Zeitraum beendet worden sind, oder 

b) die Wirtschaftsgüter nach dem 31. Dezem-
ber 1995 und vor dem 1. Januar 1999 an-
geschafft oder hergestellt werden, soweit 
die Anschaffungs- oder Herstellungsko-
sten die nach dem 31. Dezember 1994 und 
vor dem 1. Januar 1996 geleisteten Anzah-
lungen auf Anschaffungskosten oder ent-
standenen Teilherstellungkosten überstei-
gen, oder 

c) die Wirtschaftsgüter nach dem 31. Dezem-
ber 1998 angeschafft oder hergestellt wer-
den, soweit nach dem 31. Dezember 1990 
und vor dem 1. Januar 1995 sowie nach 
dem 31. Dezember 1995 und vor dem 1. Ja-
nuar 1999 Anzahlungen auf Anschaf-
fungskosten geleistet worden oder Teilher-
stellungskosten entstanden sind. 

Als Beginn der Herstellung im Sinne der Num-
mer 1 gilt bei Baumaßnahmen, für die eine Bau-
genehmigung erforderlich ist, der Zeitpunkt, in 
dem der Bauantrag gestellt wird. In Nummer 2 
Buchstabe a tritt bei unbeweglichen Wi rt

-schaftsgütern und nachträglichen Herstellungs-
arbeiten an  unbeweglichen Wirtschaftgütern an 
die Stelle des 1. Januar 1995 der 1. Januar 1999, 
soweit die unbeweg lichen Wirtschaftsgüter 
oder die durch die nachträglichen Herstellungs-
arbeiten geschaffenen Teile mindestens fünf 
Jahre nach ihrer Anschaffung oder Herstellung 
oder nach Beendigung der nachträglichen Her-
stellungsarbeiten Wohnzwecken dienen und 
nicht zu einem Betriebsvermögen gehören. 
Nummer 2 Buchstabe b und c ist nur anzuwen-
den bei 

1. unbeweglichen Wirtschaftsgütern, soweit sie 
mindestens fünf Jahre nach ihrer Anschaf-
fung oder Herstellung in einem Bet rieb des 
verarbeitenden Gewerbes verwendet wer-
den, und 

2. beweglichen Wirtschaftsgütern, die minde-
stens drei Jahre nach ihrer Anschaffung oder 
Herstellung 

a) zum Anlagevermögen eines Bet riebs des 
Steuerpflichtigen gehören, der in die 
Handwerksrolle oder das Verzeichnis 
handwerksähnlicher Betriebe eingetragen 
ist, oder eines Betriebs des verarbeitenden 

Gewerbes des Steuerpflichtigen gehören 
und 

b) in einem solchen Betrieb des Steuerpflich-
tigen verbleiben, 

wenn der Bet rieb zu Beginn des Wirtschafts-
jahrs, in dem die Wirtschaftsgüter angeschafft 
oder hergestellt werden, nicht mehr als 250 Ar-
beitnehmer in einem gegenwärtigen Dienstver-
hältnis beschäftigt, die Arbeitslohn, Kurzarbei-
tergeld oder Schlechtwettergeld beziehen. Er-
füllen Wirtschaftsgüter, die nach dem 31. De-
zember 1994 angeschafft oder hergestellt wer-
den, und Teile, die durch nach diesem Zeit-
punkt beendete nachträgliche Herstellungsar-
beiten geschaffen werden, nicht die in Satz 3 
und 4 genannten Voraussetzungen, sind die 
§§ 1 bis 5 anzuwenden, wenn nach dem 31. De-
zember 1990 und vor dem 1. Januar 1995 An-
zahlungen auf Anschaffungskosten geleistet 
worden oder Teilherstellungskosten entstanden 
sind. " 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) § 7 ist auf Aufwendungen anzuwenden, 
die auf nach dem 31. Dezember 1990 und vor 
dem 1. Januar 1999 vorgenommene Herstel-
lungs- oder Erhaltungsarbeiten entfallen." 

Artikel 11 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. April 1993 (BGBl. I S. 565, 
1160), zuletzt geändert durch Artikel 29 des Gesetzes 
vom 25. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3082), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 3 Satz 1 wird der einleitende Satzteil 
wie folgt gefaßt: 

„Folgende Umsätze, die in den Freihäfen und 
in den Gewässern und Watten zwischen der 
Hoheitsgrenze und der jeweiligen Strandlinie 
bewirkt werden, sind wie Umsätze im Inl and zu 
behandeln: " 

1 a.§1 a  Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Als innergemeinschaftlicher Erwerb gegen 
Entgelt gilt das Verbringen eines Gegenstandes 
des Unternehmens aus dem übrigen Gemein-
schaftsgebiet in das Inland durch einen Unter-
nehmer zu seiner Verfügung, ausgenommen zu 
einer nur vorübergehenden Verwendung, auch 
wenn der Unternehmer den Gegenstand in das 
Gemeinschaftsgebiet eingeführt hat. Der Unter-
nehmer gilt als Erwerber. " 

1 b. § 1 c Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Als innergemeinschaftlicher Erwerb gegen 
Entgelt im Sinne des § 1 a Abs. 2 gilt das Verbrin-
gen eines Gegenstandes durch die deutschen 
Streitkräfte aus dem übrigen Gemeinschaftsge-
biet in das Inland für den Gebrauch oder Ver-
brauch dieser Streitkräfte oder ihres zivilen Be- 
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gleitpersonals, wenn die Lieferung des Gegen-
standes an die deutschen Streitkräfte im übrigen 
Gemeinschaftsgebiet oder die Einfuhr durch 
diese Streitkräfte nicht der Besteuerung unterle-
gen hat."  

1 c. § 3 Abs. 1 a wird wie folgt gefaßt: 

„(1 a) Als Lieferung gegen Entgelt gilt das Ver-
bringen eines Gegenstandes des Unternehmens 
aus dem Inland in das übrige Gemeinschafts-
gebiet durch einen Unternehmer zu seiner Verfü-
gung, ausgenommen zu einer nur vorübergehen-
den Verwendung, auch wenn der Unternehmer 
den Gegenstand in das Inland eingeführt hat. 
Der Unternehmer gilt als Lieferer." 

2. § 3 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Eine sonstige Leistung wird vorbehaltlich des 
§ 3 b an dem Ort ausgeführt, von dem aus der 
Unternehmer sein Unternehmen betreibt." 

a 1) Absatz 2 Nr. 3 Buchstabe c wird wie folgt 
gefaßt: 

„c) Werkleistungen an beweglichen körper-
lichen Gegenständen und die Begutach-
tung dieser Gegenstände. Verwendet 
der Leistungsempfänger gegenüber dem 
leistenden Unternehmer eine ihm von 
einem anderen Mitgliedstaat erteilte 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer, gilt 
die unter dieser Nummer in Anspruch 
genommene Leistung als in dem Gebiet 
des anderen Mitgliedstaates ausgeführt. 
Das gilt nicht, wenn der Gegenstand im 
Anschluß an  die Werkleistung oder Be-
gutachtung im Inland verbleibt. " 

a 2) Absatz 4 Nr. 6 Buchstabe a wird wie folgt ge-
faßt: 

„a) die sonstigen Leistungen der in § 4 Nr. 8 
Buchstabe a bis g und Nr. 10 bezeichne-
ten Art  sowie die Verwaltung von Kredi-
ten und Kreditsicherheiten, " 

b) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Das Bundesministerium der Finanzen kann 
mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung, um eine Doppelbesteue-
rung oder Nichtbesteuerung zu vermeiden 
oder um Wettbewerbsverzerrungen zu ver-
hindern, bei den in Absatz 4 bezeichneten 
sonstigen Leistungen und bei der Vermie-
tung von Beförderungsmitteln den Ort dieser 
Leistungen abweichend von den Absätzen 1 
und 3 danach bestimmen, wo die sonstigen 
Leistungen genutzt oder ausgewertet wer-
den. " 

2a. Dem § 3 b Abs. 3 wird folgender neuer Satz ange-
fügt: 

„Der innergemeinschaftlichen Beförderung eines 
Gegenstandes gleichgestellt ist die Beförderung 
eines Gegenstandes, die in dem Gebiet dessel

-

ben Mitgliedstaates beginnt und endet, wenn 
diese Beförderung unmittelbar mit einer innerge-
meinschaftlichen Beförderung dieses Gegenstan-
des im Zusammenhang steht." 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

Oa) Nummer 1 Buchstabe c wird aufgehoben. 

a) In Nummer 7 wird folgender neuer Satz 2 
eingefügt: 

„Der Gegenstand der Lieferung muß in den 
Fällen der Buchstaben b bis d in das Gebiet 
des anderen Mitgliedstaates befördert oder 
versendet werden." 

b) Nummer 8 Buchstabe a wird wie folgt gefaßt: 

„a) die Gewährung und die Vermittlung von 
Krediten; " 

4. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Folgender neuer Absatz 3 a wird eingefügt: 

„(3 a) Wird in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 2 und 3 der Gegenstand der Lieferung 
nicht für unternehmerische Zwecke erworben 
und durch den Abnehmer im persönlichen 
Reisegepäck ausgeführt, liegt eine Ausfuhrlie-
ferung nur vor, wenn 

1. der Abnehmer seinen Wohnort oder Sitz im 
Drittlandsgebiet, ausgenommen Gebiete 
nach § 1 Abs. 3, hat und 

2. der Gegenstand der Lieferung vor Ablauf 
des dritten Kalendermonats, der auf den 
Monat der Lieferung folgt, ausgeführt 
wird." 

c) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Voraussetzungen der Absätze 1, 3 und 3 
a sowie die Bearbeitung oder Verarbeitung im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 2 müssen vom Un-
ternehmer nachgewiesen sein. " 

4 a. § 6a Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Als innergemeinschaftliche Lieferung gilt 
auch das einer Lieferung gleichgestellte Verbrin-
gen eines Gegenstandes (§ 3 Abs. 1 a)." 

4 b. § 10 Abs. 4 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. in den Fällen des Eigenverbrauchs im Sinne 
des § 1 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 Buchstabe a, bei 
Lieferungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 
Satz 2 Buchstabe b und Nr. 3 sowie bei dem 
Verbringen eines Gegenstandes im Sinne 
des § 1 a Abs. 2 und des § 3 Abs. 1 a nach 
dem Einkaufspreis zuzüglich der Neben- 
kosten für den Gegenstand oder für einen 
gleichartigen Gegenstand oder mangels 
eines Einkaufspreises nach den Selbstko-
sten, jeweils zum Zeitpunkt des Umsatzes; " 
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4 c. In § 11 Abs. 3 werden die Nummern 3 und 4 wie 
folgt gefaßt: 

„3. die auf den Gegenstand entfallenden Kosten 
für die Vermittlung der Lieferung und die 
Kosten der Beförderung sowie für andere 
sonstige Leistungen bis zum ersten Bestim-
mungsort im Gemeinschaftsgebiet; 

4. die in Nummer 3 bezeichneten Kosten bis zu 
einem weiteren Bestimmungsort im Gemein-
schaftsgebiet, sofern dieser im Zeitpunkt des 
Entstehens der Einfuhrumsatzsteuer bereits 
feststeht." 

4 d. § 14 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Führt der Unternehmer steuerfreie Lieferun-
gen im Sinne des § 6 a aus, so ist er zur Aus-
stellung von Rechnungen verpflichtet, in de-
nen er auf die Steuerfreiheit hinweist. Soweit 
Unternehmer Lieferungen im Sinne des § 3 c 
und sonstige Leistungen im Sinne des § 3 a 
Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe c und Nr. 4 oder des 
§ 3 b Abs. 3 bis 6 im Inland ausführen, sind sie 
zur Ausstellung von Rechnungen mit geson-
dertem Ausweis der Steuer verpflichtet. " 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Wird in Rechnungen über steuerfreie Liefe-
rungen im Sinne des § 6 a oder über sonstige 
Leistungen im Sinne des § 3 a Abs. 2 Nr. 3 
Buchstabe c und Nr. 4 oder des § 3 b Abs. 3 bis 
6 abgerechnet, so sind die Umsatzsteuer-Iden-
tifikationsnummer des Unternehmers und die 
des Leistungsempfängers anzugeben. " 

5. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefaßt: 

„ (1) Der Unternehmer hat bis zum 10. Tag 
nach Ablauf jedes Voranmeldungszeitraums 
eine Voranmeldung nach amtlich vorgeschrie-
benem Vordruck abzugeben, in der er die 
Steuer für den Voranmeldungszeitraum (Vor-
auszahlung) selbst zu berechnen hat. § 16 
Abs. 1 und 2 und § 17 sind entsprechend an-
zuwenden. Die Vorauszahlung ist am 10. Tag 
nach Ablauf des Voranmeldungszeitraums fäl-
lig. 

(2) Voranmeldungszeitraum ist das Kalen-
dervierteljahr. Be trägt die Steuer für das vor-
angegangene Kalenderjahr mehr als 12 000 
Deutsche Mark, ist der Kalendermonat Voran-
meldungszeitraum. Be trägt die Steuer für das 
vorangegangene Kalenderjahr nicht mehr als 
1 000 Deutsche Mark, kann das Finanzamt 
den Unternehmer von der Verpflichtung zur 
Abgabe der Voranmeldungen und Entrich-
tung der Vorauszahlungen befreien. Hat der 
Unternehmer seine gewerbliche oder berufli-
che Tätigkeit nur in einem Teil des vorange-
gangenen Kalenderjahres ausgeübt, ist die 
tatsächliche Steuer in eine Jahressteuer umzu

-

rechnen. Nimmt der Unternehmer seine ge-
werbliche oder berufliche Tätigkeit im laufen-
den Kalenderjahr auf, ist die voraussichtliche 
Steuer des laufenden Kalenderjahres maßge-
bend. " 

b) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 2 
a eingefügt: 

„ (2 a) Der Unternehmer kann anstelle des 
Kalendervierteljahres den Kalendermonat als 
Voranmeldungszeitraum wählen, wenn sich 
für das vorangegangene Kalenderjahr ein 
Überschuß zu seinen Gunsten von mehr als 
12 000 Deutsche Mark ergibt. In diesem Fa ll 

 hat der Unternehmer bis zum 10. Februar des 
laufenden Kalenderjahres eine Voranmeldung 
für den ersten Kalendermonat abzugeben. Die 
Ausübung des Wahlrechts bindet den Un-
ternehmer für dieses Kalenderjahr. Absatz 2 
Sätze 4 und 5 gilt entsprechend." 

c) Absatz 4 a wird wie folgt gefaßt: 

„ (4 a) Voranmeldungen (Absatz 1 und 2) 
und eine Steuererklärung (Absatz 3 und 4) ha-
ben auch die Unternehmer und juristischen 
Personen abzugeben, die ausschließlich 
Steuer für Umsätze nach § 1 Abs. 1 Nr. 5 zu 
entrichten haben, sowie Fahrzeuglieferer 
(§ 2 a). Voranmeldungen sind nur für die Vor-
anmeldungszeiträume abzugeben, in denen 
die Steuer für diese Umsätze zu erklären ist. 
Die Anwendung des Absatzes 2 a ist ausge-
schlossen." 

d) entfällt 

e) Absatz 9 wird wie folgt gefaßt: 

„ (9) Zur Vereinfachung des Besteuerungs-
verfahrens kann das Bundesministerium der 
Finanzen mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung die Vergütung der 
Vorsteuerbeträge (§ 15) an im Ausland ansäs-
sige Unternehmer, abweichend von § 16 und 
von den Absätzen 1 bis 4, in einem besonde-
ren Verfahren regeln. Dabei kann angeordnet 
werden, daß die Vergütung nur erfolgt, wenn 
sie eine bestimmte Mindesthöhe erreicht. Der 
Vergütungsantrag ist binnen sechs Monaten 
nach Ablauf des Kalenderjahres zu stellen, in 
dem der Vergütungsanspruch entstanden ist. 
Der Unternehmer hat die Vergütung selbst zu 
berechnen und die Vorsteuerbeträge durch 
Vorlage von Rechnungen und Einfuhrbelegen 
im Original nachzuweisen. Der Vergütungs-
antrag ist vom Unternehmer eigenhändig zu 
unterschreiben. Einem Unternehmer, der 
nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässig ist, 
wird die Vorsteuer nur vergütet, wenn in dem 
Land, in dem der Unternehmer seinen Sitz 
hat, keine Umsatzsteuer oder ähnliche Steuer 
erhoben oder im Fall  der Erhebung im Inland 
ansässigen Unternehmern vergütet wird. Von 
der Vergütung ausgeschlossen sind bei Unter-
nehmern, die nicht im Gemeinschaftsgebiet 
ansässig sind, die Vorsteuerbeträge, die auf 
pauschalierte Reisekosten und auf den Bezug 
von Kraftstoffen entfallen." 
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e 1) Absatz 10 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Nummern 1 und 2 Buchstabe a wer- 
den wie folgt gefaßt: 

„1. Die für die Zulassung oder die Regi-
strierung von Fahrzeugen zuständi-
gen Behörden sind verpflichtet, den 
für die Besteuerung des innerge-
meinschaftlichen Erwerbs neuer 
Fahrzeuge zuständigen Finanzbehör-
den ohne Ersuchen die erstmalige 
Ausgabe von Fahrzeugbriefen für 
neue motorbetriebene Landfahrzeu-
ge oder die erstmalige Registrierung 
neuer Luftfahrzeuge mitzuteilen und 
hierbei die in Nummer 2 Buchstabe a 
und Nummer 3 Buchstabe a bezeich-
neten Daten zu übermitteln. Bei der 
Registrierung neuer Luftfahrzeuge 
ist auch das zugeteilte amtliche 
Kennzeichen mitzuteilen. Als Regi-
strierung im Sinne dieser Vorschrift 
gilt nicht die Eintragung eines Luft-
fahrzeugs in das Register für Pfand-
rechte an Luftfahrzeugen. 

2. In den Fällen des innergemeinschaft-
lichen Erwerbs neuer motorbetriebe-
ner Landfahrzeuge (§ 1 b Abs. 2 Nr. 1 
und Abs. 3 Nr. 1) gilt folgendes: 

a) Bei der erstmaligen Ausgabe eines 
Fahrzeugbriefs im Inl and hat der 
Antragsteller die folgenden An-
gaben zur Übermittlung an die 
Finanzbehörden zu machen: 

aa) den Namen und die Anschrift 
des Antragstellers sowie das 
für ihn zuständige Finanzamt 
(§ 21 der Abgabenordnung), 

bb) den Namen und die Anschrift 
des Lieferers, 

cc) den Tag der Lieferung, 

dd) das Entgelt (Kaufpreis), 

ee) den Tag der ersten Inbetrieb-
nahme, 

ff) den Kilometerstand am Tag 
der Lieferung, 

gg) die Fahrzeugart, den Fahr-
zeughersteller und den Fahr-
zeugtyp, 

hh) den Verwendungszweck. 

Der Antragsteller ist zu den An-
gaben nach den Doppelbuchsta-
ben aa und bb auch dann ver-
pflichtet, wenn er nicht zu den in 
§ 1 a Abs. 1 Nr. 2 und § 1 b Abs. 1 
genannten Personen gehört oder 
wenn Zweifel daran bestehen, ob 
die Eigenschaften als neues Fahr-
zeug im Sinne des § 1 b Abs. 3 

Nr. 1 vorliegen. Die Zulassungs-
behörde darf den Fahrzeugbrief 
erst aushändigen, wenn der An-
tragsteller die vorstehenden An-
gaben gemacht hat."  

bb) In Nummer 3 Buchstabe a Satz 1 wird 
der einleitende Satzteil wie folgt gefaßt: 

„Bei der erstmaligen Registrierung in der 
Luftfahrzeugrolle hat der Antragsteller 
die folgenden Angaben zur Übermitt-
lung an die Finanzbehörden zu ma-
chen: " 

f) Nach Absatz 10 wird folgender neuer Ab-
satz 11 angefügt: 

„ (11) Die für die Steueraufsicht zuständigen 
Zolldienststellen wirken an der umsatzsteuer-
lichen Erfassung von Personenbeförderungen 
mit nicht im Inland zugelassenen Kraftomni-
bussen mit. Sie sind berechtigt, im Rahmen 
von zeitlich und örtlich begrenzten Kontrollen 
die nach ihrer äußeren Erscheinung nicht im 
Inland zugelassenen Kraftomnibusse anzuhal-
ten und die tatsächlichen und rechtlichen Ver-
hältnisse festzustellen, die für die Umsatzsteu-
er maßgebend sind, und die festgestellten Da-
ten den zuständigen Finanzbehörden zu über-
mitteln. " 

6. § 18a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Der Unternehmer im Sinne des § 2 hat 
bis zum 10. Tag nach Ablauf jedes Kalender-
vierteljahres (Meldezeitraum), in dem er in-
nergemeinschaftliche Warenlieferungen aus-
geführt hat, beim Bundesamt für Finanzen 
eine Meldung nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck abzugeben (Zusammenfassende 
Meldung), in der er die Angaben nach Ab-
satz 4 zu machen hat. Dies gilt nicht für Unter-
nehmer, die § 19 Abs. 1 anwenden. Sind dem 
Unternehmer die Fristen für die Abgabe der 
Voranmeldungen um einen Monat verlängert 
worden (§§ 46 bis 48 der Durchführungsver-
ordnung), gilt diese Fristverlängerung für die 
Abgabe der Zusammenfassenden Meldung 
entsprechend. Die Zusammenfassende Mel-
dung muß vom Unternehmer eigenhändig un-
terschrieben sein. Für die Anwendung dieser 
Vorschrift gelten auch nichtselbständige ju-
ristische Personen im Sinne des § 2 Abs. 2 
Nr. 2 als Unternehmer. Die Landesfinanz-
behörden übermitteln dem Bundesamt für 
Finanzen die erforderlichen Angaben zur Be-
stimmung der Unternehmer, die nach Satz 1 
zur Abgabe der Zusammenfassenden Mel-
dung verpflichtet sind. Diese Angaben dürfen 
nur zur Sicherstellung der Abgabe der Zusam-
menfassenden Meldung verwendet werden. 
Das Bundesamt für Finanzen übermittelt 
den Landesfinanzbehörden die Angaben aus 
den Zusammenfassenden Meldungen, soweit 
diese für steuerliche Kontrollen benötigt wer-
den. " 
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a 1) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Eine innergemeinschaftliche Waren-
lieferung im Sinne dieser Vorschrift ist 

1. eine innergemeinschaftliche Lieferung im 
Sinne des § 6 a Abs. 1 mit Ausnahme der 
Lieferungen neuer Fahrzeuge an Abneh-
mer ohne Umsatzsteuer-Identifikations-
nummer; 

2. eine innergemeinschaftliche Lieferung im 
Sinne des § 6a Abs. 2." 

a 2) Absatz 3 wird aufgehoben. 

a3) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. Für innergemeinschaftliche Waren-
lieferungen im Sinne des Absatzes 2 
Nr. 1 

a) die Umsatzsteuer-Identifikations-
nummer jedes Erwerbers, die ihm 
in einem anderen Mitgliedstaat 
erteilt worden ist und unter der 
die innergemeinschaftlichen Wa-
renlieferungen an ihn ausgeführt 
worden sind, und 

b) für jeden Erwerber die Summe 
der Bemessungsgrundlagen der 
an ihn ausgeführten innergemein-
schaftlichen Warenlieferungen." 

bb) Nummer 3 wird aufgehoben. 

a4) Absatz 5 Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Hat das Finanzamt den Unternehmer von 
der Verpflichtung zur Abgabe der Voranmel-
dungen und Entrichtung der Vorauszahlun-
gen befreit (§ 18 Abs. 2 Satz 3), kann er die 
Zusammenfassende Meldung abweichend 
von Absatz 1 bis zum 10. Tag nach Ablauf je-
des Kalenderjahres abgeben, in dem er in-
nergemeinschaftliche Warenlieferungen aus-
geführt hat, wenn 

1. die Summe seiner Lieferungen und sonsti-
gen Leistungen im vorangegangenen Ka-
lenderjahr 400 000 Deutsche Mark nicht 
überstiegen hat und im laufenden Kalen-
derjahr voraussichtlich nicht übersteigen 
wird, 

2. die Summe seiner innergemeinschaftli-
chen Warenlieferungen im vorangegan-
genen Kalenderjahr 30 000 Deutsche 
Mark nicht überstiegen hat und im lau-
fenden Kalenderjahr voraussichtlich nicht 
übersteigen wird und 

3. es sich bei den in Nummer 2 bezeichneten 
Warenlieferungen nicht um Lieferungen 
neuer Fahrzeuge an Abnehmer mit Um-
satzsteuer-Identifikationsnummer han-
delt. " 

6 a. § 18b wird wie folgt gefaßt: 

„§ 18 b 

Gesonderte Erklärung innergemeinschaftlicher 
Lieferungen im Besteuerungsverfahren 

Der Unternehmer im Sinne des § 2 hat für je-
den Voranmeldungszeitraum und Besteuerungs-
zeitraum in den amtlich vorgeschriebenen Vor-
drucken (§ 18 Abs. 1 bis 4) die Bemessungs-
grundlagen seiner innergemeinschaftlichen Lie-
ferungen gesondert zu erklären. Die Angaben 
sind in dem Voranmeldungszeitraum zu machen, 
in dem die Rechnung für die innergemeinschaft-
liche Lieferung ausgestellt wird, spätestens je-
doch in dem Voranmeldungszeitraum, in dem 
der auf die Ausführung der innergemeinschaftli-
chen Lieferung folgende Monat endet. § 16 
Abs. 6 und § 17 sind sinngemäß anzuwenden. 
Erkennt der Unternehmer nachträglich vor Ab-
lauf der Festsetzungsfrist, daß in einer von ihm 
abgegebenen Voranmeldung (§ 18 Abs. 1 ) die 
Angaben zu innergemeinschaftlichen Lieferun-
gen unrichtig oder unvollständig sind, so ist er 
verpflichtet, die ursprüngliche Voranmeldung 
unverzüglich zu berichtigen. Die Sätze 2 bis 4 
gelten für die Steuererklärung (§ 18 Abs. 3 und 4) 
entsprechend." 

7. § 19 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die für Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 geschuldete Umsatzsteuer wird von Unter-
nehmern, die im Inland oder in den in § 1 Abs. 3 
bezeichneten Gebieten ansässig sind, nicht erho-
ben, wenn der in Satz 2 bezeichnete Umsatz zu-
züglich der darauf entfallenden Steuer im voran-
gegangenen Kalenderjahr 32 500 Deutsche Mark 
nicht überstiegen hat und im laufenden Kalen-
derjahr 100 000 Deutsche Mark voraussichtlich 
nicht übersteigen wird." 

8. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 
angefügt: 

„(2) Vom 1. Januar 1996 bis zum 31. Dezem-
ber 1998 gilt Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 mit der Maß-
gabe, daß bei Unternehmern, für deren Be-
steuerung nach dem Umsatz nach § 21 Abs. 1 
Satz 1 der Abgabenordnung ein Finanzamt in 
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages be-
zeichneten Gebiet zuständig ist, an  die Stelle 
des Betrags von 250 000 Deutsche Mark der 
Betrag von 1 Million Deutsche Mark tritt." 

8a. § 22 wird wie folgt gefaßt: 

a) Absatz 4 a wird wie folgt gefaßt: 

„ (4 a) Gegenstände, die der Unternehmer zu 
seiner Verfügung vom Inland in das übrige 
Gemeinschaftsgebiet verbringt, müssen auf-
gezeichnet werden, wenn 
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1. an den Gegenständen im übrigen Gemein-
schaftsgebiet Arbeiten ausgeführt werden, 

2. es sich um eine vorübergehende Verwen-
dung handelt, mit den Gegenständen im 
übrigen Gemeinschaftsgebiet sonstige Lei-
stungen ausgeführt werden und der Unter-
nehmer in dem betreffenden Mitgliedstaat 
keine Zweigniederlassung hat, oder 

3. es sich um eine vorübergehende Verwen-
dung im übrigen Gemeinschaftsgebiet han-
delt und in entsprechenden Fällen die Ein-
fuhr der Gegenstände aus dem Drittlands

-

gebiet vollständig steuerfrei ware. " 

b) Absatz 4 b wird wie folgt gefaßt: 

„(4 b) Gegenstände, die der Unternehmer 
von einem im übrigen Gemeinschaftsgebiet 
ansässigen Unternehmer mit Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer zur Ausführung einer 
sonstigen Leistung im Sinne des § 3 a Abs. 2 
Nr. 3 Buchstabe e erhält, müssen aufgezeich-
net werden. " 

9. entfällt 

10. entfällt 

11. § 27 a Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Landesfinanzbehörden übermitteln dem 
Bundesamt für Finanzen die für die Erteilung der 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer nach Ab-
satz 1 erforderlichen Angaben über die bei ihnen 
umsatzsteuerlich geführten natürlichen und juri-
stischen Personen und Personenvereinigungen. 
Diese Angaben dürfen nur für die Erteilung einer 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer, für Zwek-
ke der Verordnung (EWG) Nr. 218/92 des Rates 
vom 27. Januar 1992 über die Zusammenarbeit 
der Verwaltungsbehörden auf dem Gebiet der in-
direkten Besteuerung (MWSt.) (ABl. EG 1992 
Nr. L 24 S. 1), für die Umsatzsteuerkontrolle so-
wie für Zwecke der Amtshilfe zwischen den zu-
ständigen Behörden anderer Staaten in Umsatz-
steuersachen verarbeitet oder genutzt werden. 
Das Bundesamt für Finanzen übermittelt den 
Landesfinanzbehörden die erteilten Umsatzsteu-
er-Identifikationsnummern und die Daten, die sie 
für die Umsatzsteuerkontrolle benötigen." 

12. In § 28 Abs. 4 wird der Einleitungsteil wie folgt 
gefaßt: 

„§ 12 Abs. 2 Nr. 10 gilt bis zum 31. Dezember 
1998 in folgender Fassung:" 

Artikel 12 

Änderung der 
Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung 

Die Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. April 
1993 (BGBl. I S. 600, 1161), geändert durch Artikel 6 

Abs. 58 des Gesetzes vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I 
S. 2378), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. die Vermietung von Beförderungsmitteln," 

2. § 4 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. als inländische Beförderungsstrecken die An-
schlußstrecken im Ausland, die von Eisen-
bahnverwaltungen mit Sitz im Inland betrie-
ben werden, sowie Schienenbahnstrecken in 
den in § 1 Abs. 3 des Gesetzes bezeichneten 
Gebieten, " 

3. § 6 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 6 
Straßenstrecken in den in § 1 Abs. 3 
des Gesetzes bezeichneten Gebieten 

Bei grenzüberschreitenden Personenbeförde-
rungen mit Kraftfahrzeugen von und zu den in 
§ 1 Abs. 3 des Gesetzes bezeichneten Gebieten 
sowie zwischen diesen Gebieten sind die Strek-
kenanteile in diesen Gebieten als inländische Be-
förderungsstrecken anzusehen. " 

4. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Bei grenzüberschreitenden Beförderun-
gen im Passagier- und Fährverkehr mit Was-
serfahrzeugen, die sich ausschließlich auf das 
Inland und die in § 1 Abs. 3 des Gesetzes be-
zeichneten Gebiete erstrecken, sind die Strek-
kenanteile in den in § 1 Abs. 3 des Gesetzes 
bezeichneten Gebieten als inländische Beför-
derungsstrecken anzusehen." 

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Streckenanteile in den in § 1 Abs. 3 des Ge-
setzes bezeichneten Gebieten sind in diesen 
Fällen als inländische Beförderungsstrecken 
anzusehen. " 

c) Absatz 3 letzter Halbsatz wird wie folgt gefaßt: 

„ , sind inländische Streckenanteile als auslän-
dische Beförderungsstrecken anzusehen und 
Beförderungen in den in § 1 Abs. 3 des Geset-
zes bezeichneten Gebieten nicht wie Umsätze 
im Inland zu behandeln. " 

d) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Inländische Häfen im Sinne dieser Vor-
schrift sind auch Freihäfen und die Insel Hel-
goland."  

e) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Bei grenzüberschreitenden Beförderun-
gen im Fährverkehr über den Rhein, die Do-
nau, die Elbe, die Neiße und die Oder sind die 
inländischen Streckenanteile als ausländische 
Beförderungsstrecken anzusehen." 
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5. § 9 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) An die Stelle der Ausfuhrbestätigung nach 
Absatz 1 Nr. 4 tritt bei einer Ausfuhr im gemein-
samen oder im gemeinschaftlichen Versandver-
fahren oder bei einer Ausfuhr mit Ca rnet TIR, 
wenn diese Verfahren nicht bei einer Grenzzoll-
stelle beginnen, 

1. eine Ausfuhrbestätigung der Abgangsstelle, 
die bei einér Ausfuhr im gemeinsamen oder 
im gemeinschaftlichen Versandverfahren nach 
Eingang des Rückscheins, bei einer Ausfuhr 
mit Carnet TIR nach Eingang der Erledigungs-
bestätigung erteilt wird, sofern sich daraus die 
Ausfuhr ergibt, oder 

2. eine Abfertigungsbestätigung der Abgangs-
stelle in Verbindung mit einer Eingangsbe-
scheinigung der Bestimmungsstelle im Dritt-
landsgebiet. " 

5a. In § 13 wird folgender neuer Absatz 4 a einge-
fügt: 

„ (4 a) In den Fällen des § 6 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
des Gesetzes, in denen der Abnehmer ein Unter-
nehmer ist und er oder sein Beauftragter den Ge-
genstand der Lieferung im persönlichen Reisege-
päck ausführt, soll der Unternehmer zusätzlich 
zu den Angaben nach Absatz 2 auch den Gewer-
bezweig oder Beruf des Abnehmers und den Er-
werbszweck aufzeichnen. " 

5b. § 17 wird wie folgt gefaßt: 

„§17 
Abnehmernachweis bei Ausfuhrlieferungen im 

nichtkommerziellen Reiseverkehr 

In den Fällen des § 6 Abs. 3 a des Gesetzes soll 
der Beleg nach § 9 zusätzlich folgende Angaben 
enthalten: 

1. den Namen und die Anschrift des Abnehmers, 

2. eine Bestätigung der den Ausgang des Gegen-
standes der Lieferung aus dem Gemein-
schaftsgebiet überwachenden Grenzzollstelle 
eines Mitgliedstaates, daß die nach Nummer 1 
gemachten Angaben mit den Eintragungen in 
dem vorgelegten Paß oder sonstigen Grenz-
übertrittpapier desjenigen übereinstimmen, 
der den Gegenstand in das Drittlandsgebiet 
verbringt. " 

6. § 17 a wird wie folgt geändert: 

Oa) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei innergemeinschaftlichen Lieferungen 
(§ 6 a Abs. 1 des Gesetzes) muß der Unter-
nehmer im Geltungsbereich dieser Verord-
nung durch Belege nachweisen, daß er oder 
der Abnehmer den Gegenstand der Liefe-
rung in das übrige Gemeinschaftsgebiet be-
fördert oder versendet hat."  

a) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Wird der Gegenstand der Lieferung 
vom Unternehmer oder Abnehmer im gemein-
schaftlichen Versandverfahren in das übrige 
Gemeinschaftsgebiet befördert, kann der Un-
ternehmer den Nachweis hierüber abwei-
chend von Absatz 2 auch wie folgt führen: 

1. durch eine Bestätigung der Abgangsstelle 
über die innergemeinschaftliche Lieferung, 
die nach Eingang des Rückscheins erteilt 
wird, sofern sich daraus die Lieferung in 
das übrige Gemeinschaftsgebiet ergibt, 
oder 

2. durch eine Abfertigungsbestätigung der 
Abgangsstelle in Verbindung mit einer Ein-
gangsbescheinigung der Bestimmungs-
stelle im übrigen Gemeinschaftsgebiet." 

b) Dem Absatz 4 wird folgender neuer Satz 2 an
-gefügt: 

„Ist es dem Unternehmer nicht möglich oder 
nicht zumutbar, den Versendungsnachweis 
nach Satz 1 zu führen, kann er den Nachweis 
auch nach den Absätzen 2 oder 3 führen." 

6a. § 17b Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Ist der Gegenstand der Lieferung vor der Beför-
derung oder Versendung in das übrige Gemein-
schaftsgebiet durch einen Beauftragten bearbei-
tet oder verarbeitet worden (§ 6a Abs. 1 Satz 2 
des Gesetzes), so muß der Unternehmer dies 
durch Belege eindeutig und leicht nachprüfbar 
nachweisen. " 

6b. § 17 c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 7 wird wie folgt gefaßt: 

„7. die Art  und den Umfang einer Bearbei-
tung oder Verarbeitung vor der Beförde-
rung oder Versendung in das übrige Ge-
meinschaftsgebiet (§ 6a Abs. 1 Satz 2 des 
Gesetzes), " 

b) In Absatz 3 wird der Einleitungssatz wie folgt 
gefaßt: 

„In den einer Lieferung gleichgestellten Ver-
bringungsfällen (§ 6a Abs. 2 des Gesetzes) soll 
der Unternehmer folgendes aufzeichnen: " 

7. § 19 wird aufgehoben. 

8. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Belegmäßiger Nachweis bei steuerfreien Lei-
stungen, die sich auf Gegenstände der Aus-
fuhr oder Einfuhr beziehen" 
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b) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefaßt: 

„(1) Bei einer Leistung, die sich unmittelbar 
auf einen Gegenstand der Ausfuhr bezieht 
oder auf einen eingeführten Gegenstand be-
zieht, der im externen Versandverfahren in 
das Drittlandsgebiet befördert wird (§ 4 Nr. 3 
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa des Geset-
zes), muß der Unternehmer durch Belege die 
Ausfuhr oder Wiederausfuhr des Gegenstan-
des nachweisen. Die Voraussetzung muß sich 
aus den Belegen eindeutig und leicht nach-
prüfbar ergeben. Die Vorschriften über den 
Ausfuhrnachweis in den §§ 9 bis 11 sind ent-
sprechend anzuwenden. 

(2) Bei einer Leistung, die sich auf einen Ge-
genstand der Einfuhr in das Gebiet eines Mit-
gliedstaates der Europäischen Gemeinschaft 
bezieht (§ 4 Nr. 3 Buchstabe a Doppelbuchsta-
be bb des Gesetzes), muß der Unternehmer 
durch Belege nachweisen, daß die Kosten für 
diese Leistung in der Bemessungsgrundlage 
für die Einfuhr enthalten sind." 

9. § 21 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 21 
Buchmäßiger Nachweis bei steuerfreien 
Leistungen, die sich auf Gegenstände 

der Ausfuhr oder Einfuhr beziehen 

Bei einer Leistung, die sich auf einen Gegen-
stand der Ausfuhr, auf einen Gegenstand der 
Einfuhr in das Gebiet eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Gemeinschaft oder auf einen ein-
geführten Gegenstand bezieht, der im externen 
Versandverfahren in das Drittlandsgebiet beför-
dert wird (§ 4 Nr. 3 Buchstabe a des Gesetzes), ist 
§ 13 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 bis 4 entsprechend 
anzuwenden. Zusätzlich soll der Unternehmer 
aufzeichnen: 

1. bei einer Leistung, die sich auf einen Gegen-
stand der Ausfuhr bezieht oder auf einen ein-
geführten Gegenstand bezieht, der im exter-
nen Versandverfahren in das Drittlandsgebiet 
befördert wird, daß der Gegenstand ausge-
führt oder wiederausgeführt  worden ist, 

2. bei einer Leistung, die sich auf einen Gegen-
stand der Einfuhr in das Gebiet eines Mitglied-
staates der Europäischen Gemeinschaft be-
zieht, daß die Kosten für die Leistung in der 
Bemessungsgrundlage für die Einfuhr enthal-
ten sind. " 

10. entfällt 

10a. § 46 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Das Finanzamt hat dem Unternehmer auf An-
trag die Fristen für die Abgabe der Voranmel-
dungen und für die Entrichtung der Vorauszah-
lungen (§ 18 Abs. 1, 2 und 2 a des Gesetzes) um 
einen Monat zu verlängern." 

10b. § 48 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Unternehmer hat die Fristverlängerung 
für die Abgabe der Voranmeldungen bis zu 
dem Zeitpunkt zu beantragen, an dem die Vor-
anmeldung, für die die Fristverlängerung erst-
mals gelten soll, nach § 18 Abs. 1, 2 und 2 a des 
Gesetzes abzugeben ist." 

11. § 51 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Ein im Ausland ansässiger Unternehmer im 
Sinne des Absatzes 1 ist ein Unternehmer, der 
weder im Inland, noch auf der Insel Helgoland 
oder in einem der in § 1 Abs. 3 des Gesetzes be-
zeichneten Gebiete einen Wohnsitz, seinen Sitz, 
seine Geschäftsleitung oder eine Zweignieder-
lassung hat."  

12. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Leistungsempfänger hat die abzufüh-
rende Steuer binnen zehn Tagen nach Ab-
lauf des Voranmeldungszeitraums (§ 18 
Abs. 1, 2 und 2 a des Gesetzes), in dem das 
Entgelt ganz oder teilweise gezahlt worden 
ist, nach amtlich vorgeschriebenem Vor-
druck bei dem für ihn zuständigen Finanz-
amt anzumelden. " 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Erteilt der leistende Unternehmer in 
den Fällen des § 52 Abs. 2 nach der Zahlung 
des Entgelts oder der Gegenleistung eine 
Rechnung mit gesondertem Ausweis der 
Steuer, hat der Leistungsempfänger die 
Steuer binnen zehn Tagen nach Ablauf des 
Voranmeldungszeitraums, in dem die Rech-
nung erteilt worden ist, anzumelden und 
abzuführen. § 46 gilt entsprechend. Der Lei-
stungsempfänger, der nicht zur Abgabe von 
Voranmeldungen verpflichtet ist, hat die 
Steuer binnen zehn Tagen nach Ablauf des 
Kalendervierteljahres, in dem die Rechnung 
erteilt worden ist, anzumelden und abzu-
führen. " 

13. § 61 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Sätze 2 bis 5 aufgeho-
ben. 

b) Dem Absatz 2 wird folgender neuer Satz an
-gefügt: 

„Für Unternehmer, die nicht im Gemein-
schaftsgebiet ansässig sind, erhöhen sich der 
Betrag in Satz 1 auf 1 000 Deutsche Mark 
und der Be trag in Satz 3 auf 500 Deutsche 
Mark."  

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Der Unternehmer muß der zuständi-
gen Finanzbehörde durch behördliche Be-
scheinigung des Staates, in dem er ansässig 
ist, nachweisen, daß er als Unternehmer un-
ter einer Steuernummer eingetragen ist." 
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14. § 69 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Umsatz im Sinne des Absatzes 1 ist der 
Umsatz, den der Unternehmer im Rahmen der 
in der Anlage bezeichneten Berufsund Gewer-
bezweige im Inland ausführt, mit Ausnahme 
der Einfuhr, des innergemeinschaftlichen Er-
werbs und der in § 4 Nr. 8, Nr. 9 Buchstabe a, 
Nr. 10 und Nr. 21 des Gesetzes bezeichneten 
Umsätze. " 

Artikel 13 

Änderung des Bewertungsgesetzes 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vorn 
27. September 1994 (BGBl. I S. 2624), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 17 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Der Erste Abschnitt der besonderen Be-
wertungsvorschriften (§§ 19 bis 109 a) und § 122 
gelten nach näherer Regelung durch die in Be-
tracht kommenden Gesetze auch für die Grund-
steuer, die Gewerbesteuer, die Grunderwerb-
steuer und die Erbschaftsteuer. " 

2. entfällt 

3. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Satz 3 wird aufgehoben. 

b) Folgende neue Absätze 4 und 5 werden ange-
fügt: 

„(4) Die Grundbuchämter teilen den für die 
Feststellung des Einheitswerts zuständigen 
Finanzbehörden für die in Absatz 3 bezeichne-
ten Zwecke mit 

1. die Eintragung eines neuen Eigentümers 
oder Erbbauberechtigten sowie bei einem 
anderen als rechtsgeschäftlichen Erwerb 
auch die Anschrift des neuen Eigentümers 
oder Erbbauberechtigten; dies gilt nicht für 
die Fälle des Erwerbs nach den Vorschriften 
des Zuordnungsrechts, 

2. die Eintragung der Begründung von Woh

-

nungseigentum oder Teileigentum, 

3. die Eintragung der Begründung eines Erb-
baurechts, Wohnungserbbaurechts oder 
Teilerbbaurechts. 

In den Fällen der Nummern 2 und 3 ist 
gleichzeitig der Tag des Eingangs des Eintra-
gungsantrags beim Grundbuchamt mitzutei-
len. Bei einer Eintragung aufgrund Erbfolge 
ist das Jahr anzugeben, in dem der Erblasser 
verstorben ist. Die Mitteilungen können der 

Finanzbehörde über die für die Führung des 
Liegenschaftskatasters zuständige Behörde 
oder über eine sonstige Behörde, die das amt-
liche Verzeichnis der Grundstücke (§ 2 Abs. 2 
der Grundbuchordnung) führt, zugeleitet wer-
den. 

(5) Die mitteilungspflichtige Stelle hat die 
Betroffenen vom Inhalt der Mitteilung zu un-
terrichten. Eine Unterrichtung kann unterblei-
ben, soweit den Finanzbehörden Umstände 
aus dem Grundbuch, den Grundakten oder 
aus dem Liegenschaftskataster mitgeteilt wer-
den. " 

3a. § 56 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Bei ausbauenden Betrieben zählen die 
Vorräte an Weinen aus der letzten und der vor-
letzten Ernte vor dem Bewertungsstichtag zum 
normalen Bestand an umlaufenden Betriebsmit-
teln. Für die Weinvorräte aus der vorletzten Ernte 
vor dem Bewertungsstichtag gilt dies jedoch nur, 
soweit sie nicht auf Flaschen gefüllt sind. 

(2) Für Feststellungszeitpunkte ab dem 1. Ja-
nuar 1996 zählen bei ausbauenden Bet rieben die 
Vorräte an Weinen aus den Ernten der letzten 
fünf Jahre vor dem Bewertungsstichtag zum nor-
malen Bestand an umlaufenden Betriebsmitteln. 
Diese Zuordnung der Weinvorräte steht einer 

Änderung der tatsächlichen Verhältnisse gleich, 
die im Kalenderjahr 1995 eingetreten ist; § 27 ist 
insoweit nicht anzuwenden. 

(3) Abschläge für Unterbestand an Weinvorrä-
ten sind nicht zu machen." 

3b. § 64 Abs. 3 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Mitglieder nach Absatz 1 Nr. 2 bis 4 und 
nach Absatz 2 werden auf Vorschlag der ober-
sten Finanzbehörden der Länder  durch das 
Bundesministerium der Finanzen im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten berufen. Die 
Berufung kann mit Zustimmung der obersten 
Finanzbehörden der Länder zurückgenommen 
werden. " 

4. § 110 Abs. 1 Nr. 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. noch nicht fällige Ansprüche aus Lebens-
und Kapitalversicherungen oder Rentenver-
sicherungen, aus denen der Berechtigte noch 
nicht in den Rentenbezug eingetreten ist. 
Nicht zum sonstigen Vermögen gehören je-
doch: 

a) Rentenversicherungen, die mit Rücksicht 
auf ein Arbeits- oder Dienstverhältnis ab-
geschlossen worden sind, 

b) Rentenversicherungen, bei denen die An-
sprüche erst fällig werden, wenn der Be- 
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rechtigte das 60. Lebensjahr vollendet hat 
oder berufsunfähig oder erheblich pflege-
bedürftig ist, und 

c) alle übrigen Lebens-, Kapital- und Ren-
tenversicherungen, soweit ihr Wert (§ 12 
Abs. 4) insgesamt 10 000 Deutsche Mark 
nicht übersteigt. 

Versicherungen bei Versicherungsunterneh-
men, die weder ihre Geschäftsleitung noch 
ihren Sitz im Inland haben, gehören nur dann 
nicht zum sonstigen Vermögen, wenn die 
Versicherungsunternehmen zum Geschäfts-
betrieb im Inland befugt sind; " 

5. § 111 Nr. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe c wird wie folgt gefaßt: 

„c) Häftlingshilfegesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Juni 1993 
(BGBl. I S. 838), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juni 1994 
(BGBl. I S. 1214);" 

b) Am Ende des Buchstaben f wird das Semiko-
lon durch ein Komma ersetzt und folgender 
neuer Buchstabe g angefügt: 

„g) Verwaltungsrechtliches Rehabilitierungs-
gesetz vom 23. Juni 1994 (BGBl. I 
S. 1311);" 

6. § 124 Abs. 7 wird wie folgt gefaßt: 

„(7) § 95 Abs. 1, §§ 98 a, 101 Nr. 2, §§ 103, 109 
Abs. 1, §§ 109 a, 111 Nr. 5 Buchstabe d, § 118 
Abs. 1 Nr. 1, §§ 121 b, 125 Abs. 2 und Anlage 9 a 
in der Fassung des Artikels 9 des Gesetzes vom 
13. September 1993 (BGBl. I S. 1569), § 11 Abs. 1 
Satz 3, § 32 Satz 1, § 91 Abs. 2 Satz 1, § 97 Abs. 1 
Nr. 5 und § 113a in der Fassung des Artikels 14 
des Gesetzes vom 21. Dezember 1993 (BGBl. I 
S. 2310), § 111 Nr. 5 Buchstabe e sowie § 17 
Abs. 2 in der Fassung des Artikels 13 Nr. 1 des 
Gesetzes vom ... (BGBl. I  S. . . .) sind erstmals 
zum 1. Januar 1993 anzuwenden." 

7. § 136 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 136 
Sondervorschrift für die Feststellungszeitpunkte 

1. Januar 1991 bis 1. Januar 1998 

Für die Feststellungszeitpunkte 1. Januar 1991 
bis 1. Januar 1998 gilt folgendes: 

1. Eine gesonderte Feststellung nach § 180 
Abs. 1 Nr. 3 der Abgabenordnung erfolgt 
nicht, wenn für diese ein Finanzamt in dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten 
Gebiet zuständig wäre. 

2. Erstreckt sich die wirtschaftliche Einheit eines 
Gewerbebetriebs auf das in Artikel 3 des Eini

-

gungsvertrages genannte Gebiet und das 
übrige Bundesgebiet, so ist der Einheitswert 
nur für das Betriebsvermögen festzustellen, 
das sich außerhalb des in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiets befindet. 
Zuständig für die Feststellung ist das Finanz-
amt im übrigen Bundesgebiet, in dessen Be-
zirk eine Betriebsstätte - bei mehreren Be-
triebsstätten die wirtschaftlich bedeutendste - 
unterhalten wird; liegt eine Betriebsstätte 
nicht vor, so ist das Finanzamt zuständig, in 
dessen Bezirk sich das Betriebsvermögen, 
und, wenn dies für mehrere Finanzämter zu-
trifft, das Finanzamt, in dessen Bezirk sich der 
wertvollste Teil des Betriebsvermögens befin-
det. 

3. Zum Betriebsvermögen gehören nicht 

a) die Wirtschaftsgüter eines Gewerbebe-
triebs, soweit hierfür in dem in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannten Gebiet eine 
Betriebsstätte unterhalten wird oder ein 
ständiger Vertreter bestellt ist. Erstreckt 
sich die wirtschaftliche Einheit eines Ge-
werbebetriebs auf das in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannte Gebiet und das 
übrige Bundesgebiet, ist das inländische 
Betriebsvermögen für Feststellungszeit-
punkte 1. Januar 1992 bis 1. Januar 1998 
nach Maßgabe des § 29 Abs. 1 Nr. 1 und 
Abs. 3 des Gewerbesteuergesetzes unter 
Ansatz der im Kalenderjahr vor dem Fest-
stellungszeitpunkt gezahlten Arbeitslöhne 
aufzuteilen; 

b) die Wirtschaftsgüter, die nach Nummer 4 
nicht zum Gesamtvermögen gehören. 

4. Zum Gesamtvermögen gehören nicht 

a) Grundbesitz und Bodenschätze in dem in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genann-
ten Gebiet; 

b) der Überbestand an  umlaufenden Betriebs-
mitteln eines Betriebs der Land- und Forst-
wirtschaft in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet; 

c) Anteile an Kapitalgesellschaften mit Ge-
schäftsleitung in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet, oder, 
wenn die Kapitalgesellschaft keine Ge-
schäftsleitung im Inland hat, mit Sitz in 
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet; 

d) Ansprüche im Sinne des Gesetzes zur 
Regelung offener Vermögensfragen vom 
29. September 1990 in der jeweils gelten-
den Fassung. " 

8. In Anlage 9 wird bei der Laufzeit von 72 Jahren 
der Kapitalwert in der Spalte Frauen „8,037" 
durch den Kapitalwert „8,307" ersetzt. 
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Artikel 14 

Änderung des Vermögensteuergesetzes 

Das Vermögensteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. November 1990 (BGBl. I 
S. 2467), zuletzt geändert durch Artikel 12 Abs. 42 
des Gesetzes vom 14. September 1994 (BGBl. I 
S. 2325), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 8 wird wie folgt gefaßt: 

„8. Berufsverbände ohne öffentlich-rechtlichen 
Charakter sowie kommunale Spitzenver-
bände auf Bundes- oder Landesebene ein-
schließlich ihrer Zusammenschlüsse, wenn 
der Zweck dieser Verbände nicht auf einen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet 
ist. Die Steuerbefreiung ist ausgeschlossen, 

a) soweit die Körperschaften oder Perso-
nenvereinigungen einen wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieb unterhalten oder 

b) wenn die Berufsverbände Mittel von 
mehr als 10 vom Hundert der Einnah-
men für die unmittelbare oder mittelbare 
Unterstützung oder Förderung politi-
scher Parteien verwenden. 

Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Zusam-
menschlüsse von juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts, die wie die Berufsver-
bände allgemeine ideelle und wirtschaftli-
che Interessen ihrer Mitglieder wahrneh

-

men. " 

b) Nummer 18 wird wie folgt gefaßt: 

„18. die folgenden Kapitalbeteiligungsgesell-
schaften für die mittelständische Wi rt

-schaft, soweit sich deren Geschäftsbetrieb 
darauf beschränkt, im öffentlichen Inter-
esse mit Eigenmitteln oder mit staatlicher 
Hilfe Beteiligungen zu erwerben, wenn 
der von ihnen erzielte Gewinn ausschließ-
lich und unmittelbar für die satzungsmäßi-
gen Zwecke der Beteiligungsfinanzierung 
verwendet wird: 

Mittelständische Beteiligungsgesellschaft 
Baden-Württemberg GmbH, Kapitalbetei-
ligungsgesellschaft für die mittelstän-
dische Wirtschaft Bayerns mbH, MBG 
Mittelständische Beteiligungsgesellschaft 
Hessen GmbH, Mittelständische Beteili-
gungsgesellschaft Niedersachsen (MBG) 
mbH, Kapitalbeteiligungsgesellschaft für 
die mittelständische Wirtschaft in Nord-
rhein-Westfalen mbH, Mittelständische 
Beteiligungs- und Wagnisfinanzierungsge-
sellschaft Rheinl and-Pfalz mbH, Saarländi-
sche Kapitalbeteiligungsgesellschaft mbH, 
Gesellschaft für Wagniskapital Mittelstän-
dische Beteiligungsgesellschaft Schleswig-
Holstein Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung - MBG -, Technologie-Beteili

-

gungs-Gesellschaft mbH der Deutschen 
Ausgleichsbank, bgb Beteiligungsgesell-
schaft Berlin mbH für kleine und mittlere 
Betriebe, Mittelständische Beteiligungs-
gesellschaft Berlin-Brandenburg mbH, 
Mittelständische Beteiligungsgesellschaft 
Mecklenburg-Vorpommern mbH, Mittel-
ständische Beteiligungsgesellschaft Sach-
sen mbH, Mittelständische Beteiligungs-
gesellschaft Sachsen-Anhalt mbH, Mittel-
ständische Beteiligungsgesellschaft Thü-
ringen (MBG) mbH;" 

2. § 11 Abs. 3 wird aufgehoben. 

3. § 12 Abs. 4 wird aufgehoben. 

4. § 24 c wird wie folgt geändert: 

a) Der erste Halbsatz wird wie folgt gefaßt: 

„Für die Vermögensteuer der Kalenderjahre 
1996 bis 1998 gilt in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet folgendes:" 

b) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. Von der Vermögensteuer sind vorbehaltlich 
des Satzes 3 befreit 

a) natürliche Personen mit Wohnsitz oder 
gewöhnlichem Aufenthalt, 

b) Körperschaften, Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen im Sinne des § 1 
Abs. 1 Nr. 2 mit Geschäftsleitung 

in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet. § 19 Abs. 1 Satz 2 und 
§ 20 Abs. 2 der Abgabenordnung gelten 
sinngemäß. Nicht befreit sind die Wirt

-schaftsgüter eines Gewerbebetriebs, soweit 
hierfür in dem außerhalb des in Artikel 3 
des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland eine Be-
triebsstätte unterhalten wird oder ein stän-
diger Vertreter bestellt ist. § 136 Nr. 3 Buch-
stabe a Satz 2 des Bewertungsgesetzes gilt 
entsprechend. Für die Besteuerung nach 
dem Vermögen ist abweichend von §.§.  19 
und 20 der Abgabenordnung das Finanz-
amt in dem außerhalb des in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannten Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland zuständig, in 
dessen Bezirk sich das Betriebsvermögen, 
und, wenn dies für mehrere Finanzämter 
zutrifft, das Finanzamt, in dessen Bezirk 
sich der wertvollste Teil des Betriebsvermö-
gens befindet. " 

5. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 3 Abs. 1 Nr. 8 und 16 ist erstmals auf die Ver-
mögensteuer des Kalenderjahres 1991 anzu-
wenden." 

b) Folgender neuer Absatz 9 wird angefügt: 

„(9) § 24c in der Fassung des Artikels 10 des 
Gesetzes vom 13. September 1993 (BGBl. I 
S. 1569) ist für die Vermögensteuer der Kalen- 
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derjahre 1991 bis 1995 anzuwenden. § 24c in 
der Fassung des Artikels 14 des Gesetzes vom 
... (BGBl. I S. ...) ist erstmals auf die Vermögen-
steuer des Kalenderjahres 1996 anzuwenden. 
§ 3 Abs. 1 Nr. 18 in der Fassung des Artikels 14 
des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) ist für die 
Gesellschaft für Wagniskapital Mittelständische 
Beteiligungsgesellschaft Schleswig-Holstein Ge-
sellschaft mit beschränkter Haftung - MBG - 
erstmals auf die Vermögensteuer des Kalender-
jahres 1996 anzuwenden. § 3 Abs. 1 Nr. 18 in 
der Fassung des Artikels 17 des Gesetzes vom 
21. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2310) ist für die 
Schleswig-Holsteinische Gesellschaft für Wag-
niskapital mbH letztmals für die Vermögen-
steuer des Kalenderjahres 1995 anzuwenden. " 

Artikel 15 

Änderung des Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetzes 

Das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Fe-
bruar 1991 (BGBl. I S. 468), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 27. September 1994 
(BGBl. I S. 2624) wird wie folgt geändert: 

1. § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Für diese Kosten wird insgesamt ein Be trag von 
20 000 Deutsche Mark ohne Nachweis abgezo-
gen. " 

2. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Nummer 4 wird folgende neue Num-
mer 4 a eingefügt: 

„4 a. Zuwendungen unter Lebenden, mit 
denen ein Ehegatte dem anderen 
Ehegatten Eigentum oder Miteigen-
tum an einem im Inland belegenen, 
zu eigenen Wohnzwecken genutzten 
Haus oder einer im Inland belegenen, 
zu eigenen Wohnzwecken genutzten 
Eigentumswohnung (Familienwohn-
heim) verschafft oder den anderen 
Ehegatten von eingegangenen Ver-
pflichtungen im Zusammenhang mit 
der Anschaffung oder der Herstel-
lung des Familienwohnheims frei-
stellt. Entsprechendes gilt, wenn ein 
Ehegatte nachträglichen Herstel-
lungs- oder Erhaltungsaufwand für 
ein Familienwohnheim trägt, das im 
gemeinsamen Eigentum der Ehegat-
ten oder im Eigentum des anderen 
Ehegatten steht; " 

bb) Nummer 7 wird wie folgt geändert: 

aaa) Buchstabe c wird wie folgt gefaßt: 

„c) Häftlingshilfegesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 

2. Juni 1993 (BGBl. I  S. 838), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 8. Juni 1994 
(BGBl. I S. 1214);" 

bbb) Nach Buchstabe f wird folgender 
neuer Buchstabe g angefügt: 

„g) Verwaltungsrechtliches Rehabili-
tierungsgesetz vom 23. Juni 1994 
(BGBl. I S. 1311) und Berufli-
ches Rehabilitierungsgesetz vom 
23. Juni 1994 (BGBl. I S. 1311);" 

cc) Nach Nummer 9 wird folgende neue Num-
mer 9 a eingefügt: 

„9 a. Geldzuwendungen unter Lebenden, 
die eine Pflegeperson für Leistungen 
zur Grundpflege oder hauswirt-
schaftlichen Versorgung vom Pflege-
bedürftigen erhält, bis zur Höhe des 
nach § 37 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch gewährten Pflegegeldes 
oder eines entsprechenden Pflege-
geldes aus privaten Versicherungs-
verträgen nach den Vorgaben des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch (p ri

-vate Pflegepflichtversicherung) oder 
einer Pauschalbeihilfe nach den Bei-
hilfevorschriften für häusliche Pfle

-

ge;" 

b) Absatz 2 a wird wie folgt gefaßt: 

„(2 a) Betriebsvermögen (§ 12 Abs. 5) und 
Anteile an Kapitalgesellschaften, wenn die Ka-
pitalgesellschaft zur Zeit der Entstehung der 
Steuer Sitz oder Geschäftsleitung im Inland 
hat und der Erblasser oder Schenker am Nenn-
kapital dieser Gesellschaft mindestens zu ei-
nem Viertel unmittelbar beteiligt war, bleiben 
vorbehaltlich des Satzes 3 insgesamt bis zu ei-
nem Wert von 500 000 Deutsche Mark außer 
Ansatz 

1. beim Erwerb durch Erbanfall; beim Erwerb 
durch mehrere Erben ist für jeden Erben ein 
seinem Erbteil entsprechender Teilbetrag 
von 500 000 Deutsche Mark maßgebend, 
wenn nicht der Erblasser schriftlich eine an-
dere Aufteilung des Freibetrags verfügt hat; 

2. beim Erwerb im Weg der vorweggenomme-
nen Erbfolge, wenn der Schenker dem Fi-
nanzamt unwiderruflich erklärt, daß der 
Freibetrag für diese Schenkung in An-
spruch genommen wird; dabei hat der 
Schenker, wenn zum selben Zeitpunkt 
mehrere Erwerber bedacht werden, den für 
jeden Bedachten maßgebenden Teilbetrag 
von 500 000 Deutsche Mark zu bestimmen. 

Der beim Erwerb durch Erbanfall oder im Weg 
der vorweggenommenen Erbfolge nach An-
wendung des Satzes 1 verbleibende Wert des 
begünstigten Betriebsvermögens und der b e

-günstigten Anteile an Kapitalgesellschaften ist 
mit 75 vom Hundert anzusetzen. Wird ein Frei-
betrag nach Satz 1 Nr. 2 gewährt, kann für 
weiteres, innerhalb von zehn Jahren nach dem 



Drucksache 13/1558 	Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

Erwerb von derselben Person anfallendes be-
günstigtes Vermögen ein Freibetrag weder 
vom Bedachten noch von anderen Erwerbern 
in Anspruch genommen werden. Die Steuer-
befreiung (Sätze 1 und 2) fällt mit Wirkung für 
die Vergangenheit weg, soweit innerhalb von 
fünf Jahren nach dem Erwerb 

1. ein Gewerbebetrieb oder ein Teilbetrieb, 
ein Anteil an einer Gesellschaft im Sinne 
des § 15 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3 oder § 18 
Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes, ein 
Anteil eines persönlich haftenden Gesell-
schafters einer Kommanditgesellschaft auf 
Aktien oder ein Anteil daran veräußert 
wird; als Veräußerung gilt auch die Aufga-
be des Gewerbebetriebs. Gleiches gilt, 
wenn wesentliche Betriebsgrundlagen ei-
nes Gewerbebetriebs veräußert oder in das 
Privatvermögen übergeführt oder anderen 
betriebsfremden Zwecken zugeführt wer-
den oder, wenn Anteile an einer Kapitalge-
sellschaft veräußert werden, die der Veräu-
ßerer durch eine Sacheinlage (§ 20 Abs. 1 
des Umwandlungssteuergesetzes) aus dem 
begünstigten Betriebsvermögen erworben 
hat oder ein Anteil an  einer Gesellschaft im 
Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3 oder 
§ 18 Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes 
oder ein Anteil daran veräußert wird, den 
der Veräußerer durch eine Einbringung be-
günstigten Betriebsvermögens in eine Per-
sonengesellschaft (§ 24 Abs. 1 des Um-
wandlungssteuergesetzes) erworben hat; 

2. begünstigte Anteile an Kapitalgesellschaf-
ten ganz oder teilweise veräußert werden; 
eine verdeckte Einlage der Anteile in eine 
Kapitalgesellschaft steht der Veräußerung 
der Anteile gleich. Gleiches gilt, wenn die 
Kapitalgesellschaft innerhalb der Frist auf-
gelöst oder ihr Nennkapital herabgesetzt 
wird, wenn diese wesentliche Betriebs-
grundlagen veräußert und das Vermögen 
an die Gesellschafter verteilt wird oder 
wenn Vermögen der Kapitalgesellschaft auf 
eine Personengesellschaft, eine natürliche 
Person oder eine andere Körperschaft (§§ 3 
bis 16 des Umwandlungssteuergesetzes) 
übertragen wird. " 

2a. § 28 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Gehört zum Erwerb Betriebsvermögen 
oder land- und forstwirtschaftliches Vermögen, 
ist dem Erwerber die darauf entfallende Erb-
schaftsteuer auf Antrag bis zu zehn Jahren zu 
stunden, soweit dies zur Erhaltung des Betriebs 
notwendig ist. Die §§ 234, 238 der Abgabenord-
nung sind anzuwenden; bei Erwerben von Todes 
wegen erfolgt diese Stundung zinslos. § 222 der 
Abgabenordnung bleibt unberührt." 

3. § 29 Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. soweit Vermögensgegenstände, die von To-
des wegen (§ 3) oder durch Schenkung unter 
Lebenden (§ 7) erworben worden sind, inner- 

halb von 24 Monaten nach dem Zeitpunkt 
der Entstehung der Steuer (§ 9) dem Bund, 
einem Land, einer inländischen Gemeinde 
(Gemeindeverband) oder einer inländischen 
Stiftung zugewendet werden, die nach der 
Satzung, dem Stiftungsgeschäft oder der son-
stigen Verfassung und nach ihrer tatsäch-
lichen Geschäftsführung ausschließlich und 
unmittelbar als gemeinnützig anzuerkennen-
den wissenschaftlichen oder kulturellen 
Zwecken dient. Dies gilt nicht, wenn die Stif-
tung Leistungen im Sinne des § 58 Nr. 5 der 
Abgabenordnung an den Erwerber oder 
seine nächsten Angehörigen zu erbringen 
hat, oder soweit für die Zuwendung die Ver-
günstigung nach § 10 b des Einkommen-
steuergesetzes, § 9 Abs. 1 Nr. 2 des Körper-
schaftsteuergesetzes oder § 9 Nr. 5 des Ge-
werbesteuergesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. März 1991 (BGBl. I 
S. 814), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 25. Februar 1992 (BGBl. I 
S. 297) in Anspruch genommen wird. Für das 
Jahr der Zuwendung ist bei der Einkommen-
steuer oder Körperschaftsteuer und bei der 
Gewerbesteuer unwiderruflich zu erklären, 
in welcher Höhe die Zuwendung als Spende 
zu berücksichtigen ist. Die Erklärung ist für 
die Festsetzung der Erbschaftsteuer oder 
Schenkungsteuer bindend. " 

4. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 10 wird wie folgt gefaßt: 

„(10) § 5 Abs. 1 in der Fassung des Artikels 
18 des Gesetzes vom 21. Dezember 1993 
(BGBl. I S. 2310), § 10 Abs. 6 Satz 4, § 13 Abs. 1 
Nr. 7 Buchstabe f, § 13 Abs. 2 a in der Fassung 
des Artikels 13 des Gesetzes vom 13. Septem-
ber 1993 (BGBl. I S. 1569) sowie § 29 Abs. 1 
Nr. 4 in der Fassung des Artikels 15 Nr. 3 des 
Gesetzes vom ... 1995 (BGBl. I  S. . . .) finden 
erstmals auf Erwerbe Anwendung, für die die 
Steuer nach dem 31. Dezember 1993 entstan-
den ist oder entsteht." 

b) Nach Absatz 11 werden folgende neue Ab-
sätze 12 bis 15 angefügt: 

„(12) § 13 Abs. 1 Nr. 4 a findet erstmals auf 
Erwerbe Anwendung, für die die Steuer nach 
dem 30. Mai 1994 entstanden ist oder entsteht. 

(13) § 13 Abs. 1 Nr. 7 Buchstabe g findet erst-
mals auf Erwerbe Anwendung, für die die 
Steuer nach dem 30. Juni 1994 entstanden ist 
oder entsteht. 

(14) § 13 Abs. 1 Nr. 9 a findet erstmals auf Er-
werbe Anwendung, für die die Steuer nach 
dem 31. März 1995 entstanden ist oder ent-
steht. 

(15) § 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 in der Fassung 
des Artikels 15 Nr. 1 des Gesetzes vom ... 1995 
(BGBl. I S....), § 13 Abs. 2 a in der Fas- 
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sung des Artikels 15 Nr. 2 Buchstabe b des Ge-
setzes vom ... 1995 (BGBl. I  S. . . .) und § 28 
Abs. 1 in der Fassung des Artikels 15 Nr. 2 a des 
Gesetzes vom ... 1995 (BGBl. I  S. . . .) finden 
erstmals auf Erwerbe Anwendung, für die die 
Steuer nach dem 31. Dezember 1995 entstan-
den ist oder entsteht. " 

Artikel 16 

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 

§ 4 Nr. 4 des Grunderwerbsteuergesetzes vom 
17. Dezember 1982 (BGBl. I S. 1777), das zuletzt 
durch Artikel 17 § 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 
1993 (BGBl. I S. 2182) geändert worden ist, wird wie 
folgt gefaßt: 

„4. der Erwerb eines Grundstücks durch eine Kapi-
talgesellschaft, wenn das Grundstück vor dem 
1. Januar 1996 nach den Vorschriften des Geset-
zes über die Spaltung der von der Treuhandan-
stalt verwalteten Unternehmen vom 5. April 1991 
(BGBl. I S. 854) oder im Zusammenhang mit der 
Umstrukturierung der Treuhandanstalt im Wege 
der Übertragung von Beteiligungen durch die 
auf Grund des § 23 a des Treuhandgesetzes erlas-
senen Rechtsverordnungen oder im Wege der 
Vermögenszuordnung nach dem Vermögenszu-
ordnungsgesetz auf die Kapitalgesellschaft über-
geht. Ausgenommen ist der Übergang eines 
Grundstücks, das die Treuhandanstalt von Drit-
ten erworben hat. Dritte sind nicht Kapitalgesell-
schaften, deren Aktien oder Geschäftsanteile 
sich unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich in 
der Hand der Treuhandanstalt befinden; " 

Artikel 17 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 613; 1977 I S. 269), zuletzt geändert durch Arti-
kel 12 Abs. 37 des Gesetzes vom 14. September 1994 
(BGBl. I S. 2325), wird wie folgt geändert: 

0. § 19 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Für die nach § 1 Abs. 2 des Einkommensteuer-
gesetzes und nach § 1 Abs. 2 des Vermögensteuer-
gesetzes unbeschränkt steuerpflichtigen Personen 
ist das Finanzamt örtlich zuständig, in dessen Be-
zirk sich die zahlende öffentliche Kasse befindet; 
das gleiche gilt in den Fällen des § 1 Abs. 3 des 
Einkommensteuergesetzes bei Personen, die die 
Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 
des Einkommensteuergesetzes erfüllen, und in 
Fällen des § 1 a Abs. 2 des Einkommensteuer-
gesetzes. "  

1. § 23 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 21 Abs. 1 Satz 2 gilt sinngemäß." 

2. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe a wird wie folgt ge-
faßt: 

„a) in einem Verwaltungsverfahren, einem 
Rechnungsprüfungsverfahren oder einem 
gerichtlichen Verfahren in Steuersachen, " 

b) Absatz 6 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Insbesondere kann es nähere Regelungen tref-
fen über die Art  der Daten, deren Abruf zulässig 
ist, sowie über den Kreis der Amtsträger, die 
zum Abruf solcher Daten berechtigt sind. " 

3. Dem § 37 Abs. 2 wird folgender neuer Satz ange-
fügt: 

„Im Fall  der Abtretung, Verpfändung oder Pfän-
dung richtet sich der Anspruch auch gegen den 
Abtretenden, Verpfänder oder Pfändungsschuld-
ner. " 

4. Dem § 149 wird folgender neuer Absatz 3 ange-
fügt: 

„(3) Zur Vereinfachung des Besteuerungsver-
fahrens kann das Bundesministerium der Finan-
zen unter Wahrung einer gleichmäßigen Besteue-
rung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates bestimmen, daß Steuererklärun-
gen für zwei aufeinander folgende Kalenderjahre 
auf Antrag des Steuerpflichtigen abweichend von 
Absatz 2 innerhalb von 12 Monaten nach Ablauf 
des zweiten Kalenderjahres zusammen abgege-
ben werden können (besondere Erklärungsfrist); 
§ 109 ist auf die besondere Erklärungsfrist nicht 
anzuwenden. Satz 1 gilt entsprechend für Steuer-
erklärungen, die sich auf einen gesetzlich be-
stimmten Zeitpunkt beziehen, und für Erklärun-
gen zur gesonderten Feststellung. In der Rechts-
verordnung können abweichend von den Vor-
schriften der Steuergesetze insbesondere geregelt 
werden: 

1. die Voraussetzungen für die Gewährung der 
besonderen Erklärungsfrist, 

2. der Zeitraum, innerhalb dessen Vorauszahlun-
gen festgesetzt oder angepaßt werden können, 

3. Fristen für die Ausübung steuerlicher Wahl-
rechte und für Anträge auf Gewährung steuerli-
cher Vergünstigungen, 

4. der Beginn der Festsetzungsfrist, 

5. die Voraussetzungen für die Festsetzung eines 
Verspätungszuschlages und 

6. der Beginn des Zinslaufs nach § 233a Abs. 2 
und die Berechnung des zu verzinsenden Un-
terschiedsbetrages nach § 233 a Abs. 3 und 5; 
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dabei können auch Regelungen für Fälle getrof-
fen werden, in denen der Steuerpflichtige die 
besondere Erklärungsfrist nicht in Anspruch 
nimmt. " 

5. § 182 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Erfolgt eine gesonderte Feststellung gegen-
über mehreren Beteiligten einheitlich (§ 179 
Abs. 2 Satz 2) und ist ein Beteiligter im Feststel-
lungsbescheid unrichtig bezeichnet worden, weil 
Rechtsnachfolge eingetreten ist, kann dies durch 
besonderen Bescheid gegenüber dem Rechtsnach-
folger berichtigt werden. " 

6. § 237 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Satz 1 gilt entsprechend, wenn nach Einle-
gung eines förmlichen außergerichtlichen oder 
gerichtlichen Rechtsbehelfs gegen einen 
Grundlagenbescheid (§ 171 Abs. 10) oder eine 
Rechtsbehelfsentscheidung über einen Grund-
lagenbescheid die Vollziehung eines Folgebe-
scheides ausgesetzt wurde." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Zinsen werden erhoben vom Tag des Ein-
gangs des außergerichtlichen Rechtsbehelfs bei 
der Behörde, deren Verwaltungsakt angefoch-
ten wird, oder vom Tag der Rechtshängigkeit 
beim Gericht an bis zum Tag, an dem die Aus-
setzung der Vollziehung  endet. Ist die Vollzie-
hung erst nach dem Eingang des außergerichtli-
chen Rechtsbehelfs oder erst nach der Rechts-

hängigkeit ausgesetzt worden, so beginnt die 
Verzinsung mit dem Tag, an dem die Wirkung 
der Aussetzung der Vollziehung beginnt." 

7. § 382 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. für die Freizonen, den grenznahen Raum 
sowie die darüber hinaus der Grenzaufsicht 
unterworfenen Gebiete" 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Das Bundesministerium der Finanzen 
kann durch Rechtsverordnungen die Tatbestän-
de der Verordnungen des Rates der Euro-
päischen Union oder der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften, die nach den Absät-
zen 1 bis 3 als Ordnungswidrigkeiten mit Geld-
buße geahndet werden können, bezeichnen, so-
weit dies zur Durchführung dieser Rechtsvor-
schriften erforderlich ist und die Tatbestände 
Pflichten zur Gestellung, Vorführung, Lagerung 
oder Behandlung von Waren, zur Abgabe von 
Erklärungen oder Anzeigen, zur Aufnahme von 
Niederschriften sowie zur Ausfüllung oder Vor-
lage von Zolldokumenten oder zur Aufnahme 
von Vermerken in solchen Dokumenten betref-
fen. " 

Artikel 18 

Änderung des Einführungsgesetzes 
der Abgabenordnung 

Das Einführungsgesetz zur Abgabenordnung vom 
14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341; 1977 I S. 667), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
24. Juni 1994 (BGBl. I S. 1395), wird wie folgt geän-
dert: 

1. Artikel 97 wird wie folgt geändert: 

a) Dem § 1 wird folgender neuer Absatz 5 ange-
fügt: 

„(5) Die durch Artikel 17 des Gesetzes vom 
... 1995 (BGBl I S.... ) geänderten Vorschriften 
sind auf alle bei Inkrafttreten dieser Vorschrif-
ten anhängigen Verfahren anzuwenden, soweit 
nichts anderes bestimmt ist. " 

b) Dem § 10 wird folgender neuer Absatz 6 ange-
fügt: 

„(6) § 149 Abs. 3 Satz 3 Nr. 4 der Abgaben-
ordnung in der Fassung des Artikels ... des Ge-
setzes vom ... (BGBl. 1995 I  S. . . .) gilt für alle 
Steuern und Steuervergütungen, die nach dem 
31. Dezember 1995 entstehen." 

c) Dem § 15 wird folgender neuer Absatz 7 ange-
fügt: 

„(7) § 149 Abs. 3 Satz 3 Nr. 6 der Abgaben-
ordnung in der Fassung des Artikels ... des Ge-
setzes vom ... (BGBl. 1995 S. . . .) gilt für alle 
Steuern, die nach dem 31. Dezember 1995 ent-
stehen. " 

d) Dem § 19 Abs. 7 werden folgende neue Sätze 
angefügt: 

„Die Absätze 4 und 5 gelten entsprechend. Für 
Land- und Forstwirte gilt das Kalenderjahr. " 

2. Artikel 97 a § 1 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Würde durch einen Wechsel der örtlichen 
Zuständigkeit eine Finanzbehörde in dem in Arti-
kel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
für die gesonderte Feststellung nach § 180 Abs. 1 
Nr. 1 der Abgabenordnung, für die gesonderte 
und einheitliche Feststellung nach der Anteilsbe-
wertungsverordnung vom 19. Januar 1977 (BGBl. I 
S. 171) oder für die Besteuerung nach dem Vermö-
gen zuständig, bleibt abweichend von § 26 Satz 1 
der Abgabenordnung letztmals für Feststellungen 
zum 1. Januar 1998 oder für die Vermögensteuer 
des Kalenderjahrs 1998 die nach den bisherigen 
Verhältnissen zuständige Finanzbehörde insoweit 
zuständig. Dies gilt auch für das Rechtsbehelfsver-
fahren. " 
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Artikel 19 

Änderung des Bodenschätzungsgesetzes 

Das Bodenschätzungsgesetz in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 610-8, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 95 Nr. 4 des Gesetzes vom 14. De-
zember 1976 (BGBl. I S. 3341), wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 10 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 10 

Einspruch 

Gegen die festgestellten Schätzungsergebnisse 
steht den Eigentümern der betreffenden Grund-
stücke der Einspruch nach der Abgabenordnung 
zu. Über den Einspruch entscheidet die nach § 367 
der Abgabenordnung zuständige Finanzbehör-
de." 

2. § 12 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Für den Einspruch gilt § 10 entsprechend. 
Die rechtskräftig festgestellten Ergebnisse der 
Nachschätzung sind in die Liegenschaftskataster 
zu übernehmen." 

Artikel 20 

Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes 

entfällt 

Artikel 21 

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 

§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Finanzausgleichsgesetzes 
vom 23. Juni 1993 (BGBl. I S. 944, 977), das zuletzt 
durch das Gesetz vom ... geändert worden ist, wird 
wie folgt gefaßt: 

„Vom Aufkommen der Umsatzsteuer stehen 1996 
dem Bund 51,4 vom Hundert und den Ländern 
48,6 vom Hundert zu. " 

Artikel 22 

Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
finanziellen Voraussetzungen für die Neuglie

-

derung der Länder Berlin und Brandenburg 

entfällt 

Artikel 23 

Änderung des D-Markbilanzgesetzes 

Dem § 50 Abs. 3 des D-Markbilanzgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juli 1994 
(BGBl. I S. 1842), das durch Artikel 3 Abs. 2 des Ge-
setzes vom 9. August 1994 (BGBl. I S. 2062) geändert 
worden ist, wird folgender neuer Satz angefügt: 

„In den Fällen des § 36 Abs. 4 Satz 2 beginnt die 
Festsetzungsfrist mit Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem die Berichtigung der steuerlichen Eröffnungsbi-
lanz und etwaiger Folgebilanzen erfolgt. " 

Artikel 24 

Änderung des 
Fünften Vermögensbildungsgesetzes 

entfällt 

Artikel 25 

Änderung des Heimarbeitsgesetzes 

§ 19 Abs. 5 des Heimarbeitsgesetzes in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 804-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 7. Oktober 1993 
(BGBl. I S. 1668) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefaßt: 

„(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für 
die Festsetzung von vermögenswirksamen Leistun-
gen im Sinne des Fünften Vermögensbildungsgeset-
zes." 

Artikel 26 

Änderung des Mineralölsteuergesetzes 

Das Mineralölsteuergesetz vom 21. Dezember 1992 
(BGBl. I S. 2150, 2185; 1993 I S. 169), geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Dezember 1993 
(BGBl. I S. 2353; 1994 I S. 72), wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 3 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Als Kraftstoff dürfen vorbehaltlich des § 12 
verwendet werden 

1. Flüssiggase nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 unver-
mischt mit anderen Mineralölen 

a) zum Antrieb von Verbrennungsmotoren in 
Fahrzeugen des öffentlichen Verkehrs bis 
zum 31. Dezember 2000 zum ermäßigten 
Steuersatz von 241,00 Deutsche Mark für 
1 000 kg, 

b) in anderen Fällen zum ermäßigten Steuersatz 
von 612,50 Deutsche Mark für 1 000 kg, 
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2. Erdgas und andere gasförmige Kohlenwasser-
stoffe nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 zum Antrieb 
von Verbrennungsmotoren in Fahrzeugen des 
öffentlichen Verkehrs bis zum 31. Dezember 
2000 zum ermäßigten Steuersatz von 18,70 
Deutsche Mark für 1 MWh." 

2. In § 31 Abs. 2 Nr. 6 wird Buchstabe e wie folgt ge-
faßt: 

„e) zur Verfahrensvereinfachung und zur Vermei-
dung unangemessener wirtschaftlicher Bela-
stungen, wenn und soweit dadurch die Steuer-
belange nicht beeinträchtigt werden, Unter-
nehmen, die Erdgas aus einer Gastransportlei-
tung für Zwecke nach § 3 Abs. 2 und 3 oder 
§ 32 Abs. 1 beziehen oder abgeben, auf An-
trag abweichend von § 3 Abs. 2 und 3 oder 
§ 32 Abs. 1 die Verwendung oder Abgabe er-
mäßigt versteuerten Erdgases für nicht steuer-
begünstigte Zwecke oder für Zwecke nach § 3 
Abs. 1 Nr. 2 mit der Maßgabe erlaubt wird, 
daß bei ihnen eine Steuer nach dem Unter-
schiedsbetrag zwischen den Steuersätzen 
nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 oder § 3 Abs. 1 
Nr. 2 und § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a 
entsteht und nach den §§ 10 und 11 anzumel-
den und zu entrichten ist, " 

Artikel 27 

Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Mai 1994 (BGBl. I S. 1102), 
geändert durch das Gesetz vom 9. August 1994 
(BGBl. I S. 2058), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. die Zuteilung von roten Kennzeichen, die von 
einer Zulassungsbehörde im Inland zur wie-
derkehrenden Verwendung ausgegeben wer-
den. Dies gilt nicht für die Zuteilung derarti-
ger Kennzeichen für Prüfungsfahrten." 

2. Nach § 3 Nummer 5 wird folgende neue Nummer 
5 a eingefügt: 

„5 a. Fahrzeugen von gemeinnützigen oder mild-
tätigen Organisationen für die Zeit, in der sie 
ausschließlich für humanitäre Hilfsgüter-
transporte in das Ausland oder für zeitlich 
damit zusammenhängende Vorbereitungs-
fahrten verwendet werden; " 

3. Dem § 5 Abs. 2 wird folgender neuer Satz ange-
fügt: 

„Ein Fahrzeug, dessen Halten nach § 3 Nr. 5 von 
der Steuer befreit ist, wird nicht deshalb zweck-
fremd benutzt, weil es für humanitäre Hilfsgüter-
transporte in das Ausland oder für zeitlich damit 
zusammenhängende Vorbereitungsfahrten ver-
wendet wird."  

4. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Am Ende des Buchstaben c wird der Bei-
strich durch einen Punkt ersetzt und folgen-
der Satz angefügt: 

„Die Jahressteuer vermindert sich um 300 
Deutsche Mark bei Kraftfahrzeugen mit ei-
nem verkehrsrechtlich zulässigen Gesamt-
gewicht von 12 000 kg bis zu 16 000 kg; ". 

bb) Am Ende des Buchstaben d wird der Strich-
punkt durch einen Punkt ersetzt und fol-
gender Satz angefügt: 

„Bei Kraftfahrzeugen mit einem verkehrs-
rechtlich zulässigen Gesamtgewicht von 
12 000 kg bis zu 16 000 kg ist die Jahres-
steuer nach Buchstabe c zu ermitteln; ". 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Bei der Zuteilung eines Kennzeichens im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 4 be trägt die Steuer 

1. für Kennzeichen, die nur für Krafträder auf 
die Dauer eines Kalenderjahres gelten, 90 
DM, 

2. für andere Kennzeichen, die auf die Dauer 
eines Kalenderjahres gelten, 375 DM." 

Artikel 28 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Das Steuerberatungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. November 1975 (BGBl. I 
S. 2735), zuletzt geändert durch Artikel 62 des Geset-
zes vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2911), wird wie 
folgt geändert: 

Am Ende des § 4 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgende neue Nummer 14 angefügt: 

„14. diejenigen, die Verträge im Sinne des § 2 Abs. 1 
Wohnungsbau-Prämiengesetz schließen oder 
vermitteln, soweit sie bei der Ausfüllung von 
Anträgen auf Wohnungsbauprämie Hilfe lei-
sten. 

Artikel 29 

Änderung des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 6. Juni 1983 
(BGBl. I S. 645, 1680), zuletzt geändert durch Arti-
kel 8 des Gesetzes vom 23. Juni 1994 (BGBl. I 
S. 1311), wird wie folgt geändert: 
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1. § 18a Abs. 1 Satz 4 und § 18b Abs. 5 Satz 4 wer-
den wie folgt gefaßt: 

„Als Kinder des Darlehensnehmers gelten außer 
seinen eigenen Kindern die in § 25 Abs. 5 Nrn. 1 
bis 3 bezeichneten Personen. " 

2. § 21 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. Kindergeld nach dem Bundeskindergeldge-
setz oder dem Einkommensteuergesetz, es sei 
denn, der Auszubildende erhält das Kinder-
geld für seine Kinder oder ihm wäre bei Be-
rücksichtigung des Kindergeldes nach dem 
Bundeskindergeldgesetz oder dem Einkom-
mensteuergesetz Förderung in Höhe von min-
destens 1 000 DM monatlich als Zuschuß zu 
bewilligen," 

3. § 21 Abs. 3 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„In den Fällen des § 11 Abs. 3 gelten das auf den 
Antragsteller entfallende Kindergeld nach dem 
Bundeskindergeldgesetz oder dem Einkommen-
steuergesetz, Kinderzulagen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung sowie Kinderzuschüsse aus 
den gesetzlichen Rentenversicherungen als sein 
Einkommen. " 

4. § 22 Abs. 3 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. der Kinder, der in § 25 Abs. 5 Nr. 1 bis 3 be-
zeichneten Personen und der sonstigen Unter-
haltsberechtigten nach § 25 Abs. 3." 

5. § 23 Abs. 4 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. Kindergeld nach dem Bundeskindergeldge-
setz oder dem Einkommensteuergesetz, Kin-
derzulagen aus der gesetzlichen Unfallver-
sicherung sowie Kinderzuschüsse aus den ge-
setzlichen Rentenversicherungen, die an den 
Auszubildenden ausgezahlt werden oder die 
nach § 21 Abs. 3 Satz 3 als sein Einkommen 
gelten, voll auf den Bedarf angerechnet. " 

6. § 25 Abs. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„Als Kinder des Einkommensbeziehers gelten au-
ßer seinen eigenen Kindern 

1. Pflegekinder (Personen, mit denen er durch ein 
familienähnliches, auf längere Dauer berechne-
tes Band verbunden ist, sofern er sie in seinen 
Haushalt aufgenommen hat und das Obhuts- 
und Pflegeverhältnis zu den Eltern nicht mehr 
besteht und er sie mindestens zu einem nicht 
unwesentlichen Teil auf seine Kosten unter-
hält), 

2. in seinen Haushalt aufgenommene Kinder sei-
nes Ehegatten, 

3. in seinen Haushalt aufgenommene Enkel." 

7. § 28 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Grundstücke und Betriebsvermögen werden, so-
weit sie in dem in § 12 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a be-
zeichneten Gebiet liegen, nur bei Entscheidungen 
für die Bewilligungszeiträume berücksichtigt, die 
nach dem 31. Dezember 1999 beginnen." 

8. § 36 Abs. 3 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ 2. soweit die Unterhaltsleistung der Eltern hinter 
dem auf den Antragsteller entfallenden Kin-
dergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz 
oder dem Einkommensteuergesetz, den Kin-
derzulagen aus der gesetzlichen Unfallversi-
cherung oder Kinderzuschüssen aus den ge-
setzlichen Rentenversicherungen, die sie für 
den Antragsteller erhalten, zurückbleibt." 

Artikel 30 

Gesetz fiber Steuerstatistiken (StStatG) 

§ 1 
Anordnung als Bundesstatistik 

(1) Zur Beurteilung von Struktur und Wirkungs-
weise der Steuern und ihrer wi rtschaftlichen und so-
zialen Bedeutung werden Bundesstatistiken über 

1. die Umsatzsteuer, 

2. die Lohn- und Einkommensteuer, 

3. die Körperschaftsteuer, 

4. die Vermögensteuer, 

5. die Einheitswerte 

a) der Gewerbebetriebe, 

b) des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens, 

c) des Grundvermögens, 

6. die Gewerbesteuer, 

7. die Erbschaft- und Schenkungsteuer 

durchgeführt. 

(2) Im Rahmen der Lohn- und Einkommensteuer-
statistik werden die nicht von den Wohnsitzländern 
vereinnahmten Lohnsteuerbeträge für die Zerlegung 
der Lohnsteuer nach § 5 des Zerlegungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 
1971 (BGBl. I S. 145), zuletzt geändert durch ... 
(BGBl ...) ermittelt. 

(3) Aus den Angaben für die Lohn- und Einkom-
mensteuerstatistik werden die Schlüsselzahlen für 
die Aufteilung des Gemeindeanteils an der Einkom-
mensteuer nach § 3 des Gemeindefinanzreformge-
setzes in der jeweils geltenden Fassung ermittelt. 

(4) Zur Ermittlung der Verteilungswirkungen bei 
einem teilweisen Ersatz der Gewerbesteuereinnah-
men der Gemeinden durch andere Steuereinnahmen 
werden Berechnungen mit einem Merkmal oder ei-
ner Kombination einzelner oder aller Merkmale, für 
die zusätzliche Angaben gemäß § 3 erhoben werden, 
durchgeführt. Das Statistische Bundesamt führt die 
Berechnungen mit diesen Merkmalen durch. Die 
hierfür erforderlichen Daten werden gemeindeweise 
von Gewerbebetrieben im Sinne des § 2 des Gewer-
besteuergesetzes sowie von natürlichen Personen mit 
Einkünften aus freiberuflicher Tätigkeit im Sinne des 
§ 18 Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes erst- 
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mals für 1995 im Rahmen der Lohn- und Einkom-
mensteuerstatistik, für Körperschaftsteuerpflichtige 
im Rahmen der Körperschaftsteuerstatistik, zusätz-
lich erhoben. Werden die Einkünfte aus freiberufli-
cher Tätigkeit in einer Personengesellschaft erzielt, 
werden die Daten von dieser erhoben. 

§2 

Erhebungsmerkmale und Periodizität 

(1) Für die Umsatzsteuerstatistik werden jährlich, 
erstmals für 1996, von den Steuerpflichtigen, die zur 
Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen ver-
pflichtet sind, folgende Erhebungsmerkmale erfaßt: 

1. steuerbare Umsätze (ohne Einfuhrumsätze), Um-
satzsteuer, Vorsteuer mit den im Besteuerungsver-
fahren festgestellten Angaben; 

2. Sitz (Gemeinde), Rechtsform, Organschaft, Wi rt
-schaftszweig, Dauer der Steuerpflicht, Besteue-

rungsform, Vorauszahlungszeitraum. 

(2) Für die Lohn- und Einkommensteuerstatistik 
werden alle drei Jahre, erstmals für 1995, folgende 
Erhebungsmerkmale erfaßt: 

1. von den steuerpflichtigen natürlichen Personen 

a) Bruttolohn, Einkünfte, Einkommen, zu versteu-
erndes Einkommen, Sondervergünstigungen, 
Lohn-, Einkommen- und Kirchensteuer, vermö-
genswirksame Leistungen einschließlich Ar-
beitnehmersparzulage, Lohn-, Einkommenser-
satzleistungen mit den im Besteuerungsverfah-
ren festgestellten Angaben; 

b) Geschlecht, Geburtsjahr, Religion, Stellung im 
Beruf, Kinderfreibeträge, Wohnsitzgemeinde, 
Wirtschaftszweig/ A rt  des Freien Berufs, Art der 
Steuerpflicht, Steuerklasse, Veranlagungsart; 

2. von Personengesellschaften und Gemeinschaften, 
soweit im Besteuerungsverfahren eine gesonderte 
und einheitliche Feststellung der Einkünfte vorge-
nommen worden ist, 

a) Einkünfte oder Einnahmen mit den im Besteue-
rungsverfahren festgestellten Angaben; 

b) Sitz (Gemeinde), Anzahl der Beteiligten, Wi rt
-schaftszweig. 

(3) Für die Körperschaftsteuerstatistik werden alle 
drei Jahre, erstmals für 1995, von den steuerpflich-
tigen Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen folgende Erhebungsmerkmale er-
faßt: 

1. Einkünfte, Einkommen, zu versteuerndes Einkom-
men, Sondervergünstigungen, Körperschaftsteuer 
mit den im Besteuerungsverfahren festgestellten 
Angaben; 

2. Sitz (Gemeinde), Rechtsform, Organschaft, Wi rt
-schaftszweig, Art der Steuerpflicht, Veranlagungs-

art . 

(4) Für die Vermögensteuerstatistik werden jeweils 
in Verbindung mit der Hauptveranlagung der Ver-
mögensteuer nach dem Stand zum Hauptveranla-

gungszeitpunkt von den Steuerpflichtigen folgende 
Erhebungsmerkmale erfaßt: 

1. Vermögen, steuerpflichtiges Vermögen, Vermö-
gensteuer mit den im Besteuerungsverfahren fest-
gestellten Angaben; 

2. Rechtsform, Art  der Beteiligung am Erwerbsleben, 
Wohnsitz oder Sitz (Gemeinde), Art der Steuer-
pflicht. 

(5) Für die Statistiken der Einheitswerte werden je-
weils in Verbindung mit der Hauptfeststellung nach 
dem Stand zum Hauptfeststellungszeitpunkt folgen-
de Erhebungsmerkmale erfaßt: 

1. für die Statistik der Einheitswerte des Betriebsver-
mögens von den Gewerbebetrieben 

a) Besitz- und Schuldposten, Einheitswert mit den 
im Bewertungsverfahren festgestellten Anga-
ben; 

b) Sitz (Gemeinde), Rechtsform des Eigentümers, 
Wirtschaftszweig; 

2. für die Statistik der Einheitswerte des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens von den Betrie-
ben der Land- und Forstwirtschaft 

a) Fläche der Wirtschaftsgüter, Wirtschaftswert, 
Wohnungswert, alter und neuer Einheitswert 
mit den im Bewertungsverfahren festgestellten 
Angaben; 

b) Vermögensart, Rechtsform des Eigentümers, 
Belegenheitsgemeinde; 

3. für die Statistik der Einheitswerte des Grundver-
mögens von den Grundstücken 

a) Fläche, alter und neuer Einheitswert mit den im 
Bewertungsverfahren festgestellten Angaben; 

b) Vermögensart, 	Grundstücksart, 	Baualter, 
Rechtsform des Eigentümers, Belegenheitsge-
meinde, Gemeindegröße für die Bewertung, A rt 

 des Bewertungsverfahrens, Art  des Besitzver-
hältnisses. 

(6) Für die Gewerbesteuerstatistik werden alle drei 
Jahre, erstmals für 1995, von den Steuerpflichtigen 
folgende Erhebungsmerkmale erfaßt: 

1. a) Gewinn/Verlust des Gewerbebetriebs, Hinzu-
rechnungsbeträge, Kürzungsbeträge, Gewerbe-
ertrag, Freibeträge, Steuermeßbetrag nach dem 
Gewerbeertrag mit den im Besteuerungsverfah-
ren festgestellten Angaben; 

b) Einheitswert des Betriebsvermögens des Ge-
werbebetriebs, Hinzurechnungsbeträge, Kür-
zungsbeträge, Gewerbekapital, Freibeträge, 
Steuermeßbetrag nach dem Gewerbekapital 
mit den im Besteuerungsverfahren festgestell-
ten Angaben; 

c) einheitlicher Gewerbesteuermeßbetrag; 

2. Sitz (Gemeinde), Rechtsform, A rt  der Ertragsteuer-
pflicht, Wirtschaftszweig; 

3. in Fällen der Zerlegung die beteiligten Gemein-
den mit den auf Gewerbeertrag und Gewerbe-
kapital entfallenden Zerlegungsanteilen. 
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Für Betriebe bzw. Betriebsstätten in dem in Artikel 3 
des Einigungsvertrags genannten Gebiet entfällt die 
Erfassung gemäß Nummer 1 b bis zum Vorliegen der 
Voraussetzungen einer Erfassung. 

(7) Für die Erbschaft- und Schenkungsteuerstati-
stik werden alle fünf Jahre, erstmals für 1995, für die 
Erwerbe, für die in dem Kalenderjahr Erbschaft- oder 
Schenkungsteuer erstmalig festgesetzt worden ist, fol-
gende Merkmale erfaßt, soweit das Nachlaßvermö-
gen durch automatisierte Verfahren ermittelt wird: 

1. steuerpflichtiger Erwerb nach Vermögensarten, 
Steuerklasse des Erwerbers, Steuersatz und Erb-
schaft- oder Schenkungsteuer mit den im Besteue-
rungsverfahren festgestellten Angaben; bei meh-
reren Erwerben aus dem Nachlaß eines Inländers 
zusätzlich Nachlaß untergliedert nach Vermögens-
arten sowie Abzüge für Nachlaßverbindlichkeiten; 

2. Erwerbsart, Jahr der Entstehung der Steuer, A rt 
 der Steuerpflicht. 

§3 

Zusätzliche Angaben für die Ermittlung eines 
gemeindebezogenen Aufteilungsschlüssels 

(1) Es werden von den einkommensteuerpflichti-
gen natürlichen Personen und den Personengesell-
schaften nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 mit Einkünften aus Ge-
werbebetrieb oder aus freiberuflicher Tätigkeit im 
Rahmen der Lohn- und Einkommensteuerstatistik so-
wie von den Körperschaftsteuerpflichtigen im Rah-
men der Körperschaftsteuerstatistik erstmals für 1995 
folgende Angaben zusätzlich erfaßt: 

Sitz (Gemeinde) des Unternehmens, Art  (Gewerbe-
betrieb oder freiberufliche Tätigkeit) des Unterneh-
mens sowie für das Unternehmen - ohne Berücksich-
tigung ausländischer Betriebsstätten - insgesamt, bei 
inländischen Betriebsstätten in mehreren Gemein-
den auch gemeindeweise für die Betriebsstätten: Ge-
meinde, Arbeitslöhne im Sinne von § 31 Gewerbe-
steuergesetz, abnutzbares Anlagevermögen und Vor-
räte. Die Angaben für das abnutzbare Anlagevermö-
gen und die Vorräte werden nur erhoben, wenn sie 
für das Unternehmen einer Bilanz zu entnehmen 
sind. 

(2) Die Merkmale Wirtschaftszweig/A rt  des Freien 
Berufs nach § 2 Abs. 2 und 3 sowie die Finanzamt-
und Steuernummern nach § 4 Nr. 1 und 2 werden 
auch für die Aufgaben nach § 1 Abs. 4 verwandt. 

§4 
Hilfsmerkmale 

Als Hilfsmerkmale werden erfaßt 

1. die Nummern der Finanzämter, 

2. die Steuernummern sowie die Einheitswertakten-
zeichen bei den Statistiken nach § 1 Abs. 1 Nr. 5, 

3. die Art  des Festsetzungsverfahrens sowie der Tag 
und das Jahr der Veranlagung bei den Statistiken 
nach § 1 Abs. 1 Nm. 2 bis 4, 6 und 7, 

4. die Art  des Feststellungsverfahrens sowie der Tag 
und das Jahr der Bewe rtung bei den Statistiken 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 5. 

§5 

Auskunftspflicht 

(1) Für die Statistiken nach diesem Gesetz ein-
schließlich für die Angaben nach § 3 besteht Aus-
kunftspflicht. Auskunftspflichtig sind die Finanzbe-
hörden der Länder. 

(2) Für die Lohn- und Einkommensteuerstatistik 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 und die Aufgaben nach § 1 
Abs. 2 werden den statistischen Ämtern der Länder 
von den Finanzbehörden der Länder Lohnsteuerkar-
ten zur Verfügung gestellt. Nach Durchführung der 
statistischen Erhebungen haben die statistischen 
Ämter der Länder die ihnen zur Verfügung gestellten 
Lohnsteuerkarten zu vernichten. 

§6 

Einzelangaben 

(1) Für die Verwendung gegenüber den gesetzge-
benden Körperschaften und für Zwecke der Planung, 
jedoch nicht für die Regelung von Einzelfällen, dür-
fen Tabellen mit statistischen Ergebnissen, auch so-
weit Tabellenfelder nur einen einzigen Fa ll  auswei-
sen, vom Statistischen Bundesamt und den statisti-
schen Ämtern der Länder an das Bundesministerium 
der Finanzen und an die obersten Finanzbehörden 
der Länder übermittelt werden. 

(2) Aus der Statistik über die Lohn- und Einkom-
mensteuer nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 wird von den statisti-
schen Ämtern der Länder jeweils unverzüglich nach 
Ablauf der Aufbereitung eine bundesweit repräsen-
tative Stichprobe von Einzelangaben mit einem Aus-
wahlsatz von 25 vom Hundert gezogen und die Ein-
zelangaben werden dem Statistischen Bundesamt für 
Zusatzaufbereitungen zur Verfügung gestellt. 

(3) Für Zusatzaufbereitungen zur Abschätzung fi-
nanzieller Auswirkungen der Änderungen von Rege-
lungen im Rahmen der Fortentwicklung des Steuer-
und Transfersystems werden auf Anforderung dem 
Bundesministerium der Finanzen, den obersten Fi-
nanzbehörden und den statistischen Ämtern der Län-
der durch das Statistische Bundesamt Einzelangaben 
ohne Hilfsmerkmale aus einer Unterstichprobe über-
mittelt, die aus der Stichprobe nach Absatz 2 gezo-
gen wird und nicht mehr als 10 vom Hundert der 
Grundgesamtheit umfaßt. Den Empfängern nach 
Satz 1 ist jeweils die gleiche  Unterstichprobe zu über-
mitteln. Die Stichproben und Unterstichproben sind 
beim Statistischen Bundesamt vorzuhalten. Für die 
Durchführung der Zusatzaufbereitungen ist im Bun-
desministerium der Finanzen und in den obersten Fi-
nanzbehörden der Länder eine Organisationseinheit 
einzurichten, die räumlich, organisatorisch und per-
sonell von anderen Aufgabenbereichen zu trennen 
ist. Die in dieser Organisationseinheit tätigen Perso-
nen müssen Amtsträger oder für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichtete sein. Sie dürfen aus 
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ihrer Tätigkeit gewonnene Erkenntnisse nur für die 
in Satz 1 genannten Zwecke verwenden. 

(4) Die statistischen Ämter der Länder übermitteln 
dem Statistischen Bundesamt für die Aufgaben nach 
§ 1 Abs. 4 die Einzelangaben nach § 3 und stellen 
ihm auf Anforderung die Einzelangaben aus den 
nach § 1 Abs. 1 angeordneten Statistiken für Zusatz-
aufbereitungen zur Verfügung. 

(5) Für die Zerlegung des Kirchensteueraufkom-
mens der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaf-
ten auf die Diözesen, Landeskirchen und sonstigen 
regionalen Gliederungen dürfen den öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaften von den statisti-
schen Ämtern der Länder aus der Lohn- und Einkom-
mensteuerstatistik für ihre Steuerschuldner mit Kir-
chenlohnsteuer die Einzelangaben Kirchenlohn-
steuer und Religionszugehörigkeit mit dem amtli-
chen Gemeindeschlüssel der Wohnsitzgemeinde 
übermittelt werden. 

§ 7 
Ermächtigung 

Das Bundesministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die Durchführung von Steuerstati-
stiken ganz oder teilweise einzustellen oder die Pe-
riodizitäten zu verlängern, wenn die Ergebnisse nicht 
mehr oder nicht mehr in der ursprünglich vorgesehe-
nen Häufigkeit benötigt werden oder wenn tatsäch-
liche Voraussetzungen für eine Steuerstatistik entfal-
len sind oder sich wesentlich geändert haben oder 
den in diesem Gesetz vorgeschlagenen Zeitabstand 
zwischen zwei aufeinanderfolgenden Erhebungen 
mit einmaliger Wirkung zu verlängern oder zu ver-
kürzen, wenn der Erkenntniswert der Statistiken 
hierdurch wesentlich verbessert wird. 

§ 8 
Verbrauchsteuern 

(1) Soweit auf dem Gebiet der Verbrauchsteuern 
dem Statistischen Bundesamt nach § 8 des Bundes-
statistikgesetzes die statistische Aufbereitung von 
Daten aus dem Verwaltungsvollzug übertragen wor-
den ist, sind die Bundesfinanzbehörden berechtigt, 
dem Statistischen Bundesamt für diese Zwecke auch 
dem Steuergeheimnis nach § 30 der Abgabenord-
nung unterliegende Einzelangaben zu überlassen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, soweit den statisti-
schen Ämtern der Länder die statistische Aufberei-
tung der Angaben zur Biersteuer übertragen wird. 

§9 
Fortgeltung des Steuergeheimnisses 

Die Pflicht zur Wahrung des Steuergeheimnisses 
bleibt für Personen, die in den statistischen Ämtern 
des Bundes und der Länder mit der Durchführung 
der Steuerstatistiken und den Aufgaben nach § 1 
Abs. 2 bis 4 sowie nach § 8 be traut sind, unberührt . 

Artikel 31 

Änderung des Versicherungsteuergesetzes 

Das Versicherungsteuergesetz in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 611-15, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 29 des Gesetzes vom 26. Mai 1994 
(BGBl. I S. 1014), wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 wird am Ende der Nummer 9 der Punkt 
durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende 
neue Nummer 10 angefügt: 

„ 10. für eine Versicherung beförderter Güter ge-
gen Verlust oder Beschädigung als Tr ansport-
güterversicherung einschließlich Valorenver-
sicherung und Kriegsrisikoversicherung, 
wenn sich die Versicherung auf Güter be-
zieht, die ausschließlich im Ausland oder im 
grenzüberschreitenden Verkehr einschließ-
lich der Durchfuhr befördert werden; dies gilt 
nicht bei der Beförderung von Gütern zwi-
schen inländischen Orten, bei der die Güter 
nur zur Durchfuhr in das Ausland gelangen. 
Die Besteuerung der Zahlung des Versiche-
rungsentgelts für eine Haftpflichtversiche-
rung bleibt unberührt." 

2. § 10b Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Wird ein Steuersatz geändert oder die Zahlung 
des Versicherungsentgelts von der Steuer ausge-
nommen, ist der neue Steuersatz oder die neue Be-
freiungsvorschrift auf Versicherungsentgelte an

-zuwenden, die ab dem Inkrafttreten der Änderung 
des Steuersatzes oder der neuen Befreiungsvor-
schrift fällig werden." 

Artikel 31 a 

Änderung des Tabaksteuergesetzes 

§ 32 Abs. 3 des Tabaksteuergesetzes vom 21. De-
zember 1992 (BGBl. I S. 2150), das durch Artikel 9 
des Gesetzes vom 24. Juni 1994 (BGBl. I S. 1395) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Steuer für Zigaretten nach § 2 Abs. 2 
Satz 2 beträgt bis zum 31. Dezember 1998 96,65 DM 
je kg und 26,65 vom Hundert des Kleinverkaufsprei-
ses, mindestens 114,0 DM  je kg."  

Artikel 32 

Neufassung der betroffenen Gesetze und 
Rechtsverordnungen, Rückkehr 

zum einheitlichen Verordnungsrang 

(1) Das Bundesministerium der Finanzen kann den 
Wortlaut der durch die Artikel 2 a bis 4, 6 bis 8, 10 bis 
12, 16 bis 20, 23 bis 25 und 27 bis 30 dieses Gesetzes 
geänderten Gesetze und Durchführungsverordnun-
gen in der vom Inkrafttreten der Rechtsvorschriften 
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an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt be-
kanntmachen. 

(2) Die auf den Artikeln 2, 2 a, 8 und 12 beruhen-
den Teile der Einkommensteuer-Durchführungsver-
ordnung 1990, der Lohnsteuer-Durchführungsver-
ordnung 1990, der Gewerbesteuer-Durchführungs-
verordnung und der Umsatzsteuer-Durchführungs-
verordnung können auf Grund der einschlägigen Er-
mächtigungsgrundlagen durch Rechtsverordnung 
geändert werden. 

Artikel 33 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 
bis 8 am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 12 Nr. 2, Nr. 3, Nr. 4 Buchstaben a, b 
und c und Nr. 11 tritt am 1. Januar 1994 in Kraft. 

(3) Artikel 16 tritt am 31. Dezember 1994 in Kraft. 

(4) Artikel 27 Nr. 2 und 3 tritt am 1. Januar 1995 in 
Kraft. Artikel 27 Nr. 4 tritt am 1. Januar 1995 in Kraft 
und mit Ablauf des 31. Dezember 1998 außer Kraft. 

(5) Artikel 31 tritt am 1. Juli 1995 in Kraft. 

(6) Artikel 11 Nr. 5 Buchstabe e und Artikel 12 
Nr. 13 treten am 3. Juni 1995 in Kraft. 

(7) Artikel 1 a, Artikel 11 Nr. 1, Nr. la,  Nr. lb, 
 Nr. 1c, Nr. 2 Buchstaben a, al und a2, Nr. 2a, Nr. 3 

Buchstaben Oa und b, Nr. 4 Buchstaben b und c, 
Nr. 4a, Nr. 4b, Nr. 4c, Nr. 4d, Nr. 5 Buchstaben a, b, c 
und el, Nr. 6, Nr. 6a, Nr. 7, Nr. 8, Nr. 8a, Artikel 12 
Nr. 4 Buchstabe d, Nr. 5a, Nr. 5b, Nr. 6 Buchstabe Oa, 
Nr. 6a, Nr. 6b, Nr. 10a, Nr. 10b, Nr. 12 und Nr. 14, Ar-
tikel 17 Nr. 6, Artikel 21, 24, 25, Artikel 29 Nr. 1, 
Nr. 4, Nr. 6 sowie Artikel 31 a treten am 1. Januar 
1996 in Kraft. Artikel 29 Nr. 2 tritt mit der Maßgabe in 
Kraft, daß die darin bestimmten Änderungen nur bei 
Entscheidungen für die Bewilligungszeiträume zu 
berücksichtigen sind, die nach dem 30. Juni 1996 be-
ginnen. Vom 1. Oktober 1996 an sind diese Änderun-
gen ohne die einschränkende Maßgabe des Satzes 1 
zu berücksichtigen. 

(8) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten das 
Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31. Januar 1994 (BGBl. I S. 168, 
701), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 14. Sep-
tember 1994 (BGBl. I S. 2384) und das Gesetz über 
Steuerstatistiken vom 6. Dezember 1966 (BGBl. I 
S. 665), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 19. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2555), außer 
Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Gisela Frick, Hansgeorg Hauser (Rednitzhembach), 
Dr. Barbara  Höll, Joachim Poß und Christine Scheel 

I. Allgemeines 

1. Verfahrensablauf 

a) Entwurf eines Jahressteuergesetzes 1996 
(Drucksache 13/901) 

Der Entwurf eines Jahressteuergesetzes 1996 - 
Drucksache 13/901' - wurde in der 32. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 31. März 1995 dem Fi

-

nanzausschuß zur federführenden Beratung sowie 
zur Mitberatung an den Auswärtigen Ausschuß, den 
Innenausschuß, den Rechtsausschuß, den Ausschuß 
für Wirtschaft, den Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten, den Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung, den Ausschuß für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend, den Ausschuß für Gesundheit, 
den Ausschuß für Verkehr, den Ausschuß für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, den Aus-
schuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, 
den Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung, den 
Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäi-
schen Union und an den Haushaltsausschuß über-
wiesen, an letzteren auch gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung. 

Die mitberatenden Ausschüsse haben an folgenden 
Tagen zu dem Gesetzentwurf Stellung genommen: 

- Am 10. Mai 1995 der Ausschuß für Bildung, Wis-
senschaft, Forschung, Technologie und Technik-
folgenabschätzung, 

- am 17. Mai 1995 der Ausschuß für Wirtschaft, der 
Ausschuß für Verkehr, der Ausschuß für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau, der Ausschuß für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit sowie 
der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, 

- am 30. Mai 1995 der Haushaltsausschuß, 

- am 31. Mai 1995 der Innenausschuß, der Rechts-
ausschuß, der Ausschuß für Arbeit und Sozialord-
nung, der Ausschuß für Gesundheit und der Aus-
schuß für Fami lie, Senioren, Frauen und Jugend. 

Der Auswärtige Ausschuß und der Ausschuß für die 
Angelegenheiten der Europäischen Union haben 
auf eine Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf ver-
zichtet. Der Sportausschuß hat sich am 11. Mai 1995 
gutachtlich mit dem Gesetzentwurf befaßt. Über die 
Beratung des Gesetzentwurfs nach § 96 der Ge-
schäftsordnung wird der Haushaltsausschuß geson-
dert berichten. Der Finanzausschuß hat den Gesetz-
entwurf am 10., 11., 17., 18., 24., 29. und 31. Mai 
1995 beraten. Am 26., 27. und 28. April 1995 hat er 

eine öffentliche Anhörung zu dem Gesetzentwurf 
durchgeführt. 

Hinzuweisen ist darauf, daß der Entwurf eines Jah-
ressteuergesetzes 1996 inhaltsgleich auch als Gesetz-
entwurf der Bundesregierung (Drucksache 13/1173) 
eingebracht worden ist. Diese Gesetzesvorlage ist an 

 dieselben Ausschüsse überwiesen worden wie der 
Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen in Druck-
sache 13/901. Über den Regierungsentwurf kann zu 
diesem Zeitpunkt keine Beschlußfassung erfolgen, 
weil der Bundesrat sich erst am 2. Juni 1995 mit die-
sem Gesetzentwurf befaßt und die Gegenäußerung 
der Bundesregierung auch erst danach vorgelegt 
werden kann. 

b) Bericht über die Höhe des Existenzminimums 
von Kindern und Familien im Jahre 1996 
(Drucksache 13/381) 

Der Bericht über die Höhe des Existenzminimums 
von Kindern und Familien im Jahre 1996 - Drucksa-
che 13/381 - wurde mit Sammelüberweisung Nr. 13/ 
774 Nr. 3 vom 10. März 1995 zur federführenden Be-
ratung an den Finanzausschuß sowie zur Mitbera-
tung an den Rechtsausschuß, den Ausschuß für Ar-
beit und Sozialordnung, den Ausschuß für Fami lie, 
Senioren, Frauen und Jugend und den Ausschuß für 
Gesundheit überwiesen. Der Ausschuß für Fami lie, 
Senioren, Frauen und Jugend hat die Vorlage am 
29. Mai 1995 beraten. Die übrigen mitberatenden 
Ausschüsse haben sich am 31. Mai 1995 mit dem Be-
richt befaßt. Der Finanzausschuß hat den Bericht am 
10., 11., 17., 18., 24., 29. und 31. Mai 1995 beraten. In 
die öffentliche Anhörung am 26., 27. und 28. April 
1995 war der Bericht einbezogen. 

c) Antrag „Für einen gerechten, verfassungs-
gemäßen und unbürokratischen Familien-
leistungsausgleich" (Drucksache 13/16) 

Der Antrag „Für einen gerechten, verfassungsgemä-
ßen und unbürokratischen Familienleistungsaus-
gleich" - Drucksache 13/16 - wurde dem Finanzaus-
schuß in der 12. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 19. Januar 1995 zur federführenden Beratung so-
wie dem Rechtsausschuß, dem Ausschuß für Fami lie, 
Senioren, Frauen und Jugend, dem Ausschuß für 
Gesundheit und dem Haushaltsausschuß zur Mit-
beratung überwiesen. Der Haushaltsausschuß hat 
am 30. Mai 1995 zu dem Antrag votiert. Der Rechts-
ausschuß, der Ausschuß für Fami lie, Senioren, Frau-
en und Jugend und der Ausschuß für Gesundheit 
haben die Vorlage am 31. Mai 1995 beraten. Der An-
trag war Gegenstand der Anhörung am 26., 27. und 
28. April 1995. 
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d) Antrag „Soziale und gerechte Einkommen- 
steuerreform 1996" (Drucksache 13/936) 

Der Antrag „Soziale und gerechte Einkommen-
steuerreform 1996" - Drucksache 13/936 - wurde 
dem Finanzausschuß in der 32. Sitzung des Deut-
schen Bundestages am 31. März 1995 zur federfüh-
renden Beratung sowie zur Mitberatung an  den Aus-
wärtigen Ausschuß, den Innenausschuß, den Rechts-
ausschuß, den Ausschuß für Wirtschaft, den Aus-
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
den . Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, den 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 
den Ausschuß für Gesundheit, den Ausschuß für Ver-
kehr, den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit, den Ausschuß für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau, den Ausschuß für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung, Technologie und Technik-
folgenabschätzung, den Ausschuß für die Angele-
genheiten der Europäischen Union und den Haus-
haltsausschuß überwiesen. Die mitberatenden Aus-
schüsse haben an folgenden Tagen zu der Vorlage 
votiert: 

- Am 10. Mai 1995 der Ausschuß für Bildung, Wis-
senschaft, Forschung, Technologie und Technik-
folgenabschätzung, 

- am 17. Mai 1995 der Ausschuß für Wirtschaft, der 
Ausschuß für Verkehr, der Ausschuß für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau, der Ausschuß für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und 
der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, 

- am 30. Mai 1995 der Haushaltsausschuß, 

- am 31. Mai 1995 der Innenausschuß, der Rechts-
ausschuß, der Ausschuß für Arbeit und Sozial-
ordnung, der Ausschuß für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend und der Ausschuß für Ge-
sundheit. 

Der Auswärtige Ausschuß und der Ausschuß für die 
Angelegenheiten der Europäischen Union haben auf 
ein Mitberatungsvotum verzichtet. 

Der Finanzausschuß hat den Antrag am 10., 11., 17., 
18., 24., 29. und 31. Mai 1995 beraten. Die Vorlage 
war auch Gegenstand der Anhörung am 26., 27. und 
28. April 1995. 

e) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
(Drucksache 13/698) 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kraft-
fahrzeugsteuergesetzes - Drucksache 13/698 - wur-
de in der 27. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 16. März 1995 dem Finanzausschuß zur feder-
führenden Beratung und dem Ausschuß für Verkehr 
zur Mitberatung überwiesen. Der Ausschuß für Ver-
kehr hat am 17. Mai 1995 zu der Vorlage Stellung 
genommen. Der Finanzausschuß hat den Gesetzent-
wurf am 10., 11., 17., 18., 24., 29. und 31. Mai 1995 
beraten. 

f) Zwischenbericht der Bundesregierung fiber die 
Möglichkeit, die Kraftfahrzeugsteuer für Kraft-
fahrzeuge mit einem verkehrsrechtlich zulässigen 
Gesamtgewicht zwischen 12 t und 16 t im Zusam-
menhang mit der Einführung einer Autobahn-
gebühr ab 1. Januar 1995 abzusenken 
(Drucksachen 12/7538,12/8234 Nr. 1.3, 
13/725 Nr. 58) 

Der Zwischenbericht der Bundesregierung über die 
Möglichkeit, die Kraftfahrzeugsteuer für Kraftfahr-
zeuge mit einem verkehrsrechtlich zulässigen Ge-
samtgewicht zwischen 12 t und 16 t im Zusammen-
hang mit der Einführung einer Autobahngebühr ab 
1. Januar 1995 abzusenken - Drucksachen 12/7538, 
12/8234 Nr. 1.3, 13/725 Nr. 58 - wurde mit Sammel-
überweisung Nr. 13/725 Nr. 58 am 9. März 1995 dem 
Finanzausschuß zur federführenden Beratung und 
dem Ausschuß für Verkehr zur Mitberatung überwie-
sen. Der Ausschuß für Verkehr hat die Vorlage am 
17. Mai 1995 behandelt. Der Finanzausschuß hat den 
Gesetzentwurf am 10., 11., 17., 18., 24., 29. und 
31. Mai 1995 beraten. 

g) Entwurf eines Gesetzes zur Senkung 
der Mineralölsteuer für erdgasbetriebene 
Fahrzeuge (Drucksache 13/1071) 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Senkung der Mine-
ralölsteuer für erdgasbetriebene Fahrzeuge - Druck-
sache 13/1071 - wurde in der 35. Sitzung des Deut-
schen Bundestages am 11. Mai 1995 dem Finanzaus-
schuß zur federführenden Beratung und dem Aus-
schuß für Verkehr sowie dem Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit zur Mitberatung 
überwiesen. Der Ausschuß für Verkehr und der Aus-
schuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit haben ihre Mitberatungsvoten zu der Vorlage 
am 17. Mai 1995 abgegeben. Der Finanzausschuß 
hat sich am 10., 11., 17., 18., 24., 29. und 31. Mai 1995 
mit dem Gesetzentwurf befaßt. 

2. Inhalt der Vorlagen 

a) Entwurf eines Jahressteuergesetzes 1996 
(Drucksache 13/901) 

Allgemeines 

Im Jahressteuergesetz 1996 sollen, soweit möglich, 
alle für das Jahr 1996 geplanten Steuerrechtsände-
rungen zusammengefaßt werden. Dadurch soll ein 
Beitrag zu mehr Transparenz in der Steuergesetzge-
bung geleistet werden, die in den letzten Jahren 
durch eine Vielzahl von Steuergesetzen beeinträch-
tigt worden ist. Die Schwerpunkte des Entwurfs 
eines Jahressteuergesetzes 1996 liegen in der durch 
das Bundesverfassungsgericht mit Beschluß vom 
25. September 1992 vorgegebenen Steuerfreistellung 
des Existenzminimums und der damit verbundenen 
Neugestaltung des Einkommensteuertarifs, in einer 
Dritten Stufe der Reform der Unternehmensbesteue-
rung, einer Konzentration und Straffung des steuerli-
chen Förderungsinstrumentariums für die neuen 
Bundesländer, in Maßnahmen zur Steuervereinfa-
chung und in sonstigen Maßnahmen. 
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Steuerfreistellung des Existenzminimums und 
Neugestaltung des Einkommensteuertarifs 

- Einführung einer außertariflichen Grundentla-
stung zur Sicherung der Steuerfreiheit des mit 
12 095 DM/24 191 DM (Alleinstehende/Verheira-
tete) veranschlagten Existenzminimums, die mit 
steigendem Einkommen abgebaut wird und bei 
einem zu versteuernden Einkommen von 
43 361 DM/86 723 DM ausläuft, 

- Schaffung eines neuen Einkommensteuertarifs, 
nach dem 

- die Steuerbelastung „von der ersten Mark an" 
mit einem Anfangssatz von 2,82 v. H. beginnt 
und linear-progressiv bis zu einem Steuersatz 
von 19,5 v. H. bei 12 095 DM/24 191 DM (Exi-
stenzminimum) ansteigt, 

- im Anschluß daran die Progression linear wei-
tergeführt wird, und zwar para llel zum bisheri-
gen Progressionsverlauf mit durchgehender Ab-
senkung der Grenzbelastung um 0,7 v. H., so 
daß sich insoweit eine Rechtsverschiebung des 
Tarifverlaufs um 2 322 DM/4 644 DM ergibt, 

- der Höchststeuersatz von 53 v. H. unverändert 
bleibt, aber erst bei einem ebenfalls um 
2 322 DM/4 644 DM höheren Einkommen als 
bisher erreicht wird, so daß die obere Proportio-
nalzone bei 122 364 DM/244 728 DM statt bis-
her 120 042 DM/240 084 DM beginnt. 

Dritte Stufe der Reform der Unternehmensbesteuerung 

- Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer, 

- Ausdehnung des Freibetrags beim Gewerbeertrag 
in Höhe von 48 000 DM auf jeden vollhaftenden 
Gesellschafter-Geschäftsführer einer Personenge-
sellschaft, 

- Spreizung der Staffelstufen bei der Gewerbeer-
tragsteuer für Einzelunternehmen und Personen-
gesellschaften von 24 000 DM auf 30 000 DM, 

- Senkung der Steuermeßzahl für den Gewerbeer-
trag einschließlich der Steuermeßzahlen im Be-
reich der Staffelung um jeweils 10 v. H., 

- Erhöhung der Einheitswertgrenze für die Inan-
spruchnahme von Sonderabschreibungen und 
Ansparabschreibungen gemäß § 7 g EStG von 
240 000 DM auf 300 000 DM, 

- Einführung einer Beteiligung der Gemeinden an 
 der Umsatzsteuer in Höhe von 2,7 v. H. des Um-

satzsteueraufkommens, 

- Einschränkung des Betriebsausgabenabzugs für 
Zuwendungen an Unterstützungskassen, 

- Reduzierung der degressiven Abschreibung für 
bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermö-
gens von 30 v. H. auf 25 v. H., 

- Einschränkung der Sonderabschreibungen für 
Wirtschaftsgüter privater Krankenhäuser, 

- Einschränkung der Verrechnung von Veräuße-
rungsverlusten bei im Privatvermögen gehaltenen 
Beteiligungen, 

- Nichtanerkennung von ausschüttungsbedingten 
Gewinnminderungen bei Erwerb von Anteilen an 
Kapitalgesellschaften, 

- Neuregelung des Verfahrens bei der Vergütung 
von Vorsteuerbeträgen bei der Umsatzsteuer, 

- nachrichtlich: Wegfall der Nichtbeanstandungs-
grenze für Pauschalwertberichtigungen auf Forde-
rungen bei Nicht-Banken im Wege einer Verwal-
tungsregelung, 

- nachrichtlich: Einschränkung der Gewerbesteuer-
rückstellungen durch Berechnung dieser Rück-
stellungen mit der 5/6-Methode anstelle der bishe-
rigen 9/10-Methode  im Wege einer Verwaltungsre-
gelung, 

- Einführung eines Bewertungsabschlags in Höhe 
von 25 v. H. für das den Freibetrag von 500 000 
DM übersteigende Betriebsvermögen bei der Erb-
schaft- und Schenkungsteuer, 

- Einbeziehung der Anteile an Kapitalgesellschaften 
in den Freibetrag und den Bewertungsabschlag 
für Betriebsvermögen bei einer Beteiligung des Er-
blassers oder Schenkers an der Kapitalgesellschaft 
von mindestens 25 v. H. bei der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer, 

- Verlängerung der Vergünstigungen bei bestimm-
ten land- und forstwirtschaftlichen Betrieben bis 
einschließlich zum Jahr 2000 bei gleichzei tiger Er-
höhung der Einkommensgrenzen von 27 000 DM/ 
54 000 DM auf 35 000 DM/70 000 DM und Erhö-
hung des Freibetrags bei Betriebsveräußerungen 
von 90 000 DM auf 150 000 DM, 

- Regelung der Rückabwicklung von verdeckten 
Gewinnausschüttungen. 

Straffung und Konzentration des steuerlichen 
Förderungsinstrumentariums für die neuen Bundes-
länder 

- Senkung der Sonderabschreibungen für Ausrü-
stungsinvestitionen in den neuen Bundesländern 
von 50 v. H. auf 40 v. H. bei Verlängerung dieser 
Steuervergünstigung für die Jahre 1997 und 1998, 

- Senkung der Sonderabschreibungen in den neuen 
Bundesländern für Bet riebsgebäude im verarbei-
tenden Gewerbe von 50 v. H. auf 40 v. H. bei ei-
genbetrieblicher Nutzung und auf 20 v. H. bei 
fremdbetrieblicher Nutzung bei Verlängerung die-
ser Steuervergünstigung für die Jahre 1997 und 
1998. 

- Senkung der Sonderabschreibungen für Betriebs-
gebäude in den übrigen Wirtschaftsbereichen von 
50 v. H. auf 20 v. H. bei Verlängerung dieser Steu-
ervergünstigung für die Jahre 1997 und 1998, 

- Senkung der Sonderabschreibungen für den Miet-
wohnungsbau in den neuen Bundesländern von 
50 v. H. auf 20 v. H. bei Verlängerung dieser Steu-
ervergünstigung für die Jahre 1997 und 1998, 

- Senkung der Sonderabschreibungen für die Mo-
dernisierung und Sanierung von Gebäuden in den 
neuen Bundesländern von 50 v. H. auf 40 v. H. bei 
Verlängerung dieser Steuervergünstigung für die 
Jahre 1997 und 1998, 
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- Verlängerung des Sonderausgabenabzugs für die 
Modernisierung und Sanierung selbstgenutzten 
Wohneigentums in den neuen Bundesländern für 
die Jahre 1997 und 1998, 

- Einführung einer Steuerermäßigung für Darlehen 
zur Verstärkung des haftenden Kapitals von klei-
nen und mittleren Betrieben in den neuen Bundes-
ländern für die Jahre 1996 bis 1998 in Anlehnung 
an den früheren § 16 BerlinFG, 

- Verlängerung der Investitionszulage von 5 v. H. 
nur für das verarbeitende Gewerbe für die Jahre 
1997 und 1998, 

- Verlängerung der Investitionszulage von 10 v. H. 
für den Mittelstand für die Jahre 1997 und 1998, 

- Erhöhung der Grenze für die Umsatzbesteuerung 
nach vereinnahmten Entgelten von 250 000 DM 
auf 1 Mio. DM für Unternehmer in den neuen Bun-
desländern für die Jahre 1996 bis 1998, 

- Verlängerung der Aussetzung der Vermögensteu-
er in den neuen Bundesländern bis einschließlich 
1998, 

- Grunderwerbsteuerbefreiung der Grundstücks-
übertragungen der aufgelösten Treuhandanstalt 
an ihre Nachfolge-Gesellschaften. 

Maßnahmen zur Steuervereinfachung 

- Einführung einer Betriebsausgaben-Pauschale in 
Höhe von 8 v H. der Umsätze bei Gewerbetrei-
benden und Freiberuflern und Schaffung einer Er-
mächtigung zur Einführung von Betriebsausga-
ben-Pauschalen für kleinere Gewerbetreibende 
bestimmter Berufs- und Gewerbezweige und für 
Freiberufler in Höhe bestimmter Prozentsätze der 
Umsätze, 

- Einführung einer Werbungskosten-Pauschale mit 
Ausnahme für Schuldzinsen und Abschreibungen 
bei den Einkünften aus Vermietung und Verpach-
tung in Höhe von 42 DM/qm, 

- Vereinheitlichung und Vereinfachung der Pau-
schalen für Verpflegungsmehraufwand bei ein-
und mehrtägigen Dienstreisen, Einsatzwechseltä-
tigkeiten, Fahrtätigkeiten und bei doppelter Haus-
haltsführung, 

- Einführung einer Freigrenze für steuerfreie Sach-
bezüge von monatlich 30 DM, 

- Verdoppelung der Höchstbeträge für die Kosten 
der Berufsausbildung im Rahmen des Sonderaus-
gabenabzugs auf 1 800 DM/2 400 DM, 

- Anhebung der Vorsorgepauschale durch Erhö-
hung der berücksichtigungsfähigen Vorsorgeauf-
wendungen von 18 v. H. auf 20 v. H. des Brutto-
lohns und Erhöhung des Höchstbetrags für 
berücksichtigungsfähige Vorsorgeaufwendungen 
bei nicht rentenversicherungspflichtigen Arbeit-
nehmern von 1 998 DM auf 2 214 DM, 

- Einführung einer Kurzveranlagung zur Einkom-
mensteuer mit einem zusätzlichen Sonderfreibe-
trag von 1 200 DM/2 400 DM, 

- Einführung eines Wahlrechts, Steuererklärungen 
für zwei Jahre gemeinsam abzugeben, 

- Wegfall der Zwölftelung bei außergewöhnlichen 
Belastungen in besonderen Fällen, 

- Verbot der Pauschbesteuerung für Arbeitnehmer, 
die beim selben Arbeitgeber gleichzei tig beschäf-
tigt sind, 

- Verdoppelung der Wertgrenze für Grundstücks-
teile von untergeordneter Bedeutung, 

- Verlängerung der Frist für die Abgabe der Um-
satzsteuer-Voranmeldung und Entrichtung der 
Umsatzsteuer-Vorauszahlungen vom 10. auf den 
28. Tag nach Ablauf des Voranmeldungszeitraums 
und Wegfall der Dauerfristverlängerung, 

- Neuregelung des Umsatzsteuer-Voranmeldungs-
verfahrens bei Anhebung der Grenze für Monats-
zahler von 6 000 DM auf 12 000 DM, 

- Anhebung der Umsatzfreigrenze für Kleinunter-
nehmer von 25 000 DM auf 32 500 DM, 

- Verzicht auf eine Neuveranlagung zur Vermögen-
steuer bei Änderung der anrechenbaren ausländi-
schen Steuer und der Ermäßigung der Vermögen-
steuer für ausländisches Vermögen, 

- Erhöhung der Erbfallkosten-Pauschale von 
10 000 DM auf 20 000 DM bei der Erbschaftsteuer, 

- Freistellung sog. unbenannter (ehebedingter) Zu-
wendungen im Zusammenhang mit dem Familien-
wohnheim von der Schenkungsteuer, 

Sonstige Maßnahmen 

- Erweiterung der sog. Großspendenregelung auf 
Spenden für mildtätige Zwecke, 

- Hinzurechnung der steuerfreien DBA-Einkünfte 
anstelle der bisherigen Schattenveranlagung, 

- Fortfall der Veranlagungspflichtgrenze, 

- Erhöhung des Pauschsteuersatzes von 15 v. H. auf 
25 v. H. für im Ausland wohnende und im Inland 
tätige selbständige Künstler und Sportler und An-
wendung der Lohnsteuertabelle für abhängig be-
schäftigte Künstler und Sportler, die im Ausland 
wohnen und im Inland tätig werden, 

- Herabsetzung des Mineralölsteuersatzes für Erd-
gas, Flüssiggas und andere gasförmige Kohlen-
wasserstoffe, die als Kraftstoff in Fahrzeugen ver-
wendet werden, bis zum Ende des Jahres 2000, 

- Beibehaltung der Kraftfahrzeugsteuer-Befreiung 
für bestimmte Fahrzeuge, die für humanitäre 
Hilfsgütertransporte ins Ausland verwendet wer-
den, 

- Förderung der Überlassung von Vermögensbetei-
ligungen aufgrund tarifvertraglich zugelassener 
Betriebsvereinbarungen (Zulassung sog. Tarif-
fonds) bei Wahlfreiheit des Arbeitnehmers zwi-
schen allen Beteiligungsformen, 

- Anhebung der Einkommensgrenze von 27 000 
DM/54 000 DM auf 35 000 DM/70 000 DM bei der 
Arbeitnehmer-Sparzulage. 
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b) Bericht über die Höhe des Existenzminimums 
von Kindern und Familien im Jahre 1996 
(Drucksache 13/381) 

In dem vom Deutschen Bundestag von der Bundesre-
gierung mit Beschluß vom 20. Januar 1994 angefor-
derten Bericht über die Höhe des Existenzminimums 
von Kindern und Familien kommt die Bundesregie-
rung zu dem Ergebnis, daß sich die steuerfrei zu stel-
lenden Existenzminima für das Jahr 1996 auf folgen-
de Beträge belaufen: 

- 11 874 DM für Alleinstehende, 

- 20 118 DM für Haushalte mit zwei Erwachsenen, 

- 6 288 DM für ein Kind. 

Bei zusammenlebenden Ehegatten ohne Kinder be-
trägt das Existenzminimum nach den Darlegungen 
der Bundesregierung das Doppelte des für einen 
Alleinstehenden anzusetzenden Be trages. Die ge-
nannten Existenzminima stellten statistisch belegte 
Mindestbeträge dar, die im Wege politischer Ent-
scheidungen auch höher angesetzt werden könn-
ten. 

c) Antrag „Für einen gerechten, verfassungsgemä-
ßen und unbürokratischen Familienleistungsaus-
gleich" (Drucksache 13/16) 

In dem von ihr vorgelegten Antrag „Für einen ge-
rechten, verfassungsgemäßen und unbürokratischen 
Familienleistungsausgleich fordert die SPD-Fraktion 
die Bundesregierung zur umgehenden Vorlage ei-
nes Gesetzentwurfs zur Neuordnung des Familien-
leistungsausgleichs auf. Zu diesem Gesetzentwurf 
gehörten in einem ersten Schritt folgende Maßnah-
men: 

- Ersatz der steuerlichen Kinderfreibeträge, der ein-
kommensabhängigen Kürzungen des Kindergel-
des sowie der Kindergeldzuschläge durch ein ein-
heitliches Kindergeld in Höhe von 250 DM monat-
lich, das unmittelbar bei der Steuerfestsetzung als 
Abzug von der Steuerschuld berücksichtigt wird. 
Sofern die Steuerschuld geringer ist als das Kin-
dergeld, soll der Differenzbetrag vom Finanzamt 
ausgezahlt werden. 

- Gewährung eines Familienzuschlags für kinder-
reiche Familien, der ab dem vierten Kind 100 DM 
beträgt und sich für jedes zusätzliche Kind um 
weitere 100 DM monatlich erhöht. 

- Begrenzung des Splittingvorteils bei Ehegatten 
ab einem jährlichen Bruttoeinkommen von 
100 000 DM. 

- Ausgleich der sich durch den geforderten neuen 
Familienleistungsausgleich ergebenden Verschie-
bungen in der Finanzausstattung zwischen Bund 
und Ländern. 

d) Antrag „Soziale und gerechte Einkommensteuer-
reform 1996" (Drucksache 13/936) 

In ihrem Antrag „Soziale und gerechte Einkommen

-

steuerreform 1996" forde rt  die Fraktion BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN die Bundesregierung auf, einen 
Gesetzentwurf zur Reform des Einkommensteuer-
rechts vorzulegen, der insbesondere folgende Maß-
nahmen vorsieht: 

- Festlegung des von der Steuer freizustellenden 
Existenzminimums für das Jahr 1996 in Höhe von 
14 000 DM in Form eines tariflichen Grundfreibe-
trags. Die Höhe des Grundfreibetrags soll künftig 
alle zwei Jahre überprüft werden. 

- Neuregelung des Familienleistungsausgleichs 
durch 

- Ersatz des steuerlichen Kinderfreibetrags 
durch ein einheitliches Kindergeld in Höhe 
von 300 DM pro Kind und Monat, wobei si-
cherzustellen ist, daß das Kindergeld unabhän-
gig von der Staatsangehörigkeit allen zusteht, 
die sich rechtmäßig und nicht nur zu Besuchs-
zwecken in der Bundesrepublik Deutschland 
aufhalten, 

- Einsetzung einer unabhängigen Expertenkom-
mission, die jährlich einen Armutsbericht vor-
legt und Vorschläge zur Neubestimmung des 
Sozialhilfebedarfs erarbeitet, 

- Ersatz des Ehegattensplittings durch eine 
Individualbesteuerung, bei der Unterhaltslei-
stungen zwischen Ehegatten ma ximal in dem 
Umfang als steuermindernd anerkannt werden, 
in dem der Gesetzgeber das steuerliche Exi-
stenzminimum (1996: 14 000 DM) festlegt. 

- Einarbeitung des Existenzminimums in einen Ta-
rif, der keine Tarifsprünge und keine unverhältnis-
mäßig hohen Grenzbelastungen enthält. Der neue 
Einkommensteuertarif soll die folgenden unver-
zichtbaren Elemente erhalten: 

- Anhebung des Eingangssteuersatzes auf 
25 v. H. bei Fortbestand des linear-progressiven 
Tarifs unter Wegfall der unteren Proportionalzo-
ne, 

- Beibehaltung des derzeitigen Spitzensteuersat-
zes von 53 v. H., der wie bisher bei einem zu 
versteuernden Einkommen von 120 000 DM er-
reicht wird. 

- Steuervereinfachung und Verbreiterung der steu-
erlichen Bemessungsgrundlagen, wobei die Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einen Katalog 
von 40 Einzelmaßnahmen vorschlägt, zu denen 
u. a. gehören 

- Einschränkung der steuerlichen Berücksichti-
gung betrieblich genutzter Pkw, 

- Abschaffung der steuerlichen Abzugsfähigkeit 
sog. Schmiergelder, 

- Pauschalierung der p rivaten Nutzung betriebli-
cher Pkw mit 50 v.  H., 

- Aufhebung der steuerlichen Berücksichtigung 
von Geschenken, 

- Streichung der steuerlichen Abzugsfähigkeit 
von Bewirtungskosten, 
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- Erhöhung des Rechnungszinsfußes bei den 
Pensionsrückstellungen auf 6,5 v. H., 

- Begrenzung des Verlustrücktrags auf 2 Mio. DM, 

- Ausdehnung der steuerlichen Erfassung von 
Spekulationsgewinnen auf zwei Jahre und bei 
Grundstücken auf fünf Jahre, 

- Rückgängigmachung der Tarifbegrenzung bei 
der einkommensteuerlichen Belastung gewerb-
licher Einkünfte, 

- Einschränkung der Steuerermäßigungen bei 
außerordentlichen Einkünften, 

- Anhebung und Vereinheitlichung des Pausch-
Steuersatzes für geringfügig Beschäftigte auf 
generell 25 v. H., 

- Einbeziehung der Veräußerungsgewinne bei 
privaten Grundstücken in die Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung, 

- Einschränkung der Steuerbefreiung von Abfin-
dungszahlungen nach Kündigung des Arbeits-
verhältnisses, 

- Abschaffung der Steuerfreiheit von Zinsen aus 
Lebensversicherungen, 

- Streichung des Altersentlastungsbetrags, 

- Vereinheitlichung des Ausbildungsfreibetrags 
für Kinder über 18 Jahre bei 3 000 DM, 

- Anhebung des pauschalen Steuerabzugs für in-
ländische Einkünfte von im Ausland lebenden 
Sportlern, Künstlern u.ä. auf 35 v. H., 

- Beschränkung der steuerlichen Abzugsfähig

-

keit der Aufwendungen für das häusliche Ar-
beitszimmer auf 2 000 DM, 

- Einführung einer Entfernungspauschale von 50 
Pf./km, 

- Begrenzung des Werbungskostenabzugs bei 
doppelter Haushaltsführung auf zwei Jahre, 

- Streichung der Abzugsfähigkeit der Aufwen-
dungen für hauswirtschaftliche Beschäftigungs-
verhältnisse, 

- Streichung der doppelten Vorsorgepauschale 
für Verheiratete mit einem steuerpflichtigen 
Einkommen und gemeinsamer Veranlagung. 

Darüber hinaus soll die Bundesregierung aufgefor-
dert werden, umgehend folgende Maßnahmen zu er-
greifen: 

- Rasche Revision der Zinsbesteuerung, 

- Eindämmung der Kapitalflucht, 

- rascher Abbau der Steuerrückstände, 

- Bekämpfung des Subventionsmißbrauchs, 

- Präzisierung der Rückstellungsvorschriften, 

- Ausweitung der Betriebs- und Steuerprüfung. 

e) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
(Drucksache 13/698) 

Zur Milderung steuerlicher Wettbewerbsnachteile 
der deutschen Güterkraftverkehrsuntemehmer sieht 
der Gesetzentwurf eine Senkung der Kraftfahrzeug-
steuer für sog. Altfahrzeuge mit einem verkehrs-
rechtlich zulässigen Gesamtgewicht von 12 000 kg 
bis 16 000 kg um 300 DM auf den Tarif für Fahrzeuge 
der Geräuschklasse G 1 vor. 

f) Zwischenbericht über die Möglichkeit 
zur Senkung der Kraftfahrzeugsteuer 
für bestimmte Kraftfahrzeuge 
(Drucksachen 12/7538, 12/8234 Nr. 1.3, 
13/725 Nr. 58) 

In dem Zwischenbericht über die Möglichkeit zur 
Senkung der Kraftfahrzeugsteuer für bestimmte 
Kraftfahrzeuge, der von der Bundesregierung im An-
schluß an einen mit dem Mißbrauchsbekämpfungs- 
und Steuerbereinigungsgesetz vom Deutschen Bun-
destag am 11. November 1993 verabschiedeten Ent-
schließungsantrag - Drucksache 12/6131 - vorgelegt 
worden ist, hat die Bundesregierung mitgeteilt, daß 
die von ihr in dem Entschließungsantrag erbetenen 
Untersuchungen noch nicht abgeschlossen werden 
konnten. Sie habe hierzu ein Gutachten in Auftrag 
gegeben, das zum Zeitpunkt der Erstattung des Zwi-
schenberichts noch nicht vorgelegen habe. Nach Vor-
lage dieses Gutachtens werde die Bundesregierung 
dem Deutschen Bundestag unverzüglich einen Ab-
schlußbericht vorlegen. 

g) Entwurf eines Gesetzes zur Senkung 
der Mineralölsteuer 
für erdgasbetriebene Fahrzeuge 
(Drucksache 13/1071) 

In dem Entwurf eines Gesetzes zur Senkung der 
Mineralölsteuer für erdgasbetriebene Fahrzeuge 
schlägt der Bundesrat aus umweltpolitischen Grün-
den und zur Beseitigung von Wettbewerbsnachteilen 
der deutschen Industrie in der EU vor, für einen 
Übergangszeitraum von 15 Jahren die Mineralölsteu-
er für Erdgas als Kraftstoff auf den EU-Mindestsatz 
zu senken. 

3. Anhörung 

Der Finanzausschuß hat am 26., 27. und 28. April 
1995 eine öffentliche Anhörung zum Entwurf eines 
Jahressteuergesetzes 1996 durchgeführt, in die 
auch der Bericht der Bundesregierung über die 
Höhe des Existenzminimums von Kindern und Fa-
milien im Jahre 1996, der Antrag der SPD-Fraktion 
„Für einen gerechten, verfassungsgemäßen und 
unbürokratischen Familienleistungsausgleich" und 
der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN „Soziale und gerechte Einkommensteuerre-
form 1996" einbezogen waren. Folgende Verbände, 
Institutionen und Einzelsachverständige hatten Ge-
legenheit, zu den genannten vier Vorlagen Stel-
lung zu nehmen: 
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Prof. Dr. Helga Pollak 
Prof. Dr. Wolfgang Arndt 
Prof. Dr. Dieter Birk 
Prof. Dr. Helmut Fischer 
Prof. Dr. Lutz Fischer 
Prof. Dr. Otto Gandenberger 
Prof. Dr. Rudolf Hickel 
Prof. Dr. Joachim Lang 
Prof. Dr. Jörg Manfred Mössner 
Prof. Dr. Alois Oberhauser 
Prof. Dr. Wolfgang Schön 
Dr. Reinhard Goerdeler 
Deutsche Bundesbank 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 
Institut für Wirtschaftsforschung Ha lle 
Rheinisch-Westfälisches Ins titut für Wirtschaftsfor-
schung 
Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel 
Institut Finanzen und Steuern 
Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung 
Präsidium des Bundes der Steuerzahler 
Deutscher Gewerkschaftsbund 
Deutsche Angestellten-Gewerkschaft 
Christlicher Gewerkschaftsbund Deutschlands 
Deutsche Steuer-Gewerkschaft 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände 
Bundesverband Deutscher Investment-Gesellschaften 
Arbeitsgemeinschaft zur Förderung der Partnerschaft 
in der Wirtschaft 
Zentraler Kreditausschuß 
Deutscher Industrie- und Handelstag 
Bundesverband der Deutschen Industrie 
Aktionsgemeinschaft Wirtschaftlicher Mittelstand 
Bundesverband Mittelständische Wirtschaft 
Arbeitsgemeinschaft Selbständiger Unternehmer 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und Großbe-
triebe des Einzelhandels 
Zentralverband des Deutschen Handwerks 
Hauptverband des Deutschen Einzelhandels 
Bundesverband des Deutschen Groß- und Außen-
handels 
Deutsche Unilever GmbH 
Hauptverband der Deutschen Bauindustrie 
Bundesverband Freier Wohnungsunternehmen 
Gesamtverband der Wohnungswirtschaft 
Deutscher Verband für Wohnungswesen, Städtebau 
und Raumordnung 
Deutsches Volksheimstättenwerk 
Zentralverband der Deutschen Haus-, Wohnungs- 
und Grundeigentümer 
Bundesverband der freien Berufe 
Deutscher Städtetag 
Deutscher Städte- und Gemeindebund 
Deutscher Landkreistag 
Bundessteuerberaterkammer 

Deutscher Steuerberaterverband 
Bundesverband der Steuerberater 
Bundesverband der Lohnsteuerhilfevereine 
Wirtschaftsprüferkammer 
Institut der Wirtschaftsprüfer 
Deutsche Steuerjuristische Gesellschaft 
Bund Deutscher Finanzrichter 
Union der Leitenden Angestellten 
Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersversor-
gung 
Verband der Lebensversicherungsunternehmen 
Bund deutscher Kriegsopfer, Körperbehinderter und 
Sozialrentner 
Deutscher Familienverband 
Evangelische Aktionsgemeinschaft für Familien-
fragen 
Familienbund der Deutschen Katholiken 
Reichsbund der Kriegs- und Zivilbeschädigten, Sozial-
rentner und Hinterbliebenen 
Verband alleinstehender Mütter und Väter 
Verband der Kriegs- und Wehrdienstopfer, Behinder-
ten und Sozialrentner Deutschlands 
Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband 
Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrts-
pflege 
Bundesverband Deutscher Stiftungen / Stifterverband 
für die Deutsche Wissenschaft 
Bundesverband Deutscher Kapitalbeteiligungsge-
sellschaften 
Kreditanstalt für Wiederaufbau 
Joachim Holstein 
Centralvereinigung Deutscher H andelsvertreter- und 
Handelsmakler-Verbände 
Bundesgeschäftsstelle der Landesbausparkassen 
Verband der Privaten Bausparkassen 
Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband 
Bundesverband der deutschen Gas- und Wasserwirt-
schaft 
Bundesverband der Deutschen Entsorgungswirt-
schaft 
Deutsche Bischofskonferenz 
Evangelische Kirche in Deutschland 
Bund der Selbständigen - Deutscher Gewerbever-
band 
Industrie- und Handelskammer Berlin 
Verband Deutscher Rentenversicherungsträger 
Verband kommunaler Unternehmen 
Bundesverband Deutscher Leasing-Gesellschaften 
Deutscher Beamtenbund 
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirt-
schaft 

Die Ergebnisse der Anhörung sind in die Ausschuß-
beratungen eingeflossen. Die stenographische Mit-
schrift der Veranstaltung einschließlich der dazu ein-
gereichten schriftlichen Stellungnahmen stehen der 
Öffentlichkeit zur Verfügung. 
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4. Stellungnahmen der beteiligten Ausschüsse 

a) Entwurf eines Jahressteuergesetzes 1996 
(Drucksache 13/901) 

A uswärtiger Ausschuß 

Der Auswärtige Ausschuß hat auf eine Stellungnah-
me zu dem Gesetzentwurf verzichtet. 

Innenausschuß 

Der Innenausschuß empfiehlt mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktion 
der SPD, der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe PDS, den Gesetzentwurf auf Druck-
sache 13/901 und 13/1173 in der Fassung der im 
Finanzausschuß beratenen Änderungsanträge zuzu-
stimmen. 

Sportausschuß 

Der Sportausschuß hat gutachtlich mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P., gegen die 
Stimmen der SPD-Fraktion und der Mitglieder der 
Gruppe PDS die Annahme des Gesetzentwurfs emp-
fohlen. 

Rechtsausschuß 

Der Rechtsausschuß erhebt mehrheitlich mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Fraktion der SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Gruppe PDS bei einer Enthal-
tung aus der SPD keine verfassungsrechtlichen oder 
rechtsförmlichen Bedenken gegen den Gesetzent-
wurf. 

Ausschuß für Wirtschaft 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat mehrheitlich mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der SPD-Fraktion, der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der PDS die Annahme des Ge-
setzentwurfs empfohlen. 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat den Gesetzentwurf in der Fassung des 
mehrheitlich bei Stimmenthaltung der Fraktionen 
von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe PDS angenommenen Änderungsantrags mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der SPD-Fraktion, der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe PDS mehr-
heitlich angenommen. Der genannte Änderungsan-
trag hat folgenden Wortlaut: 

1. In Artikel 1 (Änderung des Einkommensteuer-
gesetzes) wird nach Nummer 5 folgende 
Nummer 5 a eingefügt: 

,5 a. § 6 b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wörtern 
„lebendes Inventar" die Wörter „oder Milchliefer

-

rechte, Zuckerrübenlieferrechte oder Brennrech-
te" eingefügt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 Nr. 2 werden nach den Wörtern 
„lebendes Inventar" die Wörter „oder Milchliefer-
rechte, Zuckerrübenlieferrechte oder Brennrech-
te" eingefügt.' 

Begründung 

Seit Oktober 1993 können innerhalb der alten Bun-
desländer Milchreferenzmengen ohne die bisherige 
Flächenbindung übertragen werden. Das Ziel dieser 
Maßnahme, den notwendigen Strukturwandel zu för-
dern und die Wettbewerbsfähigkeit der Milcherzeu-
gung zu stärken, läßt sich nur erreichen, wenn die 
steuerliche Belastung der Gewinne aus der Veräuße-
rung von Milchquoten eine solche betriebliche Um-
strukturierung nicht hemmen. Damit ist jedoch bei 
buchführenden Land- und Forstwirten zu rechnen, 
weil infolge des i. d. R. fehlenden Ansatzes des im-
materiellen Wirtschaftsguts „Milchlieferrecht" in der 
Bilanz der Gesamterlös identisch ist mit dem zu ver-
steuernden Veräußerungsgewinn. 

Während bei den Betrieben mit Gewinnermittlung 
nach Durchschnittssätzen (§ 13 a EStG) Gewinne aus 
der Milchquotenveräußerung - in Analogie zur sei-
nerzeitigen staatlichen Milchaufgabevergütung - mit 
dem Grundbetrag abgegolten sind, wird bei buch-
führenden Betrieben - abweichend vom Ergebnis 
der seinerzeitigen staatlichen Milchaufgabevergütung - 
dagegen aus Rechtsgründen keine Möglichkeit gese-
hen, eine steuerliche Gewinnverteilung über einen 
bestimmten Zeitraum zuzulassen. 

Zur Gewährleistung der vorgenannten Ziele soll 
daher auch für buchführende Land und Forstwirte 
eine steuerliche Entlastungsmöglichkeit für Gewinne 
aus dem Milchquotenverkauf in der Weise einge-
räumt werden, wie sie bereits in § 6 b für Gewinne 
aus der Veräußerung von Milchvieh bei einer 
Betriebsumstellung vorgesehen ist. Durch die vorge-
schlagene Änderung wird der notwendige Gleich-
klang in der Behandlung des Milchviehbestandes 
und der Milchlieferrechte hergestellt. 

Aus Gründen einer möglichst weitgehenden Symme-
trie und wegen der im wesentlichen gleichartigen 
Zielsetzung in diesen Bereichen werden auch Ge-
winne aus der Veräußerung von Zuckerrübenliefer-
rechten und Brennrechten einbezogen. 

Bei der Änderung unter Buchstabe b handelt es sich 
urn eine Folgeänderung. 

2. In Artikel 1 wird nach Nummer 15 folgende Num-
mer 15 a eingefügt: 

,15a. Dem § 13 Abs. 5 wird folgender Satz 2 ange-
fügt: 

„ § 15 Abs. 3 Nr. 1 findet bei einer Offenen Handels-
gesellschaft, einer Kommanditgesellschaft oder einer 
anderen Personengesellschaft keine Anwendung, 
wenn die Gesellschaft überwiegend eine Tätigkeit im 
Sinne des Absatzes 1 ausübt."' 
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Begründung 

Die Auswirkungen der Regelung in § 15 Abs. 3 Nr. 1 
EStG, wonach die Tätigkeit einer Personengesell-
schaft, die neben einer l and- und forstwirtschaft-
lichen Tätigkeit noch eine gewerbliche Tätigkeit aus-
übt, in vollem Umfang als Gewerbebetrieb gilt (sog. 
Abfärbetheorie), erweist sich zunehmend als Hinder-
nis für diese vor allem aus Wettbewerbsgründen not-
wendige Form der Kooperation in der Land- und 
Forstwirtschaft. Durch die aus betriebswirtschaft-
lichen Gründen häufig unvermeidbare Bestätigung 
im Grenzbereich zwischen Landwirtschaft und Ge-
werbe (Be- und Verarbeitung der erzeugten Pro-
dukte, Erbringung von Dienstleistungen etc.) ergibt 
sich für die ansonsten Landwirtschaft be treibenden 
Personengesellschaften ein ungleich höheres Risiko, 
ungewollt als gesamtgewerblich eingestuft zu wer-
den, als für Einzelunternehmer. Diese Ausgangslage 
hat sich unlängst durch die Auffassung der Finanz-
verwaltung, die zwischenzeitlich vom Bundesfinanz-
hof mit Urteil vom 8. Dezember 1994 (Az. IV R 7/94) 
bestätigt wurde, dahin verschärft, daß eine ansonsten 
Land- und Forstwirtschaft be treibende Personen-
gesellschaft bereits durch das Halten einer Beteili-
gung an  einer gewerblichen Personengesellschaft in 
vollem Umfang gewerblich wird. Dies kann für viele 

 als Personengesellschaften geführte land- und forst-
wirtschaftliche Betriebe, die entsprechende Beteili-
gungen z. B. an Molkereien und Schlachthöfen sowie 
an Lade- und Abholgemeinschaften im Betriebsver-
mögen halten, gravierende steuerliche Konsequen-
zen haben. 

Mit der vorgeschlagenen Änderung sollen diese 
Hemmnisse für das Kooperationswesen in der L and-
und Forstwirtschaft besei tigt werden, indem die Aus-
wirkung der sog. Abfärbetheorie weitgehend abge-
mildert wird. Die Änderung ist als sektorale Lösung 
im Rahmen des § 13 EStG gerechtfertigt, weil sich 
wegen der besonderen Kooperationsstrukturen in 
der Land- und Forstwirtschaft die geltende Regelung 
dort  besonders belastend auswirkt. 

Allerdings ist auch eine übergreifende Lösung denk-
bar, die auch Kooperationen im Rahmen anderer Ein-
kommensarten (Einkünfte aus selbständiger Tätig-
keit bzw. Vermietung und Verpachtung) einbezieht. 
Eine solche Regelung müßte unmittelbar bei § 15 
Abs. 3 Nr. 1 EStG ansetzen und zumindest die Ver-
mittlung einer Gesamtgewerblichkeit aus dem blo-
ßen Halten einer Beteiligung an einer gewerblichen 
Personengesellschaft ausschließen. 

3. In Artikel 1 Nummer 16 wird § 14 a in der dort 
vorgeschlagenen Fassung wie folgt geändert: 

,a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 wird die Angabe „1. Ja-
nuar 2001" durch die Angabe „ 1. Januar 2003" 
und die Angabe „40 000 Deutsche Mark" durch 
„50 000 Deutsche Markersetzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „1. Januar 2001" 
durch die Angabe „ 1. Januar 2003" und die 
Angabe „120 000 Deutsche Mark" durch die 
Angabe „ 150 000 Deutsche Mark" ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „120 000 Deutsche 
Mark" jeweils durch die Angabe „150 000 
Deutsche Mark und die Angabe „20 000 
Deutsche Mark" jeweils durch die Angabe 

15 000 Deutsche Mark" ersetzt. 

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „1. Januar 2001" 
durch die Angabe „1. Januar 2003" ersetzt. 

bb) In Satz 1 Nr. 1 wird die Angabe .1. Juli 1985" 
durch die Angabe „1. Januar 1990" ersetzt.' 

Begründung 

Dem strukturellen Anpassungsprozeß in der Land-
und Forstwirtschaft unterliegen inzwischen zuneh-
mend größere Betriebe, insbesondere in den alten 
Bundesländern. § 14a EStG, dessen Fassung größ-
tenteils noch auf das Steuerbereinigungsgesetz 1986 
zurückgeht, kann den landwirtschaftlichen Struk-
turwandel nur dann in dem notwendigen Umfang 
steuerlich flankieren, wenn über die im Gesetzent-
wurf bereits vorgesehenen Änderungen hinaus 

- auch die Wirtschaftswertgrenze, die für den Frei-
betrag bei der Veräußerung bestimmter l and- und 
forstwirtschaftlicher Betriebe maßgebend ist, ange-
hoben und 

- der Freibetrag zur Abfindung weichender Erben 
ebenfalls angepaßt wird. 

Da insbesondere die Vollerwerbsbetriebe in den 
alten Bundesländern eine erhebliche Fremdkapital-
belastung je ha LF aufweisen, ist auch der Freibetrag 
zur Tilgung betrieblicher Altschulden weiterhin ein 
geeignetes Instrument, um die Entschuldung der Be-
triebe durch steuerbegünstigte Landverkäufe zu för-
dern. Diese Funktion kann der Freibetrag aber nur 
erfüllen, wenn der Stichtag für die Begründung der 
Altschulden entsprechend aktualisiert wird. 

Insgesamt bedarf die Regelung einer längerfristigen 
Geltungsdauer, um innerhalb des sich vollziehenden 
Strukturwandels eine verläßliche Grundlage zu bil-
den. 

4. In Artikel 1 wird nach Nummer 26 folgende Num-
mer 26 a eingefügt: 

,26a. In § 34e Abs. 1 Satz 1 wird nach Angabe 
„§ 13a" das Wort  „tatsächlich" eingefügt.' 

Begründung 

Mit der Einfügung wird klargestellt, daß es - nach 
Ausklammerung der Schätzungslandwirte durch das 
Steueränderungsgesetz 1992 - für die Begünstigung 
der verbleibenden Steuerpflichtigen mit Einkünften 
aus Land- und Forstwirtschaft (Gewinnermittlung 
nach § 4 Abs. 1 oder 3 EStG) nicht darauf ankommt, 
ob der Gewinn nach § 13a EStG ermittelt werden 
konnte, sondern darauf, daß er tatsächlich nicht nach 
§ 13a EStG ermittelt worden ist. Dies entspricht der 
ursprünglichen Zielsetzung der Vorschrift, das Ge-
fälle zwischen den Gewinnermittlungsarten abzumil-
dern, das dadurch entsteht, daß der Gewinnermittler 
nach § 4 Abs. 1 oder 3 EStG von der begüns tigenden 
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Wirkung einer Gewinnermittlung nach § 13 a EStG 
keinen Gebrauch macht oder machen kann. 

Die Klarstellung ist u.a. geboten, um die Anwendung 
der Vorschrift auf den Verpächter eines land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebs, der seinen Betrieb 
nicht aufgegeben hat und weiterhin Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft bezieht, auch künftig 
sicherzustellen. Aufgrund einer abweichenden Aus-
legung der Vorschrift durch den Bundesfinanzhof 
wäre der Verpächter andernfalls ab dem Veranla-
gungszeitraum 1995 von der Gewährung des Steuer-
ermäßigungsbetrages ausgeschlossen, ein Ergebnis, 
das der agrarpolitischen Zielsetzung eines möglichst 
frühzeitigen Genera tionswechsels auf den Höfen zu-
widerlief e. 

5. In Artikel 13 (Änderung des Bewertungsgesetzes 
wird nach Nummer 3 folgende Nummer 3 a 
eingefügt: 

,3 a. § 56 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 56 

Umlaufende Betriebsmittel 

Bei ausbauenden Betrieben zählen die Vorräte an 
Weinen aus den Ernten der letzten fünf Jahre vor 
dem Bewertungsstichtag zum normalen Bestand an 
umlaufenden Betriebsmitteln."' 

Begründung 

Die bisherige gesetzliche Defini tion des Normal-
bestandes an Weinvorräten (Vorräte an Weinen aus 
der letzten Ernte sowie auch aus der vorletzten Ernte, 
soweit die Vorräte nicht auf Flaschen gefüllt sind) hat 
sich mit Blick auf die Weiterentwicklung moderner 
Vermarktungsstrategien in den ausbauenden Win-
zerbetrieben als zu eng erwiesen. Angebote mehre-
rer Jahrgänge im Sortiment gehören heute zum nor-
malen Bestand eines funktionierenden Weingutes. 

Mit der vorgesehenen Ausweitung auf die Ernten der 
letzten fünf Jahre dürften die zur gesicherten Fo rt

-führung des Betriebs erforderlichen umlaufenden Be-
triebsmittel nunmehr zutreffend erfaßt und damit 
sachgerecht zum sonstigen Vermögen abgegrenzt 
werden. 

Mit der Streckung auf eine größere Anzahl von 
Ernten ist zugleich die bisherige Abgrenzung bei der 
vorletzten Ernte zwischen Faßweinlagerung und 
Flaschenabfüllung überflüssig geworden. 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Der Ausschuß empfiehlt mit den Stimmen der Mit-
glieder der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P ge-
gen die Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Grup-
pe PDS die Annahme des Gesetzentwurfs. 

Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Der Ausschuß beschließt mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen 
der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN sowie der Gruppe PDS, die Annahme des Ge

-

setzentwurfs in der vorliegenden Fassung zu emp-
fehlen. 

Der Ausschuß beschließt mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen 
der Fraktion der SPD und der Gruppe der PDS bei 
Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-NEN, den beigefügten Änderungsantrag der Frak-
tion der SPD (Anlage) abzulehnen. 

Der Ausschuß beschließt mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. bei Enthaltung der 
Fraktionen der SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe der PDS, die beigefügten Ände-
rungsanträge der Koalitionsfraktionen (Anlagen) an-
zunehmen. 

Der Ausschuß beschließt mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen eine Stimme 
aus der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
gegen die Gruppe der PDS, bei Enthaltung der Frak-
tion der SPD und der Mehrheit der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, den beigefügten Antrag der 
Koalitionsfraktionen (Anlage) aufzunehmen. 

Mitberatungsvotum der Mitglieder der Fraktion 
der SPD im Ausschuß für Fami lie, Senioren, 
Frauen und Jugend 

Gesetzesformulierungen zum Kindergeld und zum 
Kinderfreibetrag 

Der Ausschuß wolle beschließen: 

I. Der Ausschuß stellt fest: 

1. Die umfangreichen Gesetzesformulierungen zur 
Neuregelung von Kindergeld und Kinderfrei-
betrag gingen dem Ausschuß am Freitag, dem 
26. Mai 1995 zu. Am Dienstag, dem 30. Mai 1995, 
wurde ein wesentlicher Teil durch neue Gesetzes-
formulierungen ersetzt, die völlig neue Aspekte 
einbrachten. Der Status der Texte ist noch immer 
ungeklärt. 

Die Art und Weise, in der die Bundesregierung 
vorgeht, macht das Verfahren der parlamenta-
rischen Beratung unzumutbar. Eine ordnungsge-
mäße und fachlich ausreichende Beratung ist so 
nicht möglich. 

2. Die Bundesregierung hat das Existenzminimum 
eines Kindes einer Höhe von 6 288 DM angesetzt 
und damit einen Betrag erreicht, der bereits 1992 
freigestellt war. In ihrer Neuregelung hält die Bun-
desregierung deshalb ein monatliches Kindergeld 
von 200 DM oder einen Kinderfreibetrag von 6 264 
DM für ausreichend. 

Nach dieser Aussage bestand für die Bundesregie-
rung - gemessen an ihren eigenen Berechnungen 
zum Existenzminimum eines Kindes - kein Zeit-
zwang für die Neuregelung. Sie hat ihn sich selbst 
geschaffen, indem sie es versäumt hat, sich recht-
zeitig mit einer Neuregelung der Familienförde-
rung zu befassen. Es ist offensichtlich, daß erst das 
Konzept der SPD, die veraltete Regelung von Kin-
dergeld, Kinderfreibetrag und Kindergeldzuschlag 
abzulösen durch ein für die Familien überschau- 
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beres und sozial gerechtes Kindergeld, die Bun-
desregierung in Zugzwang gebracht hat. 

3. Die vorgelegten Gesetzesformulierungen bedeu-
ten einen grundlegenden Systemwechsel: 

- Das sozialrechtlich geregelte Kindergeld soll 
durch eine steuerrechtliche Regelung abgelöst 
werden. 

- Das unverbundene Nebeneinander von Kinder-
geld, Kinderfreibetrag und Kindergeldzuschlag 
soll ersetzt werden durch ein Entweder-Oder 
von Kindergeld und Kinderfreibetrag. 

- Das Kindergeld soll nicht mehr durch die Kin-
dergeldkasse, sondern durch die Arbeitgeber 
ausgezahlt werden. 

4. Wie die Bundesregierung in der Ausschußsitzung 
am 29. Mai 1995 selbst bemerkt hat, fehlt ihr der 
Überblick über eigentlich naheliegende Konse-
quenzen ihrer Systemumstellung. Viele gerade für 
Familien wichtige Leistungsgesetze nehmen Be-
zug auf Regelungen im Bundeskindergeldgesetz 
oder auf den Anspruch auf Kindergeld nach die-
sem Gesetz, zum Beispiel: das Bundeserziehungs-
geldgesetz, das Unterhaltsvorschußgesetz, das 
Bundesausbildungsförderungsgesetz, das Wohn-
geldgesetz, die Gesetzliche Rentenversicherung 
(Hinterbliebenenrente), das Arbeitsförderungsge-
setz, das Wohnungsbaugesetz. 

5. Die Gesetzesformulierungen der Bundesregierung 
enthalten keine Regelung, wie die Höhe der 
steuerlich freizustellenden Existenzminimums 
eines Kindes an die Entwicklung des Existenzmi-
nimums in den Folgejahren angepaßt wird. 

6. Durch die zuletzt eingefügte Neuregelung einer 
Auszahlung des Kindergeldes über die Arbeit-
geber entsteht ein Regelungsbedarf, der durch die 
Gesetzesformulierungen bei weitem nicht abge-
deckt und nur unzureichend umrissen ist. Es ist 
äußerst fraglich, ob die dazugehörende Rechtsver-
ordnung so rechtzeitig vor Januar 1996 in Kraft 
treten kann, daß eine kontinuierliche Auszahlung 
des Kindergeldes gesichert ist. 

7. Für den vorgelegten Gesetzestext und seine um-
fangreichen materiellen, rechtssystematischen 
und verfahrensmäßigen Änderungen wurde keine 
Kostenaufstellung vorgelegt. 

Von der Bundesregierung wurde als Zuwachs im 
Vorfeld ein Be trag von 6 Mrd. DM in Aussicht 
gestellt, wobei zu berücksichtigen ist, daß durch 
die Spargesetze der Bundesregierung seit dem 
Jahr 1994 jährlich 1 Mrd. DM beim Kindergeld 
eingespart wird. 

8. Durch die Steuer- und haushaltspolitische Sicht 
der Bundesregierung werden familienpolitische 
Aspekte hinten angestellt. Die auch von Familien-
verbänden geäußerte Kritik wurde von der Bun-
desregierung nicht aufgegriffen. 

9. Mit den vorgelegten Neuregelungen wird in Kauf 
genommen, daß es für einzelne Familien, insbe-
sondere für Familien mit Kindern über 18 Jahre, 
zu Schlechterstellungen kommt. Die Grenze für 
eigene Einkünfte und Bezüge des Kindes, die zum 

Wegfall von Kindergeld oder Kinderfreibetrag 
führt, ist mit 12 000 DM zu knapp bemessen. Sie 
liegt zwar zur Zeit noch tiefer, doch die Familien 
werden zumindest über die Steuer entlastet, wenn 
sie auch kein Kindergeld mehr erhalten. 

II. Der Ausschuß fordert daher: 

1. Die vorgelegte Regelung ist zurückzunehmen. Sie 
birgt unübersehbare Risiken, sowohl systemati

-

scher Art  als auch in ihren Einzelregelungen. 

2. Das von der Fraktion der SPD geforderte einheitli-
che Kindergeld von 250 DM für alle Kinder wird 
aufgegriffen. Ab dem vierten Kind wird je Kind 
ein Familienzuschlag von 100 DM gezahlt. 

3. Durch eine Begrenzung des Splittingvorteils für 
hochverdienende Ehepaare werden Mittel gewon-
nen, die den Familien durch das erhöhte Kinder-
geld zugute kommen. 

4. Die steuerliche Freistellung des Existenzmini-
mums von Kindern muß sich an einen realitäts-
gerechten Maßstab orientieren. Das Existenzmini-
mums ist in einer Weise zu bestimmen, die verfas-
sungsrechtlich nicht angreifbar ist. Den Familien 
muß endlich Rechtssicherheit gegeben werden. 

5. Zur dauerhaften Sicherung eines verfassungsge-
mäßen Familienleistungsausgleichs muß das Kin-
dergeld regelmäßig an die Entwicklung der 
Lebenshaltungskosten angepaßt werden. 

6. Der federführende Finanzausschuß möge bei sei-
nen Beratungen - ungeachtet der grundsätzlichen 
Kritik - folgende Punkte beachten: 

- Zahlung des Kindergeldes an ausländische Fa-
milien, ungeachtet ihres Aufenthaltsstatus 

- Weiterzahlung des Kindergeldes über das 27. Le-
bensjahr des Kindes hinaus, wenn das Kind see-
lisch, geistig oder körperlich behindert ist. 

- Schaffung einer angemessenen steuerlichen 
Berücksichtigung des Betreuungsunterhalts 

- Überprüfung der Höhe der Einkünfte und Bezü-
ge von Kindern über 18 Jahren, ab der Kinder-
geld und' Kinderfreibetrag entfallen, sowie 
Überprüfung, ob eine Stufenregelung in der 
Anrechnung dieser Einkünfte und Bezüge 
durchführbar ist 

- Klärung der bisher explizit formulierten Rege-
lung für angenommene Kinder auch in der 
neuen Gesetzesvorlage. 

CDU/CSU, F.D.P. 

Änderungsantrag des Ausschusses Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 

zum Umdruck Nr. 72 des Entwurfs eines Jahressteuer-
gesetzes (JStG) 1995 

§ 78 EStG wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird in Satz 1 der letzte Halbsatz ge-
strichen. 

b) In Absatz 3 wird der letzte Halbsatz gestrichen. 
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CDU/CSU/F.D.P. 

Änderungsantrag des Ausschusses Fami lie, 
Senioren, Frauen und Jugend 

zum Umdruck Nr. 73 des Entwurfs eines Jahressteuer-
gesetzes (JStG) 1996 

§ 19 BKGG wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird in Satz 1 der letzte Halbsatz 
gestrichen. 

b) In Absatz 2 wird der letzte Halbsatz gestrichen. 

Entschließungsantrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 

Anpassung des steuerlichen Existenzminimums von 
Erwachsenen und Kindern, des Kinderfreibetrages 
und des Kindergeldes 

Der Deutsche Bundestag wolle beschließen: 

Die im Jahressteuergesetz 1996 festgelegten Be träge 
für das Existenzminimum eines Erwachsenen und 
eines Kindes müssen - nach den Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts - jeweils den veränder-
ten Bedingungen angepaßt werden. 

1. Die Bundesregierung wird beauftragt, alle zwei 
Jahre einen Bericht über die Entwicklung des Exi-
stenzminimums von Erwachsenen und Kindern 
vorzulegen. 

2. Wird der Kinderfreibetrag angehoben, wird der 
Betrag für das Kindergeld entsprechend erhöht. 

3. Wird der Grundfreibetrag angehoben, wird die 
Grenze für eigene Einkünfte und Bezüge des Kin-
des, bei deren Überschreitung das Kindergeld bzw. 
der Kinderfreibetrag wegfällt, entsprechend erhöht. 

Ausschuß für Gesundheit 

Der Ausschuß für Gesundheit empfiehlt mehrheitlich 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Gruppe PDS die 
Annahme des Gesetzentwurfs. 

Ausschuß für Verkehr 

Der Ausschuß für Verkehr hat folgende Stellungnah-
me zu dem Gesetzentwurf abgegeben: 

Der Ausschuß für Verkehr hat mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU, der SPD und der F.D.P. bei 
Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe der PDS beschlossen: 

Die bisher geltenden Regelungen für die Steuerfrei-
heit der Mehraufwendungen für die Verpflegung 
sind beizubehalten, und insoweit ist die vorgesehene 
Regelung in Artikel 1, § 4, Absatz 5, Nr. 5 im Jahres-
steuergesetz zu streichen. 

Der Ausschuß für Verkehr schlägt dem federführen-
den Finanzausschuß mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. gegen diejenigen der Frak-
tionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Gruppe der PDS vor, dem Plenum die An-
nahme der Gesetzentwürfe mit dieser Änderung zu 
empfehlen. 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat den Gesetzentwurf unter Einschluß 
des folgenden Antrags mehrheitlich angenommen. 
Dieser von den Koalitionsfraktionen eingebrachte 
Antrag lautet wie folgt: 

Zur Herstellung der steuerlichen Gleichstellung von öf-
fentlich-rechtlichen und privat-rechtlichen Organisa-
tionsformen im Bereich der Abwasser- und Abfallent-
sorgung sowie der Straßenreinigung soll der Entwurf 
zum Jahressteuergesetz 1996 wie folgt geändert wer-
den: 

1. Änderung des Körperschaftsteuergesetzes: 

§ 45 Abs. 3 soll folgendermaßen erweitert werden: 

„(3) Zu den Betrieben gewerblicher Art  gehören 
auch Betriebe, die der Versorgung der Bevölke-
rung mit Wasser, Gas, Elektrizität oder Wärme, der 
Entsorgung von Abfall, der Straßenreinigung oder 
der Abwasserbeseitigung, dem öffentlichen Ver-
kehr oder dem Hafenbetrieb dienen. " 

§ 45 Abs. 3 KStG tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 

2. Änderung des Umsatzsteuergesetzes: 

§ 12 Abs. 2 soll um eine neue Nummer 5 erweitert 
werden: 

„5. die unmittelbar der Abwasserbeseitigung die-
nenden Umsätze der hierzu nach Landesrecht ver-
pflichteten kommunalen Gebietskörperschaften 
und Dritter, die mit der Erfüllung dieser Pflicht be-
auftragt worden sind; " 

§ 12 Abs. 2 Nr. 5 UStG tritt am 1. Januar 1996 in 
Kraft. 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat wie folgt zu der Vorlage votiert: 

„Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat sich nur mit den in dem anliegenden 
Antrag der Koalitionsfraktionen enthaltenen Punkten 
der Vorlage befaßt und nimmt nur zu diesen wie 
nachfolgend Stellung. Die Fraktion der SPD legt 
dabei Wert auf die ,Feststellung, daß sie sich außer 
Stande sehe, dazu außer zu Punkt 1 und 3 verbind-
lich Stellung zu nehmen, weil von der Bundesregie-
rung bzw. den Koalitionsfraktionen noch Änderungs-
anträge angekündigt wurden, die zwar spätestens 
am 24. Mai 1995, aber eben nicht bereits heute zur 
Verfügung stehen. 

Die Fraktion der SPD könne deshalb zu den Einzel-
punkten des Antrags der Koalitionsfraktionen weit-
gehend nur tendenziell Stellung nehmen und sich 
enthalten trotz tendenzieller Zustimmung wegen 
fehlender Beratungsunterlagen. " 

Zu Ziffer i (Zu Artikel 1 Ziff. 2 Buchst. e - 
Werkswohnungsbau) 

Einstimmige Annahme. 

Zu Ziffer 2 (Zu Artikel 1 Ziff. 3 Buchst. b - 
Verpflegungspauschale) 

Einstimmige Annahme bei Enthaltung der Fraktion 
der SPD. 
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Zu Ziffer 3 (Zu Artikel 1 Ziff. 11- Pauschbeträge 
für Werbungskosten bei Vermietung 
und Verpachtung) 

Annahme mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
bei Ablehnung der geplanten Neuregelung durch 
die Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN sowie der Gruppe PDS. 

Zu Ziffer 4 (Zu Artikel 10 - Fördergebietsgesetz) 

Annahme mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
bei Ablehnung durch die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie die Gruppe PDS bei Enthaltung der 
Fraktion der SPD. 

Zu Ziffer 5 (Zu Artikel 16 - Änderung 
des Grunderwerbsteuergesetzes) 

Annahme mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
bei Enthaltung der Fraktionen der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe PDS. 

Zu Ziffer 6 (Zu Artikel 24 Ziff. 2 - Anlagekatalog 
der staatlich begünstigten vermögens-
wirksamen Leistungen) 

Annahme mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
bei Enthaltung der Fraktionen der SPD und  BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe PDS. 

Zu Ziffer 7 (Artikel 24 Ziff. 3 - Einkommensgrenzen 
für Arbeitnehmersparzulage und 
Neuregelung der Eigenheimförderung) 

Annahme mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei 
Enthaltung der Fraktion der SPD sowie der Gruppe 
PDS." 

Der eingangs erwähnte Antrag der Koalitionsfraktio-
nen lautet wie folgt: 

„Der Ausschuß möge beschließen: 

1. Zu Artikel 1 Ziff. 2 Buchst. e - Werkswohnungs-
bau 

Der Ausschuß bittet den Finanzausschuß zu prü-
fen, ob die von der betroffenen Wohnungswirt-
schaft in den Anhörungen vorgetragene Auffas-
sung berechtigt ist, daß mit der vorgeschlagenen 
Regelung nicht nur eine Klarstellung, sondern 
eine materielle Schlechterstellung mit nega tiven 
Auswirkungen für den Werkswohnungsbau ver-
bunden wäre. Der Ausschuß hält es aus woh-
nungsbaupolitischer Sicht für nicht gerechtfertigt, 
den Beitrag des Werkswohnungsbaus für die Be-
seitigung der Wohnungsversorgungsengpässe zu 
schwächen, nachdem erst im vergangenen Jahr 
die Rahmenbedingungen attraktiver gestaltet wor-
den waren. 

2. Zu Artikel 1 Ziff. 3 Buchstabe b - Verpflegungs-
pauschale 

Der Ausschuß lehnt die vorgeschlagene Neurege-
lung ab, da diese zu erheblichen Mehrbelastungen 
in Bauindustrie und Baugewerbe führen würde. 

3. Zu Artikel 1 Ziff. 11 - Pauschbeträge für 
Werbungskosten bei Ver-
mietung und Verpachtung 

Der Ausschuß befürwortet alle Schritte, die zu 
einer weiteren Steuervereinfachung führen kön-
nen. Er sieht die Erreichung dieses Grundzieles 
bei der Ermittlung der Einnahmen aus Vermietung 
und Verpachtung allerdings nur gewährleistet, 
wenn der Pauschbetrag auf mindestens 50,- DM 
pro qm Wohnfläche heraufgesetzt wird; sofern dies 
nicht möglich erscheint, empfiehlt der Ausschuß, 
es beim geltenden Recht zu belassen. 

4. Zu Artikel 10 - Fördergebietsgesetz 

Der Ausschuß begrüßt grundsätzlich die Fortfüh-
rung der Sonderabschreibungsmöglichkeiten für 
den Wohnungssektor in den neuen Bundeslän-
dem. Angesichts des Zustandes der Altbauwoh-
nungen und des Mangels an Wohnraum empfiehlt 
er allerdings, für Modernisierungsmaßnahmen 
den derzeitigen Sonderabschreibungssatz von 
50 % beizubehalten und für den Wohnungsneubau 
die Höhe so zu modifizieren, daß sie mindestens 
noch über den Abschreibungsmöglichkeiten der 
degressiven Abschreibung nach § 7 Abs. 5 EStG 
liegt. 

5. Zu Artikel 16 - Änderung des Grunderwerb-
steuergesetzes 

Der Ausschuß bittet, Artikel 16 um eine Regelung 
zu ergänzen, die die zum 31. Dezember 1995 aus-
laufende Freistellung einigungsbedingter Grund-
stücksübertragungen auf Kapitalgesellschaften 
von der Grunderwerbsteuer bis zum 31. Dezember 
1998 verlängert. Die Verlängerung in § 4 Nr. 4-7 
Grunderwerbsteuergesetz ist notwendig, weil ge-
genwärtig nach Schätzungen der Bundesregie-
rung erst ein Drittel des Grund und Bodens zuge-
ordnet ist. 

6. Zu Artikel 24 Ziff. 2 - Anlagekatalog der staatlich 
begünstigten vermögens-
wirksamen Leistungen 

Der Ausschuß bittet den Finanzausschuß, den 
Artikel 24 Ziff. 2 ersatzlos zu streichen. Der Aus-
schuß hält das Bausparen für eine der zentralen 
Einrichtungen für die Stärkung der Wohneigen-
tumsbildung in Deutschland; eine Einschränkung 
der Entscheidungsfreiheit des einzelnen Anlegers 
von vermögenswirksamen Leistungen zu Lasten 
des Bausparens wäre deshalb kontraproduktiv. 

7. Zu Artikel 24 Ziff. 3 - Einkommensgrenzen für 
Arbeitnehmersparzulage 
und Neuregelung der 
Eigenheimförderung 

Der Ausschuß begrüßt die bei der Beschlußfas-
sung zum Jahressteuergesetz 1996 abgegebene 
Absichtserklärung der Bundesregierung, zügig 
einen Gesetzentwurf zur Neuregelung der steuer-
lichen Förderung des selbstgenutzten Wohneigen-
tums zu erarbeiten und vorzulegen. Nachdem der 
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Deutsche Bundestag sich bereits in der 12. Wahl-
periode einmütig zu einem Handlungsbedarf 
bekannte, haben die von der Bundesregierung be-
schlossenen Reformziele - größere Zielgenauig-
keit und -intensität auf Familien mit Kindern, 
sozialere Ausgestaltung, Vereinfachung für die 
Verwaltung und mehr Transparenz für die Bürger 
- erkennbar eine breite Akzeptanz in den Fachme-
dien, den Verbänden der Wohnungswirtschaft wie 
bei den Bauministern der Länder gefunden. 

Der Ausschuß sieht in einer nachträglich mit dem 
Jahressteuergesetz verbundenen Gesetzgebung 
zur Neuregelung der steuerlichen Eigenheimför-
derung keine Möglichkeit mehr, ein seriöses Bera-
tungsverfahren sicherzustellen, das der Bedeu-
tung dieses Reformvorhabens im Gesamtsystem 
der staatlichen Wohnungsbauförderung und auch 
der künftigen Wohnungsbauentwicklung gerecht 
würde. Der Ausschuß ist im übrigen der Auffas-
sung, daß zusammen mit der Neuregelung der 
steuerlichen Förderung auch die von der Bundes-
regierung zugesagte Verbesserung der Bauspar-
förderung in Angriff genommen werden sollte. 

Der Ausschuß stellt klar, daß die vorgesehene An-
hebung der Einkommensgrenzen auf 35 000,-/ 
70 000,- DM für die Gewährung der Arbeitneh-
mersparzulage keine präjudizierende Wirkung auf 
die Wahl der Einkommensgrenzen bei der Gewäh-
rung der Wohnungsbauprämien hat." 

Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 

Der Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung hat den 
Gesetzentwurf mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und der F.D.P. gegen die Stimmen der 
Fraktionen der SPD und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN sowie der Gruppe PDS angenommen. 

Der Ausschuß hat mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und F.D.P. bei Enthaltung der 
Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Abgeordneten der PDS empfohlen, die vor-
gesehene Regelung der Ausbildungsfreibeträge ge-
mäß den Ausführungen in der Anlage zu überprüfen. 

Die erwähnte Anlage hat folgenden Wortlaut: 

,Die vorgesehene Aufhebung des § 33a Abs. 4 EStG 
ist im Hinblick auf die laut Begründung bezweckte 
„Vereinfachung unter Inkaufnahme der materiell

-

rechtlichen Auswirkungen" einerseits und dem damit 
verbundenen Einnahmenausfall (160 Mio. DM in 
1996, 190 Mio. DM in 1997 und 195 Mio. DM in den 
Folgejahren) andererseits zu überprüfen. Hierbei ist 
zu berücksichtigen, daß nicht nur zahlreiche Fami-
lien begünstigt werden, sondern auch eine neue 
Gruppe von Benachteiligten entsteht, ohne daß hier-
für ein sachlich überzeugender Grund erkennbar ist, 
zumal die Finanzämter weiterhin das Vorliegen der 
Voraussetzungen für die Gewährung eines Ausbil-
dungsfreibetrages - wenn auch etwas einfacher - 
prüfen müssen. 

Begründung 

Nach dem geltenden Recht gilt unter den Vorausset-
zungen des § 33a Abs. 4 EStG bei den Ausbildungs-
freibeträgen - Kinder über 18 Jahre in Ausbildung, 
zuhause wohnend 2 400 DM, auswärts untergebracht 
4 200 DM/Jahr - abweichend vom Jahres- das Mo-
natsprinzip. Ein Ausbildungsfreibetrag, der höhere 
Einkommensbezieher ohnehin stärker begüns tigt als 
Bezieher niedrigerer Einkommen, wird also nur für 
die Monate im Kalenderjahr gewährt, in denen Eltern 
tatsächlich erhöhte Aufwendungen für Kinder in 
Ausbildung haben. Damit wird von der Gesellschaft 
- neben anderen staatlichen Leistungen im Rahmen 
des dualen Familienleistungsausgleich und der För-
derung bedürftiger und begabter Studenten - auch 
die für das Individuum wie für die Gemeinschaft 
wichtige „Investition in die Zukunft" gefördert. 

Die materiell-rechtlichen Auswirkungen der geplan-
ten Gesetzesänderung sind schwer zu schätzen. Wie 
auch die o. g. Netto-Kostenschätzung zeigt, handelt 
es sich um eine nicht unerhebliche Gruppe von Be-
troffenen und damit auch um  eine bildungspolitisch 
beachtliche Problematik. 

Die geplante Neuregelung und Vereinfachung be-
günstigt z. B. folgende Gruppen: 

a) Kinder von Steuerpflichtigen erfüllen nur zeitwei-
se die Voraussetzungen für die Gewährung eines 
Ausbildungsfreibetrags, z. B. bei auswärtiger Un-
terbringung im neuen Schul-, Ausbildungs- bzw. 
Studienjahr. Hier würde künftig der Ausbildungs-
freibetrag nicht mehr nur anteilig, sondern wäh-
rend des gesamten Jahres gewährt. 

b) Kinder von Steuerpflichtigen erfüllen während des 
gesamten Jahres die Voraussetzung für unter-
schiedliche Ausbildungsfreibeträge wegen Um-
zugs. Künftig würden diese für das gesamte Jahr 
den höheren Aubildungsfreibetrag erhalten. 

c) Kinder von Steuerpflichtigen haben vor Beginn 
oder nach Abschluß einer Ausbildung während 
des Kalenderjahres nur geringe oder keine Ein-
künfte. Sofern die anrechenbaren Einkünfte des 
Kindes 3 600 DM nicht übersteigen, würde künftig 
der Ausbildungsfreibetrag für die ausbildungsfrei-
en Monate nicht mehr entfallen, sondern für das 
gesamte Kalenderjahr gewährt. Bei Überschreiten 
der 3 600 DM-Grenze erfolgt auch künftig eine 
Kürzung des Ausbildungsfreibetrages. 

Benachteiligt würden demgegenüber künftig z. B. 
folgende Gruppen: 

d) Kinder von Steuerpflichtigen haben während der 
ausbildungsfreien Zeit Einkünfte, die die 3 600 
DM-Grenze überschreiten. Hier entfällt künftig 
der Ausbildungsfreibetrag. 

e) Kinder von Steuerpflichtigen befinden sich wäh-
rend des ganzen Jahres in Ausbildung und erhal-
ten während eines Teils des Jahres Zuschüsse als 
Ausbildungsbeihilfe. Künftig würde der Ausbil-
dungsfreibetrag auch für Zeiten gekürzt bzw. ge-
strichen, in denen keine Zuschüsse gewährt wur-
den. Hierunter fa llen insbesondere BAföG-geför-
derte Auszubildende, Stipendiaten der Begabten- 
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förderungswerke und Auszubildende, die z. B. im 
Rahmen des DAAD oder eines EG-Programms 
(ERASMUS) Auslandsförderung erhalten (Zu-
schuß zu den Lebenshaltungskosten, Reisebeihilfe 
und ggf. Zuschuß zur Abdeckung von Studien-
gebühren). Grob geschützt handelt es sich hier um 
50-60 000 BAföG-Empfänger und je 3 000 Stipen-
diaten der • Begabtenförderungswerke bzw. 
DAAD-Stipendiaten. 

Ausschuß für die Angelegenheiten 
der Europäischen Union 

Der Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäi-
schen Union hat auf ein Mitberatungsvotum verzich-
tet. 

b) Bericht über die Höhe des Existenzminimums 
von Kindern und Familien im Jahr 1996 
(Drucksachen 13/381, 13/774 Nr. 3) 

Rechtsausschuß 

Der Rechtsausschuß hat die Unterrichtung einstim-
mig zur Kenntnis genommen. 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung emp-
fiehlt Kenntnisnahme der Unterrichtung. 

Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend hat die Vorlage zur Kenntnis genommen. 

Ausschuß für Gesundheit 

Der Ausschuß für Gesundheit hat die Vorlage zur 
Kenntnis genommen. 

c) Antrag der SPD-Fraktion „Für einen gerechten, 
verfassungsgemäßen und unbürokratischen 
Familienleistungsausgleich" (Drucksache 13/16) 

Rechtsausschuß 

Der Rechtsausschuß hat den Antrag einstimmig für 
erledigt erklärt. 

Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Der Ausschuß beschließt mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen 
der Fraktion der SPD bei Enthaltung der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe PDS, 
die Ablehnung des Antrages zu empfehlen. 

Ausschuß für Gesundheit 

Der Ausschuß für Gesundheit empfiehlt mehrheitlich 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion der SPD bei 
Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Abwesenheit der Gruppe PDS die Ablehnung 
des Antrages. 

Haushaltsausschuß 

Der Haushaltsausschuß hat mehrheitlich mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Gruppe PDS empfohlen, die Vor-
lage abzulehnen. 

d) Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
„Soziale und gerechte Einkommensteuerreform 
1996" (Drucksache 13/936) 

Auswärtiger Ausschuß 

Der Auswärtige Ausschuß hat auf ein Votum zu der 
Vorlage verzichtet. 

Innenausschuß 

Der Innenausschuß empfiehlt mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktion 
der SPD, der Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der Gruppe PDS, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß hat sich bei seiner Beratung auf Ab-
satz I Ziffer 4 des Antrags beschränkt. 

Rechtsausschuß 

Der Rechtsausschuß empfiehlt mit der Mehrheit der 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und der Fraktion 
der SPD gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und der Gruppe PDS die Ableh-
nung des Antrages. 

Ausschuß für Wirtschaft 

Der Ausschuß für Wirtschaft empfiehlt mehrheitlich 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe PDS bei Stimmenthaltung der SPD

-

Fraktion die Ablehnung des Antrags. 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten empfiehlt mehrheitlich mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der SPD

-

Fraktion, der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe PDS, den Antrag abzulehnen. 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Der Ausschuß empfiehlt mit den Stimmen der Mit-
glieder der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. ge-
gen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe PDS bei Ent-
haltung der Mitglieder der Fraktion der SPD die 
Ablehnung des Antrages. 

Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Der Ausschuß beschließt mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU, F.D.P. und SPD gegen die 
Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe PDS, die Ablehnung des Antrags zu 
empfehlen. 
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Ausschuß für Gesundheit 

Der Ausschuß empfiehlt mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der 
Fraktion der SPD und Abwesenheit der Gruppe PDS 
die Ablehnung des Antrags. 

Ausschuß für Verkehr 

Der Ausschuß für Verkehr empfiehlt mit den Stim-
men der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen 
diejenigen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe der PDS bei Enthaltung der Fraktion 
der SPD, dem Plenum die Ablehnung des Antrages 
vorzuschlagen. 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit hat den Antrag bei Stimmenthaltung der 
SPD-Fraktion mehrheitlich abgelehnt. 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat einstimmig auf ein Votum zu der Vor-
lage verzichtet. 

Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 

Der Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung hat den 
Antrag mit den Stimmen der Fraktionen von CDU/ 
CSU, F.D.P. und einigen Stimmen der SPD gegen die 
Mehrheit der Stimmen der SPD und gegen die Stim-
men BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeord-
neten der PDS abgelehnt. 

Ausschuß für die Angelegenheiten 
der Europäischen Union 

Der Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäi-
schen Union hat auf eine Stellungnahme zu dem 
Antrag verzichtet. 

Haushaltsausschuß 

Der Haushaltsausschluß hat mehrheitlich mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und denen der 
Fraktion der SPD gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe PDS 
empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

e) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
(Drucksache 13/698) 

Der mitberatende Ausschuß für Verkehr empfiehlt 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen diejenigen der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS bei Enthal-
tungen und einigen Gegenstimmen aus der Fraktion 
der SPD, dem Plenum die Annahme des Gesetzent-
wurfs zu empfehlen. 

f) Zwischenbericht der Bundesregierung 
über die Möglichkeit, die Kraftfahrzeugsteuer 

für Kraftfahrzeuge mit einem verkehrsrechtlich 
zulässigen Gesamtgewicht zwischen 12 t und 16 t 
im Zusammenhang mit der Einführung einer 
Autobahngebühr ab 1. Januar 1995 abzusenken 
(Drucksachen 12/7538,12/8234 Nr. 1.3, 13/725 Nr. 58) 

Der mitberatende Ausschuß für Verkehr hat die Vor-
lage einstimmig für erledigt erklärt. 

g) Entwurf eines Gesetzes zur Senkung 
der Mineralölsteuer für erdgasbetriebene 
Fahrzeuge (Drucksache 13/1071) 

Ausschuß für Verkehr 

Der Ausschuß für Verkehr empfiehlt mit den Stim-
men der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen 
diejenigen der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS, dem 
Plenum die Ablehnung des Gesetzentwurfs vorzu-
schlagen. 

5. Ausschußempfehlung 

a) Entwurf eines Jahressteuergesetzes 1996 
(Drucksache 13/901) 

- Der von den Koalitionsfraktionen vorgelegte Ent-
wurf eines Jahressteuergesetzes 1996 wurde im 
federführenden Finanzausschuß mehrheitlich mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der SPD-Fraktion, der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe PDS angenommen. 

- Den die dritte Stufe der Unternehmenssteuer-
reform betreffenden Teil der Gesetzesvorlage ein-
schließlich der vorgesehenen Beteiligung der Ge-
meinden an der Umsatzsteuer hat der Ausschuß 
entsprechend einer Forderung der SPD-Fraktion 
und auf Vorschlag der Koalitionsfraktionen vom 
Gesetzentwurf abgekoppelt, weil die für eine Um-
satzsteuerbeteiligung der Kommunen erforderliche 
Grundgesetzänderung am 12. Mai 1995 im Deut-
schen Bundestag abgelehnt worden ist. Vgl. hierzu 
das Gesetzgebungsverfahren zu dem von den Ko-
alitionsfraktionen eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Drucksache 13/900). Zu den jetzt nicht verab-
schiedeten Maßnahmen zur Unternehmenssteuer-
reform gehören insbesondere die Abschaffung der 
Gewerbekapitalsteuer, die Senkung der Gewer-
beertragsteuer, die Beteiligung der Gemeinden am 
Aufkommen der Umsatzsteuer und die Absenkung 
der degressiven Abschreibung für bewegliche 
Wirtschaftsgüter. Die die Unternehmen betreffen-
den Maßnahmen zur Konzentration des steuer-
lichen Förderinstrumentariums in den neuen Bun-
desländern auf Problembereiche und zur steuer-
lichen Erleichterung des Generationenwechsels 
bleiben Bestandteil des vom Ausschuß empfohle-
nen Gesetzentwurfs. 
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Die Koalitionsfraktionen haben die Absicht, die 
von ihnen für dringend notwendig gehaltene Un-
ternehmenssteuerreform in einem zweiten Teil des 
Fraktionsentwurfs eines Jahressteuergesetzes 1996 
kurzfristig weiterzuverfolgen. Die Fraktionen von 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die 
Gruppe PDS haben der Abkoppelung der dritten 
Stufe der Unternehmenssteuerreform von der Ge-
setzesvorlage zugestimmt. Die SPD-Fraktion hat 
dabei als zusätzliche Begründung vorgetragen, 
daß die von den Koalitionsfraktionen vorgesehe-
nen Regelungen im Zusammenhang mit der Ge-
werbesteuer nega tive Folgen für Klein- und Mittel-
betriebe hätten; darüber hinaus seien die Auswir-
kungen auf die kommunale Selbstverwaltung und 
auf die finanzielle Situa tion der einzelnen Gemein-
den nicht überschaubar. 

- Die Fraktion der SPD hat ihre Gesamtposition zum 
Entwurf eines Jahressteuergesetzes 1996 in einem 
Entschließungsantrag dargelegt, der als Anlage 2 
beigefügt ist. 

- Die SPD-Fraktion kritisiert nachhaltig den nach 
ihrer Auffassung unver tretbaren Zeitdruck bei 
dem Gesetzgebungsverfahren, durch den ein aus-
reichender Zeitraum für solide Gesetzesberatun-
gen nicht zur Verfügung gestanden habe. Entge-
gen einer interfraktionellen Vereinbarung hätten 
die Koalitionsfraktionen mit ihrer Geschäftsord-
nungsmehrheit die Beratungszeit ohne hinreichende 
sachliche Gründe drastisch verkürzt. Zu beanstan-
den sei auch, daß durch die von den Koalitionsfrak-
tionen durchgesetzte Terminierung der Gesetzes-
beratungen die Stellungnahme des Bundesrates zu 
dem Regierungsentwurf eines Jahressteuergeset-
zes 1996 und die dazugehörige Gegenäußerung 
der Bundesregierung nicht hätten in das Gesetzge-
bungsverfahren einfließen können. Die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die Gruppe PDS 
schließen sich dieser Kritik an. 

Die Koalitionsfraktionen hingegen sind der An-
sicht, daß der unbes treitbare Zeitdruck bei den 
Gesetzesberatungen nicht vermeidbar gewesen 
sei, weil die Steuerpflichtigen und ihre Berater 
sowie die Finanzverwaltung so früh wie möglich 
Klarheit über das ab 1996 geltende Steuerrecht be-
sitzen müßten. Dies gelte insbesondere für den 
Einkommensteuertarif und den Familienleistungs-
ausgleich. Diese erforderten neue Steuertabellen, 
bei denen wiederum umfangreiche Vorbereitungs-
arbeiten insbesondere in der Wirtschaft notwendig 
seien. Der von der SPD-Fraktion im Ausschuß 
unterbreitete Kompromißvorschlag, zunächst nur 
den Einkommensteuertarif und den Familienlei-
stungsausgleich zu beraten und danach die rest-
lichen Teile des Gesetzentwurfs, habe von den Ko-
alitionsfraktionen nicht akzeptiert werden können, 
weil der Gesetzentwurf als Einheit zu be trachten 
sei, aus der man aus den genannten Gründen nur 
den Komplex „Unternehmenssteuerreform" heraus-
lösen könne. Die Stellungnahme des Bundesrates 
zu dem Regierungsentwurf eines Jahressteuerge-
setzes 1996 habe deswegen nicht in das Gesetz-
gebungsverfahren einfließen können, weil der 
Bundesrat den Regierungsentwurf entgegen von 

ihm zunächst gegebener Signale in seiner Sitzung 
am 12. Mai 1995 nicht behandelt habe. Dem hielt 
die SPD-Fraktion entgegen, daß die Verkürzung 
der Beratungszeit von den Koalitionsfraktionen erst 
beschlossen worden sei, nachdem der Bundesrat 
auf seiner verfassungsgemäßen Frist zur Stellung-
nahme bestanden habe. 

- Durchgreifend geändert hat der Ausschuß den im 
Gesetzentwurf ursprünglich vorgesehenen Vor-
schlag für einen neuen Einkommensteuertarif, der 
durch den Beschluß des Bundesverfassungsge-
richts zur Steuerfreistellung des Existenzminimums 
vom 25. September 1992 erforderlich geworden ist. 
Diese Maßnahme ist eine Konsequenz der vom 
Finanzausschuß zu dem Gesetzentwurf durchge-
führten Anhörung, in der der ursprüngliche Tarif-
vorschlag u. a. wegen der darin vorgesehenen 
Sicherstellung der Steuerfreiheit des Existenzmini-
mums außerhalb des Steuertarifs durch eine sog. 
Grundentlastung auf breite Kritik gestoßen war. 

Der Ausschuß schlägt nunmehr vor, das steuerfreie 
Existenzminimum wieder als Grundfreibetrag in 
den Tarif zu integrieren. Aus haushaltsmäßigen 
Gründen wird der Eingangssteuersatz nicht mit 
19,5 v. H., sondern mit 25,9 v. H. angesetzt. Auf die 
durchgehende Absenkung der Grenzsteuerbela-
stung um 0,7 v. H.-Punkte soll verzichtet werden, 
wobei der Progressionsverlauf bei einem zu ver-
steuernden Einkommen von rd. 55 700 DM/ 
111 400 DM (Alleinstehende/Verheiratete) wieder 
in den geltenden Tarif einmünden soll. 

Unverändert gegenüber dem Fraktionsentwurf soll 
das steuerfreie Existenzminimum mit 12 095 DM/ 
24 191 DM festgelegt werden. Die Koalitionsfrak-
tionen sind der Ansicht, daß diese Beträge aus-
weislich des Berichts der Bundesregierung zur 
Höhe des Existenzminimums im Jahre 1996 
(Drucksache 13/381) sowohl für das Jahr 1996 als 
auch für das Jahr 1997 ausreichend seien. Sie hal-
ten ein - sicher wünschenswertes - höheres steuer-
freies Existenzminimum für nicht finanzierbar. Da-
bei verweisen sie darauf, daß eine Aufstockung 
des steuerfreien Existenzminimums urn jeweils 
100 DM je nach Tarifverlauf Steuerausfälle von 600 
bis 900 Mio. DM verursache. 

Die SPD-Fraktion ist hingegen der Auffassung, 
daß der Betrag von 12 000 DM nicht ausreiche, um 
entsprechend den Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts das Existenzminimum steuerfrei zu 
stellen. In dem von der Bundesregierung vorgeleg-
ten Bericht seien vor allem die Wohnkosten zu 
niedrig und - entgegen dem Beschluß des Bundes-
verfassungsgerichts vom 25. September 1992 - ein 
Mehrbedarfszuschlag wegen Erwerbstätigkeit über-
haupt nicht angesetzt worden. Nach den verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben müsse daher der 
Grundfreibetrag mindestens auf 13 000 DM für 
Alleinstehende und 26 000 DM für Verheiratete an

-gehoben werden. Dies sei auch die Auffassung der 
überwiegenden Zahl der Sachverständigen in der 
öffentlichen Anhörung gewesen. 

Ein derart  angehobener verfassungskonformer 
Grundfreibetrag führe nach den vom Bundes- 
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finanzministerium auf Wunsch der SPD-Bundes-
tagsfraktion im Finanzausschuß vorgelegten Alter-
nativrechnungen für verheiratete Normalverdiener 
(zu versteuerndes Einkommen im Bereich von 
30 000 bis 60 000 DM) zu einer um 500 DM gerin-
geren Steuerschuld als der Tarifvorschlag der Ko-
alitionsfraktionen. Nach den Berechnungen des 
Bundesfinanzministeriums führe diese höhere 
Steuersenkung zu Steuermindereinnahmen von 
4,5 bis 5 Mrd. DM. Da die Koalitionsfraktionen den 
Antrag der SPD abgelehnt haben, den Grundfrei-
betrag auf 13 000 DM anzuheben, hat die SPD-
Fraktion darauf verzichtet, zur Finanzierung die 
von den Ländern im Finanzausschuß des Bundes-
rates gestellten Einzelanträge zur Abstimmung zu 
stellen. Sowohl die Tarifberechnungen des Bun-
desfinanzministeriums als auch die von den Län-
dern im Finanzausschuß des Bundesrates gestell-
ten Anträge stellen nach Auffassung der SPD Ma-
terial für die weiteren Verhandlungen in einem zu 
erwartenden Vermittlungsverfahren dar. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN forde rt 
 ein steuerfreies Existenzminimum von rd. 14 000 DM, 

wobei sie für eine Individualbesteuerung von 
Ehegatten eintritt. Ein Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Festlegung des 
steuerfreien Existenzminimums bei 14 039 DM 
fand die Ablehnung der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Antragsteller und der 
Gruppe PDS bei Stimmenthaltung der SPD-Frak-
tion. 

In der Einzelabstimmung ist der geänderte Tarif

-

vorschlag mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen gegen die Stimmen der Fraktion der SPD, der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe PDS angenommen worden, wobei die Ab-
lehnung dieses Regelungsvorschlags von der Op-
position insbesondere mit der nach ihrer Auffas-
sung unzureichenden Höhe des steuerfreien Exi-
stenzminimums begründet worden ist. 

Hinzuweisen ist auch auf die im Ausschuß geführte 
Diskussion über die Auswirkungen des mit dem 
neuen Tarif massiv erhöhten Grundfreibetrags auf 
die Rentenbesteuerung. Der ursprüngliche Tarif-
vorschlag hatte in einem neuen § 34 h EStG in 
Abs. 3 eine Regelung vorgesehen, die der Entste-
hung neuer Unstimmigkeiten bei der Besteuerung 
der Altersbezüge entgegengewirkt hätte. Vgl. hier-
zu die Begründung zu § 34 h Abs. 3 EStG in Druck-
sache 13/901, Seite 137. Die Koalitionsfraktionen 
verweisen darauf, daß auch von den Kritikern des 
ursprünglichen Tarifvorschlags keine Alternativ-
konzepte vorgelegt worden seien, die die hier be-
stehende Problematik gelöst oder eine diesbezüg-
liche Lösung zumindest in Angriff genommen hät-
ten. Durch den jetzt mehr als verdoppelten Grund-
freibetrag werden die bei der Besteuerung der 
Altersbezüge bestehenden Unstimmigkeiten nach 
Auffassung des Ausschusses in einem gewissen 
Maße verstärkt. Dies müsse bei diesem Gesetz-
gebungsverfahren jedoch hingenommen werden. 
Die Bundesregierung hat im Ausschuß dargelegt, 
daß die Verfassungsmäßigkeit des Tarifs durch Fra-
gen, die sich speziell auf die Besteuerung von 

Alterseinkünften beziehen, nicht unmittelbar be-
rührt werde. Auch der vorgesehene schwächere 
Anstieg der Grenzbelastung nur bei Einkommen 
bis 55 700 DM/111 400 DM könne verfassungs-
rechtlich nicht beanstandet werden, weil der Ge-
setzgeber von Verfassungs wegen berechtigt sei, 
höhere Einkommen durch eine stärkere Progres-
sion zu belasten. 

- Von großer Tragweite ist die vom Ausschuß emp-
fohlene Weiterentwicklung des Familienlastenaus-
gleichs zu einem Familienleistungsausgleich, für 
die ein Finanzvolumen von zusätzlich rd. 
6,6 Mrd. DM bereitgestellt wird. Ziele dieser Re-
form sind eine deutliche Aufstockung der Leistun-
gen für Familien mit Kindern sowie eine Verbesse-
rung der Transparenz und eine Vereinheitlichung 
der Verfahren beim Familienleistungsausgleich. 
Erreicht werden soll dies insbesondere durch 

- die Einführung einer alternativen Inanspruch-
nahme von Kindergeld und Kinderfreibetrag, 
wobei von Amts wegen die für den Bürger gün-
stigere Lösung zu realisieren ist, 

- die Anhebung des Kindergeldes für erste und 
zweite Kinder auf 200 DM monatlich, für dritte 
Kinder auf 300 DM monatlich und für vierte und 
weitere Kinder auf 350 DM im Monat, 

- die Erhöhung des Kinderfreibetrags von 
4 104 DM auf 6 264 DM, 

- die Vereinheitlichung der Kindbegriffe im Ein-
kommensteuer- und Kindergeldrecht, 

- den Wegfall des Kindergeldzuschlags, 

- die Weitergeltung eines Leistungsgesetzes für 
Eltern, die in der Bundesrepublik Deutschland 
nicht steuerpflichtig sind, aber nach geltendem 
Recht einen Anspruch auf Kindergeld haben, 
und 

- die Erhöhung des Umsatzsteueranteils der Län-
der um 4,6 v. H.-Punkte zum Ausgleich der zwi-
schen Bund und Ländern (einschließlich Ge-
meinden) entstehenden Lastenverschiebungen. 

Nach Auffassung der Ausschußmehrheit werden 
durch die Neuregelung im Zusammenspiel mit 
dem neuen Einkommensteuertarif ins Gewicht fal-
lende Besserstellungen der Familien im Vergleich 
zum geltenden Recht erzielt. Nur in wenigen Aus-
nahmefällen treten geringfügige Schlechterstel-
lungen ein. 

Beim Kinderfreibetrag soll das Monatsprinzip ein-
geführt werden ebenso wie das Kindergeld künftig 
monatlich statt bisher zweimonatlich ausgezahlt 
werden soll. Im Hinblick darauf soll von der Aufga-
be des Monatsprinzips in § 33 a Abs. 4 EStG abge-
sehen werden. Ab eigenen Einkünften und Bezü-
gen des Kindes von 12 000 DM sollen für über 
18 Jahre alte Kinder sowohl der Kinderfreibetrag 
als auch das Kindergeld entfallen, wobei darauf 
hinzuweisen ist, daß dieser Be trag in etwa dem 
steuerfreien Existenzminimum des Steuerpflichtigen 
im Rahmen des Einkommensteuertarifs entspricht. 
Der Ausschuß macht damit deutlich, daß der Be-
trag für die Unschädlichkeit der eigenen Einkünfte 
und Bezüge beim Kindergeld bzw. Kinderfreibetrag 
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bei künftigen Anpassungen des steuerfreien Exi-
stenzminimums entsprechend zu verändern ist. 
Vgl. hierzu Doppelbuchstabe aa Nr. 3 der Ent-
schließung auf Seite 13. Bei der Anwendung der 
Grenze von 12 000 DM bleiben Einkünfte und Be-
züge außer Betracht, soweit sie für bestimmte Aus-
bildungszwecke verwendet werden. Da bei 
Inanspruchnahme von Kindergeld der Kinderfrei-
betrag nicht zum Zuge kommt und sich dadurch 
eine Erhöhung der Bemessungsgrundlage für die 
sog. Zuschlagsteuern (Kirchensteuer, Solidaritäts

-

zuschlag) ergäbe, soll in diesen Fällen ein fiktiver 
Abzug des Kinderfreibetrags zur Ermittlung der 
Bemessungsgrundlage für Zuschlagsteuern vor-
genommen werden. Auf gleiche Weise wird die 
erforderliche Korrektur für die Anwendung von 
Einkommensgrenzen in den Transfergesetzen 
erreicht, bei denen das zu versteuernde Einkom-
men maßgebend ist. 

Da die Bemühungen der Bundesregierung, die 
Weiterentwicklung des Familienlastenausgleichs 
zu einem Familienleistungsausgleich mit der sog. 
Finanzamtslösung zu verbinden, im Vorfeld der 
Ausschußberatungen am Widerstand der Bundes-
länder gescheitert sind, verzichtet der Ausschuß 
jetzt auf einen entsprechenden Gesetzesvorschlag. 
Er empfiehlt statt dessen, die Durchführung des 
Familienleistungsausgleichs auf die Bundesfinanz-
verwaltung (Bundesamt für Finanzen) zu übertra-
gen, wobei sich dieses Amt aus verwaltungsökono-
mischen Gründen der organisatorischen und per-
sonellen Strukturen der Bundesanstalt für Arbeit 
bedienen soll. Die Auszahlung des Kindergeldes 
erfolgt als Steuervergütung, so daß für seine Fest-
setzung die Vorschriften der Abgabenordnung An-
wendung finden. Bei Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes soll das Kindergeld wie bisher durch den 
Arbeitgeber festgesetzt und ausgezahlt werden. 
Bei in Diensten privater Arbeitgeber stehenden 
Arbeitnehmern hat der Ausschuß nach intensiver 
Diskussion beschlossen, die Arbeitgeber zur Aus-
zahlung des Kindergeldes zusammen mit dem 
Arbeitslohn zu verpflichten. Die Festsetzung des 
Kindergeldes erfolgt in diesen Fällen jedoch durch 
die Familienkasse, die dem Arbeitgeber eine 
Bescheinigung über die Festsetzung erteilt. Um 
sicherzustellen, daß der Arbeitgeber in einer Über-
gangszeit das Kindergeld auch dann auszahlen 
kann, wenn ihm die genannte Bescheinigung noch 
nicht vorliegt, empfiehlt der Ausschuß eine Über-
gangsregelung. Danach kann der Arbeitgeber für 
die Monate Januar bis März 1996 das Kindergeld 
auf der Basis einer Erklärung des Arbeitnehmers 
über die Zahl der Kinder, für die er einen Anspruch 
auf Kindergeld hat, auszahlen. Einzelheiten des 
Verfahrens sollen in einer Verordnung aufgrund 
der Ermächtigung in § 73 Abs. 3 EStG geregelt 
werden. Dies soll auf nachdrücklichen Wunsch des 
Ausschusses auch für Fälle der Zahlungsunfähig-
keit des Arbeitgebers gelten. Auch in diesen Fäl-
len, z.B. bei Konkurs des Arbeitgebers, soll sicher-
gestellt werden, daß der Arbeitnehmer das Kinder-
geld zeitgerecht erhält. Die Auszahlung des Kin-
dergeldes durch den Arbeitgeber macht deutlich, 
daß das Kindergeld die Steuerbelastung mindert 

und daß die jetzt gefundene Lösung als wich tiger 
Zwischenschritt auf dem Wege zur Finanzamts-
lösung anzusehen ist. 

Breiten Raum nahm bei der Ausschußberatung die 
Frage ein, ob es zwingend sei, auch in Fällen, in de-
nen das Kindergeld zu der gebotenen Freistellung 
nicht ausreicht, gleichwohl zunächst das Kinder-
geld auszuzahlen und erst bei der Veranlagung den 
Kinderfreibetrag abzuziehen. Die vom Ausschuß 
verabschiedete Gesetzesfassung sieht dies vor. 

Der Ausschuß hat die Ausführungen der Bundes-
regierung berücksichtigt, die für die jetzt vorge-
schlagene Lösung verwaltungsmäßige Argumente 
vorgetragen hat. Er be trachtet die Problematik als 
bedeutsame Frage, die vom Grundsatz her im 
Wege der Einräumung eines Wahlrechts für den 
Steuerpflichtigen geregelt werden sollte. Aus den 
angeführten administrativen Gründen müsse die 
jetzt vorgesehene Lösung jedoch für das Jahr 1996 
akzeptiert werden. Der Ausschuß bittet die Bun-
desregierung, Vorkehrungen dafür zu treffen, daß 
das Wahlrecht spätestens am 1. Januar 1997 wirk-
sam wird. 

Die SPD-Fraktion hat die vorgesehene Neurege
-lung des Familienleistungsausgleichs als solche - 

Beibehaltung des Nebeneinanders von Kinderfrei-
betrag und Kindergeld - abgelehnt, weil sie in ih-
rem Antrag in Drucksache 13/16 ein einheitliches 
Kindergeld von 250 DM im Monat bei Wegfall des 
steuerlichen Kinderfreibetrages fordert und ein 
Kindergeld von 200 DM für das erste und zweite 
Kind für zu gering hält (vgl. die Ausführungen un-
ter Buchstabe c). Durch das Nebeneinander von 
Kinderfreibetrag und Kindergeld bleibe der Fami-
lienleistungsausgleich außerdem unnö tig kompli-
ziert und bürokratisch. 

Die SPD-Fraktion hat sich bei den Einzelabstim-
mungen insoweit der Stimme enthalten, als die 
Übertragung der Durchführung des Familienlei-
stungsausgleichs auf die Bundesfinanzverwaltung 
und die anderen administrativen Aspekte der 
Gesamtregelung be troffen sind. Sie hat dies damit 
begründet, daß sie in ihrem Antrag „Für einen 
gerechten, verfassungsgemäßen und unbürokrati-
schen Familienleistungsausgleich" (vgl. Buchstabe c) 
die von ihr seit langem verfolgte Finanzamtslösung 
fordere und die jetzt beschlossene organisatorische 
Neuregelung des Familienleistungsausgleichs den 
Weg zur Finanzamtslösung nicht versperre. 

Die SPD-Fraktion wies ferner darauf hin, daß es 
durch die Neuregelung zahlreiche Fälle geben 
werde, in denen es gegenüber heute zu Schlech-
terstellungen für Familien komme. Die hierzu von 
der SPD-Fraktion wiederholt angeforderten Be-
rechnungen auf Grundlage der von ihr bereits im 
März 1995 eingebrachten Kleinen Anfrage (Druck-
sache 13/836) wurden von der Bundesregierung 
aus Zeitgründen abgelehnt. 

Die SPD-Fraktion hat den von der Regierungsko-
alition in die Ausschußberatung eingeführten Vor-
schlag, der Steuerpflichtige könne mit Zustim-
mung des anderen Elternteils unwiderruflich den 
Abzug des Kinderfreibetrags beantragen, abge- 
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lehnt. Dadurch werde der Verwaltungsaufwand 
erheblich erhöht und würden neue Unsicherheiten 
geschaffen. Zudem könnten Fehlentscheidungen 
nicht revidiert werden. Die Ausschußmehrheit hat 
sich insoweit der Auffassung der SPD-Fraktion 
angeschlossen, indem sie den Vorschlag zurückge-
nommen hat und empfiehlt, daß sich eine Bund-
Länder-Arbeitsgruppe mit der Problematik befaßt. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die 
Gruppe PDS haben sich bei den die Übertragung 
der Durchführung des Familienleistungsausgleichs 
auf die Bundesfinanzverwaltung be treffenden Re-
gelungen und bei den übrigen administrativen 
Vorschriften gleichfa lls der Stimme enthalten. Die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat das 
Grundmodell mit dem Hinweis auf das von ihr in 
ihrem Antrag "Soziale und gerechte Einkommen-
steuerreform 1996" (Buchstabe d) vorgeschlagene 
einheitliche Kindergeld von 300 DM pro Monat ab-
gelehnt. 

Um seine Haltung im Hinblick auf das Ziel der 
Finanzamtslösung deutlich zu machen, hat der 
Ausschuß einstimmig folgende Aussage für den 
vorliegenden Ausschußbericht beschlossen: „Die 
organisatorische Neuregelung des Familienlei-
stungsausgleichs versperrt nach Auffassung des 
Finanzausschusses nicht den Weg zur Finanzamts-
lösung. Der Finanzausschuß hält an dem Ziel fest, 
die Finanzamtslösung mittelfristig zu verwirkli-
chen. " 

- Abgelehnt wurde von der SPD-Fraktion, der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe 
PDS die von der Ausschußmehrheit beschlossene 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes, die als 
Folge des verabschiedeten Familienleistungsaus-
gleichs eine Erhöhung des Umsatzsteueranteils der 
Länder um 4,6 v. H.-Punkte vorsieht. Der Vor-
schlag, die Aufstockung des Umsatzsteueranteils 
nur für das Jahr 1996 zu beschließen, programmiert 
nach Auffassung der SPD-Fraktion eine Bef ristung 
der Umsatzsteuerverteilung zwischen Bund und 
Ländern. Dadurch würden die Länderfinanzen mit 
neuen Unsicherheiten befrachtet. Auch die Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die Gruppe 
PDS haben diese Maßnahme abgelehnt. Die Koali-
tionsfraktionen begründen die Regelung damit, 
daß zunächst Erfahrungen mit den finanziellen 
Auswirkungen des neuen Familienleistungsaus-
gleichs gesammelt werden müßten. 

- In erheblichem Umfang ergänzt hat der Ausschuß 
die im Fraktionsentwurf vorgesehene Umstruktu-
rierung der steuerlichen Förderungsmaßnahmen 
für die neuen Bundesländer ab 1997. Diese Maß-
nahmen sind, obwohl sie sich auf den Unterneh-
mensbereich beziehen, von der Herausnahme der 
Unternehmenssteuerreform aus dem vorliegenden 
Gesetzentwurf nicht be troffen. Sie zielen darauf 
ab, die im Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen 
geplante Konzentration der Fördermaßnahmen auf 
Problembereiche weiter zu verstärken. Im einzel-
nen handelt es sich um folgendes: 

- Mittelständische Groß- und Einzelhandelsbetriebe 
mit nicht mehr als 50 Beschäftigten sollen wieder 
in die Investitionszulage einbezogen werden. 

Wie bei kleinen und mittleren Betrieben des ver-
arbeitenden Gewerbes und des Handwerks soll 
die Investitionszulage 10 v. H. be tragen. Sie soll 
für Investitionen von höchstens 250 000 DM pro 
Betrieb und Jahr gelten. Nicht gewährt werden 
soll die Investitionszulage für Betriebe in Gewer-
be-, Industrie- und Sondergebieten. Hierdurch 
soll ein Beitrag zur Wiederbelebung der Innen-
städte in den neuen Bundesländern geleistet 
werden. Diese Maßnahme ist vom Ausschuß ein-
stimmig bei Abwesenheit der Gruppe PDS be-
schlossen worden. 

- Betriebe des verarbeitenden Gewerbes und des 
Handwerks in Berlin (West) mit nicht mehr als 
250 Beschäftigten sollen von der erhöhten Inve-
stitionszulage von 10 v. H. begünstigt werden. 
Damit reagiert  der Ausschuß auf die deutliche 
Verschlechterung der Wirtschaftslage im west-
lichen Teil Berlins. Diese bleibt weit hinter der 
Entwicklung im Ostteil der Stadt zurück und hat 
inzwischen zu einer höheren Arbeitslosigkeit als 
in Berlin (Ost) geführt. Der Ausschuß empfiehlt 
diese Maßnahme auch im Hinblick auf die Ent-
wicklung in der Gesamtregion Berlin-Branden-
burg, deren Vereinigungsprozeß durch das 
unterschiedliche Förderniveau innerhalb der 
Region erschwert werde. Auch diese Maßnahme 
wird vom Ausschuß bei Abwesenheit der Grup-
pe PDS einstimmig empfohlen. 

- Die Sonderabschreibungen nach dem Förderge-
bietsgesetz für den Mietwohnungsbau sollen 
nicht, wie im Fraktionsentwurf vorgesehen, von 
50 v. H. auf 20 v. H., sondern nur auf 25 v. H. ab-
gesenkt werden. Dabei hat der Ausschuß die 
Bundesregierung aufgefordert, das beim Moder-
nisierungsprogramm der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau bestehende Kumulierungsverbot zu 
beseitigen, so daß insoweit eine Verstärkung der 
Förderung eintritt. Die Festlegung des Abschrei-
bungssatzes auf 25 v. H. ist Ergebnis der Anhö

-

rung, in der darauf hingewiesen worden war, 
daß die degressive Gebäudeabschreibung in den 
ersten fünf Jahren mit 33 v. H. günstiger sei als 
eine Sonderabschreibung von 20 v. H. zuzüglich 
der daneben vorzunehmenden linearen Ab-
schreibung von jährlich 2 v. H., insgesamt also 
30 v. H.. Sie wurde mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen bei Stimmenthaltung der SPD-
Fraktion gegen die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Abwesenheit der Gruppe PDS an

-genommen. 

Die SPD-Fraktion hingegen hat beantragt, die 
Sonderabschreibungen nach dem Fördergebiets-
gesetz für den Mietwohnungsbau nur auf 
40 v. H. abzusenken, soweit sie sich auf einen 
Höchstbetrag von 3 500 DM pro qm Wohnfläche 
beziehen. Sie möchte damit dem Bau von Miet-
wohnungen mittlerer Qualität gegenüber der 
Errichtung von Luxuswohnungen bei den Son-
derabschreibungen eine Präferenz einräumen, 
da an  erstgenannten Wohnungen nach ihrer 
Auffassung in den ostdeutschen Ländern nach 
wie vor ein großer Mangel herrscht. Dieser An-
trag der SPD-Fraktion wurde von den Koali- 
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tionsfraktionen und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion 
der SPD bei Abwesenheit der Gruppe PDS abge-
lehnt, wobei die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN auf ihren Antrag zur Einführung eines 
neuen § 7 b FördG verweist (vgl. weiter unten). 
Die Koalitionsfraktionen begründen ihre Ableh-
nung damit, daß die beantragte Maßnahme zu 
einer unvertretbaren Verkomplizierung des 
Steuerrechts führen würde. 

- Gebäude des verarbeitenden Gewerbes und 
bewegliche Wirtschaftsgüter im verarbeitenden 
Gewerbe und Handwerk in Berlin (West) sollen 
in die Sonderabschreibungen von künftig 
40 v. H. einbezogen werden, sofern es sich um 
kleine und mittlere Betriebe mit nicht mehr als 
250 Arbeitnehmern handelt. Diese Maßnahme 
ist einstimmig bei Stimmenthaltung der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe 
PDS beschlossen worden. Vgl. die Begründung 
zur Einbeziehung mittelständischer Betriebe in 
Berlin (West) in die erhöhte Investitionszulage 
von 10v H.. 

- Einen Antrag der SPD-Fraktion, die Investitionszu-
lage von 8 v. H. für Investitionen zu verlängern, die 
nach dem 31. Dezember 1992 und vor dem 1. Juli 
1994 begonnen worden sind und vor dem 1. Januar 
1999 abgeschlossen werden, haben die Koali-
tionsfraktionen und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Abwesenheit der Gruppe PDS abge-
lehnt. Nach geltendem Recht müssen solche Inve-
stitionen vor dem 1. Januar 1997 abgeschlossen 
sein, um in den Genuß der Investitionszulage zu 
kommen. Die SPD-Fraktion hat darauf hingewie-
sen, daß die bestehende Gesetzeslage bei indu-
striellen Großvorhaben, die aus technischen Grün-
den nicht vor dem 1. Januar 1997 abgeschlossen 
werden können, zu Problemen führe. Die SPD-
Fraktion hat sich insoweit einen im Finanzaus-
schuß des Bundesrates angenommenen Antrag zu 
eigen gemacht. 

Die Koalitionsfraktionen haben hierzu die Auffas-
sung vertreten, daß es problematisch sei, Steuer-
politik im Hinblick auf einzelne Unternehmen 
zu betreiben. Die bei bestimmten Investitionen 
betreffende eingetretenen Verzögerungen seien 
durch das Unternehmen selbst zu vertreten. Zu-
dem bestehe die Möglichkeit, das be troffene Inve-
stitionsvorhaben stufenweise fertigzustellen und 
dementsprechend die Investitionszulage in An-
spruch zu nehmen. Schließlich befürchten die 
Koalitionsfraktionen Präjudizwirkungen einer sol-
chen Maßnahme. 

- Abgelehnt mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und Abwesenheit der Gruppe 
PDS wurde ein Antrag der SPD-Fraktion, die Steuer-
ermäßigung bei Hingabe von Darlehen zugunsten 
kleiner und mittlerer Betriebe auf 12 000 DM jähr-
lich für jeden Steuerpflichtigen zu begrenzen und 
den Plafond für diese Maßnahme von 500 Mio. DM 
auf 750 Mio. DM aufzustocken. Begründet hat die 
Fraktion der SPD diesen Antrag damit, daß auch 
die Bezieher kleiner und mittlerer Einkommen in 

die Förderung einbezogen werden sollten. Zu-
gleich werde durch den Höchstbetrag vermieden, 
daß Spitzenverdiener eine Steuerermäßigung in 
nicht gewollter absoluter Höhe erhalten können. 
Unerwünschten neuen Steuersparmodellen werde 
damit von vornherein die Grundlage entzogen. Die 
Anhebung des Fördervolumens sei im Hinblick auf 
die dringend notwendige Verbesserung der Eigen-
kapitalausstattung mittelständischer Unternehmen 
in den neuen Bundesländern geboten. Die Koaliti-
onsfraktionen haben diesen Antrag abgelehnt, 
weil bei der Bereitstellung von Kapital für mittel-
ständische Betriebe in den neuen Bundesländern 
nicht nach dem Kapitalgeber differenziert werden 
solle und aus haushaltsmäßigen Gründen eine 
Obergrenze für die durch den neuen § 7 a FördG 
entstehenden Steuerausfälle notwendig sei. 

Abgelehnt wurde auch ein Änderungsantrag der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Einfüh-
rung eines neuen § 7 b FördG, nach dem eine 
Steuerermäßigung für Darlehen zur Finanzierung 
von Instandsetzung und Modernisierung von Ge-
bäuden ostdeutscher Eigentümer gewährt wer- 
den soll. Diese soll 12 v. H. des gewährten Darle-
hens betragen, höchstens jedoch 50 v. H. der sich 
ohne die Ermäßigung ergebenden Einkommen-
steuer. 

Die bisherige „Gießkannenförderung" nach dem 
Fördergebietsgesetz soll nach dem Antrag der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bis auf För-
dermaßnahmen für bewegliche Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens, für land- und forstwirt-
schaftliche Investitionen, für selbstgenutztes 
Wohneigentum und für eigengenutzte Betriebsge-
bäude nicht über das Jahr 1996 hinaus verlängert 
werden. 

Die Ablehnung dieses Antrags erfolgte mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen bei Stimment-
haltung der SPD-Fraktion und Abwesenheit der 
Gruppe PDS. 

- Nach der vorgesehenen Fassung des § 3 Nr. 4 in 
Verbindung mit § 5 Nr. 3 InvZulG kommt die Inve-
stitionszulage bei Investitionen in Betrieben des 
verarbeitenden Gewerbes in Höhe von 5 v. H. in 
Betracht. Nicht erforderlich ist es danach, daß der 
Betrieb des verarbeitenden Gewerbes diese Inve-
stitionen selbst vornimmt. Begünstigt sind daher 
auch Wirtschaftsgüter, die einem Betrieb des verar-
beitenden Gewerbes, z.B. aufgrund eines Leasing-
vertrags, zur Nutzung überlassen werden. 

- Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen bei 
Stimmenthaltung der Fraktionen der SPD und von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe 
PDS empfiehlt der Ausschuß eine Neuregelung der 
sog. Grenzpendlerbesteuerung. Diese Maßnahme 
beruht auf einer Entscheidung des Europäischen 
Gerichtshofs vom 14. Februar 1995, nach der be-
schränkt steuerpflichtige Bürger anderer Mitglied-
staaten der EU, die ihr Einkommen ganz oder fast 
ausschließlich aus nichtselbständiger Arbeit in der 
Bundesrepublik Deutschland erzielen, materiell-
rechtlich und - allerdings ohne Einkommensgren-
zen - auch verfahrensrechtlich den unbeschränkt 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/1558 

steuerpflichtigen Arbeitnehmern in der Bundes-
republik Deutschland gleichzustellen sind. 

Der Ausschuß schlägt vor, auf EU-Staatsangehöri-
ge, die auch in einem EU-Mitgliedstaat wohnen 
und mindestens 90 v. H. ihres Einkommens (Ehe-
gatten mindestens 90 v. H. des ehelichen Gesamt-
einkommens) in der Bundesrepublik Deutschland 
erzielen, die folgenden Regelungen anzuwenden: 

- Bei Ehegatten das Splittingverfahren und die 
Verdoppelung von Höchst- und Pauschbeträgen, 

- den Haushaltsfreibetrag für Alleinerziehende, 

- das begrenzte Realsplitting, 

- den Abzug von Kinderbetreuungskosten, 

- ein Veranlagungswahlrecht. 

Begleitend ist vorgesehen, den Unterhaltsabzugs

-

betrag von 7 200 DM auf 12 000 DM zu erhöhen, 
das sog. Beamtenprivileg des § 1 Abs. 3 EStG auf 
seinen Kernbereich - an einen ausländischen 
Dienstort versetzte Angehörige des öffentlichen 
Dienstes ohne diplomatischen oder konsularischen 
Status - zu begrenzen und bei unterjähriger unbe-
schränkter Steuerpflicht generell die Jahresveran-
lagung einzuführen. 

Die SPD-Fraktion weist darauf hin, daß sie bereits 
bei der Verabschiedung des Grenzpendlergesetzes 
(Drucksack 12/7427) deutlich gemacht habe, daß 
sich nach den bestehenden gesetzlichen Regelun-
gen eine EU-rechtswidrige Diskriminierung der 
Grenzpendler ergebe. Sie kritisiert, daß die Koali-
tionsfraktionen erst aufgrund einer Entscheidung 
des Europäischen Gerichtshofes zu einer EU-kon-
formen Gesetzesänderung bereit waren. Die SPD

-

Fraktion begründet ihre Stimmenthaltung mit der 
nach ihrer Ansicht unzureichenden Heraufsetzung 
des Unterhaltsabzugsbetrags auf 12 000 DM. Da 
sie einen Ansatz des Existenzminimums in Höhe 
von rd. 13 000 DM/26 000 DM für erforderlich hält, 
müsse der gesamte Abzugsbetrag in dieser Grö-
ßenordnung festgelegt werden. Die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN argumentiert entspre-
chend. 

- Grundlegend verändert hat der Ausschuß die im 
Fraktionsentwurf vorgesehenen Rechtsänderun-
gen bei der steuerlichen Behandlung der Mehrauf-
wendungen für Verpflegung. Die jetzt vorgeschla-
gene Regelung ist mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktionen 
der SPD und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ver-
abschiedet worden. 

Der Fraktionsentwurf sah bei eintägigen Auswärts-
tätigkeiten keinen Abzug von Verpflegungsmeh-
raufwendungen und bei mehrtägigen Auswärts-
tätigkeiten einen Be trag von 50 DM täglich vor. 
Dies hätte bei Arbeitnehmern mit überwiegender 
Auswärtstätigkeit zu nicht unerheblichen finan-
ziellen Einbußen geführt. Um dies zu vermeiden, 
hält es der Ausschuß für sachgerecht, bei eintägi-
gen Auswärtstätigkeiten weiterhin pauschalen 
Verpflegungsmehraufwand steuerlich zuzulassen. 
Er schlägt deshalb bei eintägigen Dienstreisen bei 
einer Abwesenheitsdauer von mindestens 10 Stun-
den einen Betrag von 10 DM und bei einer Abwe

-

senheitsdauer von mindestens 14 Stunden einen 
Betrag von 20 DM vor. Bei mehrtägigen Auswärts-
tätigkeiten soll der bisherige Pauschalbetrag von 
46 DM beibehalten werden. 

Mit der vorgeschlagenen Neuregelung wird wei-
terhin ein Schritt in Richtung Steuervereinfachung 
vollzogen. Die bisher zehn verschiedenen Pau-
schalen werden durch drei Pauschalen ersetzt. 
Außerdem entfällt die komplizierte Abgrenzung 
zwischen Dienstreise, Dienstgang, Fahrtätigkeit 
und Einsatzwechseltätigkeit. Dies hilft zeit- und 
verwaltungsaufwendige Streitigkeiten zwischen 
Steuerpflichtigen und Finanzverwaltung zu ver-
meiden. Da alle Arbeitnehmer bei einer ein- oder 
mehrtägigen Auswärtstätigkeit für Verpflegungs-
mehraufwendungen die gleiche Pauschale erhal-
ten, trägt die Neuregelung auch zur steuerlichen 
Gleichbehandlung bei. 

Der Alternativvorschlag der SPD-Fraktion, der bei 
einer Abwesenheitsdauer von mehr als 10 Stunden 
einen Betrag von 20 DM und bei mehrtägigen Aus-
wärtstätigkeiten einen Be trag von 50 DM vorsieht, 
wurde von den Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der SPD-Fraktion und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der 
Gruppe PDS wegen der damit verbundenen Steuer-
ausfälle abgelehnt. 

Bei der Ausschußberatung und in der Anhörung 
hat wiederholt das Argument eine Rolle gespielt, 
die Tarifpartner hätten sich bei ihren Vereinbarun-
gen über die Zahlung von Beträgen für Verpfle-
gungsmehraufwand an  den geltenden steuerlichen 
Regelungen orientiert, und im Hinblick darauf 
solle man Steuerrechtsänderungen in diesem Be-
reich nicht vornehmen. Eine solche Argumenta tion 
kann nach Auffassung des Ausschusses nicht 
akzeptiert werden. Er wird sich durch entspre-
chende Vereinbarungen der Tarifpartner auch in 
Zukunft nicht binden lassen. 

- Einstimmig beschlossen wurde eine Regelung, die 
sicherstellt, daß Einnahmen für Pflegeleistungen 
bis zur Höhe des Pflegegeldes nach § 37 SGB XI 
steuerbefreit sind, wenn die Pflegeleistungen von 
Angehörigen des Pflegebedürftigen oder anderen 
Personen ausgeführt werden, die damit eine sittli-
che Verpflichtung erfüllen. Zugleich wird die 
Schenkungsteuerfreiheit dieser Be träge sicherge-
stellt. 

- Die SPD-Fraktion hat sich den vom Land Bayern 
im Finanzausschuß des Bundesrates gestellten 
Antrag zur Einführung eines Abzugsverbots für 
Schmiergelder zu eigen gemacht. Sie be trachtet 
ein derartiges Abzugsverbot als einen ersten 
Schritt zur Eindämmung der Korruption und ver-
weist im Hinblick auf die weiteren notwendigen 
Maßnahmen auf ihren bereits im Deutschen Bun-
destag eingebrachten Antrag (Drucksache 13/724). 
Dieser Antrag wurde mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen abgelehnt. 

- Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen be-
schlossen wurde der Verzicht auf den Sonderfrei-
betrag von 1 200 DM/2 400 DM bei der geplanten 
Kurzveranlagung, während an der Einführung der 
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Kurzveranlagung als solcher nach ihrer Auffassung 
festgehalten werden soll. Angesichts der Zielrich-
tung der Kurzveranlagung, dem Steuerpflichtigen 
bei der Erstellung seiner Steuererklärung ein An-
gebot zu einer fühlbaren Verfahrensvereinfachung 
zu unterbreiten, halten es die Koalitionsfraktionen 
nicht für angebracht, die Annahme dieses Ange-
bots durch den Steuerpflichtigen finanziell zu ho-
norieren. Mit dieser Entscheidung wird ein Steuer-
ausfall von rd. 1,9 Mrd. DM vermieden. 

Dagegen lehnen die Fraktionen der SPD, von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die Gruppe PDS 
die Einführung einer Kurzveranlagung insgesamt 
ab. Sie verweisen hierzu auf die Anhörung, in der 
diese Maßnahme von einer Reihe von Sachverstän-
digen mit dem Argument kritisiert worden sei, daß 
die Steuerpflichtigen und ihre Berater die Vor- und 
Nachteile der Inanspruchnahme der Kurzveranla-
gung abwägen und die Finanzämter voraussicht-
lich verstärkt Beratungshilfe in dieser Frage leisten 
müßten, woraus sich möglicherweise sogar ein 
Mehraufwand ergebe. Die SPD-Fraktion hat daher 
beantragt, die Regelung zur Einführung einer 
Kurzveranlagung insgesamt zu streichen und die 
hierdurch gegenüber dem Gesetzentwurf entste-
henden Steuermehreinnahmen von rd. 1,9 Mrd. 
DM für eine verfassungskonforme Steuerfreistel-
lung des Existenzminimums zu verwenden. Dieser 
Antrag von den Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Antragsteller, der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe PDS abge-
lehnt. 

- Die SPD-Fraktion hat beantragt, beim Solidaritäts-
zuschlag bereits für das Jahr 1995 das Existenzmi-
nimum der Kinder zu berücksichtigen. Die Bemes-
sungsgrundlage Einkommensteuerschuld, bei der 
sich nach der geltenden Rechtslage nur der das 
Existenzminimum nicht vollständig deckende Kin-
derfreibetrag steuerlich auswirkt, sollte hiernach 
um einen Betrag von 840 DM gemindert werden. 
Dieser Betrag entspricht dem Kindergeld für das 
erste Kind und dem Sockelbetrag des Kindergeldes 
für das zweite und weitere Kinder. Nach Ansicht 
der SPD-Fraktion ist ohne eine derartige Korrektur 
die bestehende Rechtslage beim Solidaritätszu-
schlag verfassungswidrig. Der Antrag wurde von 
den Koalitionsfraktionen abgelehnt. 

- Einstimmig bei Abwesenheit der Gruppe PDS 
empfiehlt der Ausschuß die Umsetzung der Zwei-
ten Umsatzsteuer-Vereinfachungs-Richtlinie in deut-
sches Recht. 

- Gleichfalls einstimmig bei Abwesenheit der Grup-
pe PDS schlägt der Ausschuß vor, auf die Verlänge-
rung der Abgabefrist für die Umsatzsteuer-Voran-
meldungen und auf den Wegfall der Dauerfristver-
längerung zu verzichten. In der Anhörung war 
diese Maßnahme von den be troffenen Wirtschafts-
verbänden nachhaltig kritisiert worden. Auch von 
der SPD-Fraktion war diese Regelung wegen der 
damit verbundenen Steuerausfälle im Vorfeld der 
Beratungen kritisiert worden. 

- Gegen die Stimmen der Fraktion der SPD, der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe PDS empfiehlt die Ausschußmehrheit, die 

Maßnahmen zur Förderung der Überlassung von 
Vermögensbeteiligungen aufgrund tarifvertraglich 
zugelassener Betriebsvereinbarungen aus dem Ge-
setzentwurf herauszunehmen. Die Koalitionsfrak-
tionen sind der Meinung, daß die mit dieser Maß-
nahme verbundenen schwierigen Fragen in der 
Kürze der für die Ausschußberatungen zur Verfü-
gung stehenden Zeit nicht abschließend geklärt 
werden könnten. Sie berufen sich dabei auch auf 
Außerungen in der Anhörung. Eine entsprechende 
Regelung soll jedoch noch in dieser Legislatur-
periode im Rahmen einer besonderen Gesetzes-
initiative beraten werden. 

Die Fraktionen der SPD und von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie die Gruppe PDS kritisieren diese 
Entscheidung. Sie halten eine Förderung der Ver-
mögensbeteiligungen von Arbeitnehmern über ge-
meinsame Einrichtungen der Tarifvertragsparteien 
für notwendig und auch für verabschiedungsreif, 
um einen Durchbruch in der Produktivkapital-
beteiligung der Arbeitnehmer zu erreichen. 

- Im Zusammenhang mit der genannten Entschei-
dung der Koalitionsfraktionen ist auch die im Frak-
tionsentwurf vorgesehene Anhebung der Einkom-
mensgrenzen bei der Arbeitnehmer-Sparzulage 
nicht verabschiedet worden. Die beiden Opposi-
tionsfraktionen und die Gruppe PDS haben dem 
widersprochen. 

- Der Ausschuß hat einstimmig den Antrag der SPD

-

Fraktion übernommen, eine zeitanteilige Kfz-Steuer-
befreiung auch für den Einsatz von Transportfahr-
zeugen vorzusehen, die gemeinnützige Organi-
sationen für Hilfsgütertransporte verwenden und 
bei denen es sich um Fahrzeuge handelt, die nicht 
abschließend in § 3 Nr. 5 KraftStG aufgeführt sind. 

- Gegen die Stimmen der SPD-Fraktion und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwe-
senheit der Gruppe PDS hat die Ausschußmehrheit 
beschlossen, die Kraftfahrzeugsteuer für sog. Alt-
fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht 
zwischen 12 t und 16 t auf den um 300 DM abge-
senkten Tarif für Fahrzeuge der Geräuschklasse 
G 1 zu verringern. Sie begründet dies mit Wettbe-
werbsnachteilen dieser Fahrzeuge, die durch die 
Tarifsenkung im Rahmen des Mißbrauchsbekämp-
fungs- und Steuerbereinigungsgesetzes nicht be-
seitigt und durch inzwischen vorgenommene Sen-
kungen der Kraftfahrzeugsteuertarife und durch 
anderweitige Entlastungen in Belgien sogar wieder 
verstärkt worden seien. Werde diese Maßnahme 
nicht realisiert, werde das ausländische Güterkraft-
verkehrsgewerbe in diesen Gewichtsklassen den 
deutschen Güterkraftverkehr verdrängen, ohne 
daß es zu einer ökologisch wünschenswerten Ent-
lastung der deutschen Straßen komme. Diese Maß-
nahme wurde aus dem Gesetzentwurf der Koaliti-
onsfraktionen zur Änderung des Kraftfahrzeug-
steuergesetzes (Drucksache 13/698) in den Ent-
wurf des Jahressteuergesetzes 1996 übernommen. 

Die Fraktion der SPD und die Fraktion von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN halten diese Maßnahme aus 
ökologischen Gründen für nicht vertretbar. Sie be-
rufen sich darüber hinaus auf ein von der Bundes-
regierung in Auftrag gegebenes Gutachten, das zu 
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dem Ergebnis komme, daß die vorgesehene Kraft-
fahrzeugsteuersenkung nicht gerechtfertigt sei. 

- Einstimmig empfiehlt der Ausschuß, mit der Ände-
rung des Gesetzes über die Steuerstatistiken Rege-
lungen zu beschließen, nach denen die Umsatz-
steuerstatistik jährlich statt bisher in zweijährigem 
Rhythmus durchzuführen ist und wieder Gewerbe-
steuerstatistiken in dreijährigem Turnus sowie Erb-
schaft- und Schenkungsteuerstatistiken in fünfjäh-
rigem Turnus zu erstellen sind. Damit soll die Da-
tenlage für die volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen und für künftige steuerpolitische Entschei-
dungen auf den Gebieten der Gewerbesteuer 
sowie der Erbschaft- und Schenkungsteuer verbes-
sert werden. 

- Ebenfalls einstimmig erfolgte die Empfehlung, Ver-
sicherungsentgelte von der Versicherungsteuer zu 
befreien, wenn sie sich auf Warentransporte im 
Ausland oder im grenzüberschreitenden Verkehr 
beziehen. Diese Maßnahme wird für erforderlich 
gehalten, um ein weiteres Abwandern dieses Ver-
sicherungsgeschäfts ins Ausland zu vermeiden, 
weil zahlreiche EWR-Staaten jedenfalls bei Ver-
sicherungen für grenzüberschreitende Beförderun-
gen keine Versicherungsteuer erheben. 

- Einstimmig gestrichen unter Hinweis auf Äußerun-
gen in der Sachverständigenanhörung wurden die 
im Gesetzentwurf vorgesehenen Änderungen bei 
der Einkommensteuerbefreiung der Steuervorteile 
von Werkswohnungen. Damit wurde auch einem 
Petitum des mitberatenden Ausschusses für Raum-
ordnung, Bauwesen und Städtebau entsprochen. 

- Abgelehnt mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen gegen die Stimmen der SPD-Fraktion und der 
Gruppe PDS bei Stimmenthaltung der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wurde ein Antrag der 
Fraktion der SPD auf aufkommensneutralen Ersatz 
der derzeitigen Kilometerpauschale von 0,70 DM 
durch eine verkehrsmittelunabhängige Entf er-
nungspauschale von 0,61 DM auf der Basis der 
kürzesten Straßenverbindung. Diesen Antrag hat 
die SPD-Fraktion mit ökologischen Argumenten 
und dem Argument der Steuervereinfachung 
begründet. Die Koalitionsfraktionen erklären zur 
Ablehnung dieses Antrags, daß die Frage der Ein-
führung einer allgemeinen Entfernungspauschale 
einer näheren Prüfung bedürfe. Sie schlagen daher 
in der von ihnen verabschiedeten Entschließung 
zum vorliegenden Gesetzentwurf (Seite 13) vor, die 
Bundesregierung zu einer entsprechenden Prü-
fung aufzufordern. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN hat ihre Stimmenthaltung mit dem Hin-
weis auf ihren eigenen Vorschlag zur Einführung 
einer Entfernungspauschale in Höhe von 0,50 DM/ 
km begründet (vgl. Drucksache 13/936). 

- Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der SPD-Fraktion und der Gruppe 
PDS bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN empfiehlt der Ausschuß die Ein-
führung einer Betriebsausgabenpauschale von 
8 v. H. des Umsatzes bei kleineren Gewerbetrei-
benden und Freiberuflern. Das gleiche gilt für eine 
Ermächtigung zur Einführung von Betriebsaus

-

gabenpauschalen für kleinere Gewerbetreibende 

bestimmter Berufs- und Gewerbezweige und für 
Freiberufler in Höhe bestimmter v. H.-Sätze der 
Umsätze. Die SPD-Fraktion hat hierzu angeführt, 
daß diese Pauschalen Möglichkeiten zur Steuer-
umgehung eröffneten und hohe Steuerausfälle ver-
ursachen könnten. Sie verweist auch auf entspre-
chende Stimmen in der Anhörung. Die Koalitions-
fraktionen teilen diese Auffassung nicht. Sie sind 
der Auffassung, daß in Anbetracht der vielkritisier-
ten Kompliziertheit des Steuerrechts auf diesem 
Gebiet erste Schritte zur Steuervereinfachung be-
schlossen werden müßten und verweisen hierzu 
auf Österreich, das vor einiger Zeit ähnliche Pau-
schalierungen eingeführt hat. 

- Ein Antrag der SPD-Fraktion, die steuerliche Ab-
zugsfähigkeit von Aufwendungen für hauswirt-
schaftliche Beschäftigungsverhältnisse aufzuhe-
ben, wurde von den Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der Antragsteller, der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe PDS 
abgelehnt. Begründet hat die SPD-Fraktion diesen 
Antrag damit, daß diese von ihr seit langem kriti-
sierte Regelung eine nicht gerechtfertigte Subven-
tionierung privater, einkommensstarker Haushalte 
darstelle. Die Koalitionsfraktionen hingegen sind 
der Auffassung, daß die p rivaten Haushalte große 
Chancen für mehr Beschäftigung böten und daß 
daher die bestehende Abzugsmöglichkeit für Ko-
sten hauswirtschaftlicher Beschäftigungsverhält-
nisse nicht besei tigt werden  dürfe, sondern eher 
ausgebaut werden müsse. 

- Einstimmig empfiehlt der Ausschuß die Heraus-
nahme der im Fraktionsentwurf vorgesehenen Re-
gelung zur Rückabwicklung verdeckter Gewinn-
ausschüttungen. Er hält diese Maßnahme für nicht 
verabschiedungsreif und verweist hierzu auf eine 
Reihe entsprechender Sachverständigenaussagen 
in der Anhörung. 

- Die Verlängerung der Steuervergünstigungen für 
die Land- und Forstwirtschaft nach § 14 a EStG hat 
der Ausschuß mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen gegen die Stimmen der beiden Opposi-
tionsfraktionen und der Gruppe PDS beschlossen. 
Zuvor hatte die SPD-Fraktion beantragt, den Frei-
betrag von 90 000 DM bei der Veräußerung von 
Teilen des zu einem land- und forstwirtschaftlichen 
Betrieb gehörenden Grund und Bodens (§ 14 a Ab-
s. 5 EStG) unverändert  zu lassen, wobei sie erklärt 
hat, daß sie bei Annahme dieses Antrags der im 
Fraktionsentwurf vorgesehenen Verlängerung des 
§ 14 a EStG zustimmen könne. Dieser Antrag ist 
von den Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
der SPD-Fraktion bei Stimmenthaltung der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe 
PDS abgelehnt worden. 

- Die Empfehlung des Ausschusses, den derzeitigen 
Pauschsteuersatz von 15 v. H. bei im Ausland woh-
nenden und im Inland tätigen selbständigen 
Künstlern und Sportlern auf 25 v. H. anzuheben, 
wurde von den Koalitionsfraktionen bei Stimment-
haltung der Fraktionen der SPD und von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe PDS be-
schlossen. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN hatte zuvor einen Antrag auf Anhebung des 



Drucksache 13/1558 	Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

Pauschsteuersatzes auf 35 v. H. eingebracht, der 
bei Stimmenthaltung der SPD-Fraktion von den 
Koalitionsfraktionen abgelehnt und von der Grup-
pe PDS unterstützt worden ist. Die SPD-Fraktion 
hat beantragt, den Pauschsteuersatz auf 30 v. H. zu 
erhöhen und zur Vermeidung einer evtl. Über-
besteuerung die Möglichkeit zu schaffen, die be-
treffenden Einkünfte in die Veranlagung einzube-
ziehen. Auch dieser Antrag wurde von den Koali-
tionsfraktionen abgelehnt, während ihm die Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die Gruppe 
PDS zugestimmt haben. 

- Die Empfehlung des Ausschusses, die im Frak-
tionsentwurf vorgeschlagene Einführung einer 
Werbungskosten-Pauschale bei den Einkünften 
aus Vermietung und Verpachtung in Höhe von 
42 DM/qm zu übernehmen, erfolgte mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
der SPD-Fraktion, der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Gruppe PDS. In einem Antrag 
auf Streichung dieser Maßnahme, der von der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der 
Gruppe PDS unterstützt worden ist, hat die SPD-
Fraktion ausgeführt, daß diese Maßnahme nicht zu 
einer wesentlichen Steuervereinfachung führe, 
weil sie ein Wahlrecht beinhalte, aufgrund dessen 
der Steuerpflichtige beide Varianten - Normalbe-
steuerung und Pauschalbesteuerung - durchrech-
nen müsse, um sich für die für ihn günstigere Lö-
sung zu entscheiden. Zudem seien mit dieser Maß-
nahme erhebliche neue Mißbrauchsmöglichkeiten 
und hohe Steuermindereinnahmen verbunden. Die 
Koalitionsfraktionen hingegen sind der Auffas-
sung, daß man diesen Vorschlag - wie die genann-
ten Vorschläge zur Pauschalierung von Betriebs-
ausgaben - realisieren und zunächst Erfahrungen 
mit der Maßnahme sammeln solle. 

- Den von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe PDS unterstützten Antrag der 
SPD-Fraktion, auf die Ausdehnung des § 6 b EStG 
auf den Erwerb von Anteilen an mittelständischen 
Kapitalgesellschaften in den neuen Ländern und 
an Kapitalbeteiligungsgesellschaften, die sich an 
mittelständischen Unternehmen in den neuen Län-
dern beteiligen, zu verzichten, haben die Koali-
tionsfraktionen abgelehnt. Sie halten die Argu-
mentation der SPD-Fraktion, die Maßnahme ver-
kompliziere das Steuerrecht und sei zur Förderung 
der Kapitalbildung in den ostdeutschen Unterneh-
men nicht geeignet, für nicht tragfähig. Vielmehr 
bedürfe es besonderer Anstrengungen zur Verbrei-
terung der Kapitalbasis der mittelständischen Be-
triebe in den neuen Ländern, zu denen auch die 
Möglichkeiten des j 6 b EStG gehörten. 

- Ein Antrag der SPD-Fraktion, die Erhöhung der 
Umsatzfreigrenze für Kleinunternehmer bei der 
Umsatzsteuer von 25 000 DM auf 32 500 DM zu 
streichen, wurde von den Koalitionsfraktionen und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 
die Stimmen der Antragsteller bei Abwesenheit 
der Gruppe PDS abgelehnt. 

- Die weitere Aussetzung der Vermögensteuer in 
den neuen Bundesländern um drei Jahre ist mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 

Stimmen der SPD-Fraktion und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der 
Gruppe PDS beschlossen worden. Die Koalitions-
fraktionen halten die Durchführung einheitswert-
abhängiger Steuern in den neuen Bundesländern 
verwaltungsmäßig für noch nicht machbar und 
bezeichnen darüber hinaus eine Belastung der Un-
ternehmen in den ostdeutschen Bundesländern mit 
höheren ertragsunabhängigen Steuern, die bei 
schlechter Ertragslage aus der Substanz zu zahlen 
sind, für nicht vertretbar. Die SPD-Fraktion teilt 
diese Auffassung nicht, da nach Auskunft aus 
Finanzverwaltungen der neuen Länder die Erhe-
bung der Vermögensteuer möglich und aus Grün-
den der steuerlichen Gleichbehandlung auch ge-
boten sei. 

- Die Einführung eines Bewertungsabschlags von 
25 v. H. für das den Freibetrag von 500 000 DM 
übersteigende Betriebsvermögen sowie die Einbe-
ziehung der Anteile an Kapitalgesellschaften in 
den Freibetrag und den Bewertungsabschlag für 
das Betriebsvermögen bei wesentlichen Beteili-
gungen bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer 
wurde von den Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Gruppe 
PDS beschlossen. Die Koalitionsfraktionen heben 
die Mittelstandsfreundlichkeit dieser Maßnahme 
hervor, die geeignet sei, beim Übergang von Be-
triebsvermögen im Generationenwechsel betrieb-
liches Kapital zu schonen und damit Arbeitsplätze 
zu sichern. Die SPD-Fraktion dagegen hält die 
durch den Bewertungsabschlag eintretende Be-
günstigung von Betriebsvermögen für verfassungs-
rechtlich bedenklich, weil sie gegenüber anderen 
Vermögensarten zu einer ungleichen Besteuerung 
führe. Im übrigen sei die Begünstigung wesent-
licher Kapitalbeteiligungen sachlich nicht gerecht-
fertigt. 

- Die von den Koalitionsfraktionen verabschiedete 
Verlängerung der Stundungsfrist in § 28 ErbStG ist 
von der SPD-Fraktion und der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN bei Abwesenheit der Gruppe 
PDS abgelehnt worden. Die Fraktionen von CDU/ 
CSU und F.D.P. betonen, daß diese Maßnahme der 
Arbeitsplatzsicherung diene, da eine Stundung nur 
in Frage komme, wenn dem Bet rieb die Mittel für 
die Zahlung der Erbschaftsteuer fehlten. Die SPD-
Fraktion hat erklärt, daß sie die Fristverlängerung 
hätte akzeptieren können, wenn nicht die vorge-
nannten Maßnahmen beschlossen worden wären. 
Auch die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
die Verlängerung der Stundungsfrist abgelehnt, 
während die Gruppe PDS bei der Abstimmung ab-
wesend war. 

- Einstimmig bei einer Enthaltung aus den Reihen 
der CDU-Fraktion und Stimmenthaltung der PDS 
ist eine Verlängerung der Übergangsfrist bezüglich 
der sog. Steckzigaretten beschlossen worden. 
Dabei geht es um folgendes: 

Durch das Tabaksteuergesetz vom 21. Dezember 
1992 werden Tabakrollen, die zur Selbstherstel-
lung von Steckzigaretten durch den Verbraucher 
dienen, fabrikfertigen Zigaretten grundsätzlich 
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gleichgestellt. Für ihre Besteuerung gilt aber noch 
ein bis zum 31. Dezember 1995 befristeter Zwi-
schensteuersatz. Dieser wurde bei seiner Festset-
zung im Dezember 1992 so bemessen, daß sich der 
damalige Unterschied in der Tabaksteuerbelastung 
zwischen einer Fabrikzigarette und einer Tabakrol-

le auf 3 Pf je Stück reduzierte. Damit wurde Arti-
kel 2 Abs. 3 Satz 1 der Änderungsrichtlinie 92/78/ 
EWG vom 19. Oktober 1992 (Abl. Nr. L 316 S. 5) in 
nationales Recht umgesetzt und zugleich von der 
nach Satz 2 dieser Vorschrift möglichen Ausnah-
meregelung teilweise Gebrauch gemacht. 

Diese Lösung wurde als Kompromiß zwischen 
arbeitsmarktpolitischen und haushaltspolitischen 
Erfordernissen angesehen. Durch den Zwischen-
steuersatz sollten die Tabakrollenproduktion und 
die damit verbundenen Arbeitsplätze für eine aus-
reichend bemessene Übergangszeit gesichert und 
damit den betroffenen Unternehmen und Tabak-
pflanzern die Möglichkeit zur Herbeiführung der 
notwendigen strukturellen Anpassung geboten 
werden. Zugleich sollte der Zwischensteuersatz 
aber ein Anwachsen der Tabakrollenproduktion 
mit-  ihren gravierenden haushaltspolitischen Fol-
gen verhindern (s. Drucksache 12/3893 S. 153). 

Die für die damalige Entscheidung maßgebenden 
Voraussetzungen liegen unverände rt  vor. Die der 
Bundesrepublik Deutschland durch die o.a. Ände-
rungsrichtlinie zugestandene Übergangsfrist soll 
deshalb bis zum 31. Dezember 1998 ausgeschöpft 
werden. Gleichzeitig soll der Unterschied in der 
Steuerbelastung, der aufgrund des preisabhängi-
gen Anteils der Tabaksteuer infolge von Preisver-
änderungen inzwischen wieder auf durchschnitt-
lich 5,4 Pf je Stück angestiegen ist, durch eine Er-
höhung des Zwischensteuersatzes erneut auf 3 Pf 
je Stück zurückgeführt werden. 

b) Bericht über die Höhe des Existenzminimums 
von Kindern und Familien im Jahr 1996 
(Drucksache 13/381) 

Der Bericht, der während der Ausschußberatungen 
eine erhebliche Rolle gespielt hat, ist vom Ausschuß 
einstimmig bei Abwesenheit der Gruppe PDS zur 
Kenntnis genommen worden. 

c) Antrag der SPD-Fraktion "Für einen gerechten, 
verfassungsgemäßen und unbürokratischen 
Familienleistungsausgleich" (Drucksache 13/16) 

Der von der SPD-Fraktion eingebrachte Antrag „Für 
einen gerechten, verfassungsgemäßen und unbüro-
kratischen Familienleistungsausgleich" ist im Aus-
schuß mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen bei 
Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und Abwesenheit der Gruppe PDS abge-
lehnt worden. 

Die SPD-Fraktion betrachtet das in ihrem Antrag dar-
gelegte Konzept nach wie vor als die bessere Lösung 
als das von der Ausschußmehrheit beschlossene Mo-
dell einer alternativen Inanspruchnahme von Kinder

-

freibetrag und Kindergeld. Sie hält ihren Vorschlag 
für gerechter, weil er nicht den von ihr wegen seiner 

Progressionswirkung abgelehnten Kinderfreibetrag 
enthält. Ein einheitliches Kindergeld von 250 DM ist 
nach ihrer Überzeugung verfassungsgerecht, wie in 
der Anhörung dargelegt worden sei. Schließlich sei 
ein einheitliches Kindergeld einfacher zu handhaben 
als ein Modell mit Alternativen und unterschied-
lichen Kindergeldsätzen. 

Die Koalitionsfraktionen begründen die Ablehnung 
des Antrags damit, daß ein einheitliches Kindergeld 
von 250 DM den Auflagen des Verfassungsgerichts 
nicht gerecht werde. Als Äquivalent für den steuer-
lichen Kinderfreibetrag in Höhe des Existenzmini-
mums, der jetzt mit 6 264 DM festgelegt worden sei, 
sei der Betrag von 250 DM unzureichend. Für unver-
tretbar halten sie die in dem Antrag geforderte Be-
grenzung des Splittingvorteils für Ehegatten. Das 
Ehegattensplitting sei verfassungsrechtlich nicht dis-
ponibel und seine Einschränkung eröffne Steuer-
umgehungsmöglichkeiten insbesondere für gut ver-
dienende Steuerpflichtige, da diesen Möglichkeiten 
zu Einkommensverlagerungen zwischen den Ehe-
gatten offenstünden. Die von der SPD-Fraktion ange-
nommenen Steuermehreinnahmen von rd. 12 Mrd. 
DM seien in keiner Weise real. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN begründet 
ihre Stimmenthaltung mit dem Vorliegen ihres eige-
nen Antrags in Drucksache 13/936. 

d) Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
„Soziale und gerechte Einkommensteuerreform 
1996" (Drucksache 13/936) 

Der Antrag, der von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN als Gegenkonzept zum Jahressteuergesetz 
1996 verstanden wird, ist mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Stimmenthaltung der SPD-Fraktion 
und Abwesenheit der Gruppe PDS abgelehnt wor-
den. 

Die Koalitionsfraktionen halten einen Grundfrei-
betrag von 14 000 DM für weit überhöht und nicht 
finanzierbar. Ein einheitliches Kindergeld überf orde-
re  die öffentlichen Haushalte ebenfalls bei weitem. 
Große Bedenken haben sie auch gegen die in dem 
Antrag geforderte Individualbesteuerung. Die in 
dem Antrag unterbreiteten Vorschläge zur Gegen-
finanzierung halten sie zu einem großem Teil für 
nicht vertretbar. 

Die SPD-Fraktion begründet ihre Stimmenthaltung 
mit ihren eigenen Vorstellungen zum Steuertarif und 
zum Familienleistungsausgleich. 

e) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
(Drucksache 13/698) 

Diesen, von den Koalitionsfraktionen eingebrachten 
Gesetzentwurf hat der Ausschuß einvernehmlich für 
erledigt erklärt, weil der Inhalt dieser Gesetzesvorla-
ge mit der Mehrheit der Fraktionen von CDU/CSU 
und F.D.P. in die Ausschußfassung des Entwurfs 
eines Jahressteuergesetzes 1996 übernommen wor-
den sei. Die von den Koalitionsfraktionen beschlos- 
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sene Senkung der Kraftfahrzeugsteuer für sog. Alt-
fahrzeuge ist im Rahmen des Entwurfs eines Jah-
ressteuergesetzes 1996 von den Fraktionen der SPD 
und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwesen-
heit der Gruppe PDS abgelehnt worden. Vgl. die 
betreffenden Ausführungen unter Buchstabe a. 

f) Zwischenbericht über die Möglichkeit 
zur Senkung der Kraftfahrzeugsteuer 
für bestimmte Kraftfahrzeuge 
(Drucksachen 12/7538, 12/8234 Nr. 1.3, 
13/725 Nr. 58) 

Der Zwischenbericht ist einstimmig bei Abwesenheit 
der Gruppe PDS zur Kenntnis genommen worden. 

g) Entwurf eines Gesetzes zur Senkung der 
Mineralölsteuer für erdgasbetriebene Fahrzeuge 
(Drucksache 13/1071) 

Der Gesetzentwurf des Bundesrates zur Senkung der 
Mineralölsteuer für erdgasbetriebene Fahrzeuge ist 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der SPD-Fraktion und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt worden. Die Gruppe 
PDS war bei der Abstimmung über den Gesetzent-
wurf nicht anwesend. Die Koalitionsfraktionen ver-
weisen auf die von ihnen im Rahmen des Entwurfs 
eines Jahressteuergesetzes 1996 mit ihrer Mehrheit 
beschlossene, in die gleiche Richtung wie der Bun-
desratsentwurf gehende Regelung. Die Fraktionen 
der SPD und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN halten 
die von den Koalitionsfraktionen beschlossene Maß-
nahme für nicht weitgehend genug. Sie halten eine 
bis zum Jahr 2009 befristete Senkung des Steuersat-
zes auf den heute geltenden Mindeststeuersatz in 
der EU für alle Fahrzeuge erforderlich. 

II. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1- Änderung des Einkommen- 
steuergesetzes 

Zu Nummer 0 (§ 1 EStG) 

Zu Buchstabe a (§ 1 Abs. 3 EStG) 

Zur Neuordnung der Grenzgängerbesteuerung und 
der damit zusammenhängenden Rechtsänderungen 
allgemein: 

I. Ausgangslage 

Die durch das Grenzpendlergesetz eingeführte Rege-
lung des § 50 Abs. 4 EStG sieht für beschränkt Steu-
erpflichtige, die ihr Einkommen ganz oder fast aus-
schließlich in Deutschland erzielen, weitgehend die 
Anwendung der für unbeschränkt Steuerpflichtige 
geltenden Vorschriften vor. Lediglich diejenigen Per-
sonen- und familienbezogenen steuerentlastenden 
Vorschriften, deren Anwendung durch zusätzliche 
Voraussetzungen auf inländische Sachverhalte be-
schränkt ist, sind nicht anzuwenden. So erfordert ins

-

besondere die Anwendung des Splitting-Verfahrens 
die unbeschränkte Steuerpflicht auch des Ehegatten 
des Steuerpflichtigen. 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat in seinem 
Urteil vom 14. Februar 1995 - Rechtssache C 279/93 - 
entschieden, daß beschränkt steuerpflichtige Staats-
angehörige anderer Mitgliedstaaten, die ihr Einkom-
men ganz oder fast ausschließlich aus nichtselbstän-
diger Tätigkeit in Deutschland erzielen, mit unbe-
schränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmern materiell

-

rechtlich gleichzustellen sind. Das Urteil erfordert, 
insbesondere das Splitting-Verfahren auf diesen Per-
sonenkreis anzuwenden. 

Der EuGH hat in seinem Urteil zusätzlich entschie-
den, daß beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer 
aus anderen Mitgliedstaaten, auch wenn sie ihr Ein-
kommen nur zum Teil in Deutschland erzielen, nicht 
von der Einkommensteuerveranlagung ausgeschlos-
sen werden dürfen. 

Das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts-
raum (EWR-Vertrag, ABI. der EG Nr. L 1 vom 
3. 1. 1994) erfordert eine Anwendung des EuGH-Ur-
teils auch auf Staatsangehörige Islands, Norwegens 
und Liechtensteins. 

II. Konzeption 

1. Materiellrechtliche Gleichstellung 

a) Abgrenzung des Personenkreises 

Der EuGH hat die Abgrenzung des Grenzpendler-
gesetzes (§ 50 Abs. 4 EStG), daß nämlich nur be-
schränkt Steuerpflichtige, die ihr Einkommen zu 
mindestens 90 v. H. im Tätigkeitsstaat erzielen, 
Anspruch auf gleiche Behandlung wie unbe-
schränkt Steuerpflichtige haben, nicht beanstan-
det. An ihr wird daher festgehalten. Bei Ehegatten, 
die die Anwendung des Splitting nebst Folgewir-
kungen beanspruchen, wird darauf abgestellt, daß 
das eheliche Gesamteinkommen zu mindestens 
90 v. H. in Deutschland erzielt wird. 

Begünstigt werden nur EU-Staatsangehörige (ein-
schließlich Deutsche), die in einem EU-Mitglied-
staat wohnen. Verfassungsrechtliche und politische 
Gründe sprechen für die Einbeziehung deutscher 
Staatsangehöriger. Bürger anderer Staaten sowie 
EU-Staatsangehörige (einschließlich Deutsche), 
die in einem Nicht-EU-Staat wohnen, werden 
nicht begünstigt. Im Falle ihrer Einbeziehung wä-
re  der Ausschluß unbeschränkt steuerpflichtiger 
Personen, deren Familie im Nicht-EU-Ausland 
wohnt (Gastarbeiter z. B. aus Ex-Jugoslawien oder 
Türkei), von der Anwendung des Splitting-Verfah-
rens verfassungsrechtlich schwer zu rechtfertigen. 
Die Nichteinbeziehung der vorbezeichneten Per-
sonengruppen ist verfassungsrechtlich gerechtfer-
tigt. Die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates 
der EU ist für die unterschiedliche steuerliche Be-
handlung gegenüber Nicht-EU-Bürgern ein sach-
licher Unterscheidungsgrund; das Recht auf Frei-
zügigkeit, auf das der EuGH abstellt, gilt nur für 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/1558 

Angehörige von EU-Mitgliedstaaten. Wie im 
Grenzpendlergesetz wird nicht danach differen-
ziert, aus welchen Einkunftsarten das Einkommen 
des EU-Bürgers stammt. 

b) Auswirkung auf unbeschränkt Steuerpflichtige 
mit Familienwohnsitz in einem anderen EU-Mit-
gliedstaat (EU-Gastarbeiter) 

Diese Personengruppe befindet sich EG-rechtlich 
in der gleichen Lage wie Grenzpendler, wenn das 
Gesamteinkommen beider Ehegatten zu minde-
stens 90 v H. in Deutschland erzielt wird. 

c) Anwendung zusätzlicher materiellrechtlicher Vor-
schriften 

Folgende Vorschriften sind zu ändern, so daß sie 
auch bei Auslandssachverhalten anwendbar wer-
den: 

- Die Regelungen, die die unbeschränkte Steuer-
pflicht des Steuerpflichtigen und des nicht dau-
ernd getrennt lebenden Ehegatten vorausset-
zen (insbesondere für die Anwendung des 
Splitting-Verfahrens und für die Verdoppelung 
von Höchst- und Pauschbeträgen), sind auch 
anzuwenden, wenn der Ehegatte im Hoheitsge-
biet eines anderen EU-Mitgliedstaates wohnt; 

- der Haushaltsfreibetrag für Alleinerziehende 
(§ 32 Abs. 7 EStG) findet auch Anwendung, 
wenn das Kind in der Wohnung des Steuer-
pflichtigen im EU-Ausland gemeldet ist; 

- das Realsplitting (§ 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG) wird 
auch gewährt, wenn der die Unterhaltsleistung 
erhaltende geschiedene oder ge trennt lebende 
Ehegatte im EU-Ausland wohnt, sofern die Un-
terhaltsleistung der dortigen Besteuerung un-
terliegt; 

- Kinderbetreuungskosten (§ 33 c EStG) sind auch 
abziehbar, wenn das Kind zum Haushalt des 
Steuerpflichtigen gehört, der im EU-Ausland 
belegen ist. 

d) Bereinigung weiterer Vorschriften 

aa) Anhebung des Unterhaltsabzugsbetrags nach 
§ 33a Abs. 1 EStG 

Das EStG sieht für die Ehegattenbesteuerung 
das Splitting-Verfahren als sachgerechte Re-
gelbesteuerungsform vor. Leben die Ehegat-
ten dauernd ge trennt oder sind sie geschie-
den, sind Unterhaltsleistungen bis zu 27 000 
DM im Wege des Realsplitting abziehbar. Lebt 
der nicht dauernd ge trennt lebende Ehegatte 
im Ausland, kann der Unterhaltsabzugsbetrag 
bis zur Höhe von 7 200 DM beansprucht wer-
den. Soll der Abzugsbetrag nach § 33a Abs. 1 
EStG eine Alternative zum Ehegatten-Split-
ting sein, setzt dies voraus, daß der Be trag 
nicht weit unter dem Existenzminimum liegt. 
Dies ist aber der Fall. Seine Anhebung auf 
12 000 DM ist daher erforderlich. 

Allerdings kommt der Abzug nach § 33 a 
Abs. 1 EStG für alle Fälle zwangsläufiger Un-
terhaltsaufwendungen in Be tracht (nicht nur 
bei Ehegatten). Bei einem Existenzminimum 

des Steuerpflichtigen von 12 000 DM dürfte 
der Unterhalt einer anderen erwachsenen Per-
son steuerlich grundsätzlich nicht in geringe-
rer Höhe berücksichtigt werden. In Fällen, in 
denen die unterhaltene Person im Haushalt 
des Steuerpflichtigen lebt, wäre allerdings 
wegen bestehender Ersparnismöglichkeit ein 
geringerer Abzugsbetrag vertretbar. Indessen 
erscheint es nicht sachgerecht, aus diesem 
Grunde den Abzugsbetrag auch für die Fälle 
auf einen niedrigeren Be trag zu begrenzen, in 
denen solche Ersparnismöglichkeiten nicht 
bestehen (z. B. bei zwangsläufiger Unterbrin-
gung in einem Altenheim oder bei Unterhalts-
leistungen an einen geschiedenen Ehegatten 
- ohne Berücksichtigungsmöglichkeit im We-
ge des Realsplitting -). 

Zur teilweisen Refinanzierung wird der Be trag 
der anrechnungsfreien eigenen Bezüge von 
6 000 DM auf 1 200 DM ermäßigt. Bei dem Un-
terhaltsabzugsbetrag handelt es sich um eine 
verfassungsrechtliche Notwendigkeit, bei den 
anrechnungsfreien Bezügen lediglich um eine 
Annehmlichkeit. Die doppelte Maßnahme 
führt in keinem Fall zu einer Höherbelastung. 

bb) Reduzierung des „Beamtenprivilegs" des § 1 
Abs. 3 EStG 

§ 1 Abs. 3 EStG fingiert  beschränkt Steuer-
pflichtige mit öffentlich-rechtlichem Dienst-
verhältnis und ihre Ehegatten als unbe-
schränkt steuerpflichtig, wenn die im Ausland 
steuerpflichtigen Einnahmen nicht mehr als 
6 000 DM betragen, gleich ob sie im dienstli-
chen Auftrag im Ausland arbeiten und woh-
nen oder ob sie im Inland arbeiten, aber aus 
privaten Gründen im Ausland wohnen. 

Soweit dieser Personenkreis im EU-Ausland 
wohnt, ist die vorgesehene Regelung für EU

-

Bürger - wegen des höheren unschädlichen 
Betrags für ausländische Einkünfte - günsti-
ger als die Anwendung des § 1 Abs. 3 EStG, 
so daß § 1 Abs. 3 EStG insoweit entfallen 
kann. 

Die vorgesehene Reduzierung des § 1 Abs. 3 
EStG auf seinen Kernbereich führt dazu, daß 
bei den öffentlich Bediensteten oder Pensionä-
ren das Splitting-Verfahren nicht mehr an-
wendbar ist, die ohne dienstlichen Auftrag im 
Ausland außerhalb des EU-Bereichs wohnen. 
Diese Schlechterstellung ist abzuwägen ge-
gen das verfassungsrechtliche Risiko (Verstoß 
gegen den Gleichheitssatz), das bestände, 
wenn die Vorschrift unverändert bliebe. Man 
müßte begründen können, weshalb z. B. ein in 
der Schweiz lebender Deutscher mit einer Be-
amtenpension das Splitting bekommt, nicht 
aber ein ebenfalls in der Schweiz lebender 
deutscher Ruheständler, dessen Altersein-
künfte aus Erträgen aus Mieteinnahmen aus 
in Deutschland belegenem Grundvermögen 
stammen (oder ein türkischer Gastarbeiter mit 
türkischem Familienwohnsitz, der sein gesam-
tes Einkommen in Deutschland erzielt). 
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Da eine einleuchtende Begründung für die 
Anwendung des Splitting-Verfahrens bei öf-
fentlich Bediensteten, die aus persönlichen 
Gründen im Nicht-EU-Ausland wohnen, nicht 
ersichtlich ist, wird die Begünstigung auf Per-
sonen beschränkt, die aufgrund eines dienstli-
chen Auftrags im Nicht-EU-Ausland wohnen. 

2. Verfahrensrechtliche Gleichstellung 

Der EuGH hat entschieden, daß der beschränkt steuer-
pflichtige Arbeitnehmer einen Anspruch auf Einkom-
mensteuerveranlagung hat, auch wenn er nur einen 
Teil seiner gesamten Einkünfte im Tätigkeitsstaat er-
zielt. 

Es ist vorgesehen, das Urteil nur für EU-Staatsange-
hörige (einschließlich Deutsche), die in einem EU-
Mitgliedstaat wohnen, und nur für Einkünfte, die 
dem Steuerabzug vom Arbeitslohn unterliegen, an-
zuwenden, nicht aber für Einkünfte, die dem Steuer-
abzug vom Kapitalertrag oder dem Steuerabzug nach 
§ 50a Abs. 4 EStG (Künstler, Sportler, Entertainer) 
unterliegen. 

Um die ungerechtfertigte Minderbesteuerung zu ver-
meiden, die einträte, wenn der Jahrestarif auf kurz-
fristige Beschäftigungen Anwendung fände, ist eine 
Parallelmaßnahme bei der unbeschränkten Steuer-
pflicht erforderlich. 

Von allen in Betracht kommenden Maßnahmen ist 
die generelle Einführung der Jahresveranlagung bei 
unterjähriger unbeschränkter Steuerpflicht unter 
Einbeziehung der ausländischen Einkünfte im Wege 
des Progressionsvorbehalts (sowie die Übertragung 
dieser Regelung auf die entsprechenden Fälle bei 
der beschränkten Steuerpflicht) der praktikabelste 
und der die Steuerinländer schonendste Weg. Im 
übrigen hat auch der BFH die geltende Rechtslage 
als mit dem Gleichheitssatz schwer vereinbar kriti-
siert (BFH - BStBl 1995 II S. 127). 

3. Fallgruppen unbeschränkter/beschränkter Steuer-
pflicht 

Aus steuertechnischen Gründen werden die be-
schränkt Steuerpflichtigen, die ihr Einkommen ganz 
oder fast ausschließlich in Deutschland erzielen, nicht 
mehr einer Sonderform der beschränkten Steuer-
pflicht zugeordnet (§ 50 Abs. 4 EStG), sondern wie 
unbeschränkt Steuerpflichtige behandelt (§ 1 Abs. 3 
EStG - neu -). 

Künftig gibt es noch folgende Fallgruppen: 

a) Personen, die im Inland einen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben (hierzu zählen auch 
sog. Gastarbeiter): unbeschränkte Steuerpflicht 
nach § 1 Abs. 1 EStG; 

b) der deutsche diplomatische und konsularische 
Dienst nebst Angehörigen: unbeschränkte Ein-
kommensteuerpflicht nach § 1 Abs. 2 EStG; 

c) verheiratete und unverheiratete Personen ohne 
EU Staatsangehörigkeit oder unverheiratete Per-
sonen mit EU-Staatsangehörigkeit ohne Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland, die ihr 
Einkommen ganz oder fast ausschließlich in 

Deutschland erzielen (bisherige Personengruppe 
des § 50 Abs. 4 EStG i. d. F. des Grenzpendler-
gesetzes): auf Antrag unbeschränkte Einkommen-
steuerpflicht nach § 1 Abs. 3 EStG (kein Splitting); 

d) verheiratete Personen mit EU-Staatsangehörig-
keit, wenn der Ehegatte im EU-Ausland wohnt 
und das gemeinsame Einkommen ganz oder fast 
ausschließlich in Deutschland erzielt wird: auf An-
trag unbeschränkt steuerpflichtig nach § 1 a Abs. 1 
EStG (Splitting); 

e) verheiratete Angehörige des öffentlichen Dienstes, 
wenn sie aus dienstlichen Gründen im Nicht-EU

-

Ausland wohnen und das gemeinsame Einkom-
men ganz oder fast ausschließlich in Deutschland 
erzielt wird: auf Antrag unbeschränkt steuerpflich-
tig nach § 1 a Abs. 2 EStG (Splitting); 

f) Personen ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt im Inland, die nicht unter die Fallgrup-
pen b) bis e) fallen, wenn sie inländische Ein-
künfte haben: beschränkt steuerpflichtig nach § 1 
Abs. 4 EStG (grundsätzlich keine personen- und 
familienbezogenen Entlastungen) 

Begründung im einzelnen 

Die Sätze 1 bis 3 entsprechen inhaltlich weitgehend 
der bisherigen Regelung in § 50 Abs. 4 Sätze 1 bis 4 
EStG, die aufgehoben wird (vgl. Nr. 41a Buchstabe c). 
An die Stelle der bisherigen, der unbeschränkten 
Einkommensteuerpflicht angenäherten Sonderform 
der beschränkten Einkommensteuerpflicht tritt die 
Behandlung dieser Personen als unbeschränkt steuer-
pflichtig. Durch die Zuordnung dieser Personengruppe 
zur unbeschränkten Steuerpflicht wird ein ansonsten 
entstehender und nur schwer verständlicher Rege-
lungsaufwand zur materiell-rechtlichen Gleichstel-
lung beschränkt steuerpflichtiger verheirateter EU

-

Bürger mit unbeschränkt Steuerpflichtigen vermieden. 
Zahlreiche Vorschriften knüpfen an die Zusammen-
veranlagung von Ehegatten an, für die die unbe-
schränkte Steuerpflicht beider Ehegatten Vorausset-
zung ist (siehe nachfolgend Nummer 0 a). Materiell

-rechtliche Verbesserungen gegenüber der bisherigen 
Grenzpendlerregelung sind mit der Fiktion der unbe-
schränkten Steuerpflicht im Grunde nicht verbun-
den. Auch der Ansässigkeitsbegriff der Doppelbe-
steuerungsabkommen wird dadurch nicht erweitert. 

Mit dem in Satz 4 vorgesehenen Nachweis der aus-
ländischen Einkünfte durch eine Bescheinigung der 
zuständigen ausländischen Steuerbehörde soll die 
Inanspruchnahme ungerechtfertigter Steuervorteile 
verhindert und die Anwendung der Regelung durch 
die Finanzverwaltung erleichtert werden. 

Satz 5 stellt sicher, daß bei Personen ohne Wohnsitz 
oder gewöhnlichem Aufenthalt im Inland, die unter 
Absatz 3 fallen, der Steuerabzug aufgrund des § 50a 
EStG weiterhin vorgenommen wird. Dies dient insbe-
sondere beim Steuerabzug für Künstler, Sportler und 
Entertainer nach § 50a Abs. 4 EStG der Sicherung 
des Steueraufkommens und der Rechtssicherheit für 
den Vergütungsgläubiger. 
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Zu Buchstabe b (§ 1 Abs. 4 EStG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Einfü-
gung dès neuen § 1 a. 

Zu Nummer 0  (§ 1 a EStG) 

Absatz 1 enthält die durch das Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs vom 14. Februar 1995 - Rechts-
sache C-279/93 - Schumacker - erforderlich gewor-
dene Anwendung derjenigen personen- und fami-
lienbezogenen steuerentlastenden Vorschriften, deren 
Anwendung das Grenzpendlergesetz (§ 50 Abs. 4 
Satz 1 EStG) nicht vorsah. 

Der Einleitungssatz bestimmt zum einen den Perso-
nenkreis, der die Steuerentlastungen beanspruchen 
kann: 

- Die Person, die inländische Einkünfte erzielt, ist 
Angehörige eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union (einschließlich deutscher Staatsange-
höriger) oder eines Staates, auf den der EWR-Ver-
trag anwendbar ist. Der EWR-Vertrag (Vertrags-
parteien waren die EG-Staaten und die EFTA

-

Staaten) übernimmt in den Artikeln 28 bis 45 im 
wesentlichen den gesamten Bestand der Regelun-
gen des EG-Vertrags zu den sog. Grundfreiheiten 
(Freizügigkeit, freier Dienstleistungs- und Kapital-
verkehr, Niederlassungsfreiheit). In Artikel 6 des 
EWR-Vertrags wird zusätzlich bestimmt, daß die 
Bestimmungen des Abkommens, soweit sie mit 
entsprechenden Regelungen des EG-Vertrages in 
ihrem wesentlichen Inhalt identisch sind, im Ein-
klang mit der einschlägigen EuGH-Entscheidung 
auszulegen sind. Der EWR-Vertrag ist nach dem 
Beitritt Finnlands, Österreichs und Schwedens zur 
EU noch auf Island, Norwegen und Liechtenstein 
anzuwenden; die Schweiz hat den Vertrag nicht 
ratifiziert (vgl. auch das EWR-Ausführungsgesetz 
vom 27. April 1993, BGB1. II S. 266, und das Gesetz 
zur Anpassung des EWR-Ausführungsgesetzes 
vom 27. September 1993, BGB1. II S. 1294). 

- Die Person erzielt ihr Einkommen ganz oder fast 
ausschließlich in Deutschland; unerheblich ist, ob 
es sich uni unbeschränkt Einkommensteuerpflich-
tige im eigentlichen Sinn (§ 1 Abs. 1 EStG) h andelt 
(insbesondere EU-Gastarbeiter mit Familienwohn-
sitz im EU-Ausland) oder um Grenzpendler oder 
sonstige Personen ohne Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt im Inland, die nach § 1 Abs. 3 
EStG wie unbeschränkt Steuerpflichtige behan-
delt werden. 

Der Einleitungssatz benennt zum anderen die an-
wendbaren Vorschriften. Es handelt sich um Steuer-
entlastungen, die die unbeschränkte Steuerpflicht 
oder den inländischen Wohnsitz des Ehegatten oder 
des Kindes voraussetzen (Realsplitting, Zusammen-
veranlagung von Ehegatten nebst Verdoppelung von 
Höchst- und Pauschbeträgen, Haushaltsfreibetrag 
und Kinderbetreuungskosten). 

In den Nummern 1 bis 4 werden die Voraussetzun-
gen genannt, unter denen diese Vorschriften auf 
Sachverhalte im EU-Ausland (oder EWR-Ausland) 
anwendbar sind; es wird regelmäßig darauf abge

-

stellt, daß der Ehegatte oder das Kind seinen Wohn-
sitz im EU- oder EWR-Ausland haben muß. 

Nummer 2 (Zusammenveranlagung von Ehegatten 
nebst Verdoppelung von Höchst- und Pauschbeträgen) 
sieht zusätzlich vor, daß bei der Prüfung der Frage, 
ob das Einkommen ganz oder fast ausschließlich in 
Deutschland erzielt wird, auf das gemeinsame Ein-
kommen der Ehegatten abgestellt und der Be trag der 
unschädlichen Auslandseinkünfte auf 24 000 DM 
verdoppelt wird. 

Absatz 2 enthält die Neuregelung der Besteuerung 
der unter den bisherigen § 1 Abs. 3 EStG fallenden 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes (Personen 
ohne diplomatischen oder konsularischen Status oder 
die die weiteren Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 
EStG nicht erfüllen). 

Zum Zwecke der Vereinfachung und Vereinheitli-
chung wird die bisherige Einnahmengrenze von 
6 000 DM durch die allgemeine Regelung des 
Absatzes 1 Nr. 2 i. V. m. § 1 Abs. 3 EStG (90 v. H.-
Grenze oder 12 000 DM; bei zusammenveranlagten 
Ehegatten 24 000 DM) ersetzt. Zusätzlich wird der 
Haushaltsfreibetrag und § 33 c EStG (Kinderbetreu-
ungskosten) für anwendbar erklärt; dies dient der 
Gleichbehandlung mit dem unter § 1 Abs. 2 EStG 
fallenden Personenkreis (hauptsächlich Diplomaten 
und Konsularbeamte). Außerdem wird der Personen-
kreis eingeschränkt. Die Regelung findet nur noch in 
Fällen Anwendung, in denen der Steuerpflichtige 
aufgrund eines dienstlichen Auftrages im Ausland 
wohnt. 

Zu Nummer Ob (§ 2 EStG) 

Zu Buchstabe a (§ 2 Abs. 5 EStG) 

Die Änderungen folgen der Neuregelung des Fami-
lienleistungsausgleichs. In Satz 1 sind sie nur redak-
tionell. Satz 2 regelt, daß das zu versteuernde Ein-
kommen als Bezugsgröße für Leistungen nach anderen 
Gesetzen immer unter Abzug von Kinderfreibeträgen 
zu ermitteln ist. 

Zu Buchstabe b (§ 2 Abs. 6 EStG) 

Nach § 51a Abs. 2 ist die festgesetzte Einkommen-
steuer die Bemessungsgrundlage für Zuschlagsteu-
ern. Der Begriff der festgesetzten Einkommensteuer 
leitet sich aus § 2 Abs. 6 ab. Danach war bisher die 
tarifliche Einkommensteuer, vermindert um die Steu-
erermäßigungen, die festzusetzende Einkommen-
steuer. R 4 der Einkommensteuer-Richtlinien 1993 
(EStR 1993) enthält - wie schon der entsprechende 
Abschnitt früherer Einkommensteuer-Richtlinien - 
eine genauere Aufzählung der von der tariflichen 
Einkommensteuer zur Berechnung der festzusetzen-
den Einkommensteuer vorzunehmenden Hinzu- und 
Abrechnungen. Wegen der besonderen Bedeutung, 
die die festgesetzte Einkommensteuer als Bemes-
sungsgrundlage für den ab 1995 erhobenen Solidari-
tätszuschlag hat, wird der Beg riff der festzusetzen-
den Einkommensteuer in § 2 Abs. 6 zur Vermeidung 
von Zweifeln genauer festgeschrieben. 
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Ferner wird § 2 Abs. 6 EStG für die Fälle, in denen 
der Kinderfreibetrag gewählt wurde, um die Hinzu-
rechnung des ausgezahlten Kindergeldes ergänzt. So 
wird in der Grundvorschrift des EStG gesetzlich defi-
niert, daß das Kindergeld in die Berechnung der 
„festzusetzenden Einkommensteuer" als Bestandteil 
der Einkommensteuer eingegangen ist. 

Gleichzeitig stellt die Vorschrift sicher, daß bei Ab

-

zug des Kinderfreibetrages das erhaltene Kindergeld 
nicht zusätzlich steuerfrei vereinnahmt werden kann. 

Zu Buchstabe c (§ 2 Abs. 7 Satz 3 EStG) 

Die Einkommensteuer bemißt sich als Jahressteuer 
im Grundsatz nach dem Jahreseinkommen (§§ 25 
Abs. 1, 32a EStG). Davon gilt in den Fällen des bishe-
rigen § 2 Abs. 7 Satz 3 EStG eine Ausnahme. Danach 
wird, wenn die unbeschränkte oder beschränkte Ein-
kommensteuerpflicht nicht jeweils während eines 
ganzen Kalenderjahres besteht, als Jahreseinkom-
men nur das Einkommen angesetzt, das der Steuer-
pflichtige während der Dauer seiner unbeschränkten 
oder beschränkten Einkommensteuerpflicht bezieht. 
Hierin liegt eine Ungleichbeh andlung zugunsten 
dieser Steuerpflichtigen. Sie werden nicht nach einem 
Einkommensteuertarif besteue rt, der ihrer Leistungs-
fähigkeit entspricht (vgl. BFH BStBl II 95, 127). Im 
Hinblick auf den Gleichheitssatz werden daher - 
durch die Streichung des bisherigen Satzes 3 - künf-
fig auch in Fällen, in denen die unbeschränkte oder 
beschränkte Einkommensteuerpflicht nicht jeweils 
während eines ganzen Kalenderjahres besteht, die 
Grundlagen für die Festsetzung der Einkommensteuer 
jeweils für ein Kalenderjahr ermittelt, wobei die nicht 
der deutschen Einkommensteuer unterliegenden 
Einkünfte im Wege des Progressionsvorbehalts be-
rücksichtigt werden (vgl. Nm. 20a und 23). 

Der neue Satz 3 regelt den Fall, daß während eines 
Kalenderjahres eine Person sowohl unbeschränkt als 
auch beschränkt steuerpflichtig ist (z. B. bei Wohn-
sitzverlegung ins Ausland unter Beibehaltung der in-
ländischen Arbeitsstelle). Nach bisherigem Recht 
waren in diesem Fall zwei Veranlagungen durchzu-
führen. Künftig werden die beschränkt steuerpflichti-
gen Einkünfte den unbeschränkt steuerpflichtigen 
Einkünften hinzugerechnet und die Veranlagung 
nach den für unbeschränkt Steuerpflichtige geltenden 
Vorschriften durchgeführt. Dies dient der Vereinfa-
chung. Eine vergleichbare Regelung wurde schon 
durch das Grenzpendlergesetz für Grenzpendler ein-
geführt (§ 50 Abs. 4 Satz 8 EStG). 

Zu Nummer 1 (§ 2a Abs. 3 EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 2 (§ 3 EStG) 

Zu Buchstabe a (§ 3 Nr. 2 EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Buchstabe b (§ 3 Nr. 4 Buchstabe d EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Buchstaben c und d (§ 3 Nr. 13 und 16 EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Buchstabe d O (§ 3 Nr. 24 EStG) 

Durch die Überführung der Leistungen, die aufgrund 
des Bundeskindergeldgesetzes gewährt worden sind, 
in das Einkommensteuergesetz wird eine Steuerfrei-
stellung dieser Leistungen ab 1996 entbehrlich. In 
der Anwendungsvorschrift (§ 52 EStG) wird sicher-
gestellt, daß Leistungen nach dem Bundeskinder-
geldgesetz für Kalenderjahre vor 1996, die nachträg-
lich in 1996 oder in einem späteren Kalenderjahr ge-
zahlt werden, weiterhin steuerfrei bleiben. 

Zu Buchstabe d 1 (§ 3 Nr. 36 EStG) 

Ab 1. April 1995 werden Leistungen aus der Pflege-
versicherung gewährt. Nach § 37 des Elften Buches 
des Sozialgesetzbuches (SGB XI) können pflegebe-
dürftige Personen anstelle der häuslichen Pflegehilfe 
(Pflegesachleistung) ein Pflegegeld erhalten, wenn 
sie die erforderliche Grundpflege sowie die hauswirt-
schaftliche Versorgung durch eine Pflegeperson selbst 
sicherstellen. 

Der Rechtsprechung zum Leistungsaustausch inner-
halb der Familie ist zu entnehmen, daß bei einer 
familienrechtlichen Mo tivation regelmäßig die An-
nahme von Einkünften aus nichtselbständiger Tätig-
keit oder wiederkehrenden Bezügen ausgeschlossen 
ist (BFH-Urteil vom 9. Dezember 1993, BStBl 1994 II 
S. 298, Urteil des FG Rheinland-Pfalz vom 2. Septem-
ber 1994, EFG 1995 S. 260). Es ist ferner anzuneh-
men, daß außer den Angehörigen nach § 15 AO auch 
andere Personen Pflegeleistungen übernehmen wer-
den, um damit gegenüber dem Pflegebedürftigen 
eine sittliche Pflicht zu erfüllen. Auch solche Pflege-
personen sollen insoweit einkommensteuerlich nicht 
belastet werden. 

Eine sittliche Pflicht ist nach der Rechtsprechung des 
BFH anzunehmen, wenn sie ähnlich einer Rechts-
pflicht von außen her als eine Forderung oder zumin-
dest Erwartung der Gesellschaft dera rt  auf den 
Steuerpflichtigen einwirkt, daß ihre Erfüllung als 
eine selbstverständliche Handlung erwartet und die 
Mißachtung dieser Erwartung als moralisch anstößig 
empfunden wird (BFH-Urteil vom 27. Oktober 1989, 
BStBl 1990 II S. 294). 

Die Steuerbefreiung gilt auch für Pflegepersonen, 
die auf ein formelles Arbeitsverhältnis Wert legen, 
z. B. weil sie den Schutz der gesetzlichen Kranken-
versicherung anstreben. Bei Leistung auf familiärer 
Grundlage oder aus einer sittlichen Pflicht liegt regel-
mäßig kein Arbeitsverhältnis vor, so daß sich Lohn-
steuerkarte und Arbeitgeberpflichten erübrigen. 
Liegt ein Arbeitsverhältnis vor, so kann aus Verein-
fachungsgründen - ggf. im Einvernehmen mit dem 
Finanzamt - auf die Vorlage einer Lohnsteuerkarte 
und auf das Erfüllen der Arbeitgeberpflichten ver-
zichtet werden, soweit der Pflegeperson ausschließ-
lich Beträge zufließen, die nach § 3 Nr. 36 EStG steuer-
frei sind. 

Der Freibetrag soll über die Pflegeversicherung hin

-

aus auch im Rahmen aller Versicherungsverhältnisse 
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gelten, zu deren Abschluß der Pflegebedürftige an-
stelle der Pflegeversicherung nach dem Pflegeversi-
cherungsgesetz verpflichtet ist, sowie im Rahmen der 
entsprechenden Beihilfeleistungen. 

Zum bisherigen Buchstaben e (§ 3 Nr. 59 EStG) 

Von einer Änderung des § 3 Nr. 59 EStG wird abge-
sehen, um negative Auswirkungen für den Werks-
wohnungsbau zu vermeiden. Der Ausschuß sieht es 
aus wohnungsbaupolitischer Sicht als zweckmäßig 
an, Mietvorteile bei Werkswohnungen bis zur Höhe 
der Mietvorteile, die bei einer Förderung nach dem 
Zweiten Wohnungsbaugesetz entstehen, unabhän-
gig von der Höhe des Einkommens der Mieter steuer-
frei zu stellen. 

Zu Buchstabe f (§ 3 Nr. 69 EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 3 (§ 4 EStG) 

Zu Buchstabe a (§ 4 Abs. 4 a EStG) 

Die Änderung in Satz 7 stellt klar, daß die abnutzba-
ren Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens beim 
Wechsel von der Betriebsausgabenpauschalierung 
zur Ermittlung der tatsächlichen Betriebsausgaben 
mit den Buchwerten in das laufend zu führende Ver-
zeichnis aufzunehmen sind. 

Im übrigen übernommen aus Drucksache 13/901. 

Zu Buchstabe b (§ 4 Abs. 5 Nr. 5 EStG) 

Durch die Änderungen gegenüber dem Gesetzent-
wurf wird erreicht, daß für Verpflegungsmehrauf-
wendungen 

a) bei eintägigen Auswärtstätigkeiten weiterhin ein 
pauschaler Abzug möglich ist, 

b) bei mehrtägigen Auswärtstätigkeiten sowohl im 
Inland wie im Ausland das Niveau des bisherigen 
pauschalen Abzugs beibehalten wird. 

Zu Nummer 4 (§ 4 d EStG) 

Zu Buchstabe a (§ 4 d Abs. 1 Satz 1 EStG) 

Übernommen aus Drucksache 13/901. Ergänzend wer-
den die Voraussetzungen, unter denen ein Leistungs-
anwärter zum Kreis der von der Unterstützungskasse 
Begünstigten gehört, in Anlehnung an  eine ver-
gleichbare Regelung zu Pensionsrückstellungen in 
§ 6 a Abs. 1 Nr. 3 EStG (Schriftform der zugesagten 
Leistungen) deutlicher gefaßt. 

Zu Buchstaben b und c (§ 4 d Abs. 2 Satz 3 und 
Abs. 3 EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

• 
Zu Nummer 5 (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zur bisherigen Nummer 6 (§ 7 Abs. 2 EStG) 

- gestrichen - 

Im Hinblick auf das Hinausschieben der Unterneh-
mensteuerreform soll auf die zur Gegenfinanzierung 
vorgesehene Absenkung der degressiven Abschrei-
bung für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlage-
vermögens vorläufig verzichtet werden. 

Zu Nummer 7 (§ 7 e EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zur bisherigen Nummer 8 (§ 7 f EStG) 

- gestrichen - 

Im Zusammenhang mit dem Hinausschieben der 
Unternehmensteuerreform soll auf die vorgesehene 
Einschränkung des § 7 f EStG vorläufig verzichtet 
werden. 

Zu Nummer 9 (§ 7 g EStG) 

Die Änderung ist eine Folgeänderung aus der Nicht-
absenkung der degressiven AfA in § 7 Abs. 2 EStG 
sowie der Beibehaltung der Gewerbekapitalsteuer. 
Die Ansparabschreibung kann auch künftig - anders 
als nach dem Gesetzentwurf - in unveränderter Höhe 
in Anspruch genommen werden. 

Zu Nummer 10 (§ 8 Abs. 2 EStG) 

Die Anhebung der Bagatellgrenze von 30 DM auf 
50 DM monatlich vergrößert die Vereinfachungswir-
kung der Maßnahme. 

Zu Nummer 11 (§ 9a EStG) 	 . 

Die Änderung in § 9 a Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 stellt klar, daß 
die in § 9 Abs. 1 Nr. 1 aufgeführten Renten und dauern-
den Lasten, die in wirtschaftlichem Zusammenhang 
mit Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung zu 
Wohnzwecken stehen, nicht neben dem Pauschbetrag 
nach § 9 a Nr. 2 EStG abgezogen werden können. 

Die in § 9 a Abs. 1 Nr. 2 Satz 6 EStG vorgenommene 
Ergänzung beschränkt das Erfordernis einheitlicher 
Ausübung des Wahlrechts auf Fälle, in denen mehre-
re Eigentümer eines Gebäudes Einkünfte aus Ver-
mietung und Verpachtung erzielen. Erzielt nur ein 
Miteigentümer eines Zweifamilienhauses aus „sei-
ner" Wohnung Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung, während der andere Miteigentümer „seine" 
Wohnung zu eigenen Wohnzwecken nutzt, kann 
daher auch der vermietende Miteigentümer den 
Pauschbetrag beanspruchen. 

Im übrigen übernommen aus Drucksache 13/901. 

Zu Nummer 12 (§ 10 EStG) 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 
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Zu Doppelbuchstabe bb (§ 10 Abs. 1 Nr. 8 EStG) 

Die Änderung stellt sicher, daß ein Abzug der Auf-
wendungen für hauswirtschaftliche Beschäftigungs-
verhältnisse als Sonderausgaben insoweit ausscheidet, 
als ein Pflegebedürftiger ein nach § 3 Nr. 1 a EStG 
steuerfreies Pflegegeld nach den Vorgaben des Elf-
ten Buches Sozialgesetzbuch erhält. 

Im übrigen handelt es sich um eine redaktionelle An-
passung an geänderte Fassungen des § 32 Abs. 1 
und des § 32 Abs. 6 (Möglichkeit der Übertragung 
des Kinderfreibetrags auf Stiefeltern und Großeltern) 
sowie an die Regelung in § 63 Abs. 1. 

Zu Doppelbuchstabe cc (§ 10 Abs. 1 Nr. 9 EStG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an 
 die neue Regelung des Familienleistungsausgleichs. 

Zu Buchstabe b (§ 10 Abs. 3 Nr. 3 und 4 EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 13 (§ 10a EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 14 (§ 10b Abs. 1 Satz 3 und 4 EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 15 (§ 10 c EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 16 (§ 14a EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 17 (§ 17 Abs. 2 EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901; die Sätze 3 
und 4 der Begründung entfallen (vgl. Nummer 43). 

Zur bisherigen Nummer 18 (§ 19a EStG) 

- gestrichen - 

Die vorgeschlagenen Ergänzungen des § 19 a werfen 
schwierige Fragen auf, die in den - starkem Zeit-
druck unterliegenden - Beratungen des Entwurfs 
eines Jahressteuergesetzes 1996 nicht abschließend 
geklärt werden können. Eine Regelung soll im Rah-
men einer noch in der 13. Legislaturpe riode einzu-
bringenden besonderen Gesetzesinitiative zur Ver-
mögenspolitik erfolgen. 

Zur bisherigen Nummer 19 (§ 20a EStG) 

- gestrichen - 

Das im Koalitionsentwurf enthaltene Konzept zur 
steuerlichen Anerkennung der Rückgängigmachung 
verdeckter Gewinnausschüttungen erscheint noch 
nicht ausgereift. 

Sollte dieses Konzept später nochmals aufgegriffen 
werden, erscheinen ergänzende Regelungen not-
wendig, die verhindern, daß die geplanten Regelun-
gen gezielt zur Steuerersparnis eingesetzt werden. 
So muß insbesondere sichergestellt werden, daß die 
Rückabwicklung einer verdeckten Gewinnausschüt-
tung nur in dem Umfang als negative Einnahme be-
rücksichtigt werden darf, als die frühere verdeckte 
Gewinnausschüttung auch zu einer Steuerfestset-
zung geführt hat. 

Mit diesem Gesetzesvorhaben würden, wie auch in 
dem Länderantrag zutreffend ausgeführt, für alle 
Sachverhalte, in denen eine verdeckte Gewinnaus-
schüttung bei der Körperschaftsteuer oder bei der 
Gewerbesteuer nicht oder nur ermäßigt besteue rt 

 wird, die Rückzahlung aber eine voll wirksame nega-
tive Einnahme wäre, neue Gestaltungsmodelle ge-
schaffen. 

Zu Nummer 20 (§ 22 Nr. 4 EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 20a (§ 25 Abs. 2 EStG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Aufhe-
bung des bisherigen § 2 Abs. 7 Satz 3 EStG (vgl. 
Nummer 0b). 

Zu Nummer 21 (§ 25a EStG) 

Der Steuerzahler soll die Möglichkeit erhalten, seine 
Erklärung im Grundsatz auf zwei Seiten, höchstens 
zwei Blättern abzugeben. 

Immer mehr Bürger sind im Laufe der letzten Jahr-
zehnte in die Einkommensteuerpflicht und die Ver-
anlagungspflicht „hineingewachsen". Die Steuer-
pflichtigen müssen deshalb Jahr für Jahr auch kleine 
und kleinste Posi tionen festhalten, belegen und in 
den Erklärungsvordruck übertragen, von denen sie 
vermuten, daß sie steuerlich von Bedeutung seien. 
Die Finanzämter müssen die Angaben prüfen, nach-
fragen und Rechtsbehelfe bearbeiten. In diesem „All-
tagsbereich" liegen erhebliche Fehler- und Streitpo-
tentiale, freilich von begrenzter fiskalischer Bedeu-
tung. Erhebungen lassen darauf schließen, daß der 
Aufwand insbesondere für Arbeitnehmerveranla-
gungen außer Verhältnis zum fiskalischen Ergebnis 
steht. Auch für viele Steuerpflichtige dürfte die Rech-
nung nicht aufgehen. 

Als Folge der Komplexität der Lebensverhältnisse 
und des Einkommensteuerrechts sind auch die Erklä-
rungsvordrucke immer länger und unübersichtlicher 
geworden. Dabei wird viel Platz für Eintragungsmög-
lichkeiten vorgehalten, die nur in wenigen Fällen ge-
nutzt werden. Sie erfüllen eine „Checklistenfunk-
tion". Der Steuerzahler so ll, auch wenn er nicht Exper-
te ist, auf seine Möglichkeiten hingewiesen werden. 
Die große Masse der Steuerzahler nutzt aber nur 
einen geringen Teil des Vordrucks. 

Die Einführung einer erheblich vereinfachten und 
verkürzten Steuererklärung für Steuerpflichtige, die 
nur „Standard-Abzüge" beanspruchen, würde für 
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diese Zielgruppe und die Finanzverwaltung erhebli-
che Erleichterungen bewirken. Vorbilder gibt es z. B. 
in Frankreich und in den Vereinigten Staaten. 

Gerade vielbeschäftigte Steuerpflichtige, die unter 
der Arbeitslast für Steuererklärungen besonders 
leiden, werden sich voraussichtlich für die Kurzver-
anlagung entscheiden, wenn sie überschlägig ver-
muten, keinen ins Gewicht fallenden Nachteil zu er-
leiden. Für viele Bürger dürfte allein der Vorteil einer 
einfachen und schnellen Erklärung das Risiko wert 

 sein, ihre Steuerbelastung nicht auf den letzten Pfen-
nig zu mindern. 

Die Kurzveranlagung gilt damit für alle Einkunfts-
arten und steht grundsätzlich allen Steuerpflichtigen 
offen. 

In Verbindung mit dem Lohnsteuerverfahren werden 
bei der Kurzveranlagung von Arbeitnehmern be-
rücksichtigt: 

Die für eine Kurzveranlagung in Be tracht kommen-
den Steuerpflichtigen sollen maschinell anhand der 
Veranlagungsergebnisse im Vorjahr ausgewählt wer-
den. Ihnen kann dann gezielt der entsprechende Vor-
drucksatz übersandt werden. Zur Begrenzung des 
insbesondere bei der Einführung nicht vermeidbaren 
Beratungsbedarfs sollen gleichzei tig mit dem Vor-
druck eingehende Informationen versandt werden, 
ggf. mit individueller Probeberechnung anhand der 
Vorjahresdaten. 

Die Entscheidung für eine Kurzveranlagung ist unwi-
derruflich. Ein „Nachschieben" von herkömmlichen 
Erklärungen mit Einzelangaben würde das Verein-
fachungsziel gefährden. 

Auf den Freibetrag von 1 200/2 400 DM wurde ange-
sichts der Kritik in der Anhörung und der beträchtli-
chen Steuerausfälle von 1,9 Mrd. DM verzichtet. 

Zu Nummer 21a (§ 26 Abs. 1 EStG) 

Durch die Ergänzung des Satzes 1 wird sicherge-
stellt, daß nur bei Ehegatten-Grenzpendlern aus dem 
Bereich der EU oder des EWR das Splitting-Verfah-
ren Anwendung findet. 

Zu Nummer 21b (§ 31 EStG) 

Die Vorschrift regelt die steuerliche Berücksichti-
gung der geminderten Leistungsfähigkeit von Fami-
lien mit Kindern. Darüber hinaus wird die besondere 
Leistung der Familie für die Gesellschaft stärker als 
bisher anerkannt. 

Da Kinderfreibetrag und Kindergeld alternativ in 
Anspruch genommen werden können, sieht Satz. 5 
der Vorschrift eine Verrechnung vor. Für Fälle eines 
zivilrechtlichen Ausgleichs wie insbesondere nach 
§ 1615g BGB wird klargestellt, daß das Kindergeld 
oder die anderen Leistungen jeweils zur Hälfte zu 
verrechnen sind. 

Zu Nummer 21c (§ 32 EStG) 

Die Absätze 1 bis 6 sind im Interesse der Harmonisie-
rung von Einkommensteuer- und Kindergeldrecht 
geändert worden. 

Durch die Absätze 1 und 2 ist die nach dem bisheri-
gen Absatz 1 mögliche Doppelberücksichtigung von 
Pflegekindern und von angenommenen Kindern in 
Fällen der Erwachsenenadoption aufgegeben worden. 
Für die leiblichen Eltern, die den Kinderfreibetrag 
nicht mehr erhalten können, kommt ein zivilrechtli-
cher Ausgleich wie nach § 1615g BGB in Be tracht. 
Wenn dies bei den leiblichen Eltern nicht in jedem 
Einzelfall zur vollen steuerlichen Berücksichtigung 
erbrachter Unterhaltsleistungen führen sollte, er-
scheint dies im Hinblick auf die äußerst geringe Zahl 
solcher Fälle und die Tatsache, daß die Pflege- oder 
Adoptiveltern den leiblichen Eltern jedenfalls einen 
wesentlichen Teil ihrer Sorge für die Kinder abneh-
men, hinnehmbar. 

In Absatz 3 wird dem nunmehr geltenden Monats-
prinzip (Absatz 6) Rechnung ge tragen. 

In Absatz 4 Satz 1 ist der Katalog der Berücksichti-
gungstatbestände für über 18 Jahre alte Kinder neu 
gefaßt. Nach Nummer 1 können - wie bisher schon 
im Kindergeldrecht - arbeitslose Kinder unter 21 Jah-
ren berücksichtigt werden. Nummer 2 Buchstabe b 
stellt klar, daß Kinder unter 27 Jahren auch während 
einer Übergangszeit zwischen zwei Ausbildungsab-
schnitten von höchstens vier Monaten berücksichtigt 
werden. Nicht mehr zu berücksichtigen sind Kinder, 
die den gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst 
oder freiwillig Wehrdienst leisten oder eine Tätigkeit 
als Entwicklungshelfer ausüben (bisherige Nummern 
3 bis 5). Statt dessen sind entsprechende Verlänge-
rungstatbestände eingeführt worden (siehe zu Ab-
satz 5). 

Absatz 4 Sätze 2 bis 5 betrifft die neu eingeführte 
Grenze für eigene Einkünfte und Bezüge des Kindes, 
bei deren Überschreiten der Kinderfreibetrag ent-
fällt. Bezüge, die für besondere Ausbildungszwecke 
bestimmt sind, sind z. B. das Büchergeld bei Be-
gabtenförderung oder bei einem Auslandsstudium 
die Studiengebühren, Reisekosten und Zuschläge 
zum Wechselkursausgleich und zur Auslandskran-
kenversicherung. 

Absatz 5 ermöglicht die Berücksichtigung von Kin-
dern, die den gesetzlichen Grundwehrdienst oder 
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einen Ersatzdienst geleistet haben, über das 21. Le-
bensjahr (bei Arbeitslosigkeit) oder das 27. Lebens-
jahr (bei Berufsausbildung) hinaus, weil für die Dauer 
dieser Dienste kein Kinderfreibetrag abgezogen 
wird. 

In Absatz 6 Sätze 1 bis 3 werden die Kinderfreibeträge 
auf 3 132/6 264 DM angehoben und entsprechend 
dem nunmehr auch für den Kinderfreibetrag gelten-
den Monatsprinzip in monatlichen Beträgen ausge-
wiesen. In Satz 6 sind die bisherigen Sätze 6 und 7 
ohne inhaltliche Änderung redaktionell zusammen-
gefaßt worden. In dem neuen Satz 7 wird eine Mög-
lichkeit geschaffen, den Kinderfreibetrag auf einen 
Stiefelternteil oder Großeltern zu übertragen. Damit 
wird der durch die Aufnahme eines Stief- oder Enkel-
kindes in den Haushalt geminderten Leistungsfähig-
keit Rechnung getragen. 

Absatz 7 ist an die Regelung des Familienleistungs-
ausgleichs angepaßt worden. 

Zu Nummer 22 (§ 32a EStG) 

Die Änderung erfolgte im Hinblick auf die in der An-
hörung geäußerte Kritik an der Grundentlastung. 
Angesichts der schwierigen Haushaltslage von Bund 
und Ländern wurde auf eine Entlastung von Einkom-
mensbeziehern ab 55 728/111 456 DM (Alleinstehen- 
de/Verheiratete) verzichtet und der Steuerausfall von 
16,34 Mrd. DM im Koalitionsentwurf um rd. 0,9 Mrd. 
DM auf 15,45 Mrd. DM reduziert. Aus haushaltswirt-
schaftlichen Gründen wurde auch am Existenzmini-
mum, das mit 12 000/24 000 DM ausreichend aber 
knapp bemessen ist, festgehalten. 

Zu Nummer 23 (§ 32b EStG) 

Zu Buchstabe a (§ 32b Abs. 1 EStG) 

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 32 b Abs. 1 
vor Nummer 1 EStG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 32 b 
Abs. 1 Nrn. 2 und 3 - neu - EStG (vgl. nachfolgenden 
Doppelbuchstaben cc). 

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 32b Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a und b EStG) 

Vgl. Begründung zu Artikel 1 Nr. 23 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe aa des Koalitionsentwurfs. 

Zu Doppelbuchstabe cc (§ 32b Abs. 1 Nrn. 2 und 3 
EStG) 

Das Schumacker-Urteil des EuGH erfordert, be

-

schränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmern, die EU

-

Bürger sind und im EU-Ausland wohnen, die Mög-
lichkeit zur Einkommensteuer-Veranlagung einzu-
räumen (vgl. Änderung des § 50 Abs. 5 EStG; Nr. 41 a 
Buchstabe d). Zur Vermeidung ungerechtfertigter 
Steuervorteile ist es erforderlich, die ausländischen 
Einkünfte, die diese Steuerpflichtigen während des 
Kalenderjahres erzielen, in den Progressionsvorbe-
halt einzubeziehen. Außerdem ist es wie bisher ge- 
boten, die ausländischen Einkünfte von Steuerpflich

-

tigen, die ihr Einkommen ganz oder fest ausschließ-
lich in Deutschland erzielen (Personengruppe, die 
unter § 1 Abs. 3 EStG fällt), im Wege des Progres-
sionsvorbehalts zu erfassen. Dies gilt auch für die 
Einkünfte der Ehegatten i. S. v. § 1 a Abs. 1 Nr. 2 
EStG. Die neue Nummer 3, die im übrigen der bishe-
rigen Nummer 2 entspricht, enthält die erforderli-
chen Regelungen. 

Schließlich ist es wegen des Gleichheitssatzes erfor-
derlich, bei Personen, deren unbeschränkte Steuer-
pflicht im Kalenderjahr beginnt oder endet, die im 
Kalenderjahr erzielten ausländischen Einkünfte in 
den Progressionsvorbehalt einzubeziehen. Dies sieht 
die neugefaßte Nummer 2 vor. 

Zu Buchstabe b (§ 32b Abs. 2 EStG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu § 32 b 
Abs. 1 Nrn. 2 und 3 - neu - EStG (vgl. Buchstabe a 
Doppelbuchstabe cc). 

Zur bisherigen Nummer 24 (§ 32 c EStG) 

- gestrichen - 

Tariftechnische Anpassung. 

Mit dem neuen Vorschlag zum Einkommensteuerta-
rif ergibt sich keine Änderung der Einkommensgren-
ze in § 32c EStG. 

Zu Nummer 25 (§ 32d EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 25 a (§ 33 EStG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an 
die neue Regelung des Familienleistungsausgleichs. 

Zu der bisherigen Nummer 26 (§ 33a Abs. 4 EStG) 

- gestrichen - 

Im Rahmen der Harmonisierung von Einkommen-
und Kindergeldrecht beim Familienleistungsaus-
gleich wird in § 32 das Monatsprinzip eingeführt. Un-
ter diesen Umständen erscheint die Aufgabe des Mo-
natsprinzips bei § 33 a nicht vertretbar. 

Zu der neuen Nummer 26 (§ 33 a Abs. 1-3 EStG) 

Zu Buchstabe a (§ 33a Abs. 1 EStG) 

Der Höchstbetrag nach § 33a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
EStG für den Abzug von Unterhaltsaufwendungen 
für Personen, für die kein Anspruch auf einen Kinder-
freibetrag besteht, wird von 7 200 DM auf 12 000 DM 
angehoben. Damit kann ein Grenzpendler, der nicht 
aus dem EU- oder EWR-Raum kommt und sein Ein-
kommen ganz oder fast ausschließlich in Deutsch-
land erzielt, für den Unterhalt seines Ehegatten bis 
zu 12 000 DM steuerlich geltend machen. 

Der Betrag der anrechnungsfreien eigenen Bezüge 
des Unterhaltsempfängers wird von 6 000 DM auf 
1 200 DM abgesenkt (§ 33a Abs. 1 Satz 3 EStG). 
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Im übrigen handelt es sich um eine Folgeänderung 
aufgrund der neuen Regelung des Familienleistungs-
ausgleichs. 

Zu Buchstabe b (§ 33 a Abs. 2 EStG) 

In § 33a Abs. 2 sind die bisherigen Sätze 2 und 4 ent-
behrlich. Der Abzug eines Ausbildungsfreibetrags 
über das 27. Lebensjahr eines Kindes hinaus ergibt 
sich nunmehr als Folgewirkung aus § 32 Abs. 5 und 
§ 63 Abs. 1 Satz 2. 

Im übrigen handelt es sich bei den Änderungen um 
redaktionelle Anpassungen. 

Zu Buchstabe c (§ 33a Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe b EStG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an 
die neue Regelung des Familienleistungsausgleichs. 

Zu Nummer 26a (§ 33b EStG) 

Zu Buchstabe a (§ 33b Abs. 5 EStG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an 
die neue Regelung des Familienleistungsausgleichs. 

Zu Buchstabe b (§ 33 b Abs. 6 EStG) 

Der Pflegepauschbetrag soll Aufwendungen abgelten, 
die bei Nachweis auch nach § 33 Abs. 1 EStG geltend 
gemacht werden könnten. Soweit die Pflegeperson 
für ihre Pflegeleistung und die damit verbundenen 
Aufwendungen Einnahmen erhält, verbleibt ihr 
keine Belastung. Deshalb kann sie in diesem Fall  den 
Pflegepauschbetrag nicht ansetzen. Gehen ihre Auf-
wendungen über die Einnahmen hinaus, kann sie 
die Aufwendungen insoweit nach § 33 EStG geltend 
machen. 

Zu Nummer 26b (§ 33c EStG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an 
 geänderte Fassungen des § 32 Abs. 1 und des § 32 

Abs. 6 (Möglichkeit der Übertragung des Kinderfrei-
betrags auf Stiefeltern und Großeltern) sowie an  die 
Regelung in § 63 Abs. 1. 

Zu Nummer 26c (§ 34f EStG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an 
geänderte Fassungen des § 32 Abs. 1 und des § 32 
Abs. 6 (Möglichkeit der Übertragung des Kinderfrei-
betrags auf Stiefeltern und Großeltern) sowie an  die 
Regelung in § 63 Abs. 1. 

Zur bisherigen Nummer 27 (§ 34h EStG) 

- gestrichen - 

Durch die Einbeziehung des Existenzminimums als 
Grundfreibetrag in § 32a EStG ist eine außertarifliche 
Grundentlastung nicht mehr notwendig. 

Zu Nummer 28 (§ 36 EStG) 

Zu Buchstabe a (§ 36 Abs. 2 EStG) 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Vorschrift stellt sicher, daß im Fall des Abzugs 
des Kinderfreibetrags das Kindergeld nicht zusätzlich 
vereinnahmt werden kann. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Vgl. Begründung zu Nummer 28 Buchstabe a in 
Drucksache 13/901. 

Zu den bisherigen Buchstaben b und c 
(§ 36 Abs. 3 und 3 a EStG) 

- gestrichen - 

Vgl. Begründung zur bisherigen Nummer 19. 

Zur bisherigen Nummer 29 (§ 36f EStG) 

Vgl. Begründung zur bisherigen Nummer 19. 

Zu Nummer 29a (§ 38b Satz 3 EStG) 

Es handelt sich um eine Beschränkung der dem Split-
tingtarif entsprechenden Steuerklassen auf den Per-
sonenkreis, der nach § 1 Abs. 1 oder 2 EStG unbe-
schränkt einkommensteuerpflichtig ist oder nach § 1 a 
als unbeschränkt einkommensteuerpflichtig behan-
delt wird. Durch die Regelung wird auch für das 
Lohnsteuerabzugsverfahren vermieden, daß Einpend-
ler ohne Staatsangehörigkeit eines EU-Mitgliedstaats 
und ohne Wohnsitz in einem EU-Mitgliedstaat nach 
Splittingtarif versteuert werden. 

Zu Nummer 30 (§ 38c EStG) 

Zu Buchstaben a und b 

Die Änderungen enthalten die notwendigen Anpas-
sungen an den neuen ESt-Tarif (§ 32a EStG). 

Zu Buchstaben c und d 

Die Änderungen bewirken, daß die Kinderfreibeträge 
bei der Erhebung der Lohnsteuer nicht berücksich-
tigt werden; Arbeitnehmer erhalten während des 
Jahres ausschließlich das Kindergeld. 

Zu Nummer 31 (§ 39 EStG) 

Zu Buchstabe a 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstaben b bis c 

Die Änderungen enthalten die für die Erhebung von 
Zuschlagsteuern notwendigen Anpassungen an die 
Änderungen des § 32 EStG. 

Zu Nummer 32 (§ 39a EStG) 

Zu Buchstabe a 

Durch die Änderungen wird die Berücksichtigung er-
mäßigter Kinderfreibeträge im Lohnsteuer-Verfah-
ren ausgeschlossen (vgl. auch Begründung zu Num-
mer 30 Buchstaben c und d). 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe c 

S. Begründung zum Gesetzentwurf in BT-Ds. 13/901. 

Zu Nummer 32 a (§ 39 b EStG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung 
zur Streichung des § 38c Nr. 5 EStG (vgl. Nummer 30 
Buchst. c). 
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Zu Nummer 32b (§ 39c Abs. 3 und 4 EStG) 

Die Vorschrift regelt ergänzend, daß Arbeitnehmer, 
die nach § 1 Abs. 3 EStG als unbeschränkt einkom-
mensteuerpflichtig behandelt werden, vor Beginn 
des Kalenderjahrs oder beim Eintritt in das Dienst-
verhältnis zur Durchführung des Lohnsteuerabzugs 
dem Arbeitgeber eine der Lohnsteuerkarte entspre-
chende Bescheinigung vorzulegen haben. Die betref-
fenden Arbeitnehmer werden somit im Inland woh-
nenden Arbeitnehmern, deren Lohnsteuerabzug an-
hand einer Lohnsteuerkarte durchgeführt wird, 
gleichgestellt. Des weiteren wird geregelt, daß bei 
Arbeitnehmern, die zu mehreren inländischen Ar-
beitgebern in einem Dienstverhältnis stehen, und bei 
Ehegatten, die beide für einen inländischen Arbeit-
geber tätig sind, für die Erteilung der zum Lohnsteu-
erabzug erforderlichen Bescheinigung immer nur ein 
Betriebsstättenfinanzamt zuständig ist. Durch diese 
Zusammenfassung der Zuständigkeit bei einem 
Finanzamt wird verhindert, daß Arbeitnehmer mit 
mehreren Arbeitsverhältnissen mehrfach in den Ge-
nuß von Freibeträgen oder einer Besteuerung nach 
Steuerklasse III kommen. 

Zu Nummer 33 (§ 39 d Abs. 2 EStG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aus der 
Übernahme der bisherigen Regelung des § 50 Abs. 4 
EStG in § 1 Abs. 3 EStG. 

Zu Nummer 34 (§ 40a Abs. 4 EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 35 (§ 42 b Abs. 1 EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 35a (§ 43 Abs. 1 Nr. 7 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe cc EStG) 

Die Fälligkeit der Arbeitnehmer-Sparzulage ist durch 
Artikel 3 des Mißbrauchsbekämpfungs- und Steuer-
bereinigungsgesetzes vom 21. Dezember 1993 
(BGBl. I S. 2310) verschoben worden. Die Anderung 
trägt dem für Zwecke der Erhebung des Zinsab-
schlags Rechnung. 

Zu Nummer 36 (§ 44 a EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 37 (§ 44 b EStG) 

Zu Absatz 1 Satz 1 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zum bisherigen Absatz 5 
- gestrichen - 

Vgl. Begründung zur bisherigen Nummer 19. 

Zur bisherigen Nummer 38 (§ 44 c Abs. 2 EStG) 

- gestrichen - 

Vgl. Begründung zur bisherigen Nummer 19. 

Zu Nummer 39 (§ 45 d EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 40 (§ 46 EStG) 

Zu Buchstabe a (§ 46 Abs. 1 EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Buchstabe b (§ 46 Abs. 2 EStG) 

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 46 Abs. 2 vor Nummer 1 
EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 
EStG) 

Die Änderung erfolgt wegen der Aufhebung des 
§ 39a Abs. 1 Nr. 6 EStG und ist somit nur redaktionel-
ler Natur. 

Zu Doppelbuchstabe cc (§ 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 
EStG) 

Die Vorschrift sieht eine Pflichtveranlagung für ver-
heiratete EU-Arbeitnehmer vor, deren Ehegatte im 
Heimatstaat wohnt, wenn die Lohnsteuer nach 
Steuerklasse III erhoben wurde. 

Zu Buchstabe c (§ 46 Abs. 4 EStG) 

Redaktionelle Änderung aufgrund der Aufhebung 
des § 46 Abs. 1 EStG. 

Zu Nummer 41 (§ 49 Abs. 1 Nr. 5 EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 41a (§ 50 EStG) 

Zu Buchstabe a (§ 50 Abs. 1 Sätze 5 bis 7 EStG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung 
(vgl. Nr. 11 des Koalitionsentwurfs - § 9a EStG). 

Zu Buchstabe b (§ 50 Abs. 3 EStG) 

Der Sonderfreibetrag von 864 DM, der bei be-
schränkt Steuerpflichtigen (ausgenommen Arbeit-
nehmern), die veranlagt werden, anwendbar ist, 
soweit der anzuwendende Steuersatz über dem 
Mindeststeuersatz von 25 v. H. liegt, wird gestrichen. 
Eine sachliche Rechtfertigung für seine Anwendung 
besteht nicht mehr. Im übrigen handelt es sich um 
eine redaktionelle Anpassung an die Streichung des 
§ 50 Abs. 4 EStG. 

Zu Buchstabe c (§ 50 Abs. 4 EStG) 

Beschränkt Steuerpflichtige, die ihr Einkommen ganz 
oder fast ausschließlich in Deutschland erzielen, wer-
den künftig auf Antrag wie unbeschränkt Steuer-
pflichtige behandelt (Neufassung des § 1 Abs. 3 
EStG). 

Zu Buchstabe d (§ 50 Abs. 5 EStG) 

Die Ergänzung in Satz 4 Nr. 1 ist eine Folgeänderung 
zur Einführung des § 1a  EStG. 

Satz 4 Nr. 2 setzt den 3. Leitsatz des Schumacker-Ur-
teils des EuGH um, nach dem beschränkt steuer-
pflichtige Arbeitnehmer, die EU-Bürger sind und im 
EU-Ausland wohnen, einen Anspruch auf eine Ver-
anlagung zur Einkommensteuer haben. Eine Erstrek-
kung der Aufhebung der Abgeltungswirkung von 
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Abzugsteuern bei beschränkt Steuerpflichtigen (§ 50 
Abs. 5 Satz 1 EStG) auf den Steuerabzug vom Kapital -
ertrag oder den Steuerabzug nach § 50a Abs. 4 EStG 
ist EG-rechtlich nicht geboten und wäre auch nicht 
sachdienlich, da dies zu einer weiteren Komplizie-
rung des Einkommensteuerrechts führen würde. Hat 
ein beschränkt steuerpflichtiger EU-Arbeitnehmer 
weitere Einkünfte, die dem Steuerabzug vom Kapi-
talertrag oder nach § 50a Abs. 4 EStG unterliegen, 
werden diese daher nur im Wege des Progressions-
vorbehalts berücksichtigt. Auch weitere - ausländi-
sche - Einkünfte werden durch Einbeziehung in den 
Progressionsvorbehalt berücksichtigt (vgl. Nr. 23 
Buchstabe a Doppelbuchstabe cc). 

Zu Nummer 42 (§ 50a EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zur bisherigen Nummer 43 (§ 50c EStG) 

- gestrichen - 

Durch die Abkoppelung der 3. Stufe der Unterneh-
mensteuerreform entfällt diese Vorschrift. 

Zu Nummer 44 (§ 51 EStG) 

Zu Buchstabe a (§ 51 Abs. 1 Nr. 1 EStG) 

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 51 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a EStG) 

Die Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnun-
gen wird um die Beistandspflichten Dritter erweitert, 
damit in die EStDV eine Norm aufgenommen werden 
kann, die es ermöglicht, daß die in der fortgefallenen 
Kapitalverkehr-Durchführungsverordnung geregel-
ten Beistandspflichten der Notare in erleichterter 
Form für ertragsteuerliche Zwecke fortgeführt wer-
den können. Sie stellen eine sachlich gebotene 
Grundlage zur Sachverhaltsfeststellung (insbesonde-
re in den Fällen des § 17 EStG oder § 21 UmwStG) 
dar. 

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 51 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe c EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Doppelbuchstaben cc und dd (§ 51 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstaben d 
und e EStG) 

Nach Aufhebung des § 32d EStG ist Buchstabe e des 
§ 51 Abs. 1 Nr. 1 EStG aufzuheben. In Doppelbuch-
stabe bb handelt es sich nur urn eine redaktionelle 
Folgeänderung. 

Zu Buchstabe b (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 44 a (§ 51 a Abs. 2 und 2 a EStG) 

Die Neuregelung der Bemessungsgrundlage soll si

-

cherstellen, daß das Existenzminimum von Kindern 

auch bei der Festsetzung und Erhebung von Zu-
schlagsteuern (Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag) 
steuerfrei bleibt. Zu diesem Zweck berücksichtigt die 
Bemessungsgrundlage abweichend von § 2 Abs. 6 
EStG stets den Kinderfreibetrag. Das Kindergeld 
wird nicht gegengerechnet. 

Zu Nummer 45 (§ 52 EStG) 

Die Vorschriften enthalten die erforderlichen Anwen-
dungsbestimmungen sowie redaktionelle Folgeände-
rungen. 

Absatz 2 

Die bisher in Absatz 2 enthaltene Regelung über die 
erstmalige Anwendung des § 2 a Abs. 3 und 4 EStG 
ist ab dem Veranlagungszeitraum 1996 entbehrlich. 
Ihre Streichung ist im Zusammenhang mit der Ein-
führung der gesonderten Feststellung (siehe Artikel 1 
Nr. 1) sogar geboten, um eine rückwirkende Anwen-
dung des Feststellungsverfahrens auf Veranlagungs-
zeiträume vor 1996 zu vermeiden. 

Die neue Anwendungsregelung zu § 1 a EStG sieht 
vor, daß die durch das Schumacker-Urteil des EuGH 
erforderlich gewordene, in § 1 a EStG geregelte An-
wendung weiterer entlastender Vorschriften grund-
sätzlich auf alle noch offenen Fälle von EU-Bürgern 
Anwendung findet. Da der EWR-Vertrag zum 1. Ja-
nuar 1994 in Kraft trat, ist § 1 a EStG für diesen Be-
reich ab Veranlagungszeitraum 1994 anzuwenden; 
dies gilt auch für Finnland, Österreich und Schwe-
den, da deren EG-Beitritt erst zum 1. Januar 1995 
erfolgt ist. Für Liechtenstein ist der EWR-Vertrag ab 
1. Mai 1995 anwendbar, so daß es sachgerecht ist, 
§ 1 a EStG erst ab dem Veranlagungszeitraum 1996 
anzuwenden. 

Absätze 2 a und 23 

Die Änderungen stellen insbesondere die Anwen-
dung des geänderten § 3 Nr. 2 EStG (Steuerfreiheit 
des Altersübergangsgeld-Ausgleichsbetrags) sowie 
die Anwendung des Progressionsvorbehalts nach 
§ 32b Abs. 1 EStG für den Veranlagungszeitraum 
1995 sicher. 

Absatz 2 c 

Die Vorschrift stellt sicher, daß Leistungen nach dem 
Bundeskindergeldgesetz für Kalenderjahre vor 1996, 
die nachträglich in 1996 oder in einem späteren 
Kalenderjahr gezahlt werden, weiterhin steuerfrei 
bleiben. 

Absätze 2 d, 12, 24 

Die Änderungen stellen die Anwendung des neuen 
§ 3 Nr. 36 EStG und der Folgeänderungen in § 10 
Abs. 1 Nr. 8 Satz 2 Buchstabe c EStG und § 33 b 
Abs. 6 EStG für den Veranlagungszeitraum 1995 
sicher. 

Absatz 5 

Die Änderung bewirkt, daß die Regelungen für Zu

-

wendungen des Trägerunternehmens zum Deckungs- 
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kapital oder Reservepolster einer Unterstützungskas-
se gemäß § 4 d Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a und b EStG 
bereits für Wirtschaftsjahre des Trägerunternehmens, 
die nach dem 31. Dezember 1991 beginnen, als Auf-
fangtatbestände gegenüber der Regelung für Zu-
wendungen an  eine rückgedeckte Unterstützungs-
kasse gemäß § 4 d Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c EStG her-
angezogen werden können. 

Absatz 8 

Steuerpfiichtige, die Anteile an Kapitalgesellschaften 
veräußern, können die Steuervergünstigung des § 6 b 
EStG nach geltendem Recht nur in Höhe von bis zu 
50 vom Hundert des bei der Veräußerung entstande-
nen Gewinns in Anspruch nehmen, soweit sie nicht 
eine Unternehmensbeteiligungsgesellschaft nach dem 
Gesetz über Unternehmensbeteiligungsgesellschaf-
ten  vom 17. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2488) sind. 
Ein Abzug des in diesen Fä llen begünstigten Veräu-
ßerungsgewinns ist nach geltendem Recht grund-
sätzlich nur bei den Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten von abnutzbaren beweglichen Wirt-
schaftsgütern bzw. Gebäuden zulässig. Die Reinvesti-
tion in neuerworbene Anteile an Kapitalgesellschaf-
ten ist in diesen Fällen nicht begüns tigt. 

Bei Unternehmen in den neuen Ländern bedarf es 
besonderer Anstrengungen zur Schaffung bzw. Siche-
rung einer ausreichenden Eigenkapitalbasis, die in 
den kommenden Jahren staatlich gefördert werden 
sollen. Dies soll u. a. durch eine Ausweitung der 
Steuervergünstigung des § 6 b EStG geschehen. Sie 
soll auch in den Fällen gewährt werden, in denen 
Steuerpflichtige die Gewinne aus der Veräußerung 
von Anteilen an Kapitalgesellschaften wiederum zur 
Anschaffung von Anteilen an Kapitalgesellschaften 
im Beitrittsgebiet verwenden, soweit damit mittel-
ständischen Unternehmen Eigenkapital zugeführt 
wird. Unter diesen Voraussetzungen sollen direkte 
(§ 6b Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 Buchstabe b EStG) und mit-
telbare (§ 6b Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 Buchstabe c EStG) 
Beteiligungen an mittelständischen Unternehmen im 
Beitrittsgebiet in den Anwendungsbereich des § 6 b 
EStG einbezogen werden. Die Abgrenzung des „Mit-
telstandes" richtet sich nach den Merkmalen des § 5 
Abs. 3 InvZulG 1993. Da nur die Kapitalzufuhr be-
günstigt werden soll, soll die bloße Übernahme von 
Anteilen von anderen Anteilseignern nicht begün-
stigt werden. 

Der Erwerb von neuen Anteilen an  einer sog. Beteili-
gungsgesellschaft soll begünstigt sein, wenn ihr wei-
teres Kapital zugeführt wird. Als weitere Vorausset-
zung sollen insoweit erfüllt sein: 

- die Beteiligungsgesellschaft muß ihrerseits die ihr 
zugeführten Mittel an mittelständische Unterneh-
men (Kapitalgesellschaften, Personengesellschaf-
ten oder Einzelunternehmen) im Beitrittsgebiet 
„weiterleiten". Dies kann durch den Erwerb von 
neuen Anteilen an  einer mittelständischen Kapi-
talgesellschaft oder durch Begründung einer Mit-
unternehmerschaft (Einlage in eine mittelständi-
sche Personengesellschaft) geschehen. Daneben 
ist auch die Begründung einer stillen Gesellschaft 

an einem mittelständischen Unternehmen im Bei-
trittsgebiet möglich, 

- die Beteiligungsgesellschaft darf die Weiterleitung 
der ihr zugeführten Mittel an mittelständische Un-
ternehmen nicht verzögern. Ein bloßes „Parken" 
der Mittel bei der Beteiligungsgesellschaft ist 
schädlich. 

Da eine rasche Zuführung von Eigenkapital in die 
begünstigten Unternehmen erreicht werden soll, ist 
vorgesehen, die Rücklagenfrist des § 6 b Abs. 3 Satz 2 
EStG insoweit auf zwei Jahre zu beschränken. Ist in 
diesen Fällen eine Rücklage von mehr als 50 vom 
Hundert des bei der Veräußerung entstandenen Ge-
winns gebildet worden, kommt die Steuerbegünsti-
gung des § 6 b EStG insgesamt nur noch bei der An-
schaffung von Anteilen an Kapitalgesellschaften im 
Sinne des Absatzes 1 Nr. 5 Buchstabe b und c in Be-
tracht. Die Ergänzung in Absatz 8 Satz 2 2. Halbsatz 
stellt sicher, daß die in der Sonderregelung vorgese-
hene verkürzte Investitionsfrist von zwei Jahren für 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaften nicht gilt. 

Der bisherige Absatz 8 ist durch Zeitablauf überholt. 

Absatz 25 

§ 52 Abs. 25 EStG 1995 war infolge des Ablaufs der 
zeitlichen Begrenzung gem. Artikel 10 Nr. 3 des Ge-
setzes zur Anpassung von Eingliederungsleistungen 
für Aussiedler und Übersiedler vom 22. Dezember 
1989 (BGB1. I S. 2398) aufzuheben. Die Änderung 
steht in Zusammenhang mit der Aufhebung der §§ 7 e 
und 10a EStG 1995. 

Absatz 31 

Für das auf Grund des Schumacker-Urteils des EuGH 
eingeführte generelle Veranlagungswahlrecht von 
beschränkt steuerpflichtigen EU-Bürgern gilt die 
gleiche Anwendungsregelung wie zu Absatz 2. 

Zu Nummer 46 (§ 61 EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 46a (Abschnitt X EStG) 

Aufgrund der einheitlichen steuerlichen Ausgestaltung 
des Familienleistungsausgleichs ist das Kindergeld 
in einem neuen Abschnitt des Einkommensteuerge-
setzes geregelt worden. Die Regelungen orientieren 
sich grundsätzlich an  den entsprechenden Vorschrif-
ten des bisherigen Bundeskindergeldgesetzes und 
berücksichtigen die erforderliche Harmonisierung. 

Zu § 62 EStG 

Die Vorschrift entspricht § 1 des bisherigen Bundes-
kindergeldgesetzes. Soweit danach Anspruchsbe-
rechtigte in die steuerliche Regelung nicht aufge-
nommen worden sind, handelt es sich um Gruppen, 
bei denen ein Steuerschuldverhältnis nicht möglich 
ist, weil sie im Inland weder einen Wohnsitz oder 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt noch irgendwelche 
Einkünfte haben. Für diese Personengruppen gilt 
weiterhin ein Leistungsgesetz (siehe Artikel la).  
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Zu § 63 EStG 

Die Vorschrift entspricht § 2 des bisherigen Bundes-
kindergeldgesetzes. Geschwister können - wie schon 
bisher im Steuerrecht - nur noch dann berücksichtigt 
werden, wenn sie zugleich Pflegekinder sind. Die 
Altersgrenze für die allgemeine Berücksichtigung 
von Kindern ist entsprechend der steuerrechtlichen 
Regelung auf das vollendete 18. Lebensjahr angeho-
ben. 

Zu §§ 64 und 65 EStG 

Diese Vorschriften entsprechen den §§ 3 und 8 des 
bisherigen Bundeskindergeldgesetzes. 

Zu § 66 EStG 

Die Vorschrift entspricht den §§ 9 und 10 des bisheri-
gen Bundeskindergeldgesetzes. Die Regelungen zur 
Einkommensgrenze sind entfallen, weil es auf das 
Einkommen des Berechtigten nicht mehr ankommt. 

Zu § 67 EStG 

Zu Absatz 1 

Die Regelung sieht entsprechend § 17 des bisherigen 
Bundeskindergeldgesetzes für die erstmalige Zah-
lung von steuerlichem Kindergeld einen Antrag vor. 
Die örtliche Zuständigkeit der Familienkasse be-
stimmt sich nach den Vorschriften der Abgabenord-
nung. 

Zu Absatz 2 

Die Regelung entspricht, abgesehen von der geän-
derten Altersgrenze für ein Kind, dem § 17 Abs. 3 des 
bisherigen Bundeskindergeldgesetzes. Da Kinder-
geld in der Regel durch einmalige Festsetzung von 
der Geburt des Kindes an bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres gezahlt werden soll, entspricht die 
Wirkung der Anzeige einem Antrag nach Absatz 1. 
Da die Voraussetzungen für die Zahlung des Kinder-
geldes ab dem 18. Lebensjahr andere sind als vor 
dem 18. Lebensjahr, sind der Anzeige entsprechend 
umfangreichere Unterlagen zum Nachweis der Vor-
aussetzungen beizufügen. Unterbleibt dies, bedarf es 
keines schriftlichen Bescheides mehr, um das Kinder-
geld nicht mehr zu zahlen (siehe § 70). 

Zu § 68 EStG 

Zu Absatz 1 

Nach der Abgabenordnung ist ein Steuerpflichtiger 
nicht verpflichtet, seine ursprünglich richtige Erklä-
rung zu berichtigen, wenn diese durch Zeitablauf un-
richtig geworden ist. Die Anwendbarkeit des § 153 
Abgabenordnung ist zweifelhaft, da Absatz 1 dieser 
Vorschrift sich nach überwiegender Meinung nur auf 
Fälle bezieht, in denen die ursprüngliche Unrichtig-
keit einer Erklärung nachträglich bekannt wird. Die 
Anwendbarkeit des § 153 Abs. 2 Abgabenordnung 
ist fraglich, weil es sich beim Kindergeld weder um 
eine Steuerbefreiung, eine Steuerermäßigung noch 
eine Steuervergünstigung handelt. Das Kindergeld 
dient vielmehr grundsätzlich der zutreffenden Be-
steuerung. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 entspricht dem § 19 Abs. 2 des bisherigen 
Bundeskindergeldgesetzes. 

Zu Absatz 3 

Eine Bescheinigung über das ausgezahlte Kinder-
geld soll nur auf Antrag ausgestellt werden, da die 
Höhe des ausgezahlten Kindergeldes nur in wenigen 
Fällen im Besteuerungsverfahren von Bedeutung ist. 

Zu § 69 EStG 

Die Regelung entspricht § 21 des bisherigen Bundes-
kindergeldgesetzes. Sie ermöglicht die von Amts 
wegen gebotene Überprüfung der Richtigkeit der 
geltend gemachten Ansprüche auf Kindergeld. Ohne 
die Vorschrift wäre eine doppelte Zahlung von Kin-
dergeld in verschiedenen Bundesländern für dassel-
be Kind nicht auszuschließen. 

Zu § 70 EStG 

Wie bisher wird das Kindergeld durch Bescheid fest-
gesetzt (§ 25 des bisherigen Bundeskindergeldgeset-
zes). Da es sich beim Kindergeld um eine Steuerver-
gütung handelt, finden nach § 155 Abs. 6 der Abga-
benordnung die für die Steuerfestsetzung geltenden 
Vorschriften sinngemäß Anwendung. Dies bedeutet, 
daß die Festsetzung des Kindergeldes grundsätzlich 
schriftlich zu erfolgen hat (§ 157 Abs. 1 Satz 1 Abga-
benordnung). Um das bei der Arbeitsverwaltung ein-
gespielte Verfahren der Kindergeldzahlung im Inter-
esse der Bürger und der Verwaltung beibehalten zu 
können, wird in den in § 70 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 genann-
ten Fällen auf eine schriftliche Festsetzung verzich-
tet. Bei einer Änderung der Verhältnisse wird die 
Festsetzung des Kindergeldes mit Wirkung für die 
Zukunft aufgehoben oder geändert. 

Zu § 71 EStG 

§ 71 regelt den Auszahlungsmodus des Kindergel-
des. Anders als nach dem bisherigen Bundeskinder-
geldgesetz (§ 20 Abs. 1) wird das Kindergeld monat-
lich gezahlt. 

Zu § 72 EStG 

In § 72 wird die Zahlung von Kindergeld an Angehö-
rige des öffentlichen Dienstes geregelt. Die Regelung 
entspricht im wesentlichen der des bisherigen § 45 
Bundeskindergeldgesetz. Abweichungen beruhen 
auf der geänderten Finanzierung und Verwaltung 
des Kindergeldes. Vorbild für § 72 Abs. 1 Satz 2 ist 
§ 39 Abs. 6 EStG. 

Zu Absatz 8 

Absatz 8 sieht den gesonderten Ausweis des Kinder-
geldes in der Lohnabrechnung für den Arbeitnehmer 
und in der Lohnsteuer-Anmeldung des Arbeitgebers 
vor. Ist das Kindergeld höher als die insgesamt abzu-
führende Lohnsteuer, muß der Arbeitgeber für den 
Unterschiedsbetrag zunächst vorleisten. Die Rege-
lung orientiert sich an § 28 Abs. 5 BerlinFG. 
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Zu § 73 EStG 

Zu Absatz 1 

Nach Absatz 1 kann das Kindergeld auch außerhalb 
des öffentlichen Dienstes vom Arbeitgeber ausge-
zahlt werden. Bisher war dies nur in wenigen Aus-
nahmefällen möglich (§ 20 Abs. 2 des bisherigen 
Bundeskindergeldgesetzes). Voraussetzung ist eine 
Bescheinigung der Familienkasse. Auch diese Rege-
lung orientiert sich an § 28 Abs. 5 BerlinFG. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 stellt sicher, daß das Kindergeld den Be-
rechtigten in allen Fällen ausgezahlt wird, in denen 
dies bisher der Fall gewesen ist. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 enthält eine Ermächtigung für die Bundes-
regierung, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Einzelheiten des Verfahrens näher 
zu regeln. 

Zu § 74 EStG 

Zu Absatz 1 

§ 74 Abs. 1 regelt die Auszahlung des Kindergeldes 
bei Verletzung der Unterhaltspflicht. Die Regelung 
entspricht § 48 SGB I. 

Zu Absatz 2 

§ 74 Abs. 2 EStG regelt die Auszahlung des Kinder-
geldes bei Unterbringung des Leistungsberechtigten 
in einer Anstalt oder Einrichtung. Sie entspricht § 49 
SGB I.  

Zu Absätzen 3 und 4 

§ 74 Abs. 3 und 4 regeln die Überleitung des Kinder-
geldanspruchs bei Unterbringung nach Absatz 2 auf 
die Stelle, der die Kosten der Unterbringung zur Last 
fallen. Die Regelung entspricht § 50 SGB I. 

Zu Absatz 5 

Die Regelung stellt sicher, daß die do rt  genannten 
Vorschriften des Sozialgesetzbuches X weiterhin an-
wendbar bleiben. 

Zu § 75 EStG 

Die Regelung ist erforderlich, um hinsichtlich der 
Aufrechnung den bisherigen Rechtszustand beizube-
halten. 

Zu § 76 EStG 

Durch § 76 wird sichergestellt, daß Kindergeld wie 
bisher nur eingeschränkt pfändbar ist. Die Finanzbe-
hörden können wie bisher den Kindergeldanspruch 
nicht pfänden. Dies ergibt sich aus § 76 in Verbin-
dung mit § 319 Abgabenordnung. Die Regelung ent-
spricht § 54 Abs. 5 SGB I. 

Zu § 77 EStG 

Anders als das außergerichtliche Rechtsbehelfsver-
fahren nach der Abgabenordnung im allgemeinen 
sieht § 77 grundsätzlich eine Erstattung von Kosten 
im außergerichtlichen Rechtsbehelfsverfahren vor. 
Damit wird eine Schlechterstellung gegenüber dem 
bisherigen Recht, die ohne diese Regelung eingetre-
ten wäre, vermieden. Die Regelung entspricht § 63 
SGB X. 

Zu § 78 EStG 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 stellt sicher, daß bisher gewährtes Kinder-
geld grundsätzlich ohne neue Antragstellung und 
Festsetzung weiterhin gezahlt werden kann. Satz 2 ff. 
ermöglicht in den Fällen des § 73 im 1. Vierteljahr 
1996 eine befristete vorläufige Auszahlung des Kin-
dergeldes durch den Arbeitgeber ohne Vorlage der 
Bescheinigung nach § 73 Abs. 1 Satz 2. 

Zu Absätzen 2 und 3 

In Fällen, in denen die Berechtigung zum Kinder-
geldbezug infolge Rechtsänderung zum 1. Januar 
1996 wegfällt, kann das Kindergeld noch für eine 
Übergangszeit von einem Jahr nach bisherigem 
Recht weitergezahlt werden. 

Zu Absatz 4 

Vor 1996 entstandene Ansprüche auf Kindergeld 
oder Kindergeldzuschlag können auch nach dem 
1. Januar 1996 noch erfüllt werden. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 entspricht § 44 d Abs. 2 des bisherigen Bun-
deskindergeldgesetzes. 

Zur bisherigen Nummer 47 (Anlage 4 zu § 34h EStG) 

- gestrichen - 

Eine außertarifliche Grundentlastung ist im neuen 
Tarifvorschlag nicht vorgesehen. 

Zu Nummer 48 (Anlagen 4 a bis 6 b) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 49 (Anlage 7 zu § 44 d EStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Anlage 2 (zu § 32a Abs. 4 EStG) 

Durch den neuen Tarifvorschlag ist eine neue Grund-
tabelle erforderlich. 

Zu Anlage 3 (zu § 32a Abs. 5 EStG) 

Durch den neuen Tarifvorschlag ist eine neue Split-
tingtabelle erforderlich. 
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Zur bisherigen Anlage 4 (zu § 34h Abs. 2 EStG) 

Eine außertarifliche Grundentlastung ist im neuen 
Tarifvorschlag nicht vorgesehen. 

Zu Artikel 1 a - Neufassung des Bundeskinder-
geldgesetzes 

Zu § 1 Abs. 1 (BKGG) 

Eltern, die nach § 1 des Einkommensteuergesetzes in 
Deutschland unbeschränkt oder beschränkt steuer-
pflichtig sind, erhalten Kindergeld nach dem Ein-
kommensteuergesetz. Im Bundeskindergeldgesetz 
sind deshalb nur Kindergeldansprüche von Eltern 
geregelt, die in Deutschland nicht steuerpflichtig 
sind, aber Kindergeld erhalten sollen. Das sind Eltern, 
die in Deutschland keinen Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt haben, aber in einer Weise mit dem 
deutschen Arbeits-, Dienst- und Sozialrechtssystem 
verbunden sind, die eine Kindergeldzahlung erfor-
dert oder angemessen erscheinen läßt. 

Erforderlich nach den Bestimmungen des Europa-
rechts, VO 1408/71 (EWG), ist die Einbeziehung von 
Arbeitnehmern, die den deutschen Bestimmungen 
über soziale Sicherheit unterliegen. Nach Artikel 13 
der VO 1408/71 (EWG) unterliegen Arbeitnehmer 
grundsätzlich in allen Zweigen der sozialen Sicher-
heit, zu denen auch die Familienleistungen zählen, 
grundsätzlich den Rechtsvorschriften desselben Staa-
tes. Da Arbeitnehmer im Ausland durch Sonderver-
einbarung nach Art. 17 VO 1408/71 (EWG) den ge-
nannten deutschen Rechtsvorschriften unterliegen 
können, muß der Anknüpfungspunkt für diese Fälle 
die Sozialversicherung sein. Volle Eingliederung in 
die deutsche Sozialversicherung liegt vor, wenn die 
Beschäftigung beitragspflichtig zur Bundesanstalt für 
Arbeit ist. Dieses Kriterium für Arbeitnehmereigen-
schaft im Sinne des Europarechts ist für Deutschland 
auch in Anhang I der VO 1408/71 (EWG) aufgenom-
men worden. Auch zwischenstaatliche Abkommen 
über Soziale Sicherheit sehen vor, daß durch Sonder-
vereinbarung eine Unterstellung unter die Vorschrif-
ten der Sozialen Sicherheit möglich ist. Derartige Un-
terstellungen unter die deutschen Vorschriften über 
Soziale Sicherheit werden insbesondere bei deut-
schen Arbeitnehmern vorkommen, die bei Niederlas-
sungen oder Tochterfirmen deutscher Unternehmen 
im Ausland für einige Jahre beschäftigt sind und 
während dieser Zeit do rt  auch ihren Wohnsitz neh-
men. Auch Grenzgänger, die in Deutschland be-
schäftigt sind, können ausnahmsweise z. B. nach 
Doppelbesteuerungsabkommen in Deutschland nicht 
steuerpflichtig sein. Auch hier kommt die Beitrags-
pflicht zur Bundesanstalt für Arbeit als Anspruchsvor-
aussetzung für einen Kindergeldanspruch in Betracht. 
Ein Kindergeldanspruch für Auslandsdeutsche in an-
deren Fällen oder für freiwillig in der deutschen Ren-
ten- oder Krankenversicherung versicherte Personen 
ist damit nicht geregelt und auch nicht erforderlich. 

Die Regelung für Entwicklungshelfer und einer Ein- 
richtung außerhalb Deutschlands zugewiesene Be- 
amte entspricht der geltenden Fassung des Gesetzes. 

In anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
lebende Rentner und Waisen, denen nach den 

Artikeln 77 und 78 der VO 1408/71 (EWG) deutsche 
Familienleistungen zu ihrer Rente zustehen, haben 
Anspruch auf Kindergeld nach diesem Gesetz, weil 
die Bundesregierung in einer Erklärung zu Artikel 5 
der VO 1408/71 (EWG) dieses Kindergeld zur Lei-
stung nach den Artikeln 77 und 78 erklärt hat. 

Zu § 1 Abs. 2 (BKGG) 

Die Vorschrift entspricht dem geltenden Recht. Bis-
her in § 14 enthaltene Regelungen wurden in § 1 
Abs. 2 übernommen. Die Vollwaisen und Kinder, die 
den Aufenthalt ihrer Eltern nicht kennen, sind zwar 
wegen ihres Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufent-
haltes in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtig. 
Im Einkommensteuerrecht kann ihnen aber neben 
der steuerlichen Freistellung ihres Existenzminimums 
(z. B. Grundfreibetrag) nicht zusätzlich ein Kinder-
freibetrag oder ein Steuererstattungsbetrag gewährt 
werden. Die Kindergeldzahlung ist zur Vermeidung 
sozialer Härten weiter erforderlich. 

Zu § 1 Abs. 3 (BKGG) 

Übernahme des geltenden Rechts nach redaktionel-
ler Überarbeitung. 

Zu § 2 (BKGG) 

Der reformierte Familienleistungsausgleich sieht 
u. a. ein Wahlrecht für Familien mit Kindern zwi-
schen der Inanspruchnahme von Kindergeld oder 
steuerlichem Kinderfreibetrag vor. Dieses Wahlrecht 
erfordert eine Vereinheitlichung des bislang noch 
unterschiedlichen Kindbegriffs im Kindergeld- und 
Einkommensteuerrecht. 

Zu § 2 Abs. 1 (BKGG) 

Bei der Berücksichtigung von Kindern des Ehegatten 
bleibt die Rechtslage unverändert. Bei Pflegekindern 
wird das im Einkommensteuerrecht schon bisher ent-
haltene Erfordernis eines nicht unwesent lichen eige-
nen Kostenbeitrages der Pflegeeltern für den Unter-
halt des Pflegekindes in das Kindergeldrecht über-
nommen. Die bisher im Einkommensteuerrecht nicht 
berücksichtigten Enkelkinder sollen künftig auch für 
Kinderfreibeträge berücksichtigt werden, allerdings 
nur beschränkt auf die Fälle, in denen die Enkelkinder 
in den Haushalt der Großeltern aufgenommen worden 
sind. Dabei soll es dann nicht darauf ankommen, ob es 
sich um den alleinigen Haushalt der Großeltern oder 
um einen gemeinsamen Haushalt mit den Eltern oder 
einem Elternteil handelt. Die Unterhaltszahlung der 
Großeltern für ein Enkelkind löst abweichend vom 
geltenden Recht künftig keinen Kindergeldanspruch 
aus. Dies ist vertretbar, weil die Kindergeldzahlung an 
den Elternteil, der das Kind betreut und versorgt, den 
Unterhaltsbedarf des Enkelkindes unmittelbar senkt. 

Wie schon bisher im Einkommensteuerrecht werden 
Geschwister nicht berücksichtigt, weil sie einander 
nicht unterhaltspflichtig sind. Bei Vorliegen der Pflege-
kindeigenschaft können sie aber als solche berück-
sichtigt werden. 
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Zu § 2 Abs. 2 (BKGG) 

Die Altersgrenze von Kindern, für die generell Kin-
dergeld oder Kinderfreibetrag gewährt wird, wird 
einheitlich auf die Vollendung des 18. Lebensjahres 
des Kindes festgesetzt. Die Tatbestände des Satzes 1 
Nummer 1 bis 6, nach denen Kinder über das 18. Le-
bensjahr hinaus berücksichtigt werden können, wur-
den in beiden Rechtsbereichen (Kindergeld- und 
Einkommensteuerrecht) harmonisiert; die Formulie-
rungen wurden größtenteils angepaßt. 

Zu Nummer I 

Hier werden Kinder erfaßt, die sich in Schul- oder 
Berufsausbildung befinden; der Begriffsinhalt des § 2 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BKGG in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31. Januar 1994 (BGBl. I S. 168, 
701), zuletzt geändert durch Artikel 12 Abs. 72 des 
Postneuordnungsgesetzes vom 14. September 1994 
(BGBl. I S. 2325) hat sich nicht geändert. Von § 2 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BKGG nicht mehr erfaßt sind die 
Zeiten der Unterbrechung der Ausbildung durch Er-
ziehungsurlaub unter den Voraussetzungen des § 1 
und im zeitlichen Rahmen des § 15 des Bundeserzie-
hungsgeldgesetzes (Anpassung an  das Einkommen-
steuerrecht). 

Zu Nummer 2 

Die bisher in § 2 Abs. 2 Satz 5 BKGG geregelte Be-
rücksichtigung von Übergangszeiten zwischen zwei 
Ausbildungsabschnitten wird begrifflich inhalts-
gleich im Wege der Harmonisierung als neue 
Nummer 2 in § 2 Abs. 2 Satz 1 aufgenommen mit der 
Maßgabe, daß Erziehungsurlaub wie in Nummer 1 
nicht mehr erfaßt wird. 

Zu Nummer 3 

Angleichung an die Bestimmung des § 32 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes. 

Zu Nummer 4 

Redaktionelle Angleichung ohne inhaltliche Ände
-rung des bisherigen § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2. 

Zu Nummer 5 

Die ehemals besondere Nettoeinkommensgrenze des 
bisherigen § 2 Abs. 4 von 400 DM monatlich entfällt. 
Auch für arbeitslose Kinder gilt jetzt die allgemeine 
Einkommensgrenze von 1 000 Deutsche Mark mo-
natlich. Die Regelung, wonach junge Mütter und 
Väter auch wegen Kindesbetreuung den Status als 
arbeitslos oder ausbildungsplatzsuchend hatten, ist 
entfallen. 

Zu Nummer 6 

Redaktionelle Angleichung ohne inhaltliche Ände

-

rung. 

§ 2 Abs. 2 Satz 2 bis 5 regelt die Anrechnung eigenen 
Kindeseinkommens. Im Rahmen der dem Familien-
leistungsausgleich zugrunde liegenden Optionsmög-
lichkeit zwischen Kindergeld oder Kinderfreibetrag 

und der dadurch bedingten Rechtsharmonisierung 

gelten - in beiden Fällen - die Einkünfte und Bezüge 
im Sinne der §§ 2 Abs. 2 und 33a des Einkommen-
steuergesetzes als eigenes Kindeseinkommen. Maß-
geblich sind die während des gesamten Kalenderjah-
res anfallenden Beträge. Es werden jedoch nur die 
Monate berücksichtigt, in denen die Voraussetzun-
gen des § 2 Abs. 2 Satz 1 erfüllt sind. Im Ergebnis ist 
also das durchschnittliche monatliche Einkommen 
während des Kalenderjahres maßgeblich. Einkünfte 
von Studenten während der Semesterferien führen 
künftig dann nicht zum (vorübergehenden) Wegfall 
des Kindergeldanspruchs, wenn der Jahresbetrag 
von 12 000 DM nicht erreicht wird, bei seinem Errei-
chen fällt allerdings der Anspruch für das ganze Ka-
lenderjahr weg. 

Kinder, die über ein eigenes monatliches oder auf 
den Monat bezogenes Einkommen von 1 000 Deut-
sche Mark verfügen, belasten ihre Eltern wirtschaft-
lich nicht mehr in der Weise, daß diese daneben noch 
im Wege des Familienleistungsausgleichs entlastet 
zu werden brauchen. Der Einkommensgrenzbetrag 
orientiert sich an dem Be trag des einem erwachsenen 
Alleinstehenden steuerlich zu belassenden Existenz-
minimums, dessen Entwicklung auch im Kindergeld-
recht nachzuvollziehen ist. 

Die Einkommensgrenze wird auf monatliche Ein-
künfte und Bezüge von 1 000 Deutsche Mark ange-
hoben. Im Verhältnis zur bisherigen Regelung steigt 
die Bruttogrenze von 760 Deutsche Mark auf rund 
1 166 Deutsche Mark und die Nettogrenze von 
610 Deutsche Mark auf 1 000 Deutsche Mark. Ein-
künfte und Bezüge, die nicht monatlich zufließen, 
werden ggf. anteilig angesetzt. Zum eigenen Kindes-
einkommen gehören auch alle Formen von Ausbil-
dungshilfen unabhängig von deren Herkunft. Auch 
diese entlasten im wirtschaftlichen Ergebnis Eltern 
von bestehenden Unterhaltsverpflichtungen. Der 
Verzicht des Kindes auf Teile des ihm zustehenden 
Einkommens ist wie im geltenden Recht unbeacht-
lich, soweit dadurch beabsichtigt ist, den Eltern 
einen Kindergeld- bzw. Kinderfreibetrags-Anspruch 
zu erhalten. 

Die in § 2 Abs. 2a bisher enthaltene Regelung, wo-
nach verheiratete Kinder nur berücksichtigt werden, 
wenn die Eltern sie noch überwiegend unterhalten 
müssen, konnte wegen der umfassenden Berücksich-
tigung von Einkünften und Bezügen entfallen. 

Zu § 2 Abs. 3 (BKGG) 

Redaktionelle Überarbeitung des bisherigen § 2 
Abs. 3 infolge der Harmonisierung von Kindergeld-
und Kinderfreibetragsrecht. Der Verlängerungstatbe-
stand für Zeiten des gesetzlichen Grundwehr- und 
Zivildienstes und für die den jeweiligen Pflichtdienst-
zeiten entsprechenden Ersatzdienste hat sich inhalt-
lich für Kinder, die für einen Beruf ausgebildet wer-
den und für arbeitslose, der Arbeitsvermittlung zur 
Verfügung stehende Kinder nicht geändert. 

Für Kinder, die eine Berufsausbildung mangels Aus

-

bildungsplatzes nicht beginnen oder fortsetzen kön

-

nen, entfällt wegen deren Berücksichtigungsmög- 
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lichkeit bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres der 
Verlängerungstatbestand. 

Zu § 2 Abs. 4 (BKGG) 

Die bisherige Regelung des Absatzes 4 ist in der An-
derung des § 2 Abs. 2 und 3 aufgegangen. 

§ 2 Abs. 4 ist nunmehr eine Konkurrenzvorschrift zur 
Vermeidung des Doppelbezugs von Kindergeld. Das 
Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz ist 
deshalb vorrangig, weil Steuerpflichtige in jedem 
Falle steuerlich zu entlasten sind. Soweit steuerlich 
eine Entlastung durch Kindergeld oder Kinderfreibe-
trag für ein Kind stattfindet, besteht für ein zusätz-
liches Kindergeld für dasselbe Kind keine Veranlas-
sung. 

Zu § 2 Abs. 5 (BKGG) 

Der Grundsatz, daß Kindergeld nur für in Deutsch-
land lebende Kinder gezahlt wird, entspricht gelten-
dem Recht. Ausnahmen sind durch Europarecht und 
Abkommensrecht geregelt. Insoweit bedarf es nicht 
der zusätzlichen Regelung im Gesetz. Soweit zwei-
seitige Abkommen über Soziale Sicherheit ohne eine 
Kindergeldregelung abgeschlossen wurden, ist eine 
Kindergeldzahlung für in diesen Staaten lebende 
Kinder nicht gewollt. Dasselbe gilt für Staaten mit de-
nen keine Abkommen über Soziale Sicherheit abge-
schlossen wurden. Für Kinder, die in diesen Staaten 
leben, kommt daher nur eine Berücksichtigung von 
Kinderfreibeträgen in Be tracht. Das betrifft z. B. die 
Kinder von Grenzgängern aus Polen und Tschechien 
sowie Kinder von Entsandten in Staaten außerhalb 
der Europäischen Union, mit denen kein Kindergeld-
abkommen besteht. 

Zu § 2 Abs. 6 (BKGG) 

Redaktionelle Anpassung des geltenden Rechts. 

Zu § 3 Abs. 1 (BKGG) 

Unveränderte Übernahme des geltenden Rechts. 

Zu § 3 Abs. 2 (BKGG) 

Entsprechend dem Zweck der Kindergeldzahlung, 
Unterhaltslasten zu mindern, ist das Kindergeld dem-
jenigen Berechtigten zu zahlen, der am meisten mit 
dem Kindesunterhalt belastet ist. Nach allgemeiner 
Lebenserfahrung ist das derjenige Berechtigte, der 
das Kind in seiner Obhut hat, es also be treut, erzieht 
und versorgt. Damit erhält vorrangig die Person das 
Kindergeld, in deren Obhut sich das Kind befindet 
(Obhutsprinzip). Diese Regelung entspricht auch 
dem Wohl des Kindes am besten. 

Das Obhutsprinzip, welches bisher in der Rangfolge-
regelung des § 3 Abs. 2 Satz 1 seine Berücksichti-
gung gefunden hat, erstreckt sich nunmehr auch auf 
die Konkurrenzsituation, bei denen Vater und Mutter 
als Anspruchsinhaber nebeneinanderstehen. Bisher 
ist ein Elternteil - der Vater eines nichtehelichen 
Kindes - vom Kindergeldanspruch ausgeschlossen, 

und zwar auch dann, wenn er das Kind in seiner Ob-
hut hat wie im Falle der nichtehelichen Lebensge-
meinschaft. Im Hinblick auf die einkommensabhän-
gige Kindergeldminderung - die jetzt entfällt - war 
dies gerechtfertigt, insbesondere solange nicht die 
Einkommen beider Partner bei der Ermittlung des 
maßgeblichen Einkommens zugrundegelegt wurde. 
Auch unter Berücksichtigung der ebenfalls für diese 
Legislaturperiode erwarteten Reform des Kind-
schaftsrechts, mit der die Möglichkeit einer gemein-
samen elterlichen Sorge nicht miteinander verheira-
teter Eltern eingeführt werden soll, ist es erforderlich, 
das Obhutsprinzip auch im Falle der nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft anzuwenden. 

In den seltenen Fällen, in denen Eltern, die das Kind 
gemeinsam in Obhut haben, keine Berechtigtenbe-
stimmung treffen, soll auf Antrag das Vormund-
schaftsgericht entscheiden. 

Leben Eltern und Großeltern in einem gemeinsamen 
Haushalt mit dem Kind, kann allein nach dem Ob-
hutsprinzip die Anspruchskonkurrenz nicht gelöst 
werden. In diesen Fällen bleibt es bei der bisherigen 
Regelung. 

Zu § 3 Abs. 3 (BKGG) 

Lebt das Kind nicht in dem Haushalt einer an
-spruchsberechtigten Person, so soll das Kindergeld 

demjenigen Berechtigten gewährt werden, der dem 
Kind laufend die höchste Unterhaltsrente zahlt. Auch 
mit dieser Regelung ist sichergestellt, daß derjenige 
das Kindergeld erhält, der durch den Kindesunterhalt 
am meisten belastet ist. 

Eine Kindergeldbewilligung an Anspruchsberech-
tigte, die keinen Unterhalt leisten, ist für eine Aus-
zahlung an  das Kind oder die Person oder Stelle, die 
es unterhält, erforderlich. 

Zu § 4 (BKGG) 

Übernahme des bisherigen § 8 Absatz 1 und Absatz 2 
Satz 1 und 2 nach redaktioneller Anpassung. Die bis-
her in § 8 Abs. 2 Satz 3 bis 5 enthaltene Regelung ist 
hinsichtlich der Leistungen anderer Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union wegen des Vorrangs der eu-
roparechtlichen Regelung des Artikel 76 VO 1408/71 
(EWG) entbehrlich. In anderen Fällen ist eine Zah-
lung von Unterschiedsbeträgen zu ausländischen 
Leistungen nicht erforderlich; sie ist in zweiseitigen 
Abkommensfällen auch nicht vorgesehen. 

Die bisher in § 8 Abs. 3 enthaltene Regelung zum 
Anspruchsübergang bei Neubewilligung einer Kin-
derzulage oder eines Kinderzuschusses ist gegen-
standslos geworden, weil bei Neubewilligung von 
Renten keine Kinderzulagen und keine Kinderzu-
schüsse mehr bewilligt werden. 

Zu § 5 (BKGG) 

Unveränderte Übernahme des § 9 Absätze 1 und 2 
des geltenden Rechts; der bisherige Absatz 5 wird 
Absatz 3. Bei einer weitgehend am Obhutsprinzip 
orientierten Kindergeldregelung ist die bisher in § 9 
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Abs. 3 vorgesehene rückwirkende Kindergeldge-
währung nach Vaterschaftsanerkennung nicht mehr 
vorzusehen. Das Kindergeld stand in diesen Fällen 
der Mutter zu. 

§ 9 Abs. 4 ist teilweise gegenstandslos geworden, 
weil es Neubewilligungen von Kinderzulagen und 
Kinderzuschüssen nicht mehr gibt. Für die übrigen 
Fälle erscheint § 28 SGB X als ausreichende Rege-
lung. 

Zu§6(BKGG) 

Neufassung entsprechend dem Reformziel (vgl. unter 
Allgemeines). 

Zu §§ 7 bis 15 (BKGG) 

Die Verfahrensvorschriften sind im wesentlichen un-
verändert geblieben, waren jedoch redaktionell an 
das geänderte Leistungsrecht und die Organisation 
anzupassen. Die bisher zweimonatige Auszahlung 
war wegen der höheren Be träge auf monatliche Zah-
lung umzustellen. Einer Auszahlung durch den Ar-
beitgeber bedarf es nicht mehr. 

Zu § 16 (BKGG) 

Die Bußgeldvorschriften waren lediglich redaktionell 
anzupassen. 

Zu § 17 (BKGG) 

Unveränderte Übernahme des bisherigen § 42. 

Zu § 19 (BKGG) 

Durch die Harmonisierung des kindergeldrechtli-
chen und steuerrechtlichen Kindbegriffs werden Ge-
schwister und nicht in den Haushalt von Großeltern 
aufgenommene Enkelkinder nicht mehr berücksich-
tigt. In laufenden Fällen erscheint zur Besitzstands-
wahrung eine Übergangsregelung erforderlich. Das-
selbe gilt für die Harmonisierung der Berücksich-
tigung von Kindern nach der allgemeinen Alters-
grenze. 

Für alle Fälle, in denen Kindergeld oder Kindergeld-
zuschlag bis zum 31. Dezember 1995 unter Vorbehalt 
gezahlt wurde, noch nachträglich beantragt wird 
oder sich ergibt, daß es nicht in zutreffender Höhe 
gezahlt wurde, sollen die §§ 10, 11, 11a aus Gleich-
behandlungsgründen in der bis zum 31. Dezember 
1995 geltenden Fassung angewendet werden. 

In § 77 des Einkommensteuergesetzes wird be-
stimmt, daß die Kindergeldgewährung bis zum 
31. Dezember 1995 als Kindergeldfestsetzung nach 
dem EStG gilt. Damit wird sichergestellt, daß Kinder-
geld ab 1. Januar 1996 nahtlos und ohne Antragstel-
lung weitergezahlt werden kann. Für anhängige Ver-
fahren über Kindergeldansprüche nach dem bis zum 
31. Dezember 1995 geltenden Recht soll dies nicht 
gelten. Verfahren über Ansprüche für die Zeit vor 
dem 1. Januar 1996 sollen nach dem BKGG und SGB 
zu Ende geführt werden. 

Zu Artikel 1 b - Änderung des 
Finanzverwaltungsgesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 5 FVG) 

Zu Buchstabe a (§ 5 Abs. 1 Nr. 11 FVG) 

Die Durchführung des Familienleistungsausgleichs 
wird der Bundesfinanzverwaltung (Bundesamt für 
Finanzen) übertragen. Die praktische Durchführung 
der Aufgabe muß durch eine flächendeckende ört-
liche Verwaltung erfolgen. Aus verwaltungsökono-
mischen Gründen bedient sich das Bundesamt für Fi-
nanzen bei der Durchführung des steuerlichen Fami-
lienleistungsausgleichs ab 1. Januar 1996 der organi-
satorischen und personellen Strukturen der bisheri-
gen Kindergeldkassen der Bundesanstalt für Arbeit. 
Die Verfahrenseinzelheiten dazu werden im An-
schluß an die gesetzlichen Regelungen durch Ver-
waltungsvereinbarung zwischen der Bundesfinanz-
verwaltung und der Bundesanstalt für Arbeit festge-
legt. 

Zu Buchstabe b (§ 5 Abs. 3 FVG) 

Mit der Durchführung des Familienleistungsaus-
gleichs durch Bundesbehörden zu Lasten des Ein-
kommensteueraufkommens tritt der Bund hinsicht-
lich des Einkommensteueranteils der Länder und Ge-
meinden von 57,5 v. H. in Vorlage. 

Der Länder- und Gemeindeanteil an den Bundeszah-
lungen im Familienleistungsausgleich ist dem Bund 
monatlich nachträglich zu erstatten. 

Zu diesem Zweck stellt das Bundesamt für Finanzen 
nach Ablauf eines jeden Monats das Monatsergebnis 
der Zahlungen im Familienleistungsausgleich fest, 
berechnet den Länder- und Gemeindeanteil daran 
und teilt diesen auf die einzelnen Länder nach Maß-
gabe der länderweisen Verteilung der gewährten 
Leistungen auf. Die monatliche Abrechnung wird 
den Ländern mit der Maßgabe zugeleitet, ihren An-
teil und den ihrer Gemeinden dem Bund bis zum 15. 
des dem Zahlungsmonat folgenden Monats auszu-
gleichen. 

Zu Nummer 2 (§ 21 FVG) 

Die Vorschrift regelt die notwendige Zusammenar-
beit zwischen dem Bundesamt für Finanzen und den 
Landesfinanzbehörden. 

Zu Artikel 1 c - Änderung des Solidaritäts- 
zuschlaggesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 3 SolzG 1995) 

Die Änderung in Buchstabe a ist redaktioneller Na-
tur, da Absatz 2 aufgehoben wird. 

Die Änderungen in Buchstabe b sind infolge der Um-
setzung des Familienleistungsausgleichs erforder-
lich. Sie stellen sicher, daß die Bemessungsgrundlage 
für den Solidaritätszuschlag so berechnet wird, daß 
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das Existenzminimum von Kindern auch bei Festset-
zung des Solidaritätszuschlages steuerfrei bleibt. 
Dies geschieht durch die Bezugnahme auf den eben-
falls geänderten § 51 a EStG. 

Die Änderung in Buchstabe c trägt der Änderung des 
§ 51 a Abs. 2 EStG, durch die besondere Kinderab-
zugsbeträge wegfallen sollen, Rechnung. 

Die Änderungen in Buchstaben d und e enthalten re-
daktionelle Anpassungen. 

Zu Nummer 2 (§ 6 SolzG 1995) 

Die Anwendungsregelung ist wegen der Aufhebung 
des § 3 Abs. 2 notwendig, die erst ab dem Veranla-
gungszeitraum 1996 nach der Reform des Familien-
leistungsausgleichs gelten soll. 

Zu Artikel 1 d - Änderung des Wohngeld

-

gesetzes 

Zu § 12 Abs. 2 

Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle Folge-
änderung. 

In der Neufassung des § 9a werden die bisherigen 
Nummern 1 (Arbeitnehmer-Pauschbetrag) und 2 
(Pauschbetrag bei Einkünften aus Kapitalvermögen) 
inhaltlich unverände rt  als Nummer 1 Buchstabe a 
und b des Satzes 1 übernommen. In der neuen 
Nummer 2 soll jetzt geregelt werden, wie der Steuer-
pflichtige bei Gebäuden, soweit sie Wohnzwecken 
dienen, die Werbungskosten pauschal ermitteln 
kann. 

Zu Artikel 1 e - Änderung des Wohngeldsonder-
gesetzes 

Zu Anlage 7 (zu § 9 Satz 1 Nr. 3) 

Hierbei handelt es sich um eine Folgeänderung zu 
dem geänderten § 32b EStG (Artikel 1 Nr. 23 
Buchstabe a). Dort  ist vorgesehen, den in § 3 Nr. 2 
EStG (Artikel 1 Nr. 2) steuerfrei gestellten Altersüber-
gangsgeld - Ausgleichsbetrag als Lohnersatzleistung 
in den Progressionsvorbehalt einzubeziehen. Der 
Charakter als Lohnersatzleistung erfordert eine Er-
gänzung des Katalogs der im Geltungsbereich des 
Wohngeldsondergesetzes anzurechnenden Einnah-
men. 

Zu Artikel 11 - Änderung des Wohnungsbau

-

Prämiengesetzes 

Zu § 1 Satz 1  

Durch § 1 Abs. 3 - neu - und § 1 a EStG (vgl. Artikel 1 
Nr. 0 und 0 a) wird die unbeschränkte Einkommen-
steuerpflicht um neue Fallgruppen erweitert. Durch 
die Ergänzung bleibt der Berechtigtenkreis des Woh-
nungsbau-Prämiengesetzes beschränkt auf die im In-
land wohnenden Personen und auf die im Ausland 
lebenden Personen, die zu einer inländischen juristi-
schen Person des öffentlichen Rechts in einem 
Dienstverhältnis stehen. Diese Beschränkung ist 

durch die Zielsetzung des Gesetzes, den Wohnungs-
bau im Inland zu fördern, geboten. 

Zu Artikel 2 - Änderung der Einkommensteuer

-

Durchführungsverordnung 

Zu Nummer 1 (§ 8 EStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummern 2 und 3 (§§ 13 und 22 EStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 4 (§ 29 Abs. 1 EStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 5 (§§ 45 bis 47 EStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 5 a (§ 54 EStDV) 

Die bisher in der fortgefallenen Kapitalverkehrsteu-
er-Durchführungsverordnung geregelten Beistands-
pflichten der Notare sollen durch § 54 EStDV in er-
leichterter Form für ertragsteuerliche Zwecke fortge-
führt werden, weil sie eine sachlich gebotene Grund-
lage zur Sachverhaltsfeststellung (insbesondere in 
den Fällen des § 17 EStG oder § 21 UmwStG) darstel-
len. 

Wie sich aus den Feststellungen der Rechnungshöfe 
ergibt, bieten die im Entwurf genannten Unterlagen, 
die bislang zu den Kapitalverkehrsteuerstellen ge-
gangen waren, auch für ertragsteuerliche Zwecke 
eine wichtige Grundlage zur Sachverhaltsfeststel-
lung. 

Insbesondere sind sie für die Anwendung des § 17 
EStG oder auch für die Ermittlung einbringungsge-
borener Anteile i. S. v. § 21 UmwStG unerläßlich. 

Zu Nummer 5 b (§ 55 Abs. 2 EStDV) 

Im Rahmen des FKPG wurde die Ertragsanteilsbe-
steuerung lebenslänglicher Leibrenten (Tabelle in 
§ 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a EStG) den veränderten 
tatsächlichen Verhältnissen - Anstieg der mittleren 
Lebenserwartung - angepaßt. Dies zwingt zu einer 
Änderung der Ertragsanteilsbesteuerung abgekürz-
ter Leibrenten. Denn der Ertragsanteil einer abge-
kürzten Leibrente ist der Tabelle in § 22 Nr. 1 Satz 3 
Buchstabe a EStG zu entnehmen, wenn die mittlere 
Lebenserwartung kürzer als die beschränkte Laufzeit 
ist, die Rente also voraussichtlich vor Ablauf der fe-
sten zeitlichen Begrenzung mit dem Tod des Renten-
berechtigten endet. Die gestiegene mittlere Lebens-
erwartung führt somit zu einer Änderung der in 
Spalte 3 der Tabelle in § 55 Abs. 2 EStDV genannten 
Lebensjahre. Sie hat aber auch Auswirkungen auf 
die Ertragsanteilssätze in Spalte 2 der Tabelle in § 55 
Abs. 2 EStDV, da sich die Zahl derer erhöht, die vor-
aussichtlich das Ende der beschränkten Laufzeit erle-
ben. 
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Zu Nummer 5 c (§ 56 EStDV) 

Redaktionelle Anpassung an den neuen Tarif und die 
Veranlagungstatbestände in § 46 EStG. Der bisherige 
Absatz 2 der Vorschrift hatte nur deklaratorische Be-
deutung und konnte deshalb entfallen. 

Zu Nummer 5 d (§ 60 EStDV) 

Der Verpflichtung, auf Verlangen des Finanzamts 
der Steuererklärung eine Hauptabschlußübersicht 
beizufügen, kommt in der Praxis keine Bedeutung 
mehr zu. Eine Hauptabschlußübersicht wird bei DV-
gestützten Buchführungssystemen in der Regel nicht 
mehr erstellt; an ihre Stelle treten als Buchungsbele-
ge die Umbuchungslisten. Ist eine Hauptabschluß-
übersicht gleichwohl vorhanden, kann ihre Vorlage 
verlangt werden. 

Zu Nummer 6 (§ 62 c EStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 6a (§ 65 EStDV) 

Durch das Pflege-Versicherungsgesetz vom 26. Mai 
1994 (BGBl. I S. 1014, 2797) sind die Worte „äußerlich 
erkennbaren" in § 33b Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b 
EStG gestrichen worden. Entsprechend wird die 
EStDV geändert. 

Im übrigen wird klargestellt, daß der Steuerpflichtige 
die erforderlichen Unterlagen zu dem Zeitpunkt der 
Finanzbehörde vorlegen muß, zu dem er steuerliche 
Vorteile geltend machen möchte. 

Zu Nummern 7 und 8 (§§ 68 und 73 EStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 8 a (§ 73f EStDV) 

Die sächliche Bezeichnung der Bundesministerien 
wird in die EStDV übernommen. 

Zu Nummern 9 bis 11 (§§ 74, 76 und 78 EStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 12 (§ 82f EStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 13 (§ 84 EStDV) 

Buchstabe a bestimmt die allgemeine Anwendung 
der geänderten Verordnung ab 1996. 

Die übrigen Buchstaben enthalten die erforderlichen 
Anwendungsbestimmungen sowie redaktionelle Fol-
geänderungen. 

Zu Artikel 2 a - Änderung der Lohnsteuer

-

Durchführungsverordnung 

Zu § 4 Abs. 3 (LStDV) 

Wie bisher in den Fälien des § 8 Abs. 3 EStG soll auch 
in den Fällen des § 8 Abs. 2 EStG ein Aufzeichnungs-
verzicht im Lohnkonto zugelassen werden, wenn si-
chergestellt ist, daß die Freigrenze von monatlich 
50 DM nicht überschritten wird. 

Zu Artikel 3 - Änderung des Ausland

-

investment-Gesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 19 Abs. 5 AuslInvestmG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 2 (§ 19a Abs. 4 AuslInvestmG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Artikel 4 - Änderung des Ausführungsgeset-
zes Grenzgänger Niederlande 

Das Ausführungsgesetz Grenzgänger Niederlande 
kann auslaufen, da die Verpflichtungen Deutsch-
lands auf Grund DBA-rechtlicher Bestimmungen 
durch die Änderungen des Einkommensteuergeset-
zes erfüllt werden. 

Zu Artikel 5 - Änderung des Körperschaftsteuer-
gesetzes 

Zu Nummer i (§ 5 Abs. 1 KStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zur bisherigen Nummer 2 (§ 8 Abs. 3 KStG) 

- gestrichen - 

Vgl. Begründung zur bisherigen Nummer 19 in 
Artikel 1. 

Zu Nummer 3 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zur bisherigen Nummer 4 (§ 13 Abs. 4 KStG) 

- gestrichen - 

Die  vorgesehene Änderung des § 13 Abs. 4 KStG 
diente der redaktionellen Anpassung. Diese wurde 
wegen Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe b des Gesetzes zur 
Änderung des Umwandlungssteuerrechts vom 
28. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3267) entbehrlich. 
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Zu den bisherigen Nummern 5 bis 8 
(§§ 27a, 29 Abs. 1, 30a und 52 Abs. 5 KStG) 

- gestrichen - 

Vgl. Begründung zur bisherigen Nummer 19 in 
Artikel 1. 

Zu Nummer 9 (§ 54 KStG) 

Zu Buchstaben a und b 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Buchstabe b 1 

Abs. 5 c enthält eine Übergangsregelung, für die sich 
aus der Änderung des § 5 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe e 
und des § 4 d des Einkommensteuergesetzes u. U. er-
gebende Überdotierung von Unterstützungskassen. 
Den Unterstützungskassen wird dadurch die Mög-
lichkeit gegeben, die Überdotierungen zum 31. De-
zember 1998 z. B. durch entsprechende Rückübertra-
gung von Deckungsmitteln auf das Trägerunterneh-
men abzubauen. In den Jahren 1996 bis 1998 tritt 
hinsichtlich einer sich aufgrund der Neuregelungen 
ergebenden Überdotierung daher noch keine par-
tielle Steuerpflicht der Unterstützungskasse ein. 

Zum bisherigen Buchstaben c 

Vgl. Begründung zur bisherigen Nummer 19 in 
Artikel 1. 

Zu Artikel 6 - Änderung des 
Umwandlungssteuergesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 22 UmwStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer i a (Neunter Teil UmwStG) 

Im Gegensatz zu der im achten Teil des Umwand-
lungssteuergesetzes geregelten Einbringung eines 
Betriebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils in 
eine Kapitalgesellschaft ist die Rückbeziehung der 
Einbringung um acht Monate für den Fall der im 
neunten Teil des Umwandlungssteuergesetzes gere-
gelten Einbringung in eine Personengesellschaft bis-
her nicht möglich. Die Ergänzung in § 24 Abs. 4 stellt 
klar, daß die Rückbeziehung der Einbringung um 
acht Monate auch in den Fällen der Ausgliederung 
auf eine Personenhandelsgesellschaft nach § 123 
Abs. 3 des Umwandlungsgesetzes möglich ist. Auch 
das Handelsrecht ermöglicht in diesen Fällen die 
Rückbeziehung. (Verweisung auf § 17 Abs. 2 des 
Umwandlungsgesetzes.) 

Zu Nummern i b und i c (Elfter Teil UmwStG) 

Das Umwandlungssteuergesetz enthält für die Teile 
acht bis zehn keine dem § 18 Abs. 1 Satz 2 UmwStG 
entsprechende Regelung. Zur Vermeidung von Zwei-
feln bei der Anwendung dieser Vorschriften wird 
eine klarstellende Ergänzung aufgenommen. 

Zu Nummer 2 (Anlage zum UmwStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Artikel 7 - Änderung des 
Gewerbesteuergesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 3 GewStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu den bisherigen Nummern 2, 3 und 4 
(§§ 6 und 7 GewStG) 

- gestrichen - 

Durch die Abkoppelung der 3. Stufe der Unterneh-
mensteuerreform entfallen diese Vorschriften. 

Zu Nummer 5 (§ 9 GewStG) 

Zum bisherigen Buchstaben a 

- gestrichen - 

Vgl. Begründung zu den bisherigen Nummern 2, 3 
und 4. 

Im übrigen übernommen aus Drucksache 13/901. 

Zu den bisherigen Nummern 6, 7, 8 und 9 
(§§ 11, 12, 13 und 14 GewStG) 

- gestrichen - 

Vgl. Begründung zu den bisherigen Nummern 2, 3 
und 4. 

Zu Nummer 10 (§ 14b GewStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu den bisherigen Nummern 11 und 12 
(§§ 35b und 35c GewStG) 

Vgl. Begründung zu den bisherigen Nummern 2, 3 
und 4. 

Zu Nummer 13 (§ 36 GewStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zur bisherigen Nummer 14 (§ 37 GewStG) 

Vgl. Begründung zu den bisherigen Nummern 2, 3 
und 4. 

Zu Artikel 8 - Änderung der Gewerbesteuer

-

Durchführungsverordnung 

Zu den bisherigen Nummern 1, 2, 3, 4, 6 und 8 
(§§ 8, 19, 21, 25 und 35 GewStDV) 

Wegen der Abkoppelung der 3. Stufe der Unterneh-
mensteuerreform werden diese Vorschriften gestri-
chen. 
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Zu Nummern 5 und 7 (§§ 21 und 29 GewStDV) 

Wegen der Abkoppelung der 3. Stufe der Unterneh-
mensteuerreform werden diese Vorschriften redak-
tionell angepaßt. 

Zu Nummer 9 (§ 36 GewStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Artikel 9 - Änderung des 
Investitionszulagengesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 3 InvZulG 1993) 

Die Änderungen sind redaktioneller Art oder Folge 
der Wiedereinführung der Investitionszulage für 
kleine und mittlere Groß- und Einzelhandelsbetriebe 
(vgl. Nummer 2). 

Zu Nummer 2 (§ 5 InvZulG 1993) 

Der Handel ist durch Artikel 11 des Verbrauchsteuer-
Binnenmarktgesetzes vom 21. Dezember 1992 
(BGBl. I S. 2150) ab 1993 von der Investitionszulage 
insbesondere mit der Begründung ausgeschlossen 
worden, er habe sich im Beitrittsgebiet günstig ent-
wickelt, so daß diese Branche einer weiteren Förde-
rung grundsätzlich nicht mehr bedürfe. Inzwischen 
hat sich gezeigt, daß der Umsatz- und Beschäfti-
gungszuwachs von kleinen und mittleren Groß- und 
Einzelhandelsbetrieben in den neuen Ländern deut-
lich hinter dem des Baugewerbes und anderer 
Dienstleistungsunternehmen zurückbleibt. Der mit-
telständische Groß- und Einzelhandel leidet insbe-
sondere unter den hohen Investitionskosten in inner-
städtischen Lagen und einer zu geringen Eigenkapi-
talausstattung. Er fällt dem wachsenden Konzentra-
tionsprozeß von Handelsketten und großflächigen 
Einkaufszentren vor den Toren der Städte und Ge-
meinden zunehmend zum Opfer. 

Um kleinen und mittleren Groß- und Einzelhandels-
betrieben in den neuen Ländern die Finanzierung 
der zur Wahrung ihrer Wettbewerbsfähigkeit not-
wendigen Investitionen zu erleichtern, sollen sie ab 
1996 wieder in die Investitionszulage einbezogen 
werden. Die Investitionszulage soll - wie bei kleinen 
und mittleren Betrieben des verarbeitenden Gewer-
bes und des Handwerks - 10 v. H. be tragen und aus 
mittelstands- und haushaltspolitischen Gründen für 
ein Investitionsvolumen von höchstens 250 000 DM 
pro Betrieb und Jahr gelten. Für darüber hinausge-
hende Investitionen wird keine Investitionszulage 
gewährt. Die kleinen und mittleren Betriebe sollen - 
wie bei der Mittelstandszulage für das verarbeitende 
Gewerbe und Handwerk (§ 5 Abs. 3 InvZulG) - nach 
der Anzahl der Arbeitnehmer abgegrenzt werden. 
Dabei erscheint eine Beschränkung auf Bet riebe mit 
nicht mehr als 50 Arbeitnehmern sachgerecht. 

Durch das vorgesehene Bescheinigungsverfahren 
wird sichergestellt, daß Investitionen von großflächi-
gen Handelsbetrieben in baurechtlich durch Bebau-
ungsplan usw. festgelegten und in faktischen Gewer-
be-, Industrie- und Sondergebieten aus der Förde

-

rung ausgeschlossen bleiben und Investitionen im in-
nerstädtischen Bereich begüns tigt werden. Hier-
durch wird gleichzeitig ein Beitrag zur Wiederbele-
bung der Innenstädte geleistet. 

Durch die genannten Abgrenzungsmerkmale wer-
den rechtlich selbständige Betriebe, die zu Handels-
ketten gehören, weitgehend ausgeschlossen. 

Zu Nummer 3 (§ 11 Abs. 2 InvZulG 1993) 

Die Investitionszulagenförderung in Berlin (West) ist 
Ende 1992 ausgelaufen. Der Grund lag in der Ober-
einkunft zwischen der Bundesregierung und der EG

-
Kommission, wonach der stufenweise Abbau der För-
dermaßnahmen zugunsten von Berlin (West) bis spä-
testens Ende 1994 abgeschlossen sein soll, und in der 
Entscheidung der EG-Kommission, die Fortsetzung 
der Investitionszulagenförderung in Berlin (West) 
über das Jahr 1992 hinaus zu untersagen (vgl. Druck-
sache 1/93, S. 45, sowie die Nummern 4 bis 9 der Be-
gründung der Entscheidung der EG-Kommission 
vom 31. Juli 1992 Nr. SG (92) D/1116-5 zum Investi-
tionszulagengesetz 1991 und zur Rücklage nach § 6 
Fördergebietsgesetz). 

Die wirtschaftliche Situa tion von Berlin (West) hat 
sich nach dem Wegfall der Berlinförderung deutlich 
verschlechtert und bleibt weit hinter der Entwick-
lung im Ostteil der Stadt zurück. Die Arbeitslosen-
quote im Westteil Berlins ist höher als im Ostteil. Be-
triebe mit geringer Wertschöpfung sind mit dem 
Wegfall der Berlinförderung überwiegend unrenta-
bel und daher geschlossen oder verlagert worden. 
Die mittelständischen Betriebe befinden sich weiter-
hin in erheblichen Umstrukturierungsprozessen, die 
zu einem Verlust von ca. einem Drittel der Arbeits-
plätze geführt haben. Die Beschäftigungsexpansion 
im Bereich der Dienstleistungen und des Baugewer-
bes konnte diese Arbeitsplatzverluste nicht ausglei-
chen und ist außerdem nahezu beendet. 

Der Westteil Berlins stellt für die wirtschaft liche Ent-
wicklung der Region Berlin-Brandenburg einen be-
deutenden Faktor dar. Der Vereinigungsprozeß wird 
jedoch durch das unterschiedliche Förderniveau in-
nerhalb der Region erschwert. Zur Sicherung der 
Einheitlichkeit des Wi rtschaftsstandorts Berlin sind 
bereits die Höchstfördersätze nach der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wi rt

-schaftsstruktur" für Berlin (West) an  die höheren För-
dersätze für Ostberlin angepaßt worden (Entschei-
dung des Planungsausschusses vom 27. Ap ril 1995). 
Dies reicht jedoch zur Fortsetzung und Beschleuni-
gung des Anpassungsprozesses nicht aus. Deshalb 
sollen betriebliche Investitionen in Berlin (West) ab 
1996 wieder in die Förderung einbezogen werden. 
Dabei soll die Förderung auf die Bereiche konzen-
triert werden, in denen der Förderbedarf besonders 
hoch und deren Beitrag zu dem notwendigen struk-
turellen Wandel am größten ist. Dies ist auch aus 
haushaltspolitischen Gründen unabdingbar. Die In-
vestitionszulage von 10 v. H. für kleine und mittlere 
Betriebe des verarbeitenden Gewerbes und des 
Handwerks soll deshalb ab 1996 auf Berlin (West) 
ausgedehnt werden. 
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Zu Artikel 10 - Änderung des Fördergebiets-
gesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 4 Abs. 1 und 2 FördG) 

Die Sonderabschreibungen für den Mietwohnungs-
neubau zuzüglich der daneben vorzunehmenden li-
nearen AfA von jährlich 2 v. H. sollen in den ersten 
fünf Jahren höher sein als die degressive AfA nach 
§ 7 Abs. 5 Nr. 3 EStG von insgesamt 33 v H. Die Son-
derabschreibungen sollen deshalb ab 1997 25 v H. 
betragen. 

Die übrigen Änderungen sind redaktioneller A rt . 

Zu Nummer 2 (§ 7 a FördG) 

Durch die Ergänzung werden die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau und die Deutsche Ausgleichsbank als 
Kapitalsammelstellen bestimmt. 

Im übrigen übernommen aus Drucksache 13/901. 

Zu Nummer 3 (§ 8 FördG) 

Zu Buchstabe a (§ 8 Abs. 1 FördG) 

übernommen aus Drucksache 13/901. 

Zu Buchstabe b (§ 8 Abs. 1 a FördG) 

Die Sonderabschreibungen für betriebliche Investi-
tionen in Berlin (West) sind Ende 1994 ausgelaufen, 
weil sie nicht in die Verlängerung der Sonderab-
schreibungen bis Ende 1996 durch Artikel 3 des 
Standortsicherungsgesetzes vom 13. September 1993 
(BGBl. I S. 1569) einbezogen werden konnten. 

Die Sonderabschreibungen sollen in der für das Bei-
trittsgebiet geltenden Höhe auf kleine und mittlere 
Betriebe in Berlin (West) mit nicht mehr als 250 Ar-
beitnehmern ausgedehnt werden und dort für Ge-
bäude des verarbeitenden Gewerbes und für beweg-
liche Wirtschaftsgüter im verarbeitenden Gewerbe 
und Handwerk gelten. 

Vgl. die Begründung zu Artikel 9 Nr. 3. 

Zu Buchstabe c (§ 8 Abs. 3 FördG)  

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Artikel 11- Änderung des Umsatzsteuer-
gesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 1 Abs. 3 UStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer la  (§ 1 a Abs. 2 UStG) 

Die Änderung beruht auf Artikel 1 Nr. 6 der Richtlinie 
95/7/EG des Rates vom 10. April 1995 (ABl. EG 1995 
Nr. L 102 S. 18) - Zweite Umsatzsteuer-Vereinfach-
ungs-Richtlinie -, durch den der Tatbestand des inner

-

gemeinschaftlichen Erwerbs (Erwerbsfiktion) für die 
Inanspruchnahme bestimmter innergemeinschaftli-
cher Lohnveredelungen in Artikel 28a Abs. 5 
Buchstabe a in Verbindung mit Absatz 7 der 6. EG

-

Richtlinie weggefallen ist. Dadurch unterliegt eine im 
übrigen Gemeinschaftsgebiet ausgeführte funktions-
ändernde Be- oder Verarbeitung beim inländischen 
Auftraggeber nicht mehr der Besteuerung des inner-
gemeinschaftlichen Erwerbs nach dem bisherigen 
g 1 a Abs. 2 Nr. 2 UStG, wenn der Gegenstand zur Ver-
fügung des Auftraggebers in das Inland gelangt. Der 
inländische Auftraggeber gilt insoweit nicht mehr als 
Erwerber. Funktionsändernde Be- oder Verarbeitun-
gen werden nunmehr einheitlich als sonstige Leistun-
gen behandelt, die stets beim Auftragnehmer den 
Vorschriften der Besteuerung unterliegen. 

Die Maßnahme dient der Vereinfachung. Sie steht in 
unmittelbarem Zusammenhang mit der Änderung 
des § 3 Abs. 1 a UStG. 

Zu Nummer 1 b (§ 1 c UStG) 

Die Änderung ist redaktioneller A rt . 

Zu Nummer 1 c (§ 3 Abs. 1 a UStG)  

Die Änderung beruht auf Artikel 1 Nr. 6 der Zweiten 
Umsatzsteuer-Vereinfachungs-Richtlinie, durch den 
die Lieferungsfiktion für bestimmte - im übrigen Ge-
meinschaftsgebiet ausgeführte - Lohnveredelungen 
in Artikel 28a Abs. 5 Buchstabe a der 6. EG-Richt-
linie weggefallen ist. Dadurch gilt eine im Inl and aus-
geführte funktionsändernde Lohnveredelung aus der 
Sicht des inländischen Auftragnehmers nicht mehr 
als Lieferung, wenn der veredelte Gegenstand in das 
übrige Gemeinschaftsgebiet gelangt. Der inländische 
Auftragnehmer gilt insoweit nicht mehr als Lieferer. 

Sämtliche im Inland ausgeführten innergemein-
schaftlichen Lohnveredelungen werden nunmehr als 
sonstige Leistungen (Werkleistungen) behandelt, un-
abhängig davon, ob eine Funktionsänderung vorliegt 
oder der Gegenstand nach der Lohnveredelung in 
das übrige Gemeinschaftsgebiet gelangt. Mit der Än-
derung werden die bisher aufgetretenen Abgren-
zungsschwierigkeiten zwischen Lieferung und son-
stiger Leistung bei innergemeinschaftlichen Lohn-
veredelungen in den einzelnen EG-Mitgliedstaaten 
vermieden. Sie dient der EG-einheitlichen Behand-
lung von innergemeinschaftlichen Lohnveredelun-
gen. 

Die Änderung steht im Zusammenhang mit der Än-
derung des § 1 a Abs. 2 UStG. 

Zu Nummer 2 (§ 3 a UStG) 

Zu Buchstabe a (§ 3 a Abs. 1 UStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Buchstabe a 1 (§ 3 a Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe c 
UStG) 

Die Änderung beruht auf Artikel 1 Nr. 7 zweiter Ge-
dankenstrich der Zweiten Umsatzsteuer-Vereinfach-
ungs-Richtlinie. Sie hat zur Folge, daß sich der Ort 
der Werkleistungen an beweglichen körperlichen 
Gegenständen und der Ort der Begutachtung dieser 
Gegenstände in das Gebiet eines anderen Mitglied- 
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staates verlagern, wenn diese sonstigen Leistungen 
vom Leistungsempfänger unter der Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer dieses Mitgliedstaates in An-
spruch genommen werden. Der Ort dieser sonstigen 
Leistungen wird jedoch durch die Verwendung einer 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer nicht in das 
Gebiet eines anderen Mitgliedstaates verlagert, 
wenn der Gegenstand im Anschluß an die Werklei-
stung oder Begutachtung im Inl and verbleibt. 

Zu Buchstabe a 2 (§ 3 a Abs. 4 Nr. 6 Buchstabe a 
UStG) 

Die Regelung beruht auf Artikel 9 Abs. 2 Buchstabe e 
fünfter Gedankenstrich der 6. EG-Richtlinie in der 
aktuellen Fassung. Danach gilt für Bank-, Finanz-
und Versicherungsumsätze die in § 3 a Abs. 3 i. V. m. 
Abs. 4 Nr. 6 Buchstabe a UStG ge troffene Regelung. 
Die Verwaltung von Krediten und Kreditsicherheiten 
gehört zu diesen Umsätzen. Die Verweisung in § 3 a 
Abs. 4 Nr. 6 Buchstabe a UStG auf § 4 Nr. 8 
Buchstabe a UStG ist nicht mehr ausreichend, weil 
die Verwaltung von Krediten und Kreditsicherheiten 
in dieser Vorschrift nicht mehr bezeichnet ist (zu 
Nummer 3 Buchstabe b). Diese Leistungen sind da-
her in § 3 a Abs. 4 Nr. 6 Buchstabe a UStG im einzel-
nen aufzuführen, um die bisherige Rechtslage zur 
Ortsbestimmung dieser Leistungen unverände rt  bei-
behalten zu können. 

Zu Buchstabe b (§ 3 a Abs. 5 UStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 2 a (§ 3 b Abs. 3 UStG) 

Die Änderung beruht auf Artikel 1 Nr. 7 erster Ge-
dankenstrich der Zweiten Umsatzsteuer-Vereinfa-
chungs-Richtlinie. Durch die Änderung wird die Be-
förderung eines Gegenstandes, die der innergemein-
schaftlichen Beförderung dieses Gegenstandes vor-
ausgeht oder sich daran anschließt und sich auf einen 
Mitgliedstaat beschränkt, wie die innergernein-
schaftliche Beförderung dieses Gegenstandes behan-
delt. Der Ort der Beförderung bestimmt sich folglich 
nach dem Ort, an dem die Beförderung beginnt, bzw. 
nach einer vom Leistungsempfänger verwendeten 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer. 

Zu Nummer 3 (§ 4 UStG) 

Zu Buchstabe 0a (§ 4 Nr. 1 Buchstabe c UStG) 

Die Änderung beruht auf Artikel 1 Nr. 7 der Zweiten 
Umsatzsteuer-Vereinfachungs-Richtlinie. Es handelt 
sich um Folgeänderungen aufgrund der Neurege-
lung des Ortes der Werkleistungen an beweglichen 
körperlichen Gegenständen und der Begutachtung 
dieser Gegenstände in § 3 a Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe c 
UStG (zu Nummer 2 Buchstabe a 1) sowie der Ände-
rung des § 3 b Abs. 3 UStG hinsichtlich des Ortes der 
mit einer innergemeinschaftlichen Güterbeförderung 
in unmittelbarem Zusammenhang stehenden inlän-
dischen Beförderung (zu Nummer 2a). Eine Steuer-
befreiung dieser Beförderungsleistungen und der da

-

mit nach § 3 b Abs. 2 UStG zusammenhängenden 
Leistungen ist nicht mehr zulässig. 

Zu Buchstabe a (§ 4 Nr. 7 UStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Buchstabe b (§ 4 Nr. 8 Buchstabe a UStG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Ände

-

rung des § 3 a Abs. 4 Nr. 6 Buchstabe a UStG (zu 
Nummer 2 Buchstabe a 2). 

Zu Nummer 4 (§ 6 UStG) 

Zu Buchstabe a (§ 6 Abs. 3 UStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Buchstabe b (§ 6 Abs. 3 a UStG) 

Die Änderung beruht auf Artikel 1 Nr. 3 der Zweiten 
Umsatzsteuer-Vereinfachungs-Richtlinie. Führt ein 
Abnehmer Gegenstände, die er nicht für unterneh-
merische Zwecke erworben hat, persönlich in seinem 
Reisegepäck in ein Drittland aus, liegt eine steuer-
freie Ausfuhrlieferung im Reiseverkehr nur noch vor, 
wenn der Abnehmer nicht im Gemeinschaftsgebiet 
ansässig ist und der Liefergegenstand vor Ablauf des 
dritten auf die Lieferung folgenden Kalendermonats 
im persönlichen Reisegepäck ins Drittlandsgebiet be-
fördert wird. Die Steuerbefreiung für Ausfuhrliefe-
rungen im Reiseverkehr ist daher einzuschränken. 

Zu Buchstabe c (§ 6 Abs. 4 UStG) 

Die Änderung ist eine Folgeänderung der Einfügung 
des neuen Absatzes 3 a in § 6 UStG (zu Buchstabe b). 

Zu Nummer 4 a (§ 6a Abs. 2 UStG) 

Die Änderung beruht auf Artikel 1 Nr. 8 der Zweiten 
Umsatzsteuer-Vereinfachungs-Richtlinie. Es handelt 
sich um eine Folgeänderung zur Änderung des § 3 
Abs. 1 a UStG, nach der die Fiktion der innergemein-
schaftlichen Lohnveredelung als innergemeinschaft-
liche Lieferung aufgehoben wird. 

Zu Nummer 4 b (§ 10 Abs. 4 Nr. 1 UStG) 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen 
aufgrund der Neuregelung der Besteuerung innerge-
meinschaftlicher Lohnveredelungsleistungen. 

Zu Nummer 4 c (§ 11 Abs. 3 UStG) 

Die Änderungen beruhen auf Artikel 1 Nr. 2 der 
Zweiten Umsatzsteuer-Vereinfachungs-Richtlinie. 
Nach dem bisherigen Recht konnten die in § 11 
Abs. 3 Nr. 3 UStG bezeichneten Kosten nur auf An-
trag bis zu einem weiteren Bestimmungsort in der 
Gemeinschaft in die Bemessungsgrundlage für die 
Einfuhrumsatzsteuer einbezogen werden. Diese Ko-
sten sind nunmehr nicht nur auf Antrag, sondern im-
mer dann, wenn ein weiterer Bestimmungsort be-
kannt ist, in die Bemessungsgrundlage einzubezie-
hen.  
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Zu Nummer 4 d (§ 14a UStG) 

Die Änderungen beruhen auf Artikel 1 Nr. 12 zweiter 
Gedankenstrich der Zweiten Umsatzsteuer-Verein-
fachungs-Richtlinie. Die Vorschriften zur Rechnungs-
erteilung über innergemeinschaftliche Lohnverede-
lungsleistungen werden an die Neuregelung der Be-
steuerung innergemeinschaftlicher Lohnveredelun-
gen angepaßt. 

Zu Nummer 5 (§ 18 UStG) 

Zu Buchstabe a (§ 18 Abs. 1 und 2 UStG) 

Die Verschiebung des Abgabetermins bei gleichzeiti-
ger Abschaffung der Dauerfristverlängerung für die 
Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen vom 10. 
auf den 28. des Folgemonats ist aufgrund von Vor-
schlägen der Unabhängigen Kommission für Rechts-
und Verwaltungsvereinfachung des Bundes in Ab-
stimmung mit den obersten Finanzbehörden der Län-
der in den Gesetzentwurf aufgenommen worden. Die 
mit dieser Maßnahme verbundene Verwaltungsver-
einfachung würde insbesondere bei den Finanzbe-
hörden der Länder eintreten. Da sich die Länder 
mehrheitlich im Bundesrat gegen eine Änderung des 
bisherigen Rechtszustandes ausgesprochen haben 
und die Wirtschaftsverbände die Maßnahme eben-
falls ablehnen, soll der bisherige Rechtsstand beibe-
halten werden. 

Im übrigen übernommen aus Drucksache 13/901. 

Zu Buchstabe b (§ 18 Abs. 2a UStG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der 
Beibehaltung der Abgabe- und Zahlungsfristen im 
Umsatzsteuer-Voranmeldungsverfahren (zu Buchsta-
be a, § 18 Abs. 1 UStG). 

Im übrigen übernommen aus Drucksache 13/901. 

Zu Buchstabe c (§ 18 Abs. 4 a UStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zum bisherigen Buchstaben d (§ 18 Abs. 6 UStG) 

- gestrichen,- 

Die Ermächtigung zur Einräumung einer Dauerfrist-
verlängerung soll bestehen bleiben (zu Buchstabe a, 
§ 18 Abs. 1 UStG). 

Zu Buchstabe e (§ 18 Abs. 9 UStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Buchstabe e 1 (§ 18 Abs. 10 UStG) 

Die Kraftfahrzeug-Zulassungsbehörden sind nach 
derzeit geltender Rechtslage verpflichtet, bei der 
erstmaligen Zulassung neuer motorbetriebener 
Landfahrzeuge Kontrollmitteilungen an die für die 
Besteuerung des innergemeinschaftlichen Erwerbs 
neuer Fahrzeuge zuständigen Finanzbehörden zu 
übermitteln. Nach Erfahrungen mit diesem Kontroll-
mitteilungsverfahren ist es aus steueraufsichtlichen 
Gründen jedoch angezeigt, die Erstellung der Kon

-

trollmitteilungen bereits an die Ausgabe des Fahr-
zeugbriefs zu knüpfen. 

Zu Buchstabe f (§ 18 Abs. 11 UStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 6 (§ 18a UStG) 

Die Änderungen sind einerseits erforderlich, weil die 
Abgabefrist für die USt-Voranmeldungen sowie die 
Dauerfristverlängerung wie bisher beibehalten wird. 
Damit wird auch die Abgabefrist für die Zusammen-
fassenden Meldungen wie bisher beibehalten. 

Die weiteren Änderungen beruhen auf Artikel 1 
Nr. 12 dritter bis fünfter Gedankenstrich der Zweiten 
Umsatzsteuer-Vereinfachungs-Richtlinie. Die Vor-
schriften über die Zusammenfassende Meldung wer-
den an die Neuregelung der Besteuerung innerge-
meinschaftlicher Lohnveredelungen angepaßt. 

Zu Nummer 6a (§ 18b UStG) 

Durch die Änderung wird die Vorschrift über die vom 
Unternehmer geforderten Angaben in Umsatzsteuer

-

Voranmeldungen und der Umsatzsteuer-Erklärung 
an die Neuregelung der Besteuerung innergemein-
schaftlicher Lohnveredelungen angepaßt. 

Zu Nummer 7 (§ 19 Abs. 1 UStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 8 (§ 20 UStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 8a (§ 22 UStG) 

Die Änderungen beruhen auf Artikel 1 Nr. 12 erster 
Gedankenstrich der Zweiten Umsatzsteuer-Verein-
fachungs-Richtlinie. Die sog. Registeraufzeichnungs-
pflichten werden an die Neuregelung der Besteue-
rung innergemeinschaftlicher Lohnveredelungen an

-gepaßt. 

Zur bisherigen Nummer 9 (§ 23 a Abs. 3 UStG) 

- gestrichen - 

Es  handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der 
Beibehaltung der Abgabe- und Zahlungsfristen im 
Umsatzsteuer-Voranmeldungsverfahren (zu Num-
mer 5 Buchstabe a). 

Zur bisherigen Nummer 10 (§ 26 Abs. 5 Nr. 2 UStG) 

- gestrichen - 

Der  Wortlaut des Zusatzabkommens zum NATO

-

Truppenstatut in der durch das Änderungsabkom-
men geänderten Fassung vom 18. März 1993 kann 
vor Verabschiedung des JStG 1996 nicht bekanntge-
macht werden. 
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Zu Nummer 11 (§ 27a Abs. 2 UStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 12 (§ 28 Abs. 4 UStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Artikel 12 - Änderung der Umsatzsteuer

-

Durchführungsverordnung 

Zu Nummer 1 (§ 1 UStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummern 2 und 3 (§§ 4 und 6 UStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 4 (§ 7 UStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 5 (§ 9 UStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 5 a (§ 13 UStDV) 

Die Regelung ist erforderlich, da in den Fällen, in de-
nen der Gegenstand der Lieferung nicht für unter-
nehmerische Zwecke erworben und durch den Ab-
nehmer im persönlichen Reisegepäck ausgeführt 
wird (nichtkommerzieller Reiseverkehr), die Steuer-
befreiung für Ausfuhrlieferungen durch die Einfü-
gung des § 6 Abs. 3 a UStG eingeschränkt wird. Die 
Einschränkung gilt jedoch nicht für den kommerziel-
len Reiseverkehr, d. h. für die Fälle, in denen der Lie-
fergegenstand für unternehmerische Zwecke erwor-
ben und im persönlichen Reisegepäck ausgeführt 
wird. Bei Ausfuhren im Reiseverkehr besteht die wi-
derlegbare Vermutung, daß der Liefergegenstand für 
private Zwecke erworben wird. Durch die zusätz-
lichen Aufzeichnungen kann der Unternehmer nach-
weisen, daß es sich um kommerziellen Reiseverkehr 
handelt, bei dem die Steuerbefreiung nicht einge-
schränkt ist. 

Zu Nummer 5 b (§ 17 UStDV) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der 
Einfügung des § 6 Abs. 3 a UStG (zu Artikel 11 Nr. 4 
Buchstabe b). 

Zu Nummer 6 (§ 17 a UStDV) 

Zu Buchstabe Oa  (§ 17a Abs. 1 UStDV) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Aufhe-
bung des § 6a Abs. 2 Nr. 2 UStG (zu Artikel 11 
Nr. 4 a). 

Zu Buchstabe a (§ 17 a Abs. 3 UStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Buchstabe b (i 17 a Abs. 4 UStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 6 a  (I  17b UStDV) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Aufhe-
bung des § 6a Abs. 2 Nr. 2 UStG (zu Artikel 11 
Nr. 4 a). 

Zu Nummer 6 b (§ 17c UStDV) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Aufhe-
bung des § 6a Abs. 2 Nr. 2 UStG (zu Artikel 11 
Nr. 4 a). 

Zu Nummer 7 (I  19 UStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummern 8 und 9 (§§ 20 und 21 UStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zur bisherigen Nummer 10 (§§ 46 bis 48 UStDV) 

- gestrichen - 

Das Verfahren der Dauerfristverlängerung ein-
schließlich der Sondervorauszahlung für Monatszah-
ler soll beibehalten werden (zu Artikel 11 Nr. 5 
Buchstaben a und d). 

Zu Nummern 10a und 10b (§§ 46 bis 48 UStDV) 

Durch die Änderungen in §§ 46 Satz 1 und 48 Abs. 1 
Satz 1 UStDV wird klargestellt, daß eine Dauerfrist-
verlängerung auch für die Abgabe der Umsatzsteuer

-

Voranmeldungen in den Fällen möglich ist, in denen 
der Unternehmer anstelle des Kalendervierteljahres 
den Kalendermonat als Voranmeldungszeitraum ge-
wählt hat (zu Artikel 11 Nr. 5 Buchstabe b). 

Zu Nummer 11 (§ 51 Abs. 3 UStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 12 (§ 54 UStDV) 

Zu Buchstabe a (§ 54 Abs. 1 Satz 1 UStDV) 
(bish. Doppelbuchstabe aa) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund 
der Beibehaltung der Abgabe- und Zahlungsfristen 
im Umsatzsteuer-Voranmeldungsverfahren (zu Arti-
kel 11 Nr. 5 Buchstabe a, § 18 Abs. 1 UStG). 

Zum bisherigen Doppelbuchstaben bb (I  54 Abs. 1 
Satz 3 UStDV) 

- gestrichen - 

Es  handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der 
Beibehaltung der Ermächtigung zur Einräumung 
einer Dauerfristverlängerung (zu Artikel 11 Nr. 5 
Buchstabe d, § 18 Abs. 6 UStG). 
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Zum bisherigen Buchstaben b (§ 54 Abs. 2 UStDV) 

- gestrichen - 

Es  handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der 
Beibehaltung der Abgabe- und Zahlungsfristen im 
Umsatzsteuer-Voranmeldungsverfahren (zu Buchsta-
be a). 

Zu Buchstabe b (§ 54 Abs. 3 UStDV) 

Es handelt sich um Folgeänderungen aufgrund der 
Beibehaltung der Abgabe- und Zahlungsfristen im 
Umsatzsteuer-Voranmeldungsverfahren (zu Buchsta-
be a), der Neukonzeption des Umsatzsteuer-Voran-
meldungsverfahrens (zu Artikel 11 Nr. 5 Buchsta-
ben a und b) sowie aufgrund der Beibehaltung der 
Ermächtigung zur Einräumung einer Dauerfristver-
längerung (zu Buchstabe a Doppelbuchstabe bb). 

Zu Nummer 13 (§ 61 UStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 14 (§ 69 Abs. 2 UStDV) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Artikel 13 - Änderung des Bewertungs-
gesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 17 BewG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zur bisherigen Nummer 2 (§ 28 BewG) 

- gestrichen - 

Solange die Besteuerung des Gewerbekapitals nicht 
entfällt, muß auch die bisherige Anknüpfung der Er-
klärungspflicht zur Feststellung des Einheitswerts 
des Betriebsvermögens an das Gewerbekapital er-
halten bleiben. Die Anwendungsvorschrift für den 
geänderten § 28 BewG (Nummer 6 Buchstabe b des 
Gesetzentwurfs) ist entbehrlich. 

Zu Nummer 3 (§ 29 BewG) 

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen bzw. 
gesetzestechnische Ergänzungen. 

Im übrigen übernommen aus Drucksache 13/901. 

Zu Nummer 3a (§ 56 BewG) 

Mit der vorgesehenen Ausweitung des Normalbe-
standes an Weinvorräten auf die Ernten der letzten 
fünf Jahre ab dem Feststellungszeitpunkt 1. Januar 
1996 werden die zur gesicherten Fortführung des Be-
triebs erforderlichen Weinvorräte im land- und forst-
wirtschaftlichen Vermögen erfaßt und damit sachge-
recht vom sonstigen Vermögen abgegrenzt. 

Zu Nummer 3 b (§ 64 Abs. 3 Sätze 1 und 2 BewG) 

Das Verfahren zur Berufung bzw. Abberufung von 
Mitgliedern des Bewertungsbeirats wird erheblich 
vereinfacht. Die Mitwirkung der Länder am Bewer-
tungsverfahren bleibt erhalten. 

Zu Nummer 4 (§ 110 BewG) 

Nach § 110 Abs. 1 Nr. 6 Buchstabe b BewG gehören 
noch nicht fällige Ansprüche aus Rentenversicherun-
gen dann nicht zum sonstigen Vermögen, wenn der 
Berechtigte das 60. Lebensjahr vollendet hat oder be-
rufsunfähig ist. Als weitere Voraussetzung kann nun-
mehr auch die erhebliche Pflegebedürftigkeit des Be-
rechtigten zur Vermögensteuerfreiheit führen. Damit 
werden die sozialpolitisch wünschenswerten und 
auch einkommensteuerlich begüns tigten Pflegeversi-
cherungen dann vermögensteuerfrei gestellt, wenn 
sie mit einer Altersrente oder Berufsunfähigkeits-
rente verbunden werden. Im übrigen sind Ansprüche 
aus Pflegeversicherungen ohnehin nach § 111 Nr. 2 
BewG von der Vermögensteuer befreit. 

§ 110 Abs. 1 Nr. 6 Satz 3 wird außerdem an die Drit-
ten Schadensversicherungs- und Lebensversiche-
rungsrichtlinien des Rates der Europäischen Gemein-
schaften und an die entsprechende Umsetzung in 
§§ 110a ff.  des Versicherungsaufsichtsgesetzes ange-
paßt. 

Zu Nummer 5 (§ 111 Nr. 5 BewG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 6 (§ 124 BewG) 

Vgl. Begründung zur bisherigen Nummer 2. 

Zu Nummer 7 (§ 136 BewG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 8 (Anlage 9 BewG) 

Die Änderung erfolgt zur Berichtigung eines Druck-
fehlers. 

Zu Artikel 14 - Änderung des Vermögensteuer-
gesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 3 Abs. 1 VStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 2 (§ 11 Abs. 3 VStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 3 (§ 12 Abs. 4 VStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 
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Zu Nummer 4 (§ 24c VStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 5 (§ 25 VStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Artikel 15 - Änderung des Erbschaftsteuer-
und Schenkungsteuergesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 10 Abs. 5 Nr. 3 Satz 2 ErbStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 2 (§ 13 ErbStG) 

Zu Buchstabe a (§ 13 Abs. 1 ErbStG) 

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 13 Abs. 1 Nr. 4 a ErbStG) 

Wie Zuwendungen im Zusammenhang mit dem Er-
werb eines Familienwohnheims oder der Regelung 
der Eigentumsverhältnisse an einem Familienwohn-
heim berühren auch nachträgliche Herstellungs-
oder Erhaltungsaufwendungen an  einem Familien-
wohnheim typischerweise den Kernbereich der ehe-
lichen Lebens- und Wirtschaftsgemeinschaft. Die Er-
gänzung stellt sicher, daß bei Durchführung solcher 
Maßnahmen nicht ermittelt und geprüft werden 
braucht, ob die angefallenen Kosten von den Ehegat-
ten entsprechend der Eigentumsverhältnisse an dem 
Familienwohnheim oder abweichend hiervon getra-
gen werden. 

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 13 Abs. 1 Nr. 7 ErbStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Doppelbuchstabe cc (§ 13 Abs. 1 Nr. 9a ErbStG) 

Ab 1. April 1995 werden Leistungen aus der Pflege-
versicherung gewährt. Nach § 37 des Elften Buches 
des Sozialgesetzbuches (SGB XI) können pflegebe-
dürftige Personen anstelle der häuslichen Pflegehilfe 
(Pflegesachleistung) ein Pflegegeld erhalten, wenn 
sie die erforderliche Grundpflege sowie die hauswirt-
schaftliche Versorgung durch eine Pflegeperson 
selbst sicherstellen. 

Erbringt eine Pflegeperson solche Pflege- oder Ver-
sorgungsleistungen und erhält sie als Anerkennung 
oder Belohnung laufende Zuwendungen von der 
pflegebedürftigen Person, ohne daß ein Arbeits- oder 
Dienstverhältnis zugrunde liegt, kommen schen-
kungsteuerpflichtige freigebige Zuwendungen in 
Betracht (§ 7 Abs. 4 ErbStG). Um eine klare Rechtsla-
ge zu schaffen, sollen laufende Zuwendungen einer 
pflegebedürftigen Person an eine Pflegeperson von 
der Schenkungsteuer befreit sein, soweit sie das Pfle-
gegeld, auf das der Pflegebedürftige nach dem Pfle-
geversicherungsgesetz Anspruch hat, nicht überstei-
gen. Die Befreiung soll bis zu dieser Höhe auch für 
die Weitergabe von Pflegegeld gelten, das im Rah-
men anderer Versicherungsverhältnisse, zu deren 
Abschluß der Pflegebedürftige anstelle der Pflege-
versicherung nach dem Pflegeversicherungsgesetz 

verpflichtet ist, sowie im Rahmen der entsprechen-
den Beihilfevorschriften gezahlt wird. 

Davon unberührt  bleibt der Freibetrag von 2 000 DM 
beim Erwerber, der dem Zuwendenden unentgeltlich 
oder gegen unzureichendes Entgelt Pflege gewährt 
hat (§ 13 Abs. 1 Nr. 9 ErbStG). 

Zu Buchstabe b (§ 13 Abs. 2a ErbStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 2a (§ 28 Abs. 1 ErbStG) 

Die Stundungsmöglichkeit für die beim Erwerb 
von Betriebsvermögen anfallende Erbschaft- und 
Schenkungsteuer wird dadurch verbessert, daß die 
Stundungsfrist von bisher sieben auf zehn Jahre 
verlängert wird. Wenn nicht sofort ausreichend 
liquide Mittel zur Bezahlung der Steuer aufge-
bracht werden können, müssen diese meist aus 
den künftigen Erträgen eines Unternehmens er-
wirtschaftet werden. Durch die verlängerte Frist 
braucht ein Erwerber jährlich nur noch einen ent-
sprechend geminderten Teil dieser Erträge für die 
Steuerzahlung zu entnehmen. Die verbleibenden 
Erträge stehen für die Erhaltung des Unterneh-
mens zur Verfügung. 

Zu Nummer 3 (§ 29 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 4 (§ 37 Abs. 10, 12 bis 15 ErbStG) 

Vgl. Begründung zu Nummer 2 Buchstabe a Dop-
pelbuchstabe cc und zu Nummer 2 a. 

Zu Artikel 16 - Änderung des Grunderwerb

-

steuergesetzes 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Artikel 17 - Änderung der Abgabenordnung 

Zu Buchstabe o (§ 19 Abs. 1 Satz 3 AO) 

Die Ergänzung des Satzes 3 stellt sicher, daß auch für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes ohne diploma-
tischen oder konsularischen Status und ohne Wohn-
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland das 
Finanzamt zuständig ist, in dessen Bezirk sich die 
zahlende öffentliche Kasse befindet. 

Zu Nummer 1 (§ 23 AO) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 2 (§ 30 AO) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 3 (§ 37 AO) 

übernommen aus Drucksache 13/901 
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Zu Nummer 4 (§ 149 AO) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 5 (§ 182 AO) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 6 (§ 237 AO) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 7 (§ 382 AO) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Artikel 18 - Änderung des Einführungs-
gesetzes zur Abgabenordnung 

Zu Nummer 1 (Artikel 97 EGAO) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 2 (Artikel 97 a EGAO) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Artikel 19 - Änderung des 
Bodenschätzungsgesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 10 Bodenschätzungsgesetz) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 2 (§ 12 Abs. 2 Bodenschätzungsgesetz) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu dem bisherigen Artikel 20 
- Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes 

- gestrichen - 

Da  die Gewerbesteuerreform aus dem Gesetzentwurf 
der Koalitionsfraktionen herausgenommen wird, sind 
die für die Kompensation der Steuermindereinnah-
men der Gemeinden vorgesehenen Maßnahmen 
nicht erforderlich. 

Zu Artikel 21 - Änderung des 
Familienausgleichsgesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 1 Abs. 1 FAG) 

Allgemeines 

Durch die Übertragung des Familienleistungsaus-
gleichs auf die Bundesfinanzverwaltung ab 1. Januar 
1996 kommt es zu einer Lastenverschiebung vom 
Bund auf die Länder einschließlich ihrer Gemeinden. 
Diese Lastenverschiebung soll durch eine Erhöhung 
des Länderanteils an der Umsatzsteuer ausgeglichen 
werden. Diese Lastenverschiebung bezieht sich auf 
das bisher vom Bund allein getragene Kindergeld. 
Für 1997 wird die Umsatzsteuererteilung auch vor 

dem Hintergrund der Entwicklung des Länderfinanz-
ausgleichs neu festgesetzt. 

Begründung im einzelnen 

§ 1 Abs. 1 Satz 1 FAG senkt den Umsatzsteueranteil 
des Bundes von 56 v. H. auf 51,4 v. H. und erhöht den 
der Länder von 44 v. H. auf 48,6 v. H. Damit wird den 
Ländern einschließlich ihren Gemeinden ihr Verlust 
aus der Systemumstellung des Familienleistungsaus-
gleichs auf die steuerliche Finanzamtslösung in Höhe 
von 11,5 Mrd. DM ausgeglichen. 

Bisher trug der Bund von den Gesamtkosten des Fa-
milienlastenausgleichs in Höhe von 36,5 Mrd. DM 
das Kindergeld in Höhe von 9,9 Mrd. DM und seinen 
Anteil von 42,5 v. H. bzw. 7,1 Mrd. DM Steuerminder -

einnahmen aus den Kinderfreibeträgen, insgesamt 
7 Mrd. DM. Die Länder und Gemeinden waren zu-
sammen mit 57,5 v. H. bzw. 9,5 Mrd. DM Steuermin-
dereinnahmen aus den Kinderfreibeträgen belastet. 
Durch die Systemumstellung wird der Bund in Zu-
kunft von den bisherigen Gesamtkosten des Fami-
lienlastenausgleichs entsprechend seines Anteils am 
Einkommensteueraufkommen 42,5 v. H. 15,5 Mrd. 
DM), die Länder einschließlich Gemeinden 57,5 v. H. 
21 Mrd. DM) tragen. Der Bund hat erklärt, daß er aus 
der Systemumstellung des Familienlastenausgleichs 
keinen Gewinn erzielen wi ll. Die Änderung der Um-
satzsteueranteile von Bund und Ländern einschließ-
lich ihrer Gemeinden gleicht die Lastenverschiebun-
gen durch die Systemumstellung in Höhe von 
11,5 Mrd. DM aus. 

Im übrigen übernommen aus Drucksache 13/901. 

Zu dem bisherigen Artikel 22 
- Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
finanziellen Voraussetzungen für die Neugliede-
rung der Länder Berlin und Brandenburg 

- gestrichen - 

Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Heraus-
nahme der Gewerbesteuerreform aus dem Gesetz-
entwurf der Koalitionsfraktionen. 

Zu Artikel 23 - Änderung des 
D-Markbilanzgesetzes 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu dem bisherigen Artikel 24 
- Änderung des Fünften Vermögensbildungsge-
setzes 

- gestrichen - 

Die  zur Erleichterung tarifvertraglicher Vereinbarun-
gen vorgeschlagenen Änderungen des Fünften Ver-
mögensbildungsgesetzes werfen - wie die Änderun-
gen des § 19a des Einkommensteuergesetzes (Arti-
kel 1 Nr. 18) - schwierige Fragen auf, die in den - 
starkem Zeitdruck unterliegenden - Beratungen des 
Entwurfs eines Jahressteuergesetzes 1996 nicht ab-
schließend geklärt werden können. Eine Regelung 
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wird im Rahmen einer noch 1995 zu beratenden be-
sonderen Gesetzesinitiative zur Vermögenspolitik er-
folgen, die auch die vorgesehene Anhebung der Ein-
kommensgrenzen mit umfaßt. 

Zu Artikel 25 - Änderung des Heimarbeits-
gesetzes 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Artikel 26 - Änderung des Mineralölsteuer-
gesetzes 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Artikel 27 - Änderung des Kraftfahrzeug
-

steuergesetzes 

Zu Nummer i (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 KraftStG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 2 (§ 3 Nr. 5a KraftStG) 

Nach der bisherigen Nummer 2 ist vorgesehen, daß 
die Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 5 KraftStG für Fahr-
zeuge, die für bestimmte Zwecke verwendet werden 
(Fahrzeuge, die ausschließlich im Feuerwehrdienst, 
im Katastrophenschutz, für Zwecke des zivilen Luft-
schutzes, bei Unglücksfällen, im Rettungsdienst oder 
zur Krankenbeförderung verwendet werden), nicht 
wegfallen soll, wenn die Fahrzeuge auch für humani-
täre Hilfsgütertransporte in das Ausland eingesetzt 
werden. Nicht unter diese Regelung fallen andere 
Transportfahrzeuge von gemeinnützigen oder mild-
tätigen Organisationen, mit denen ebenfalls humani-
täre Hilfsgütertransporte in das Ausland durchge-
führt werden. Die für die Steuerbefreiung in der bis-
herigen Nummer 2 genannten Gründe gelten jedoch 
auch für diese Fahrzeuge. Durch die vorgeschlagene 
neue Nummer 5 a des § 3 KraftStG wird erreicht, daß 
alle Fahrzeuge der genannten Organisationen in der 
Zeit, in der sie für humanitäre Hilfsgütertransporte in 
das Ausland oder für Vorbereitungsfahrten für solche 
Transporte verwendet werden, von der Kraftfahr-
zeugsteuer freigestellt werden. 

Zu Nummer 3 (§ 5 Abs. 2 KraftStG) 

Vgl. Begründung zu Nummer 2 in Drucksache 13/901. 

Zu Nummer 4 (§ 9 KraftStG) 

Zu Buchstabe a (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 KraftStG) 

Allgemeines 

Nach der Verabschiedung des Mißbrauchsbekämp-
fungs- und Steuerbereinigungsgesetzes (StMBG) 
wurde durch die do rt  vorgesehene Tarifsenkung bei 
den sog. Altfahrzeugen, also bei Kraftfahrzeugen mit 
einem verkehrsrechtlich zulässigen Gesamtgewicht 
zwischen 12 t und 16 t, die nicht in die Schad-
stoffklassen S1 oder S2 oder in die Geräuschklasse 

G 1 einzuordnen sind, keine ausreichende steuerliche 
Entlastung geboten, um die vorhandenen Wettbe-
werbsverzerrungen zu Lasten des deutschen Güter-
kraftverkehrsgewerbes ausreichend zu mindern. Die 
Tarifsenkung wurde auch deshalb als unbefriedi-
gend empfunden, weil z. B. die Niederlande durch 
weitere Absenkung ihres Kraftfahrzeugsteuertarifs 
und Belgien durch ertragsteuerliche Maßnahmen 
nach Verkündung der Richtlinie 93/89/EWG des Ra-
tes vom 25. Oktober 1993 (ABl. Nr. L 278 vom 12. No-
vember 1993, S. 32 ff.), die am 1. Januar 1995 in Kraft 
getreten ist, ihre Güterkraftverkehrsunternehmen 
gegenüber der Ausgangslage vor der Verkündung 
der Richtlinie zusätzlich entlastet haben. 

Die Änderung lindert die Belastung der deutschen 
Güterkraftverkehrsunternehmen in dem kritischen 
Bereich und trägt damit zu einer Verbesserung der 
Wettbewerbslage bei. Dies wird dadurch erreicht, 
daß Altfahrzeuge mit einem verkehrsrechtlich zuläs-
sigen Gesamtgewicht von 12 000 kg bis 16 000 kg 
den in diesem Gewichtsbereich um 300 Deutsche 
Mark abgesenkten Steuertarif der Geräuschklasse 
G1 erhalten. 

Begründung im einzelnen 

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe c 
KraftStG) 

Dem § 9 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe c KraftStG wird ein 
neuer Satz angefügt. Dadurch wird für Kraftfahrzeu-
ge mit einem verkehrsrechtlich zulässigen Gesamt-
gewicht von 12 000 kg bis 16 000 kg, die nach Fest-
stellung der Zulassungsstelle in die Geräuschklasse 
G 1 eingeordnet sind, der Steuertarif um 300 DM ge-
senkt. 

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe d 
KraftStG) 

Dem § 9 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe d KraftStG wird ein 
neuer Satz angefügt. Danach sind Kraftfahrzeuge mit 
einem verkehrsrechtlich zulässigen Gesamtgewicht 
von 12 000 kg bis 16 000 kg, die nach Feststellung 
der Zulassungsstelle nicht in die Schadstoffklassen 
S 1, S2 oder in die Geräuschklasse G 1 eingeordnet 
sind, nach dem durch Nummer 3 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe aa in diesem Gewichtsbereich um 
300 DM abgesenkten Steuertarif für Kraftfahrzeuge 
der Geräuschklasse G1 zu besteuern. Dadurch wird 
die jährliche Belastung mit Kraftfahrzeugsteuer bei 
Altfahrzeugen 

mit einem Gesamtgewicht von um DM 
12 000 kg 561,00 
13 000 kg 596,00 
14 000 kg 634,50 
15 000 kg 698,00 
16 000 kg  786,30 

abgesenkt. 

Zu Buchstabe b (§ 9 Abs. 4 KraftStG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an 
die Änderung unter Nummer 1 (§ 1 Abs. 1 Nr. 4 
KraftStG). 
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Zu Artikel 28 - Änderung des Steuerberatungs-
gesetzes 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Artikel 29 - Änderung des Bundes

-

ausbildungsförderungsgesetzes 

Zu Nummern i bis 6 und 8 
(§ § 18a Abs. 1 Satz 4, 18b Abs. 5 Satz 4, 21 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 3, 21 Abs. 3 Satz 3, 22 Abs. 3 Nr. 2, 23 
Abs. 4 Nr. 3, 25 Abs. 5 und 36 Abs. 3 Nr. 3 BAföG) 

Es handelt sich um Folgeänderungen zu Artikel 1 
Nm. 21b und 46a (Änderung des EStG) und zu 
Artikel 1 a (Neufassung des BKGG). 

Die o. g. BAföG-Vorschriften enthalten Regelungen 
zum Kindbegriff im Sinne des BAföG und zur Be-
rücksichtigung von Kindergeld bei der Einkommens-
anrechnung für die Berechnung von BAföG-Leistun-
gen, der einkommensabhängigen Darlehensrück-
zahlung und dem Darlehensteilerlaß sowie der Vor-
ausleistung von Ausbildungsförderung. 

Die BAföG-Vorschriften werden an  die neuen Kin-
dergeldregelungen im BKGG und EStG redaktionell 
angepaßt. Darüber hinaus wird in § 21 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 3 BAföG, wonach das Kindergeld im Berech-
nungszeitraum nicht zu berücksichtigen ist, wenn es 
aufgrund der Höhe des BAföG-Zuschusses im Be-
willigungszeitraum entfällt, der Grenzbetrag von 
610 DM entsprechend der Änderung in § 63 EStG 
und § 2 BKGG auf 1 000 DM erhöht. 

Zu Nummer 7 (§ 28 Abs. 1 Satz 2 BAföG) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 14 
Nr. 4 (§ 24c VStG). 

§ 28 Abs. 1 BAföG regelt die Wertbestimmung des 
Vermögens, die für die Anrechnung von Vermögen 
bei der Berechnung von Ausbildungsförderungslei-
stungen erforderlich ist. Nach der derzeit geltenden 
Fassung des § 28 Abs. 1 BAföG werden bei der We rt

-bestimmung des Vermögens Grundstücke und Be-
triebsvermögen, soweit sie in den neuen Ländern lie-
gen, nur bei Entscheidungen für die Bewilligungs-
zeiträume berücksichtigt, die nach dem 31. Dezember 
1996 beginnen. Der Übergangszeitraum bis zum 
31. Dezember 1996 knüpft an die durch das Standort-
sicherungsgesetz vom 13. September 1993 (BGBl. I 
S. 1569) erfolgte Aussetzung der Vermögensteuer bis 
zum 31. Dezember 1995 an. 

Durch Artikel 14 Nr. 4 wird die Aussetzung der Ver-
mögensteuer in den neuen Ländern bis Ende 1998 
verlängert. Demzufolge werden Einheitswerte für 
Zwecke der Vermögensteuer erst ab 1999 festgesetzt. 
Es ist daher erforderlich, den für die Berücksichti-
gung von im Beitrittsgebiet gelegenen Grundstücken 
und Betriebsvermögen im Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz vorgesehenen Übergangszeitraum bis 
zum 31. Dezember 1999 zu verlängern. 

Zu Artikel 30 - Neufassung des Gesetzes 
über Steuerstatistiken 

Zu § 1 (StStatG) 

Zu Absatz I 

Zu den Nummern 1 bis 5 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Nummer 6 

Im Bereich der Gewerbesteuer sind seit 15 Jahren 
keine Statistiken durchgeführt worden, so daß kei-
nerlei aktuelle Daten zur Verfügung stehen. Eine Ge-
werbesteuerstatistik ist daher dringend erforderlich, 
um für steuerpolitische Reformvorhaben einschließ-
lich Plane zur teilweisen Abschaffung der Gewerbe-
steuer Entscheidungsgrundlagen zu schaffen. Die 
zusätzlichen Haushaltsbelastungen in den statisti-
schen Ämtern belaufen sich auf jährlich rd. 0,3 Mio. 
DM beim Bund und 3 Mio. DM bei den Ländern. 

Zu Nummer 7 

Seit 1978 wurde keine Erbschaft- und Schenkung-
steuerstatistik mehr erhoben. Diese Steuern rücken 
wegen zunehmenden Anpassungsbedarfs immer 
mehr in den Mittelpunkt steuerpolitischen Interesses. 
Die Wiederaufnahme ist auch angesichts des stark 
angewachsenen Volumens von Erbschaften und 
Schenkungen, das sich aufgrund wachsender Pro-
sperität und demographischer Einflüsse (zunehmen-
der Altenanteil) einstellt, dringend geboten. Der Er-
hebungsaufwand bei den Finanzbehörden wird da-
durch begrenzt, daß die Erfassung nur bei Vorhan-
densein automatisierter Verfahren zur Ermittlung des 
Nachlaßvermögens durchgeführt werden soll. Die 
Zusatzkosten in den statistischen Ämtern belaufen 
sich auf jährlich rd. 0,5 Mio. DM bei Bund und Län-
dern zusammen. 

Zu den Absätzen 2 und 3 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Absatz 4 

Ein Hauptproblem bei den Beratungen zum Entwurf 
eines Jahressteuergesetzes 1996 war das Fehlen von 
Informationen über die Auswirkungen, die der Ver-
teilungsmechanismus eines gemeindlichen Anteils 
am Umsatzsteueraufkommen auf der Basis orts- und 
wirtschaftsbezogener Merkmale auf die einzelne Ge-
meinde hat. An der Schaffung der gesetzlichen 
Grundlagen für die dafür erforderlichen Datenerhe-
bungen soll unabhängig von der Gewerbesteuerre-
form und der Art  der Kompensation für die Gemein

-

den festgehalten werden. Nur so können zukünftige 
Beratungen auf der auch von den kommunalen Spit-
zenverbänden geforderten sicheren Datenbasis ge-
führt werden. Die Regelungen des § 5 e Gemeindefi-
nanzreformgesetz (Artikel 20) werden dazu in den 
Artikel 30 übernommen. Die Defini tion der für die 
Datenerhebung zu erfassenden Gewerbebetriebe im 
Sinne des § 2 des Gewerbesteuergesetzes sowie der 
Betriebe mit Einkünften aus freiberuflicher Tätigkeit 
im Sinne des § 18 Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuer- 
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gesetzes dient der Klarstellung und gleichzei tig der 
Einschränkung, die Erhebung der Daten nicht an 
Einkünfte aus selbständiger Arbeit, sondern an die 
Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit zu binden. 
Andernfalls würden Personenkreise erfaßt, durch de-
ren Tätigkeit kein gemeindlicher Wirtschaftsbezug 
gegeben ist. 

Zu § 2 (StStatG) 

Zu Absatz 1 Satz 1 

Die Umsatzsteuerstatistik ist einer der wich tigsten 
Eckpfeiler für die Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen, deren Genauigkeit durch eine jährliche Sta-
tistik erheblich erhöht würde. Auch im Hinblick auf 
unabweisbare europäische Statistikanforderungen 
ist eine jährliche Periodizität erforderlich. Sie wird 
gefordert von den BMWi, dem Statistischen Bundes-
amt, den Wirtschaftsverbänden, dem DGB und von 
den Ländern (Antrag des BR-Innenausschusses). Bei 
den Finanzbehörden führt eine jährliche Statistik 
aufgrund des hohen Automationsgrades nicht zu 
nennenswerten zusätzlichen Belastungen. Im Be-
reich der statistischen Ämter entstehen geringfügige 
Zusatzkosten, die sich auf jährlich rund 0,2 Mio. DM 
beim Bund und 2 Mio. DM bei den Ländern belaufen. 

Zu den Absätzen 2 bis 5 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Absatz 6 

Folgeänderung zu § 1 Nr. 6. Die Erhebungsmerkmale 
können aufgrund automatisierter Besteuerungsver-
fahren bei den Finanzbehörden ohne nennenswerten 
Personalaufwand gewonnen werden. 

Zu Absatz 7 

Folgeänderung zu § 1 Nr. 7. Wie bei allen Steuersta-
tistiken handelt es sich um eine Sekundärstatistik, 
deren Daten bei den Finanzbehörden ohnehin vorlie-
gen und der Statistik ohne Belastung von Bürger und 
Wirtschaft für Auswertungszwecke nutzbar gemacht 
werden können. Die Erhebungsmerkmale ergeben 
sich dabei im wesentlichen aus den zugrundeliegen-
den Besteuerungsverfahren. 

Zu § 3 (StStatG) 

Auch die folgenden Klarstellungen zu einzelnen 
Merkmalen werden aus § 5 e Gemeindefinanzreform-
gesetz übernommen: 

Das Merkmal Finanzanlagen kann bei Banken und 
Versicherungen aus bilanztechnischen Grün den 
nicht in einer Form abgegrenzt werden, die geeignet 
ist, Gemeinden, die als Finanzzentren fungieren, an-
gemessen zu berücksichtigen. Da die Erhebung des 
Merkmals Finanzanlagen zudem auch bei Indust rie, 
Handel, Handwerk und Freien Berufen zu keinen 
aussagekräftigen Ergebnissen führt, wird auf dieses 
Merkmal verzichtet. 

Durch die Defini tion der Arbeitslöhne im Sinne des 
§ 31 des Gewerbesteuergesetzes wird eine Kappung 
der Arbeitslöhne, die für den Schlüssel zu berück-
sichtigen sind, bei einem Be trag von mehr als 
100 000 DM im Jahr vorgenommen. Hierdurch soll 
der Erhebungsaufwand durch die Anlehnung an be-
reits zum Zwecke der Gewerbesteuerzerlegung in 
den Betrieben vorhandene Daten erleichtert werden. 
Gleichzeitig erfolgt die Berücksichtigung von Beträ-
gen für die im Betrieb tätigen Unternehmer und Mit-
unternehmer. 

Die Definition der Merkmale abnutzbares Anlagever-
mögen und Vorräte entspricht der bilanzüblichen 
Terminologie und dient damit der Klarstellung der zu 
erhebenden Merkmale. Die Beschränkung der Da-
tenerhebung auf bilanzierende Betriebe dient der 
Vereinfachung, da so vermieden wird, daß nicht bi-
lanzierende Betriebe ausschließlich zu Erhebungs-
zwecken Bestandsaufnahmen und Abschlüsse anfer-
tigen müssen. 

Zu § 4 (StStatG) 

Zu Nummer 2 

Redaktionelle Vereinfachung, mit der zugleich die er-
forderliche umfassende Erhebung der Steuernum-
mern sichergestellt wird. Die Neuformulierung greift 
einen Antrag im Finanzausschuß des Bundesrates 
auf. 

Zu Nummer 3 

Folgeänderung zu § 1 Abs. 1 Nummern 6 und 7. 

Im übrigen übernommen aus Drucksache 13/901. 

Zu § 5 (StStatG) 

Zu Absatz I 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Absatz 2 

Die Neuformulierung erfolgt entsprechend eines vom 
Finanzausschuß des Bundesrates einstimmig verab-
schiedeten Antrags. 

Danach ist die in Satz 2 ursprünglich vorgesehene 
Rückgabe der Lohnsteuerkarten an die Finanzämter 
nicht erforderlich und würde zu erheblichem Mehr-
aufwand sowohl bei den statistischen Landesämtern 
als auch bei den Finanzämtern führen. Daher erfolgt 
nach der geänderten Fassung von Satz 2 entspre-
chend der bisherigen Praxis eine unverzügliche Ver-
nichtung bei den statistischen Ämtern. 

Die in Satz 3 des Koalitionsentwurfs im Hinblick auf 
den Datenschutz ursprünglich vorgesehene differen-
zierte Weitergabe von Lohnsteuerkarten durch die 
Finanzverwaltung ist von dieser mit dem vorhande-
nen Personal nicht treffsicher leistbar. Demgegen-
über verfügen die statistischen Landesämter auf-
grund der bisherigen Praxis über speziell hierfür ge-
schultes Personal. Daher ist Satz 3 gemäß der geän-
derten Fassung zu streichen. 
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Den Belangen des Datenschutzes wird durch die Ver-
nichtung der Lohnsteuerkarten durch die statisti-
schen Landesämter nach Durchführung der statisti-
schen Auswertung in vollem Umfang Rechnung ge-
tragen. 

Zu § 6 (StStatG) 

Zu den Absätzen 1, 2, 4 und 5 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Absatz 3 

Mit der Neufassung wird Bund (Bundesministerium 
der Finanzen) und Ländern (oberste Finanzbehörden 
und statistische Ämter der Länder) gleicher Zugang 
zu bundesweiten Stichprobendaten aus der Lohn-
und Einkommensteuerstatistik eröffnet. Die Bestim-
mungen in Satz 4 bis 6 gewährleisten die statistische 
Geheimhaltung bei den Empfängern der Strichpro-
bendaten. 

Zu den §§ 7, 8 und 9 (StStatG) 

übernommen aus Drucksache 13/901 

Zu Artikel 31- Änderung des 
Versicherungsteuergesetzes 

Zu Nummer 1 (§ 4 VersStG) 

Im internationalen Vergleich wurde in der Vergan-
genheit das Transportgüterversicherungsgeschäft 
mit dem zweitgrößten Umfang (nach Jap an  und vor 
Großbritannien) über deutsche Versicherer abgewik-
kelt. Seit das Versicherungsgeschäft im Europäi-
schen Wirtschaftsraum liberalisie rt  ist und weil zahl-
reiche EWR-Staaten, darunter Großbritannien und 
Frankreich, jedenfalls bei grenzüberschreitenden Be-
förderungen keine Versicherungsteuer erheben, sind 
die deutschen Anbieter von Transportgüterversiche-
rungen unter erheblichen Wettbewerbsdruck gera-
ten. Die ausländischen Versicherer können ihre Ver-
sicherungsleistungen nämlich ohne Einrechnung der 
Versicherungsteuer anbieten. Bei größeren Beförde-
rungen sind daher ausländische Angebote um erheb-
liche Beträge billiger als die Angebote inländischer 
Versicherer. Daraus hat sich eine Tendenz zur dauer-
haften Abwanderung des Transportgüterversiche-
rungsgeschäfts in das Ausland entwickelt mit ent-
sprechenden Auswirkungen nicht nur auf das Auf-
kommen aus der Versicherungsteuer, sondern auch 
auf das aus diesem Versicherungsgeschäft entste-
hende Aufkommen bei den Ertragsteuern. Außerdem 
ist als Folge der Abwanderung des Transportgüter-
versicherungsgeschäfts damit zu rechnen, daß zahl-
reiche Arbeitsplätze bei inländischen Versicherern 
verlorengehen. 

Durch eine Ausnahme der Prämien für Transportgü-
terversicherungen im grenzüberschreitenden Ver-
kehr von der Versicherungsteuer könnte die Wettbe-
werbsfähigkeit der inländischen Anbieter so gestärkt 
werden, daß eine Abwanderung dieses Versiche

-

rungsgeschäfts in das Ausland nicht mehr zu be-
fürchten wäre. Dadurch würden die nega tiven Fol-
gen auf das Aufkommen der Ertragsteuern und bei 
den Arbeitsplätzen im Bereich der inländischen Ver-
sicherer nicht mehr eintreten. Es empfiehlt sich des-
halb, die Prämien für Transportgüterversicherungen 
von der Versicherungsteuer auszunehmen. 

Es wird vorgeschlagen, die Ausnahme der Prämien 
für Transportgüterversicherungen von der Versiche-
rungsteuer in einer neuen Nummer 10 des § 4 
VersStG zu regeln. Danach ist die Zahlung des Versi-
cherungsentgelts für eine Versicherung beförderter 
Güter gegen Verlust oder Beschädigung als Tr ans-
portgüterversicherung einschließlich Valorenversi-
cherung und Kriegsrisikoversicherung von der Versi-
cherungsteuer ausgenommen, wenn sich die Versi-
cherung auf Güter bezieht, die ausschließlich im 
Ausland oder im grenzüberschreitenden Verkehr 
einschließlich der Durchfuhr befördert werden. Die 
Steuerfreiheit tritt also ein bei Beförderungen, die 

- sich vollständig im Ausland vollziehen, 

- vom Ausland in das Ausland mit Durchfuhr durch 
das Inland (z. B. von Österreich durch Deutschland 
nach Belgien), 

- vom Ausland in das Inland oder 

- vom Inland in das Ausland stattfinden. 

Die Steuerfreiheit tritt jedoch nicht ein bei der Beför-
derung von Gütern, die von einem inländischen Ver-
sendungsort an einen inländischen Bestimmungsort 
zusammen mit anderen Gütern befördert werden, die 
unterwegs im Ausland abgeliefert werden (Beispiel: 
Bei einer Beförderung von Freiburg nach Frankfurt 
wird ein Teil der beförderten Güter in Straßburg ab-
geliefert; in diesem Fall wäre das auf die nach Straß-
burg beförderten Güter entfallende Versicherungs-
entgelt von der Besteuerung ausgenommen und das 
auf die nach Frankfurt beförderten Güter entfallende 
Versicherungsentgelt zu besteuern). 

Die Steuerfreiheit tritt erst recht nicht ein bei rein in-
ländischen Beförderungen, und zwar auch dann 
nicht, wenn dabei die Güter nur zur Durchfuhr in das 
Ausland gelangen (z. B. bei einer Beförderung von 
Konstanz durch die Schweiz nach Lörrach). 

Die vorgeschlagene Befreiungsregelung läßt bei der 
Versicherungsteuer Mindereinnahmen des Bundes, 
dem das Aufkommen der Steuer zusteht, von jährlich 
etwa 100 Mio. DM erwarten. Diese Mindereinnah-
men würden voraussichtlich auch ohne die Gesetzes-
änderung wegen der dann zu erwartenden Abwan-
derung des Transportgüterversicherungsgeschäfts in 
das Ausland eintreten. In diesem Fall würden näm-
lich künftig im Inland kaum noch steuerbare Entgelte 
für Transportgüterversicherungen im grenzüber-
schreitenden Güterverkehr anfallen. 

Zu Nummer 2 (§ 10 b VersStG) 

Die Versicherungsteuer entsteht nach § 1 Abs. 1 
VersStG in Verbindung mit § 38 AO mit der Zahlung 
des Versicherungsentgelts. § 10b Satz 1 soll so er-
gänzt werden, daß die neue Befreiungsvorschrift auf 
Versicherungsentgelte anzuwenden ist, die ab dem 
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Inkrafttreten einer Befreiungsvorschrift fällig wer-
den; diese Regelung gilt bisher nur für den Fa ll  der 
Steuersatzänderung. 

Zu Artikel 31a - Änderung des 
Tabaksteuergesetzes 

Zu § 32 Abs. 3 

Durch die Änderung wird die am 31. Dezember 1995 
auslaufende Übergangsfrist für die Besteuerung von 
Tabakrollen, die zur Herstellung von sogenannten 
Steckzigaretten dienen, bis zum 31. Dezember 1998 
verlängert. Damit wird die der Bundesrepublik 
Deutschland durch Artikel 2 Abs. 3 S. 2 der Ande-
rungsrichtlinie 92/78/EWG vom 19. Oktober 1992 
(ABL. Nr. L 316 S. 5) zugestandene Übergangsfrist 
ausgeschöpft. Gleichzeitig wird der Steuersatz für 
Tabakrollen auf der Basis der gegenwärtigen durch-
schnittlichen Kleinverkaufspreise so angehoben, daß 
die Tabaksteuerbelastung für Tabakrollen durch-
schnittlich 3 Pfennig je Stück niedriger ausfällt als für 
fabrikfertige Zigaretten. Die Maßnahme dient dem 
Erhalt von Arbeitsplätzen in der Zigarettenindustrie. 

Zu Artikel 32 
- Neufassung der betroffenen Gesetze 
und Rechtsverordnungen, Rückkehr 
zum einheitlichen Verordnungsrang 
(bisheriger Artikel 31) 

Folgeänderungen aus der Einführung des Arti-
kels 2a. 

Im übrigen übernommen aus Drucksache 13/901. 

Zu Artikel 33 - Inkrafttreten 

(bisheriger Artikel 32) 

Zu Artikel i a und 29 

Die Inkrafttretensregelung ist an  die Neuregelung 
des Familienleistungsausgleichs und an die damit im 
Zusammenhang stehenden Anderungen des Bun-
desausbildungsförderungsgesetzes angepaßt wor-
den. Die Regelung des Artikels 29 Nummer 2 kann 
aus Gründen des Verwaltungsvollzugs jeweils  nur 

 zum Beginn eines Bewilligungszeitraumes berück-
sichtigt werden. 

Die Änderung zu Artikel 16 Nr. 2 ist redaktionelle] 
Art. 

Zu Artikel 20 und 22 

Außerdem ist der Abkoppelung der 3. Stufe der Un-
ternehmensteuerreform Rechnung ge tragen worden, 
die zum Wegfall der Artikel 20 und 22 führt. 

Da damit zu rechnen ist, daß das JStG 1996 nicht bis 
Ende Juli 1995 in Kraft treten wird, die Befreiungs-
vorschrift für die Zahlung des Versicherungsentgelts 
für Transportversicherungen der in Artikel 31 be-
zeichneten Art  aber im Rahmen des Möglichen zeit-
nah in Kraft treten soll, damit Versicherungsge-
schäfte nicht weiter ins steuergünstigere Ausland ab-
wandern, soll Artikel 31 rückwirkend ab 1. Juli 1995 
in Kraft treten. Gegen die Rückwirkung bestehen 
keine verfassungsrechtlichen Bedenken, da es sich 
um eine begünstigende Regelung handelt. 

Bonn, den 31. Mai 1995 

Gisela Frick 

Berichterstatterin 

Hansgeorg Hauser (Rednitzhembach) 

Berichterstatter 

Dr. Barbara Höll 

Berichterstatterin 

Joachim Poß 

Berichterstatter 

Christine Scheel 

Berichterstatter 



Deutscher Bundestag - 13.Wahlperiode 	Drucksache 13/1558 

Anlage 1 

Finanzielle Auswirkungen des Jahressteuergesetzes 1996 
mit Berücksichtigung der Beschlüsse 

des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages 
(Steuermehreinnahmen bzw. Haushaltsentlastungen oder 

Steuermindereinnahmen bzw. Haushaltsbelastungen (-) in Mio. DM) 
- vorläufige grobe Schätzungen - 

Lfd. 
Nr. 

Maßnahme 
Gebiets- 
körper

-

schaft 

Ent

-

stehungs

-j

ahr1) 

Rechnungsjahr e2) 

1996 1997 1998 1999 

I. Steuerfreistellung 
des Existenzminimums 

1 §§ 32a und 32d EStG 

Tarif 1996 unter Berücksichtigung Koal.- 
eines steuerfreien Entwurf 
Existenzminimums von Insg. -16.340 -14.790 -16.180 -16.340 -16.340 
12.095/24.181 DM (Allein- Bund - 7.601 - 6.878 - 7.527 - 7.601 - 7.601 
stehende/Verheiratete) mit Ver- Länder - 6.461 - 5.848 - 6.397 - 6.461 - 6.461 
zicht auf Grundentlastung und Gem. - 2.278 - 2.064 - 2.256 - 2.278 - 2.278 
auf Absenkung des Grenzsteuer- 

FinA BT 
satzes für Bezieher von Einkorn- 

Insg. -15.450 -13.985 -14.805 -14.525 -14.090 
men über 55.727/111.455 DM 

Bund - 7.228 - 6.541 - 6.928 - 6.794 - 6.592 
Länder - 6.078 - 5.501 - 5.823 - 5.714 - 5.542 
Gem. - 2.144 - 1.943 - 2.054 - 2.017 - 1.956 

Diff. 
Insg. 890 805 1.375 1.815 2.250 
Bund 373 337 599 807 1.009 
Länder 383 347 574 747 919 
Gem. 134 121 202 261 322 

II. Neuregelung des Familien- 
leistungsausgleichs  

2 BKGG 

Wegfall des bisherigen Koal.- 
Kindergeldes und des Kinder- Entwurf - - - - - 
geldzuschlags FinA BT 

Bund 19.900 19.900 19.900 19.900 19.900 

3 § 32 Abs. 6 EStG 

Wegfall des bisherigen Kinder- Koal.- 
freibetrags von 4.104 DM Entwurf - - - - - 

FinA BT 
Insg. 17.800 16.110 17.625 17.800 17.800 
Bund 8.256 7.470 8.175 8.256 8.256 
Länder 7.056 6.385 6.985 7.056 7.056 
Gem. 2.488 2.255 2.465 2.488 2.488 

Siehe Fußnoten auf Seite 200 
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Lfd 
Nr. Maßnahme 

Gebiets

-

körper

-

schaft 

Ent

-

stehungs

-

jahr 1) 

Rechnungsjahre2) 

1996 1997 1998 1999 

§§. 62 bis 77 EStG und BKGG 4 

Aus dem Einkommensteuer- Koal.- 
aufkommen vergütetes Kinder- Entwurf - - - - - 
geld  von monatlich 200 DM für 
das 1. und 2. Kind, 300 DM für FinA BT 

 das 3. Kind und 350 DM ab dem Insg. -43.800 -43.800 -43.800 -43.800 -43.800 

4. Kind 3) Bund -19.650 -19.650 -19.650 -19.650 -19.650 
Länder -17.850 -17.850 -17.850 -17.850 -17.850 
Gem. -6.300 - 6.300 - 6.300 - 6.300 - 6.300 

§§ 31 und 32 Abs. 6 EStG 5 

Option für einen steuerlichen Koal.- 
Kinderfreibetrag von 6.264 DM Entwurf - - - - - 

FinA BT 
Insg. - 	500 - - 	400 - 	500 - 	500 
Bund - 	213 - - 	170 - 	213 - 	213 
Länder - 	213 - - 	170 - 	213 - 	213 
Gem. - 	74 - - 	60 - 	74 - 	74 

6 § 1 Abs. 1 FAG 

Anhebung des Länderanteils Koal.- 
an der Umsatzsteuer Entwurf - - - - - 
von  44 v. H.-Punkten 
um 4,6 v. H.-Punkte auf FinA BT 

48,6v. H.-Punkte Insg. 0 0 0 0 0 
Bund -11.300 -11.300 -11.815 -12.350 -12.910 
Länder 11.300 11.300 11.815 12.350 12.910 

7 Finanzielle Auswirkungen der Koal.- 
Neuregelung des Familien- Entwurf - - - - - 
leistungsausgleichs 

FinA BT 
Insg. - 6.600 - 7.790 - 6.675 - 6.600 - 6.600 
Bund - 3.007 - 3.580 - 3.560 - 4.057 - 4.617 
Länder 293 -165 780 1.343 1.903 
Gem.4) - 3.886 - 4.045 - 3.895 - 3.886 - 3.886 

III. Reform der Unternehmens- 
besteuerung 
a) Reform der Gewerbesteuer 

aa) entlastende Maßnahmen 

8 §§ 12 und 13 GewStG 
Verzicht auf Abschaffung Koal.- 
der Gewerbekapitalsteuer Entwurf 

Insg. - 3.380 - 3.380 - 3.785 - 4.055 - 4.345 
Bund 896 896 1.002 1.070 1.149 
Länder 183 183 242 279 307 
Gem. - 4.459 - 4.459 - 5.029 - 5.404 - 5.801 

FinA BT - - - - - 

Diff . 
Insg. 3.380 3.380 3.785 4.055 4.345 
Bund - 	896 - 	896 - 1.002 - 1.070 - 1.149 
Länder - 	183 - 	183 - 	242 - 	279 - 	307 
Gem. 4.459 4.459 5.029 5.404 5.801 

Siehe Fußnoten auf Seite 200 
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Lfd. 
Nr. Maßnahme 

Gebiets

-

körper

-

Schaft 

Ent

-

stehungs

-

jahr1) 

Rechnungsjahre2) 

1996 1997 1998 1999 

9 § 11 Abs. 1 Nr. 1 GewStG 
Verzicht auf Gewährung des 	• Koal.- 
Freibetrags beim Gewerbeertrag Entwurf 
in Höhe von 48.000 DM auch für Insg. - 	125 - 	99 - 	112 - 	125 - 	125 
jeden voll haftenden Gesell- Bund 25 21 23 25 25 
schafter-Geschäftsführer einer Länder 0 0 1 1 1 
Personengesellschaft Gem. - 	150 - 	120 - 	136 - 	151 - 	151 

FinA BT - - - - - 

Diff. 
Insg. 125 99 112 125 125 
Bund - 	25 - 	21 - 	23 - 	25 - 	25 
Länder 0 0 - 	1 - 	1 - 	1 
Gem. 150 120 136 151 151 

10 § 11 Abs. 2 GewStG  
Verzicht auf Spreizung der Koal.- 
Staffelstufen bei der Gewerbe- Entwurf 
ertragsteuer für Einzel- Insg. - 	215 - 	255 - 	175 - 	195 - 	185 
unternehmen und Personen- Bund 66 14 68 76 88 
gesellschaften von 24.000 DM Länder 12 - 	21 20 24 34 
auf 30.000 DM Gem. - 	293 - 	248 - 	263 - 	295 - 	307 

FinA BT - - - - - 

Diff. 
Insg. 215 255 175 195 185 
Bund - 	66 - 	14 - 	68 - 	76 - 	88 
Länder - 	12 21 - 	20 - 	24 - 	34 
Gem. 293 248 263 295 307 

11 § 11 Abs. 2 GewStG 
Verzicht auf Senkung der Steuer- Koal.- 
meßzahl für den Gewerbeetrag Entwurf 
einschließlich der Steuermeß- Insg. -2.155 -2.155 -2.415 -2.605 -2.825 
zahlen im Bereich der Staffelung Bund 551 551 615 666 721 
um jeweils 10v. H. Länder 72 72 101 122 144 

Gem. -2.778 -2.778 -3.131 -3.393 -3.690 

FinA BT - - - - - 

Diff. 
Insg. 2.155 2.155 2.415 2.605 2.825 
Bund - 	551 - 	551 - 	615 - 	666 - 	721 
Länder - 	72 - 	72 - 	101 - 	122 - 	144 
Gem. 2.778 2.778 3.131 3.393 3.690 

12 § 6 Abs. 2 GFRG 
Nicht notwendige korres- Koal.- 
pondierende Erhöhung der Entwurf 
Gewerbesteuer-Umlage für Insg. 0 0 0 0 0 
den Fonds „Deutsche Einheit" Bund 0 0 0 0 0 
um 2 v. H.-Punkte Länder 195 195 215 230 245 

Gem. - 	195 - 	195 - 	215 - 	230 - 	245 

FinA BT - - - - - 

Diff . 
Insg. 0 0 0 0 0 
Bund 0 0 0 0 0 
Länder - 	195 - 	195 - 	215 - 	230 - 	245 
Gem. 195 195 215 230 245 

Siehe Fußnoten auf Seite 200 
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Lfd. 
Nr. Maßnahme 

Gebiets

-

körper

-

schaft 

Ent

-

stehungs

-

jahr1) 

Rechnungsjahre2) 

1996 1997 1998 1999 

13 § 7g EStG 
Verzicht auf Erhöhung der Koal.- 
Einheitswertgrenze für die Entwurf 
Inanspruchnahme von Sonder- Insg. - 	65 - 	53 - 	59 - 	65 - 	65 
abschreibungen und Anspar- Bund - 	26 - 	23 - 	24 - 	26 - 	26 
abschreibung von 240.000 DM Länder - 	21 - 	17 - 	19 - 	21 - 	21 
auf 300.000 DM und Verzicht Gem. - 	18 - 	13 - 	16 - 	18 - 	18 
auf Wegfall der Gewerbekapital- 

FinA BT - - - - - grenze 
Diff. 
Insg. 65 53 59 65 65 
Bund 26 23 24 26 26 
Länder 21 17 19 21 21 
Gem. 18 13 16 18 18 

14 Finanzielle Auswirkungen Koal.- 
der entlastenden Maßnahmen Entwurf 
zur Reform der Gewerbesteuer Insg. -5.940 -5.942 -6.546 -7.045 -7.545 
zusammen Bund 1.512 1.459 1.684 1.811 1.957 

Länder 441 412 560 635 710 
Gem. -7.893 -7.813 -8.790 -9.491 -10.212 

FinA BT - - - - - 

Diff. 
Insg. 5.940 5.942 6.546 7.045 7.545 
Bund -1.512 - 1.459 - 1.684 - 1.811 - 1.957 
Länder -441 -412 -560 -635 - 	710 
Gem. 7.893 7.813 8.790 9.491 10.212 

bb) finanzierende Maßnahmen 
zur Reform der Gewerbesteuer 

15 § 1 Abs. 1 FAG 
Verzicht auf Beteiligung Koal.- 
der Gemeinden an der Umsatz- Entwurf 
steuer mit 2,7 v. H.-Punkten Insg. 0 0 0 0 0 
ab 1. Januar 1996 Bund - 3.713 - 3.713 - 3.884 - 4.060 - 4.242 

Länder - 2.917 - 2.917 - 3.051 - 3.190 - 3.333 
Gem. 6.630 6.630 6.935 7.250 7.575 

FinA BT - - - - - 

Diff. 
Insg. 0 0 0 0 0 
Bund 3.713 3.713 3.884 4.060 4.242 
Länder  2.917 2.917 3.051 3.190 3.333 
Gem. - 6.630 - 6.630 - 6.935 - 7.250 - 7.575 

16 § 4d EStG 
Einschränkungen des Betriebs- Insg. 105 - . 40 105 
ausgabenabzugs für Zuwendun- Bund 42 - . 15 42 
gen an  Unterstützungskassen Länder 39 - . 15 39 

Gem. 24 - . 10 24 

Siehe Fußnoten auf Seite 200 
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Lfd. 
Nr. Maßnahme 

Gebiets

-

körper

-

schaft 

Ent

-

stehungs

-

jahr1) 

Rechnungsjahr 2) 

1996 1997 1998 1999 

17 § 7 Abs. 2 EStG 
Verzicht auf Rückführung der Koal.- 
degressiven Abschreibung für Entwurf 
bewegliche Wi rtschaftsgüter des Insg. 5.070 4.030 6.580 8.530 10.530 
Anlagevermögens, die nach dem Bund 1.801 1.439 2.339 3.033 3.746 
31. Dezember 1995 angeschafft Länder 1.765 1.388 2.279 2.948 3.555 
oder hergestellt werden, Gem. 1.504 1.203 1.962 2.549 3.229 
von 30 v. H. auf 25 v. H.6)7) 

FinA BT - - - - - 

Diff. 
Insg. - 5.070 - 4.030 - 6.580 - 8.530 -10.530 
Bund - 1.801 - 1.439 - 2.339 - 3.033 - 3.746 
Länder - 1.765 - 1.388 - 2.279 - 2.948 - 3.555 
Gem. - 1.504 - 1.203 - 1.962 - 2.549 - 3.229 

18 § 7f EStG 
Verzicht auf Einschränkung Koal.- 
der Sonderabschreibungen für Entwurf 
Wirtschaftsgüter p rivater Insg. 10 8 9 10 10 
Krankenhäuser Bund 3 3 3 3 3 

Länder 3 3 3 3 3 
Gem. 4 2 3 4 4 

FinA BT - - - - - 

Diff. 
Insg. - 	10 - 	8 - 	9 - 	10 - 	10 
Bund - 	3 - 	3 - 	3 - 	3 - 	3 

Länder - 	3 - 	3 - 	3 - 	3 - 	3 
Gem. - 	4 - 	2 - 	3 - 	4 - 	4 

19 § 17 Abs. 2 EStG 
Einschränkung der Verrechnung Insg. 25 . 5 25 25 
von Veräußerungsverlusten der Bund 11 . 2 11 11 
im Privatvermögen gehaltenen Länder 11 . 2 11 11 
Beteiligungen Gem. 3 . 1 3 3 

20 § 50c Abs. 11 EStG 
Verzicht auf Nichtanerkennung Koal.- 
von ausschüttungsbedingten Entwurf 
Gewinnminderungen bei Erwerb Insg. 160 . 30 160 160 
von Anteilen an Kapitalgesell- Bund 74 . 13 74 74 
schaften Länder 64 . 13 64 64 

Gem. 22 . 4 22 22 

FinA BT - - - - - 

Diff. 
Insg. - 	160 . - 	30 - 	160 - 	160 
Bund - 	74 . - 	13 - 	74 - 	74 
Länder - 	64 . - 	13 - 	64 - 	64 
Gem. - 	22 . - 	4 - 	22 - 	22 

21 § 18 Abs. 9 UStG 
Neuregelung des Verfahrens Koal.- 
bei der Vergütung von Vorsteuer- Entwurf 
betragen 8) Insg. 200 170 200 200 200 

Bund 112 95 112 112 112 
Länder 88 75 88 88 88 
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Lfd 
Nr. Maßnahme 

Gebiets

-

körper

-

schaft 

Ent

-

stehungs

-

jahr1) 

Rechnungsjahre2) 

1996 1997 1998 1999 

FinA BT 
Insg. 200 170 200 200 200 
Bund 103 87 103 103 103 
Länder  97 83 97 97 97 

Diff. 
Insg. 0 0 0 0 0 
Bund - 	9 - 	8 - 	9 - 	9 - 	9 
Länder 9 8 9 9 9 

22 Verwaltungsregelung 
Verzicht auf Wegfall der Nichtbe- Koal.- 
anstandungsgrenze für Pauschal- Entwurf 
wertberichtigungen auf Forde- Insg. 840 210 735 1.050 1.470 
rungen bei Nicht-Banken Bund  317 80 276 397 554 

Länder 300 76 260 373 521 
Gem. 223 54 199 280 395 

FinA BT - - - - - 

Diff. 
Insg. - 	840 - 	210 - 	735 - 1.050 - 1.470 
Bund - 	317 - 	80 - 	276 - 	397 - 	554 
Länder - 	300 - 	76 - 	260 - 	373 - 	521 
Gem. - 	223 - 	54 - 	199 - 	280 - 	395 

23 Finanzielle Auswirkungen Koal.- 
der finanzierenden Maßnahmen Entwurf 
zur Reform der Gewerbesteuer Insg. 6.410 4.418 7.559 10.015 12.500 
zusammen Bund - 1.353 - 2.096 - 1.139 - 	415 300 

Länder - 	647 - 1.375 - 	406 312 948 
Gem. 8.410 7.889 9.104 10.118 11.252 

FinA BT 
Insg. 330 170 205 265 330 
Bund 156 87 105 129 156 
Länder  147 83 99 123 147 
Gem.  27 . 1 13 27 

Diff. 
Insg. - 6.080 - 4.248 - 7.354 - 9.750 -12.170 
Bund 1.509 2.183 1.244 544 - 	144 
Länder  794 1.458 505 - 	189 - 	801 

. Gem. - 8.383 - 7.889 - 9.103 -10.105 -11.225 

24 Finanzielle Auswirkungen Koal.- 
der Reform der Gewerbesteuer Entwurf 
zusammen Insg. 470 - 1.524 1.013 2.970 4.955 

Bund 159 - 	637 545 1.396 2.257 
Länder - 	206 - 	963 154 947 1.658 
Gem. 517 76 314 627 1.040 

FinA BT 
Insg. 330 170 205 265 330 
Bund 156 87 105 129 156 
Länder  147 83 99 123 147 
Gem. 27 . 1 13 27 

Diff. 
Insg. - 	140 1.694 - 	808 - 2.705 - 4.625 
Bund - 	3 724 - 	440 - 1.267 - 2.101 
Länder 353 1.046 - 	55 - 	824 - 1.511 
Gem. - 	490 - 	76 - 	313 - 	614 - 1.013 
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Lfd. 
Nr.  Maßnahme 

Gebiets

-

körper

-s

chaft 

Ent

-

stehungs

-

jahr1) 

Rechnungsjahr2) 

1996 1997 1998 1999 

b) Verbesserungen bei der Erb- 
schaft- und Schenkungsteuer 
für Unternehmensnachfolge 

25 § 13 Abs. 2a ErbStG 
Einführung eines Bewertungs- Länder - 	150 - 	50 	- 	100 	- 	150 	- 	150 
abschlags in Höhe von 25 v. H. 
für das den Freibetrag von 
500.000 DM übersteigende 
Betriebsvermögen 

26 § 13 Abs. 2a ErbStG 
Einbeziehung der Anteile an Länder - 	240 - 	80 	- 	160 	- 	240 	- 	240 
Kapitalgesellschaften in den 
Freibetrag und den Bewertungs- 
abschlag für Betriebsvermögen 
bei einer Beteiligung an der 
Kapitalgesellschaft von minde- 
stens 25 v. H. 

27 Finanzielle Auswirkungen der  Länder - 	390 - 	130 	- 	260 	- 	390 	- 	390 
Verbesserungen bei der 
Erbschaft- und Schenkungsteuer 
zusammen 

c) Sonstige Maßnahmen im 
Rahmen der Reform der Unter- 
nehmensbesteuerung 

28 § 14a EStG 

Verlängerung der Vergünstigun- Insg. - 	20 . 	- 	230 	- 	325 	- 	335 
gen bei bestimmten land- und Bund - 	9 . 	- 	106 	- 	153 	- 	157 
forstwirtschaftlichen Betrieben Länder - 	9 . 	- 	91 	- 	128 	- 	132 
bis einschließlich 2000 bei gleich- Gem. - 	2 . 	- 	33 	- 	44 	- 	46 
zeitiger genereller Erhöhung der 
Einkommensgrenzen von 27.000/ 
54.000 DM (Alleinstehende/Ver- 
heiratete) auf 35.000/70.000 DM 
und Erhöhung des Freibetrages 
bei Veräußerung von 90.000 DM 
auf 150.000 DM 

29 § 27a KStG 
Verzicht auf Rückabwicklung der Koal.- 
verdeckten Gewinnausschüttung Entwurf 

Insg. - 	20 . 	. 	- 	5 	- 	15 
Bund - 	9 . 	. 	- 	2 	- 	6 
Länder - 	9 . 	- 	2 	- 	6 
Gem. - 	2 . 	. 	- 	1 	- 	3 

FinA BT - - 	- 	- 	- 

Diff. 
Insg. 20 . 	5 	15 
Bund 9 . 	. 	2 	6 
Länder 9 . 	. 	2 	6 
Gem. 2 . 	 1 	3 
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Lfd 
Nr. Maßnahme 

Gebiets

-

körper

-

schaft 

Ent

-

stehungs

-

jahr1) 

Rechnungsjahre2) 

1996 1997 1998 1999 

30 Finanzielle Auswirkungen der Koal.- 
sonstigen Maßnahmen im Entwurf 
Rahmen der Reform der Unter- Insg. - 	40 . - 	230 - 	330 - 	350 
nehmensbesteuerung Bund - 	18 . - 	106 - 	155 - 	163 

Länder - 	18 . - 	91 - 	130 - 	138 
Gem. - 	4 . - 	33 - 	45 - 	49 

FinA BT 
Insg. - 	20 . - 	230 - 	325 - 	335 
Bund - 	9 . - 	106 - 	153 - 	157 
Länder - 	9 . - 	91 - 	128 - 	132 
Gem. - 	2 . - 	33 - 	44 - 	46 

Diff. 
Insg. 20 . . 5 15 
Bund 9 . . 2 6 
Länder 9 . . 2 6 
Gem. 2 . . 1 3 

31 Finanzielle Auswirkungen der Koal.- 
Maßnahmen zur Reform der Entwurf 
Unternehmensbesteuerung Insg. 40 - 1.654 523 2.250 4.215 

Bund 141 - 	637 439 1.241 2.094 
Länder - 	614 - 1.093 - 	197 427 1.130 
Gem. 513 76 281 582 991 

FinA BT 
Insg. - 	80 40 - 	285 - 	450 - 	395 
Bund 147 87 - 	1 - 	24 - 	1 
Länder - 	252 - 	47 - 	252 - 	395 - 	375 
Gem. 25 . - 	32 - 	31 - 	19 

Diff. 
Insg. - 	120 1.694 - 	808 - 2.700 - 4.610 
Bund 6 724 - 	440 - 1.265 - 2.095 
Länder 362 1.046 - 	55 - 	822 - 1.505 
Gem. - 	438 - 	76 - 	313 - 	613 - 1.010 

IV. Verlängerung der 
Investitionsförderung 
in den neuen Ländern 

32 § 6 b EStG 
Befristete Ausdehnung der Insg. - 	55 - 	40 - 	46 - 	55 - 	10 
steuerneutralen Wiederanlage Bund - 	22 - 	14 - 	16 - 	22 - 	3 
betrieblicher Veräußerungs- Länder - 	18 - 	14 - 	15 - 	18 - 	3 
gewinne auf den Erwerb von Gem. - 	15 - 	12 - 	15 - 	15 - 	4 
Anteilen an mittelständischen 
Kapitalgesellschaften in den 
neuen Ländern und Kapital - 
beteiligungsgesellschaften, die 
sich an mittelständischen Unter- 
nehmen in den neuen Ländern  
beteiligen 

33 § 2 i. V. m. § 8 Abs. 1 FördG 
Verlängerung der von 50 v. H. auf Insg. . - - 1.265 - 1.525 - 	370 
40 v. H. gesenkten Sonderab- Bund . - - 	473 - 	570 - 	142 
schreibungen für Ausrüstungsin- Länder . - - 	418 - 	506 - 	124 
vestitionen in den neuen Ländern  Gem. . - - 	374 - 	449 - 	104 
für die Jahre 1997 und 19987) . 

Siehe Fußnoten auf Seite 200 



Deutscher Bundestag - 13.Wahlperiode 	Drucksache 13/1558 

Lfd 
Nr. Maßnahme 

Gebiets

-

körper

-

schalt 

Ent

-

stehungs

-

jahr1) 

Rechnungsjahre2) 

1996 1997 1998 1999 

34 § 2 i. V. m. § 8 Abs. 1 FördG 
Einbeziehung der Ausriistungs- Koal.- 
investitionen der mittelstän- Entwurf - - 	- 	- 	- 
dischen Unternehmen des 
verarbeitenden Gewerbes FinA BT 

in Berlin (West) ab 1996 Insg. - 	18 - 	15 	- 	18 	- 	20 	- 	4 
Bund - 	8 - 	6 	- 	8 	- 	9 	- 	1 
Länder - 	6 - 	4 	- 	6 	- 	6 	- 	1 
Gem. - 	4 - 	5 	- 	4 	- 	5 	- 	2 

35 § 3 i. V. m. § 8 Abs. 1 FördG 
Verlängerung der Sonder- Insg. . - 	-1.950 	-2.475 	- 	510 
abschreibungen für Betriebs- Bund . - 	- 	730 	- 	926 	- 	190 
gebäude im verarbeitenden Länder . - 	- 	645 	- 	819 	- 	168 
Gewerbe von Gem. - 	- 	575 	- 	730 	- 	152 
- 40 v. H. bei eigenbetrieblicher 

Nutzung 
und 

- 20 v. H. bei fremdbetrieblicher 
Nutzung 

für die Jahre 1997 und 19981 

36 § 3 i. V. m. § 8 Abs. 1 FördG 
Einbeziehung eigengenutzter Koal.- 
gewerblicher Bauten mittel- Entwurf - - 	- 	- 	- 
ständischer Unternehmen des 

FinA BT verarbeitenden Gewerbes 
Insg. - 	32 - 	25 	- 	33 	- 	41 	- 	7 in Berlin (West) ab 1996 
Bund - 	13 - 	11 	- 	14 	- 	16 	- 	3 
Länder - 	11 - 	9 	- 	11 	- 	14 	- 	2 
Gem. - 	8 - 	5 	- 	8 	- 	11 	- 	2 

37 § 3 i. V. m. § 8 Abs. 1 FördG 
Verlängerung der Sonder- Insg. . - 	-2.420 	-3.050 	- 	630 
abschreibungen für Betriebs- Bund . - 	- 	902 	-1.135 	- 	234 
gebäude in den übrigen Wirt- Länder . - 	- 	799 	-1.008 	- 	207 
schaftsbereichen mit 20 v H. für Gem. . - 	- 	719 	- 	907 	- 	189 
die Jahre 1997 und 19987) 

38 § 3 i. V. m. § 8 Abs. 1 FördG 
Verlängerung der von 50 v. H. auf Koal.- 
25 v. H. anstatt auf 20 v. H. Entwurf 
gesenkten Sonderabschreibun- Insg. . - 	- 	340 	- 	330 	- 	75 
gen für den Mietwohnungsbau Bund . - 	- 	159 	- 	155 	- 	35 
für die Jahre 1997 und 1998') Länder . - 	- 	134 	- 	130 	- 	30 

Gem. . - 	- 	47 	- 	45 	- 	10 

FinA BT 
Insg. . - 	- 	405 	- 	425 	- 	100 
Bund . - 	- 	189 	- 	198 	- 	45 
Länder . - 	- 	159 	- 	168 	- 	40 
Gem. . - 	- 	57 	- 	59 	- 	15 

Diff. 
Insg. . - 	- 	65 	- 	95 	- 	25 
Bund . - 	- 	30 	- 	43 	- 	10 
Länder . - 	- 	25 	- 	38 	- 	10 
Gem. . - 	- 	10 	- 	14 	- 	5 
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1996 1997 1998 1999 

39 § 3 i. V. m. § 8 Abs. 1 FördG 
Verlängerung der von 50 v. H. auf Insg. . - 	- 	256 	- 	337 	- 	118 
40 v. H. gesenkten Sonder- Bund . - 	- 	120 	- 158 	- 	56 
abschreibungen für die Moder- Länder . - 	- 	100 	- 	133 	- 	46 
nisierung und Sanierung von Gem. . - 	- 	36 	- 	46 	- 	16 
Gebäuden in den neuen Ländern 
für die Jahre 1997 und 1998 v ) 

40 § 7 i. V. m. § 8 Abs. 3 FördG 
Verlängerung des Sonder- Insg. . - 	- 	55 	- 	115 	- 	125 
ausgabenabzugs für die Moder- Bund . - 	- 	26 	- 	55 	- 	59 
nisierung und Sanierung selbst- Länder . - 	- 	21 	- 	45 	- 	49 
genutzten Wohneigentums in den Gem. . - 	- 	8 	- 	15 	- 	17 
neuen Ländern für die Jahre 1997 
und 1998 

41 § 7 a FördG 
Steuerermäßigung für Darlehen Insg. - 	65 - 	53 	- 	59 	- 	65 	- 	12 
zur Verstärkung des haftenden Bund - 	33 - 	27 	- 	30 	- 	33 	- 	6 
Kapitals von kleinen und mitt- Länder - 	28 - 	22 	- 	24 	- 	28 	- 	6 
leren Betrieben in den neuen Gem. - 	4 - 	4 	- 	5 	- 	4 	0 
Ländernfür die Jahre 1996 bis 
1998 

42 § 5 Abs. 1 Nr. 3 InvZulG 
 

 
Verlängerung der Investitions- Insg. . - 	- 	- 	500 	- 	600 
zulage von 5 v. H. nur für Bund . - 	- 	- 	240 	- 	288 
verarbeitendes Gewerbe für die Länder . - 	- 	- 	239 	- 	288 
Jahre 1997 und 1998 Gem. . - 	- 	- 	21 	- 	24 

43 § 5 Abs. 3 InvZulG 

Verlängerung der Investitions- Insg. . - 	- 	- 1.800 	- 2.000 
zulage von 10 v. H. für den Mittel- Bund . - 	- 	- 	864 	- 	960 
stand in den Jahren 1997 und Länder . - 	- 	- 	864 	- 	959 
1998 Gem. . - 	- 	- 	72 	- 	81 

44 § 5 Abs. 3 InvZulG 
Einbeziehung des kleinflächigen Koal.- 
Handels in die Investitionszulage Entwurf - - 	- 	- 	- 
von  10v. H. ab 1996 

FinA BT 
Insg. - 	140 - 	- 	140 	- 	160 	- 	180 
Bund - 	62 - 	- 	62 	- 	70 	- 	79 
Länder - 	62 - 	- 	62 	- 	70 	- 	79 
Gem. - 	16 - 	- 	16 	- 	20 	- 	22 

45 § 5 Abs. 3 InvZulG 
Einbeziehung des verarbeitenden Koal.- 
Gewerbes von Berlin (West) in die Entwurf - - 	- 	- 	- 
Mittelstandszulage von 10 v. H. 
ab 1996 FinA BT 

Insg. - 	85 - 	- 	85 	- 	95 	- 	105 
Bund - 	41 - 	- 	41 	- 	46 	- 	51 
Länder - 	41 - 	- 	41 	- 	45 	- 	50 
Gem. - 	3 - 	- 	3 	- 	4 	- 	4 
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1996 1997 1998 1999 

46 § 20 Abs. 2 UStG 

Erhöhung der Grenze für die Be- Koal.- 
steuerung nach vereinnahmten Entwurf 
Entgelten von 250.000 DM auf Insg. - 	150 - 	135 - 	15 - 135 
1.000.000 DM für Unternehmer in Bund - 	84 - 	76 - 	8 - 76 
den neuen Ländern für die Jahre Länder - 	66 - 	59 - 	7 - 59 
1996 bis 19988) FinA BT 

Insg. - 	150 - 	135 - 	15 - 135 
 Bund - 	77 - 	69 - 	8 - 69 

Länder - 	73 - 	66 - 	7 - 66 

Diff. 
Insg. 0 0 0 0 0 
Bund 7 7 0 0 - 	7 
Länder - 	7 - 	7 0 0 7 

47 0 24c VStG i. V. m. § 136 BewG 

Verlängerung der Aussetzung der Länder . - 	350 - 	400 - 	450 - 
Vermögensteuer in den neuen 
Ländern bis einschließlich 1998 

48 §4Nr.4GrEStG 

Steuerbefreiung der Grund- Länder - 	100 - 	90 - 	10 - - 
stücksübertragungen der auf- 
gelösten Treuhandanstalt an ihre 
Nachfolge-Gesellschaften 

49 Finanzielle Auswirkungen der Koal.- 
Verlängerung der Investitions- Entwurf 
förderung in den neuen Ländern Insg. - 	370 - 	668 - 6.816 -10.702 - 4.315 

Bund - 	139 - 	117 - 2.464 - 4.158 - 1.897 
Länder - 	212 - 	535 - 2.573 - 4.240 - 1.821 
Gem. - 	19 - 	16 - 1.779 - 2.304 - 	597 

FinA BT 
Insg. - 	645 - 	708 - 7.157 -11.113 - 4.636 
Bund - 	256 - 	127 - 2.619 - 4.342 - 2.048 
Länder - 	339 - 	555 - 2.718 - 4.413 - 1.956 
Gem. 7 	50 - 	26 - 1.820 - 2.358 - 	632 

Diff. 
Insg. - 	275 - 	40 - 	341 - 	411 - 	321 
Bund - 	117 - 	10 - 	155 - 	184 - 	151 
Länder - 	127 - 	20 - 	145 - 	173 - 	135 
Gem. - 	31 - 	10 - 	41 - 	54 - 	35 

V. Maßnahmen zur Steuer- 
vereinfachung und zur 
Rechtsbereinigung 

50 § 1 Abs. 3a, § 10 Abs. 1 Nr. 1 und 
§ 32 Abs. 7 EStG 

Anwendung des Splitting- Koal.- 
Verfahrens, des Real-Split ting Entwurf - - - - 
und des Haushaltsfreibetrags bei FinA BT 
EU-Bürgern, die ihr Einkommen Insg. - 	335 - 	235 - 	335 - 	335 - 	335 
ganz oder fast ausschließlich Bund - 	157 - 	109 - 	157 - 	157 - 	157 
in Deutschland erzielen 

Länder - 	132 - 	94 - 	132 - 	132 - 	132 
Gem. - 	46 - 	32 - 	46 - 	46 - 	46 
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51 § 2 Abs. 7, § 25 Abs. 2 und § 32 b 
EStG 
Ermittlung des Jahreseinkommen Koal.- 
auch bei unterjähriger unbe- Entwurf - - - - - 
schränkter oder beschränkter 
Steuerpflicht und Einbeziehung FinA BT 

der ausländischen Einkünfte Insg. 325 270 325 325 325 

durch Progressionsvorbehalt Bund 153 126 153 153 153 
Länder 128 106 128 128 128 

Gem. 44 38 44 44 44 

52 § 4 Abs. 4 a EStG 
Vereinfachung der Gewinnermitt- . . . . . 
lung bei Gewerbetreibenden und 
Freiberuflern durch Einführung 
einer Betriebsausgaben-Pau- 
schale in Höhe von 8 v. H. der im 
Wirtschaftsjahr erzielten Umsätze 

53 § 4 Abs. 5 Nr. 5 EStG 
Gewährung der Pauschalen für Koal.- 
Verpflegungsmehraufwendungen Entwurf 
von 10 bzw. 20 DM bei einer Ab- Insg. 1.065 914 1.017 1.065 1.065 
wesenheitsdauer von mehr als 10 Bund 498 427 478 498 498 
bzw. 14 Std. bei eintägigen Aus- Länder 423 363 403 423 423 
wärtstätigkeiten und jeweils für Gem. 144 124 136 144 144 
den Tag der An- und Rückreise 

FinA BT bei mehrtägigen Dienstreisen 8) 
Insg. 440 380 420 440 440 
Bund 207 180 198 207 207 
Länder 181 154 172 181 181 
Gem. 52 46 50 52 52 

Diff. 
Insg. - 	625 - 	534 - 	597 - 	625 - 	625 
Bund - 	291 - 	247 - 	280 - 	291 - 	291 
Länder - 	242 - 	209 - 	231 - 	242 - 	242 
Gem. - 	92 - 	78 - 	86 - 	92 - 	92 

54 § 8 Abs. 2 EStG 
Einführung einer Freigrenze für Koal.- 
steuerfreie Sachbezüge von Entwurf . . . . . 
monatlich 50 DM anstelle wie monatiich
vorgesehen mit 30 DM FinA BT . . 

Diff. . . . . . 

55 § 9a Nr. 2 EStG 
Pauschalierung des Werbungs- . . . . . 
kostenabzugs mit Ausnahme für 
Schuldzinsen und Abschreibun- 
gen bei den Einkünften aus Ver- 
mietung und Verpachtung 9) 

56 § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG 
Verdoppelung der Höchstbeträge Insg. - 	10 . - 	5 - 	10 - 	10 
für Kosten der Berufsausbildung Bund - 	4 . - 	2 - 	4 - 	4 
in Rahmen des Sonderausgaben- Länder - 	4 . - 	2 - 	4 - 	4 
abzugs auf 1.800/2.400 DM Gem. - 	2 . - 	1 - 	2 - 	2 
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57 § 10b EStG und § 9 Nr. 3 KStG 
Erweiterung der Großspenden- . . . . . 
regelung auf Spenden für mild- 
tätige Zwecke 

58 § 10c EStG 
Anhebung der Vorsorgepau- Insg. - 	245 - 	225 - 	235 - 	235 - 	225 
schale durch Erhöhung der be- Bund - 	113 - 	104 - 	109 - 	109 - 	104 
rücksichtigungsfähigen Vorsorge- Länder - 	98 - 	89 - 	94 - 	94 - 	89 
aufwendungen von 18v. H. auf Gem. - 	34 - 	32 - 	32 - 	32 - 	32 
20 v. H. des Bruttolohns und der 
Erhöhung des Höchstbetrags für 
berücksichtigungsfähige Vor- 
sorgeaufwendungen bei nicht 
rentenversicherungspflichtigen 
Arbeitnehmern von 1.998 DM 
auf 2.214 DM 

59 § 25a EStG 
Einführung einer Kurzveranla- Koal.- 
gung zur Einkommensteuer ohne Entwurf 
dem im Entwurf des Jahressteuer- Insg. -1.935 - -1.290 -1.935 -1.935 
gesetzes 1996 vorgesehenen zu- Bund - 	900 - - 	600 - 	900 - 	900 
sätzlichen Sonderfreibetrag von Länder - 	765 - - 	510 - 	765 - 	765 
1.200/2.400 DM Gem. - 	270 - - 	180 - 	270 - 	270 

FinA BT - - - - - 

Diff. 
Insg. 1.935 - 1.290 1.935 1.935 
Bund 900 - 600 900 900 
Länder 765 - 510 765 765 
Gem. 270 - 180 270 270 

60 § 32b Abs. 2 EStG 
Hinzurechnung der steuerfreien . . . . . 
DBA-Einkünfte anstelle der bis- 
herigen Schattenveranlagung 

61 § 33a Abs. 1 EStG 
Erhöhung des Unterhaltshöchst- Koal.- 
betrages von 7.200 DM auf Entwurf - - - - - 
12.000 DM und Herabsetzung der 

FinA BT anrechnungsfreien Bezüge der 
Insg. - 	30 - 	23 - 	30 - 	30 - 	30 unterhaltenen Person von 
Bund - 	13 - 	10 - 	13 - 	13 - 	13 6.000 DM auf 1.200 DM 
Länder - 	13 - 	10 - 	13 - 	13 - 	13 
Gem. - 	4 - 	3 - 	4 - 	4 - 	4 

62 § 33a Abs. 4 EStG 
Verzicht auf den Wegfall der Koal.- 
Zwölftelungen Entwurf 

Insg. - 	195 - 	165 - 	190 - 	195 - 	195 
Bund - 	92 - 	76 - 	90 - 	92 - 	92 
Länder - 	77 - 	66 - 	75 - 	77 - 	77 
Gem. - 	26 - 	23 - 	25 - 	26 - 	26 

FinA BT - - - - - 
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Diff. 
Insg. 195 165 190 195 195 
Bund 92 76 90 92 92 
Länder 77 66 75 77 77 
Gem. 26 23 25 26 26 

63 § 40a Abs. 4 EStG 
Verbot der Pauschbesteuerung Insg. 55 50 55 55 55 
für Arbeitnehmer, die beim Bund 26 24 26 26 26 
selben Arbeitgeber gleichzei tig Länder 21 19 21 21 21 
beschäftigt sind Gem. 8 7 8 8 8 

64 § 46 Abs. 1 EStG 

Fortfall der Veranlagungspflicht- . . . . . 
grenze 

65 § 50a EStG 
Erhöhung des Pauschsteuersatzes Insg. 70 63 69 70 70 
von 15v. H. auf 25 v. H. für Bund 32 30 32 32 32 
im Ausland wohnende und Länder 27 25 27 27 27 
im Inland tätige selbständige Gem. 11 8 10 11 11 
Künstler und Sportler und 
Anwendung der Lohnsteuer- 
tabelle für abhängig beschäftigte 
Künstler und Sportler 

66 § 8 EStDV 
Verdoppelung der Wertgrenze . . . . . 
für Grundstücksteile von unter- 
geordneter Bedeutung 

67 Verwaltungsregelung 
(R 43 Abs. 8 LStR) Koal.- 
Befristung der Gewährung der Entwurf ' 
Pauschale für Verpflegungs- Insg. 335 300 330 335 335 
mehraufwendungen bei doppel- Bund 157 139 154 157 157 
ter Haushaltsführung auf die Länder 132 119 129 132 132 
ersten drei Monate bei Verein- Gem. 46 42 47 46 46 
heitlichung der Pauschale auf FinA BT 
46 DM pro Tag Insg. 345 310 340 345 345 

Bund 162 143 159 162 162 
Länder 137 123 134 137 137 
Gem. 46 44 47 46 46 

Diff. 
Insg. 10 10 10 10 10 
Bund 5 4 5 5 5 
Länder 5 4 5 5 5 
Gem. 0 2 0 0 0 

68 § 18 Abs. 1 UStG 
Verzicht auf Änderung der Frist Koal.- 
für die Abgabe der Voranmel- Entwurf - - - - - 
dung  und Entrichtung der 

FinA BT - - - - - Vorauszahlung vom 10. auf den 
28. Tag nach Ablauf des Vor- Diff. - - - - - 
anmeldungszeitraums bei gleich- 
zeitigem Wegfall der Dauerfrist- 
verlängerung 
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69 § 18 Abs. 1, 2, 2a (neu) und 4 a 
UStG 
Neuregelung des Umsatzsteuer- Koal.- 
Voranmeldungsverfahrens unter Entwurf 
Berücksichtigung einer An- Insg. . - 	770 	- 	- 	- 
hebung der Grenze für Monats- Bund . - 	431 	- 	- 	- 
zahler von 6.000 DM auf Länder . - 	339 	- 	- 	- 
12.000 DM8)  FinA BT 

Insg. - 	770 	- 	- 	- 
Bund . - 	396 	- 	- 	- 
Länder . - 	374 	- 	- 	- 

Diff. 
 Insg. . 0 	- 	- 	- 

Bund . 35 	- 	- 	- 

Länder . - 	35 	- 	- - 

70 § 19 Abs. 1 UStG 
Anhebung der Umsatzfreigrenze Koal.- 
für Kleinunternehmer von Entwurf 
25.000 DM auf 32.500 DM 8) Insg. - 	100 - 	85 	- 	100 	- 	100 	- 	100 

Bund - 	56 - 	48 	- 	56 	- 	56 	- 	56 
Länder - 	44 - 	37 	- 	44 	- 	44 	- 	44 

FinA BT 
Insg. - 	100 - 	85 	- 	100 	- 	100 	- 	100 
Bund - 	51 - 	44 	- 	51 	- 	51 	- 	51 
Länder - 	49 - 	41 	- 	49 	- 	49 	- 	49 

Diff. 
Insg. 0 0 	0 	0 	0 
Bund 5 4 	5 	5 	5 
Länder - 	5 4 	- 	5 	- 	5 	- 	5 

71 §§ 11 Abs. 3 und 12 Abs. 4 VStG 

Verzicht auf eine Neuver- . 
anlagung zur Vermögensteuer bei 
Änderung der anrechenbaren 
ausländischen Steuer und der 
Ermäßigung der Vermögensteuer 
für ausländische Betriebs- 
vermögen 

72 § 10 Abs. 5 Nr. 3 ErbStG 
Erhöhung der Erbfall-Länder- Länder - 	25 . 	- 	5 	- 	15 	- 	20 
kosten-Pauschale von 10.000 DM 
auf 20.000 DM 

73 0 13 Abs. 1 Nr. 4a ErbStG 
Freistellung sog. unbenannter . . 	. 
(ehebedingter) Zuwendungen 
von hälftigen Beteiligungen 
an Vermögensgegenständen 
von der Schenkungsteuer 

74 § 149 AO 
Einführung eines Wahlrechts, - - 	- 	- 	- 
Steuererklärungen für zwei Jahre 
gemeinsam abzugeben 10) 
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75 § 3 Abs. 1 MinöStG 

Herabsetzung des Steuersatzes Bund - 	6 - 	6 - 	10 - 	15 - 	20 
für Erdgas, Flüssiggas und andere 
gasförmige Kohlenwasserstoffe, 
die als Kraftstoff in Fahrzeugen 
verwendet werden, bis Ende 2000 

76 § 5 Abs. 2 KraftStG 

Kein Wegfall der Steuerbefreiung . . . . 
für Fahrzeuge, die für humanitäre 
Hilfsgütertransporte ins Ausland 
verwendet werden 

77 § 9 Abs. 1 Nr. 4 KraftStG 
Absenkung der Kraftfahrzeug- Koal.- 
steuer für lärmarme und Altnutz- Entwurf - - - - - 
fahrzeuge mit einem zulässigen 
Gesamtgewicht zwischen 12 t FinA BT  

und 16 t Länder - 	90 - 	90 - 	90 - 	90 - 	90 

78 § 32 Abs. 3 Tabaksteuergesetz 

Verlängerung der Übergangs- Koal.- 
fristen für Steckzigaretten Entwurf - - - - - 
bis Ende 1998 

FinA BT 
Bund . - 	125 - 	125 - 	125 - 

79 Finanzielle Auswirkungen der Koal.- 
Maßnahmen zur Steuerverein- Entwurf 
fachung und zur Rechtsbereini- Insg. - 	991 76 - 	364 - 	980 - 	980 
gung zusammen Bund - 	458 - 	45 - 	177 - 	463 - 	463 

Länder - 	410 - 	5 - 	150 - 	396 - 	396 
Gem. - 	123 126 - 	37 - 	121 - 	121 

FinA BT 
Insg. 394 - 	486 274 280 405 
Bund 236 - 	291 101 106 231 
Länder 83 - 	271 97 97 97 
Gem. 75 76 76 77 77 

Diff. 
Insg. 1.385 - 	562 638 1.260 1.385 
Bund 694 - 	246 278 569 694 
Länder 493 - 	266 247 493 493 
Gem. 198 - 	50 113 198 198 

VI. Verbesserung der 
Vermögensbildung für 
Arbeitnehmer gemäß der 
Koalitionsvereinbarung 

80 § 19a EStG 

Verzicht auf Förderung der Über- Koal.- 
lassung von Vermögensbeteili- Entwurf . . . . . 
gungen aufgrund tarifvertraglich 
zugelassener Betriebsvereinba- FinA BT - - - - - 
rungen 11) 

Siehe Fußnoten auf Seite 200 
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Lfd. 
Nr. Maßnahme 

Gebiets

-

körper

-

schaft 

Ent

-

stehungs

-

jahr1) 

Rechnungsjahr 2) 

1996 1997 1998 1999 

81 § 2 Abs. 1 Nr. 1 und § 12 des 
5. VermBG 
Verzicht auf Förderung bei Koal.- 
Anlagefreiheit zwischen allen Entwurf . . . . . 
Beteiligungsformen FinA BT - - - - - 

82 § 13 Abs. 1 des 5. VermBG 

Verzicht auf Anhebung der Ein- Koal.- 
kommensgrenzen von Entwurf 
27 000/54 000 DM auf Insg. - 	210 - - 	30 - 	60 - 	90 
35 000/70 000 DM bei der Arbeit- Bund - 	89 - - 	13 - 	26 - 	38 
nehmer-Sparzulage Länder - 	89 - - 	13 - 	26 - 	38 

Gem. - 	32 - - 	4 - 	8 - 	14 

FinA BT - - - - - 

Diff. 
Insg. 210 - 30 60 90 
Bund 89 - 13 26 38 
Länder 89 - 13 26 38 
Gem. 32 - 4 8 14 

83 Finanzielle Auswirkungen der Koal.- 
Verbesserung der Vermögens- Entwurf 
bildung für Arbeitnehmer Insg. - 	210 - - 	30 - 	60 - 	90 
insgesamt Bund - 	89 - - 	13 - 	26 - 	38 

Länder - 	89 - - 	13 - 	26 - 	38 
Gem. - 	32 - - 	4 - 	8 - 	14 

FinA BT 
Insg. - - - - - 
Bund - - - - - 
Länder - - - - - 
Gem. - - - - - 

Diff. 
Insg. 210 - 30 60 90 
Bund 89 - 13 26 38 
Länder 89 - 13 26 38 
Gem. 32 - 4 8 14 

VII. Zusammenfassung 

84 Finanzielle Auswirkungen des 
Jahressteuergesetzes 1996 unter 
Berücksichtigung der Beschlüsse 
des Finanzausschusses des Deut- 
schen Bundestages zusammen 

1. Steuerfreiste llung des Exi- Insg. -15.450 -13.985 -14.805 -14.525 -14.090 
stenzminimums Bund - 7.228 - 6.541 - 6.928 - 6.794 - 6.592 

Länder - 6.078 - 5.501 - 5.823 - 5.714 - 5.542 
Gem. - 2.144 - 1.943 - 2.054 - 2.017 - 1.956 

2. Neuregelung des Familien- Insg. - 6.600 - 7.790 - 6.675 - 6.600 - 6.600 
leistungsausgleichs Bund - 3.007 - 3.580 - 3.560 - 4.057 - 4.617 

Länder 293 - 165 780 1.343 1.903 
Gem. - 3.886 - 4.045 - 3.895 - 3.886 - 3.886 

Siehe Fußnoten auf Seite 200 
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Lfd 
Nr. Maßnahme 

Gebiets

-

körper

-

schaft 

Ent

-

stehungs

-j

ahr1) 

Rechnungsjahr2) 

1996 1997 1998 1999 

3. Generationenbrücke im Insg. - 	80 40 	- 	285 	- 	450 	- 	395 
Rahmen der Reform der Unter- Bund 147 87 	- 	1 	- 	24 	- 	1 
nehmensbesteuerung Lander - 	252 - 	47 	- 	252 	- 	395 	- 	375 

Gem. 25 . 	- 	32 	- 	31 	- 	19 

4. Verlängerung der Investitions- Insg. - 	645 - 	708 	- 7.157 	-11.113 	- 4.636 
förderung in den neuen Bund - 	256 - 	127 	- 2.619 	- 4.342 	- 2.048 
Ländern Länder - 	339 - 	555 	- 2.718 	- 4.413 	- 1.956 

Gem. - 	50 - 	26 	- 1.820 	- 2.358 	- 	632 

5. Maßnahmen zur Steuer- Insg. 394 - 	486 	274 	280 	405 
vereinfachung und zur Bund 236 - 	291 	101 	106 	231 
Rechtsbereinigung Länder 83 - 	271 	97 	97 	97 

Gem. 75 76 	76 	77 	77 

6. Verbesserung der Vermögens- Insg. - - 	- 	- 	- 
bildung für Arbeitnehmer Bund - - 	- 	- 	-  

Länder  - - 	- 	- 	- 
Gem. - - 	- 	- 	- 

Finanzielle Auswirkungen des 
Jahressteuergesetzes 1996 zu- 
sammen . 

- unter Berücksich tigung der Be- Insg. -22.381 -22.929 	-28.648 	-32.408 	-25.316 
schlüsse des Finanzausschusses Bund -10.108 -10.452 	-13.007 	-15.111 	-13.027 
des Deutschen Bundestages Länder - 6.293 - 6.539 	- 7.916 	- 9.082 	- 5.873 

Gem. - 5.980 - 5.938 	- 7.725 	- 8.215 	- 6.416 
- nach Koalitionsentwurf Insg. -17.871 -17.036 	-22.867 	-25.832 	-17.510 

(BT-Dr. 13/901) Bund - 8.146 - 7.677 	- 9.742 	-11.007 	- 7.905 
Länder - 7.786 - 7.481 	- 9.330 	-10.696 	- 7.586 
Gem. - 1.939 - 1.878 	- 3.795 	- 4.129 	- 2.019 

- Differenz Insg. - 4.510 - 5.893 	- 5.781 	- 6.576 	- 7.806 
Bund - 1.962 - 2.775 	- 3.265 	- 4.104 	- 5.122 
Länder 1.493 942 	1.414 	1.614 	1.713 
Gem. - 4.041 - 4.060 	- 3.930 	- 4.086 	- 4.397 

1) Auswirkung im ersten Veranlagungszeitraum. 
2) Kassenmäßige Auswirkung der Rechtsänderung. 
3) Pos. 4: 

Das Restkindergeld dürfte nur einer verhältnismäßig kleinen Personenzahl zustehen. Eine Bezifferung der Haushaltsbela-
stung ist wegen fehlender statistischer Angaben nicht möglich. 

4) Pos. 7: 
Ohne Berücksichtigung von notwendigen Maßnahmen der Länder zugunsten der Gemeinden im Rahmen des kommunalen 
Finanzausgleichs. Für etwa 600 000 Kinder von Sozialhilfeempfängern führt die Neugestaltung des Familienleistungsaus-
gleichs zu Verbesserungen in einem Gesamtvolumen von rd. 300 Mio. DM jährlich. In diesem Umfang werden die Gemeinden 
bei den Sozialaufwendungen entlastet. 

5) Pos. 12: 
Nach der Steuerschätzung Mai 1994 beträgt der Anteil der Gemeinden am Fonds "Deutsche Einheit", der über die Gewerbe-
steuer-Umlage an die Länder entrichtet wird, ab 1996 jährlich mindestens 1.370 Mio. DM. Der Verhältnissatz an  der Gewerbe-
steuer-Umlage wurde entsprechend angepaßt. 

6) Pos. 17: 
Die im Jahressteuergesetz 1996 vorgesehene Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer wurde berücksichtigt. 

7) Pos. 17, 33, 35, 37, 38 und 39: 
Vorläufige Schätzung; Neuschätzung Mai 1995. 

8) Pos. 21, 46, 53, 69 und 70: 
Das im Rahmen der Neuregelung des Familienleistungsausgleichs veränderte Aufteilungsverhältnis des Umsatzsteuerauf-
kommens (vgl. Pos. 6) wurde berücksichtigt. 

9) Pos. 55: 
Zur Bezifferung der finanziellen Auswirkungen liegen z. Z. keine statistischen Unterlagen vor. 

10) Pos. 74: 
Die Regelung führt zu einer Verlagerung von Abschlußzahlungen von 1998 auf 1999. Die Höhe des Verlagerungsvolumens ist 
nicht bezifferbar. 

11) Pos.80: 
Stärkere Inanspruchnahme von § 19a EStG ergibt, wenn diese voll zu Lasten von Barlohnerhöhungen geht, für je zusätzlich 
1 Mio. Arbeitnehmer Steuer- und Beitragsausfälle von 190 Mio. DM je Entstehungsjahr (Bund 30 Mio. DM, Sozialversicherung 
130 Mio. DM). Geht Mehrinanspruchnahme zu Lasten der Gewinne: ausschließlich Steuerausfälle von 190 Mio. DM (Bund 
70 Mio. DM, Länder 70 Mio. DM, Gemeinden 50 Mio. DM). 
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Anlage 2 

31.5.1995 
Finanzausschuß des 
Deutschen Bundestages 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD 

zum Entwurf eines Jahressteuergesetzes (JStG)1996 
- Drucksache 13/901 - 

Der Finanzausschuß des Deutschen Bundestages wolle beschlie-
ßen: 

Der Entwurf des Jahressteuergesetzes 1996 erfüllt weder die von 
der Bundesregierung selbst formulierten Ansprüche noch die von 
den Bürgern und der Fachöffentlichkeit in ihn gesetzten Erwar-
tungen. Die vom Bundesverfassungsgericht bereits vor Jahren an-
gemahnte Steuerfreistellung des Existenzminimums und die Ent-
lastungen für die Familien mit Kindern fallen zu gering aus. Die 
angekündigte Vereinfachung des Steuerrechts sowie der Abbau 
von Steuervergünstigungen und steuerlichen Sonderregelung fin-
den erneut nicht statt. Statt dessen enthält das Jahressteuergesetz 
1996 weitere Komplizierungen unseres Steuerrechts und führt zu 
noch mehr Unübersichtlichkeit. Die Chance, mit diesem Gesetz 
zumindest eine Vereinfachung unseres Steuersystems einzuleiten 
und damit unser Steuerrecht wieder für die Bürger nachvollzieh-
bar und gerecht zu gestalten, wird leichtfertig vertan. 

Der Bundesminister der Finanzen hat den Entwurf für das frühzei-
tig von der Bundesregierung angekündigte Jahressteuergesetz 
1996 viel zu spät erarbeitet. Der dann unter Zeitdruck vom Bun-
desminister der Finanzen vorgelegte und für die parlamentarische 
Beratung im Bundestag von den Koalitionsfraktionen übernom-
mene Gesetzentwurf hat sich in zentralen Bereichen als so man-
gelhaft erwiesen, daß er in den Beratungen des Finanzausschus-
ses auf Grund der von der SPD-Bundestagsfraktion erhobenen 
Forderungen in wesentlichen Punkten geändert wurde. Von dem 
vorgelegten vollkommen unzureichenden Entwurf ist nur noch 
die Überschrift unverände rt  geblieben; der Inhalt wurde weitge-
hend neu gefaßt. Dennoch bleibt das Ergebnis hinter dem verfas-
sungsrechtlich Notwendigen, dem steuerrechtlich Erforderlichen 
und dem finanzwirtschaftlich Machbaren zurück. 

1. Steuerfreistellung des Existenzminimums 

Auf Grund der Forderung der SPD-Bundestagsfraktion, die in der 
Anhörung des Finanzausschusses des Deutschen Bundestages 
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von allen Sachverständigen unterstützt wurde, hat der Finanzaus-
schuß die im Gesetzentwurf vorgesehene Abschaffung des steuer-
lichen Grundfreibetrags und den Ansatz eines von der Höhe des 
Einkommens abhängigen Existenzminimums durch eine sog. au-
ßertarifliche Grundentlastung abgelehnt. Die nunmehr vorgese-
hene Anhebung des bewährten Grundfreibetrags ist steuersyste-
matisch der richtige Weg. 

Allerdings reicht der Betrag von 12 000 DM nicht aus, um entspre-
chend den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts das Exi-
stenzminimum steuerfrei zu stellen. In der von der Bundesregie-
rung vorgelegten Berechnung wurden vor allem die Wohnkosten 
zu niedrig und - entgegen dem Beschluß des Bundesverfassungs-
gerichts vom 25. September 1992 - ein Mehrbedarfszuschlag we-
gen Erwerbstätigkeit überhaupt nicht angesetzt. Nach den verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben muß daher der Grundfreibetrag min-
destens auf 13 000 DM für Alleinstehende und 26 000 DM für Ver-
heiratete angehoben werden. 

Ein derart  angehobener verfassungskonformer Grundfreibetrag 
führt nach den vom Bundesfinanzministerium auf Wunsch der 
SPD-Bundestagsfraktion vorgelegten Alternativrechnungen für 
verheiratete Normalverdiener (zu versteuerndes Einkommen im 
Bereich von 30 000 bis 60 000 DM) zu einer um 500 DM geringe-
ren Steuerschuld als die beschlossene Gesetzesfassung. Die sich 
nach diesen Berechnungen ergebenden höheren Steuerausfälle 
von ca. 5 Mrd. DM können durch die Vorschläge der SPD zum 
Abbau ungerechtfertigter Steuervergünstigungen (s. nachstehen-
de Nr. 5) finanziert werden. 

Die beschlossene Gesetzesfassung wird mit großer Wahrschein-
lichkeit dazu führen, daß innerhalb kurzer Zeit erneut das Bun-
desverfassungsgericht angerufen wird, somit in Zukunft sämtliche 
Einkommensteuerbescheide nur noch vorläufig ergehen können 
und das Gesetz schließlich rückwirkend für verfassungswidrig er-
klärt wird. Eine Regierung, die mit einer willentlich herbeigeführ-
ten zu hohen Besteuerung der Bürger ein dera rtiges Verfassungs-
risiko eingeht, setzt das Vertrauen der Bürger in eine gerechte 
Verteilung der Steuerlasten und in die Verfassungsmäßigkeit 
staatlichen Handelns aufs Spiel. 

2. Neuregelung des Familienleistungsausgleichs 

Ziel muß weiterhin die Verwirklichung des einheitlichen Kinder-
geldes in Höhe von monatlich 250 DM pro Kind (ab dem 4. Kind 
350 DM) sein. Die SPD-Bundestagsfraktion hat hierzu einen kon-
kreten Antrag im Deutschen Bundestag vorgelegt (Drucksache 
13/16). 

Die im Jahressteuergesetz 1996 enthaltenen Vorschläge zur Neu-
regelung des Familienleistungsausgleichs sind ein deutlicher 
Schritt in die richtige Richtung hin auf das Modell der SPD-Bun-
destagsfraktion. Rund 95 Prozent aller Eltern sollen künftig ein 
einheitliches Kindergeld erhalten wie von der SPD-Fraktion seit 
Jahren gefordert. Die im Jahressteuergesetz erzielten Verbesse-
rungen für die Familien mit Kindern sind daher in ganz entschei- 
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dendem Maße den langjährigen Bemühungen der SPD zu ver-
danken. Der Finanzausschuß bedauert, daß die Koalitionsparteien 
noch für einen kleinen Teil von Spitzenverdienern an dem unge-
rechten Kinderfreibetrag festhalten wollen. Durch das Nebenein-
ander von Kinderfreibetrag und Kindergeld bleibt der Familien-
leistungsausgleich außerdem unnötig kompliziert und bürokra-
tisch. 

3. Besteuerung von Unternehmen und Reform 
der Gemeindefinanzen 

Entsprechend der Forderung der SPD-Bundestagsfraktion wur-
den im Finanzausschuß durch die Koalitionsfraktionen selbst die 
im Gesetzentwurf vorgesehene Abschaffung der Gewerbekapital-
steuer, die Absenkung bei der Gewerbeertragsteuer und die zur 
Gegenfinanzierung vorgesehene Verschlechterung der Abschrei-
bungsbedingungen zurückgezogen. Damit wurde nicht nur die 
geplante Beeinträchtigung der kommunalen Selbstverwaltung 
verhindert, die zudem in ihrer konkreten Auswirkung auf die ein-
zelnen Gemeinden mangels statistischer Anhaltspunkte über-
haupt nicht zu überblicken war. Verhindert wurde insbesondere 
auch, daß die Vornahme von Investitionen steuerlich erschwert 
und damit dem Wirtschaftsstando rt  Bundesrepublik Deutschl and 
Schaden zugefügt wurde. Änderungen bei der Gewerbesteuer im 
Rahmen einer Gemeindefinanzreform sind nur nach gründlicher 
Vorarbeit im Einvernehmen mit den Städten und Gemeinden und 
der Wirtschaft möglich. 

4. Förderung der neuen Bundesländer 

Entgegen den ursprünglichen Annahmen der Bundesregierung 
muß der wirtschaftliche Aufbau in den neuen Bundesländern 
auch über das Jahr 1996 hinaus weiterhin gefördert und unter-
stützt werden. Entsprechend einer Forderung der SPD-Bundes-
tagsfraktion konnte abweichend von dem Gesetzentwurf erreicht 
werden, daß der innerstädtische mittelständische Handel in die 
Investitionszulage einbezogen wird. Bedauerlich ist jedoch, daß 
der Antrag der SPD, den Bau von bezahlbaren Wohnungen durch 
eine Sonderabschreibung von 40 v. H. zu fördern, von der Koali-
tion abgelehnt wurde. Die Koalition war auch nicht bereit, durch 
eine Aufstockung des auf 500 Mio. DM plafondierten Beteili-
gungsprogramms eine deutliche Verbesserung der Eigenkapital-
ausstattung der Unternehmen in den neuen Ländern zu ermög-
lichen. 

5. Steuervereinfachung und Abbau ungerechtfertigter 
Steuervergünstigungen 

Der Finanzausschuß bedauert, daß mit dem Jahressteuergesetz 
1996 erneut die Chance für eine grundlegende Vereinfachung un-
seres Steuerrechts verpaßt wird und es der Regierungskoalition 
an dem politischen Mut fehlt, ungerechtfertigte Steuervergünsti-
gungen und Sonderregelungen weiter abzubauen. Die von der 
SPD-Bundestagsfraktion hierzu gemachten konkreten Vorschläge 
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wurden abgelehnt. Der Finanzausschuß begrüßt, daß die Länder 
im Finanzausschuß des Bundesrates einen umfangreichen Kata-
log zum Abbau von Subventionen mit einem Gesamtvolumen von 
rund 14 Mrd. DM vorgelegt haben. 

Die in dem Jahressteuergesetz 1996 als Steuervereinfachung de-
klarierten Maßnahmen sind nicht geeignet, zu einer tatsächlichen 
Steuervereinfachung beizutragen. Vorschläge wie die Einführung 
einer sog. Kurzveranlagung oder die Möglichkeit, Steuererklä-
rungen für zwei Jahre zusammen abzugeben, sind lediglich ein 
Herumdoktern an den Symptomen und Folgeerscheinungen des 
viel zu kompliziert gewordenen Steuerrechts, ohne daß die Ur-
sachen für die Kompliziertheit beseitigt werden. Der Finanzaus-
schuß begrüßt, daß die Koalition von ihrem ursprünglichen Vor-
haben, den Sonderausgabenabzug für Haushaltshilfen auszuwei-
ten, Abstand genommen hat. Da es sich hierbei um eine nicht zu 
rechtfertigende Steuervergünstigung für eine gut verdienende 
Minderheit handelt, sollte dieses Privileg ganz abgeschafft wer-
den. 

6. Steuerliche Förderung des Wohneigentums 

Der Finanzausschuß bedauert, daß die erforderliche Umgestal-
tung der heute gleichermaßen wohnungspolitisch ineffizienten 
wie sozial ungerechten steuerlichen Förderung des Wohneigen-
tums im Jahressteuergesetz 1996 nicht angegangen wird, weil die 
Koalitionsparteien sich immer noch nicht auf einen gemeinsamen 
Vorschlag einigen konnten. Bereits 1991 hat sich der Deutsche 
Bundestag einstimmig in einem Entschließungsantrag dafür aus-
gesprochen, „daß möglichst bald ein neues, besseres Förderkon-
zept entwickelt und umgesetzt wird". Konkrete Modelle zur Ein-
führung einer einkommensunabhängigen steuerlichen Förderung 
des Wohneigentums liegen seit Jahren auf dem Tisch und werden 
von der Wissenschaft und den Verbänden sowie von Wohnungs-
baupolitikern aus allen Fraktionen gefordert. Durch die anhalten-
de Untätigkeit der Bundesregierung besteht zunehmend die Ge-
fahr eines Stillstandes im Eigenheimbau. 

Der Finanzausschuß forde rt  die Bundesregierung daher auf, um-
gehend einen Gesetzentwurf vorzulegen, durch den die steuer-
liche Wohneigentumsförderung auf eine gerechte, progressions-
unabhängige und familienfreundliche Förderung umgestellt wird, 
die die Bezieher höherer Einkommen nicht mehr begünstigt und 
zugleich dem Gedanken der Steuervereinfachung Rechnung 
trägt. 

7. Einstieg in die ökologische Steuerreform 

Das Jahressteuergesetz 1996 ist für den Einstieg in eine ökolo-
gische Steuerreform zu nutzen. Die zunehmende Ozongefahr und 
die drohende Klimakatastrophe zwingen dazu, daß mit Umwelt-
schutz und Energieeinsparung endlich E rnst gemacht wird. Dazu 
sind wirksame marktwirtschaftliche Anreize zu schaffen: Jeder, 
der sich umweltgerecht verhält, soll gewinnen, jeder, der die Um-
welt übermäßig belastet, soll dafür einen Preis bezahlen. 
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Die ökologische Steuerreform ist auch ein Konzept zur Stärkung 
des Standorts Deutschland: Sie schafft marktwirtschaftliche An-
reize zur Entwicklung energiesparender und umweltschonender 
Güter und Produktionsverfahren. Dadurch können für die deut-
sche Wirtschaft weltweit neue Zukunftsmärkte erschlossen und 
Hunderttausende neuer Arbeitsplätze am Standort Deutschland 
geschaffen werden. So wäre es etwa ein ökologisch völlig falsches 
Signal, wenn die Strompreise 1996 durch den ersatzlosen Wegfall 
des Kohlepfennigs sinken würden. 

Die Kilometerpauschale für Fahrten zwischen Wohnung und Ar-
beitsstätte ist durch eine verkehrsmittelunabhängige Entfer-
nungspauschale zu ersetzen. Durch den Abbau der steuerlichen 
Diskriminierung umweltfreundlicher Verkehrsmittel wird der Um-
stieg vom Auto auf diese Verkehrsmittel gefördert. Der von der 
SPD-Bundestagsfraktion im Finanzausschuß hierzu eingebrachte 
Antrag wurde jedoch von den Koalitionsfraktionen abgelehnt. 

Der Finanzausschuß kritisiert mit Nachdruck, daß die ohnehin 
knapp bemessene Zeit für die Beratung des Jahressteuergesetzes 
noch einmal verkürzt wurde und daher eine ordnungsgemäße Be-
ratung im Finanzausschuß und in den mitberatenden Ausschüs-
sen von der Mehrheit der Koalitionsparteien verhindert wurde. 
Durch die erneute Verkürzung der Beratungszeit hatte der Fi-
nanzausschuß keine Gelegenheit, die Stellungnahme des Bun-
desrates und die Gegenäußerung der Bundesregierung bei seiner 
Beschlußfassung zu berücksichtigen. Der Finanzausschuß be-
dauert, daß der vermittelnde Vorschlag, die Beratungen zunächst 
auf den Familienleistungsausgleich und die Steuerfreistellung 
des Existenzminimums und damit auf die Bereiche zu beschrän-
ken, die zum 1. Januar 1996 in Kraft treten müssen, von den Koali-
tionsparteien abgelehnt wurde. Die von der Koalitionsmehrheit 
durchgesetzte verkürzte Beratungszeit widersp richt der in der 
vergangenen Legislaturpe riode vom Vorsitzenden des Finanzaus-
schusses und den Regierungsparteien wiederholt abgegebenen 
Erklärung, wegen Zeitdrucks nicht mehr ordnungsgemäß zu be-
ratende Gesetzentwürfe zurückzuweisen. 







 


